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Hochschulen sind unter ökonomischer Perspektive für ihre Standortregionen einerseits als Ar-
beitgeber und Nachfrager von Interesse, andererseits präsentieren sie sich als wissens- 
produzenten, als „wissensimporteure“ und als Bereitsteller von Humankapital. über welche 
kanäle Hochschulen und Regionen miteinander verbunden sind, welche Hemmnisse und er-
folgsfaktoren beim wissenstransfer zu beobachten sind und wie erfolgversprechende Gover-
nance-Strukturen zur Steuerung des Zusammenspiels geschaffen werden können – das sind 
themen, die in dem vorliegenden Band ausführlich behandelt werden.

Zudem wird die „dritte Aufgabe“ (third Mission) der Hochschulen und ihre gesellschaftliche 
Mitverantwortung für eine nachhaltige Regionalentwicklung in diesem Buch debatiert. Damit 
stellt sich zugleich die Frage, durch welche Veränderungen des Hochschulsystems und des Ver-
haltens von Hochschulen – etwa im Sinne des empirisch beobachtbaren Strukturtyps der 
„engagierten Hochschule“ – diesem Anspruch nachgekommen werden kann. Dieses thema, 
wie auch die weitergehende Forderung, Hochschulen als Agenten für eine nachhaltige entwick-
lung insbesondere im „Reallabor“ Region ins Blickfeld zu nehmen, ist ebenfalls Gegenstand von 
Beiträgen in diesem Band – illustriert anhand von Fallbeispielen.
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Kurzfassung
Dass sich Hochschulregionen tendenziell besser entwickeln als Regionen ohne Hoch-
schule ist bekannt und die dazu beitragenden regionalen Beschäftigungs- und Einkom-
menseffekte der Hochschulen sind inzwischen gut untersucht. Forschungsbedarf gibt 
es dagegen zu den Kanälen, Erfolgsfaktoren und Governance-Formen des regionalen 
Transfers, der Rolle von Hochschulen als Agenten für regionale Nachhaltigkeit und 
den räumlichen Wirkungen von Wissenschaftspolitik. Alle diese Fragestellungen kön-
nen in ihrer Wechselwirkung mit dem normativen Konzept der Nachhaltigkeit unter-
sucht werden, welches sich in Dimensionen des institutionellen Wettbewerbs und der 
politischen Forderung nach mehr gesellschaftlicher Verantwortung der Hochschulen 
ausprägt. Diese Orientierung auf die Third Mission der Hochschulen steht in einem 
Spannungsverhältnis zu den Instrumenten einer effizienzorientierten Wissenschafts-
politik, etwa der Exzellenzinitiative. 

Schlüsselwörter
Regionale Effekte von Hochschulen – nachhaltige Entwicklung – regionale Entwicklung 
– Wissenschaftspolitik 
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Universities and sustainable regional development – Outlining the problem 
and results

Abstract
The positive impacts of universities on regional development and the effect of their 
backward linkages on regional employment and income are well known. Open re-
search questions exist with regard to channels, determinants and barriers to regional 
transfer, the role of universities as agents for sustainable regional development and 
the spatial impacts of science policy. All these subjects can be analysed in terms of 
their mutual interaction with the normative concept of sustainability, which is particu-
larly significant in the context of institutional competition and policy demands. The 
policy of directing universities towards a third mission conflicts with classical instru-
ments of science policy, e. g. the German Excellence Initiative.

Keywords
Regional impacts of higher education – sustainable development – regional develop-
ment – science policy

1 Woraus speist sich das Interesse am Thema?

Die wissenschaftliche Auseinandersetzung mit den Zusammenhängen zwischen Hoch-
schulen und ihren Standortregionen hat eine längere Tradition. Während die frühe 
Diskussion vor allem durch makro- und mikroökonomische Analysen der Auswirkun-
gen von Hochschulen auf die wirtschaftliche Entwicklung geprägt war, werden in den 
letzten Jahren verstärkt auch andere Fragestellungen aufgegriffen, die zunehmend 
einen interdisziplinären Zugang notwendig machen. Im Ergebnis lassen sich aggregiert 
drei Stränge der Weiterentwicklung der Diskussion unterscheiden:

 >  Unter ökonomischen Vorzeichen werden verstärkt Wettbewerbsaspekte themati-
siert, und zwar einerseits bezogen auf den Wettbewerb zwischen Hochschulen 
und andererseits auf denjenigen zwischen Regionen.

 >  Unter dem wissenschaftspolitischen Blickwinkel einer Third Mission von Hoch-
schulen richtet sich das Interesse verstärkt auf die Erreichung von Nachhaltig-
keitszielen, wobei pragmatisch oft regionale Kontexte einer genaueren Betrach-
tung unterzogen werden.

 >  Der Schwenk hin zu einer immer stärker effizienzorientierten Förder- und Finan-
zierungskulisse wirft zunehmend die Frage auf nach den induzierten raumstruktu-
rell differenzierten Wirkungen und der gesonderten Bewertung dieser regionalen 
Effekte.

Zu allen drei Perspektiven der Weiterentwicklung werden in dem vorliegenden Band 
Beiträge geliefert, wobei der Aspekt einer nachhaltigen Regionalentwicklung in Teil B 
besondere Berücksichtigung findet (vgl. Schiller/Kanning/Pflitsch et al. und Radinger- 
Peer/Pflitsch/Freytag et al. in diesem Band). 
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In Kapitel C steht zunächst die Perspektive des Wettbewerbs im Vordergrund – einer-
seits zwischen den einzelnen Hochschulen im (nationalen und/oder internationalen) 
Hochschulraum (vgl. Blume/Brenner/Bünstorf et al. und Brökel/Mewes in diesem 
Band) und andererseits zwischen den Teilregionen eines größeren Wirtschaftsraums 
(Gareis/Diller in diesem Band). 

Seit gut zwei Dekaden hat sich die Sicht auf das Hochschulsystem in Deutschland und 
auf die treibenden Kräfte für die Generierung und Implementierung neuen Wissens 
nahezu paradigmatisch verändert. Der institutionelle Wettbewerb zwischen den 
Hochschulen (in Abgrenzung zum personellen Wettbewerb zwischen Wissenschaftle-
rinnen/Wissenschaftlern) wurde zum dominanten Merkmal der Entwicklung des 
Hochschulsystems – transportiert über die Finanzierungs-, Ausstattungs- und Anreiz-
strukturen. Dies ging einher mit dem bewussten und gewollten Zulassen einer größe-
ren Differenzierung zwischen den einzelnen Hochschulen. Die zuvor in Deutschland 
ausgeprägte Differenzierung nach Hochschultypen wurde im Zuge dieser Entwicklung 
abgeschwächt. Als Folge dieser neuen Orientierung entwickeln die einzelnen Hoch-
schulen wettbewerbliches Verhalten. Sie erneuern ihre Organisationsstrukturen und 
gestalten ihre Entscheidungsprozesse unter den von den Bundesländern veränderten 
Rahmenbedingungen neu. Vor allem aber entwickeln sie längerfristig ausgerichtete 
Strategien, mit denen sie ihre Attraktivität für Studierende, die Wahrnehmung ihrer 
Forschungs- und Transferaufgaben sowie ihre Ressourcenausstattung verbessern 
und sich so über Profilbildung einen Wettbewerbsvorteil im Hochschulsystem ver-
schaffen können. Die Hochschulen verhalten sich also „unternehmerisch“.

In diesem Kontext sind zunehmend auch die Standortregionen, ihre jeweilige struktu-
relle Ausgangssituation (vor allem gekennzeichnet durch bestehende Cluster und 
Netzwerke) und ihr Handeln ins Blickfeld des Interesses der Hochschulen gekommen. 
Viele Hochschulen haben erkannt, dass hier vor Ort ein Potenzial existiert, aus dem für 
die individuelle Hochschulentwicklung Vorteile auch bei der Erfüllung ihrer Kernaufga-
ben Forschung, Lehre und Nachwuchsförderung abgeleitet werden können. Dabei 
sind die im regionalen Kontext prinzipiell nutzbaren Vorteile für die Aufgabenerfüllung 
sicherlich von Hochschule zu Hochschule und von Standort zu Standort unterschied-
lich, und sie werden von den jeweiligen Hochschulen in ihrem Stellenwert auch unter-
schiedlich bewertet. Im positiven Fall aber, in dem die gegebenen Vorteile im Sinne 
eines nutzbaren Potenzials durch die Hochschule als hoch eingeschätzt werden, liegt 
die Erarbeitung von Strategien nahe, um die erkannten Möglichkeiten zu nutzen oder 
sogar selbst auf Umfang der Potenziale und Intensität der Nutzung aktiv Einfluss zu 
nehmen, also die Regionalentwicklung als Quelle dieser Vorteile mitzugestalten. Die 
hier angesprochene Perspektive liegt wohlgemerkt im Eigeninteresse der jeweiligen 
„unternehmerischen“ Hochschulen und trägt nur abgeleitet (quasi im Sinne eines 
„Mitnahmeeffekts“) zur sozioökonomischen Entwicklung vor Ort bei. 

Eine zweite wettbewerbliche Perspektive thematisiert den Zusammenhang „Hoch-
schulen und (nachhaltige) Regionalentwicklung“ aus dem Blickwinkel des Wettbe-
werbs zwischen den Regionen. Dieser Wettbewerb zielt einerseits auf materielle Bes-
serstellung (etwa im Zuge der Ausstattung mit Ressourcen durch gezielte Attrahierung 
von Bevölkerung und Unternehmen) und andererseits auf immaterielle Anerkennung 



6 11 _  H o cH s cH u l en u n d i H r b e i t r ag f ü r e i n e n acH H a lt i g e r eg i o n a l en t wi ck lu n g

(etwa durch Merkmale wie Modernität, Nachhaltigkeit, kulturelles Angebot, Wissen-
schaft). Als zentraler strategischer Faktor dient dabei die Innovationsintensität einer 
Region auf allen Feldern der Produktion und der Versorgung mit privaten und öffent-
lichen Gütern. Innovationen stellen dabei sowohl auf das Schaffen und Anwenden neu-
en Wissens ab als auch auf das schnelle Antizipieren bestehenden Wissens. Wenn Re-
gionen vor diesem Hintergrund Strategien entwickeln, um ihre Wettbewerbsposition 
gezielt zu verbessern, können die ortsansässigen Hochschulen dabei eine wichtige 
Rolle spielen. Hochschulen sind per se Wissensproduzenten und Ideenschmieden. Zu-
gleich fungieren sie als Netzwerkknoten, durch die regionsexternes Wissen in regiona-
le Wissenskanäle eingespeist werden kann. Es kann also durchaus im Interesse der 
Standortregion einer Hochschule liegen, das Potenzial, das eine Hochschule bietet, 
für die eigene Zielerreichung zu nutzen.

Ein ganz anderer Blickwinkel wird eingenommen, wenn man politisch-normativ im 
Zuge der Diskussion über eine verstärkte gesellschaftliche Verantwortung der Hoch-
schulen und des Hochschulsystems von der Forderung nach mehr Nachhaltigkeit bei 
der Gestaltung sozioökonomischer Prozesse in einer Gesellschaft ausgeht und sich 
fragt, welche Rolle dabei dem speziellen Zusammenhang von Hochschulen und Regio-
nalentwicklung zukommen kann. In diesem Zusammenhang hat die Hochschulrekto-
renkonferenz in ihrer Erklärung „Hochschulen für nachhaltige Entwicklung“ vom 
24.11.2009 generell festgehalten, dass den Hochschulen eine Schlüsselstellung bei der 
Erreichung der Ziele der Nachhaltigkeitsdekade der Vereinten Nationen zukommt. 
Viele Hochschulen haben in den vergangenen Jahren auf diese Entwicklung (in unter-
schiedlicher Intensität) mit eigenen Nachhaltigkeitsagenden reagiert, teilweise aller-
dings durchaus auch motiviert durch die notwendige Profilbildung im interuniversitä-
ren Wettbewerb. Dabei ist ein wesentlicher Teil dieser Aktivitäten regionsbezogen 
definiert. Zum einen sind Hochschulen von ihren Kernaufgaben her geradewegs prä-
destiniert, einen Beitrag zu neuen Erkenntnissen und Umsetzungsmöglichkeiten im 
Kontext von nachhaltigen Entwicklungsprozessen generell zu liefern. Zum anderen 
sind aber Regionen aufgrund ihrer überschaubaren Größe und der relativen Transpa-
renz sozialer Prozesse sowie ihrer Nähe zu den jeweiligen Hochschulen mit den korre-
spondierenden Fühlungsvorteilen geeignete „Reallabore“, um den Erkenntnisfort-
schritt auf vielen Feldern der Nachhaltigkeit parallel zur Anwendung voranzutreiben.
Vonseiten der Politik wird den Hochschulen seit einigen Jahren zur Unterstützung der 
Transformation zu mehr Nachhaltigkeit als einer wichtigen Third Mission bzw. „dritten 
Aufgabe“ der Hochschulen eine besondere Förderung mit speziellen Programmen zu-
teil. Ziel ist es dabei, insbesondere im Rahmen der Forschungsförderung des Bundes, 
durch externe Anreize ein stärkeres Tätigwerden von Hochschulen als Agenten für 
nachhaltige Entwicklungsprozesse zu induzieren. Davon profitieren besonders regio-
nale Netzwerke, sind doch hier die Fortschritte, die entsprechend „engagierte Hoch-
schulen“ erzielen, am ehesten transparent zu machen, zur Nachahmung anzuempfeh-
len und partiell in größere räumliche Maßstäbe zu transformieren.

Schließlich wird die (nachhaltige) Regionalentwicklung auch indirekt durch die Hoch-
schulen beeinflusst, und zwar über die Ausrichtung und die Maßnahmen der allgemei-
nen, effizienzorientierten Wissenschaftspolitik. Diese in Kapital D diskutierten regio-
nalen Effekte treten im Sinne eines „Nebenprodukts“ auf, also in der Regel un- 



7H o cH s cH u l en u n d n acH H a lt i g e R eg i o n a l en t wi ck lu n g –  PR o b l e m au f R i s s u n d eR g eb n i s s e

beabsichtigt. Bei der Ressourcenvergabe nach Maßgabe allgemeiner Effizienzkriterien 
der Wissenschaft, besteht das „Nebenprodukt“ in einer regionalen Verteilungsstruk-
tur der Mittel, die auch unter anderen gesellschaftspolitischen Zielen, insbesondere 
regionalen Ausgleichszielen („Gleichwertigkeit von Lebensverhältnissen“) oder regio-
nalen Möglichkeiten der Erreichung von Nachhaltigkeitszielen, zu bewerten ist. Auch 
bei der effizienzorientierten Neugestaltung von Hochschulstrukturen in der Lehre, 
insbesondere im Rahmen der Bologna-Reformen, treten regionalstrukturelle Effekte 
auf. Hier besteht das „Nebenprodukt“ in einer Veränderung des regionalen Verbleibs 
der Studierenden, die dann wiederum unter regionalpolitischen Zielsetzungen, etwa 
der Verfügbarkeit hochqualifizierter Arbeitskräfte vor Ort, untersucht werden kann.

2 Der ARL-Arbeitskreis als geeignetes Format zur Behandlung   
 der aufgeworfenen Fragen

Die in der vorliegenden Veröffentlichung teilweise im Sinne eines Kompendiums, teil-
weise durch Präsentation neuer Forschungsergebnisse und der Ableitung neuer 
Handlungsgrundlagen vorgestellten Beiträge sind Ergebnis eines auf drei Jahre ange-
legten Arbeitskreises mit fünfzehn ständigen und sieben zeitweise eingebundenen 
Mitgliedern. Arbeitskreise sind das zentrale Format der Akademie für Raumforschung 
und Landesplanung (ARL) zur Erarbeitung von neuen Erkenntnissen in der Raument-
wicklung. Besonderes Kennzeichen ist dabei das Zusammenwirken von Wissenschaft-
lerinnen und Wissenschaftlern unterschiedlicher Disziplinen mit Praktikerinnen und 
Praktikern aus unterschiedlichen Zuständigkeitsbereichen in Verwaltung, Wirtschaft 
und Politik. In diesem Sinne hatte der Arbeitskreis „Hochschulen und nachhaltige 
Regionalentwicklung“, gestartet im Jahre 2014, einen inter- und transdisziplinären 
Diskurs zwischen Wissenschaft und Praxis über die Rolle des deutschen Wissen-
schafts- und Hochschulsystems für die räumliche Entwicklung unter besonderer Be-
rücksichtigung von Fragen der Nachhaltigkeit zum Gegenstand. Diese Herangehens-
weise erwies sich angesichts der Komplexität der bearbeiteten Fragestellung als 
geeignetes Format der Zusammenführung und Generierung neuen Wissens. Die Er-
gebnisse des Arbeitskreises sollen auf der einen Seite einen Beitrag zur Weiterent-
wicklung der wissenschaftlichen Diskussion in verschiedenen affinen Fachrichtungen 
leisten. Zum anderen sollen sie in der interessierten Öffentlichkeit wahrgenommen 
werden und handlungsbezogen helfen, langfristig angelegte Strategien zur Entwick-
lung von regionsbezogenen Governance-Strukturen im Hochschulsektor zu erarbei-
ten. Gleichzeitig geht es darum, komplementäre Steuerungsstrukturen zur Gestal-
tung der Regionalentwicklung auf der Seite der regionalen Entscheidungsträger 
abzuleiten und im Idealfall mit den korrespondierenden Governance-Strukturen im 
Hochschulbereich im Sinne eines Gesamtkonzepts zusammenzuführen. Schließlich 
wird das Ziel verfolgt, ein besseres Verständnis der räumlichen Dimension von Hoch-
schul- und Wissenschaftspolitik in Deutschland zu vermitteln und insbesondere un-
ter dem regionalen Ausgleichsziel zu bewerten, letztlich um in die politischen Ent-
scheidungsprozesse auf Bundes- und Landesebene zusätzliche Informationen 
einzuspeisen. Auch diese politikbezogene Intention ist ein besonderes Anliegen der 
ARL als einer raumwissenschaftlichen Forschungseinrichtung der Leibniz-Gemein-
schaft (WGL).
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3 Die Forschungsagenda des Arbeitskreises

3.1 Stand der Forschung 

Das Interesse am Zusammenhang von Hochschulen und Regionalentwicklung ist in der 
Wissenschaft in den letzten Dekaden in verschiedenen Fachrichtungen spürbar ge-
stiegen. Unter ökonomischen Vorzeichen gewinnt dabei unter den oben skizzierten 
Wettbewerbsaspekten die immer stärker wissensbasierte und wissensintensive Be-
reitstellung von privaten und öffentlichen Leistungen vor Ort mit Hochschulen als 
Wissensproduzenten und -lieferanten spürbar an Bedeutung (ablesbar etwa an der 
wachsenden Zahl an volkswirtschaftlichen und auch regionalen „Renditeberechnun-
gen“ für Bildungs- und Forschungsinvestitionen).

TranHoch-
schule 

Hoch-
schule

Forward 
Linkages

Forward 
Linkages

Backward
Linkages

Backward
Linkages

Hochschulregion A Hochschulregion B

Wissenschaftspolitik

Forschungsfeld: Räumliche Wirkungen der 
Wissenschaftspolitik

Forschungsfeld: Kanäle, Erfolgsfaktoren und 
Governance-Formen des regionalen Transfers

Transformation zur Nachhaltigkeit

Forschungsfeld: Transformation zur Nachhaltigkeit – Hochschulen als Agenten für regionale Nachhaltigkeit 

Abb. 1: Systematisierendes Schaubild zur Forschungsagenda des Arbeitskreises / Quelle: Eigene  
Darstellung

Schnell konnte im Arbeitskreis Einigkeit erzielt werden, dass die regionalen „Forward 
Linkages“ der Hochschulen, also die Effekte der Leistungsabgabe etwa in Form des 
Personal- und Technologietransfers, im Mittelpunkt des Forschungsinteresses stehen 
sollten und weniger die regionalen „Backward Linkages“, also die Effekte im Zuge der 
Leistungserstellung z. B. in Form der Verausgabung des Einkommens der Hochschul-
beschäftigten in der Hochschulregion (siehe Abb. 1). Zu diesen regionalen Beschäfti-
gungs- und Nachfrageeffekten, die im Zuge des universitären Leistungsprozesses di-
rekt und abgeleitet daraus bei der Verausgabung vom Einkommen der Beschäftigten 
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und der Studierenden entstehen, gibt es eine Reihe von Untersuchungen (für entspre-
chende Übersichten vgl. z.  B. Blume/Fromm 1999 oder Blackwell/Cobb/Weinberg 
2002), die jeweils zu dem Schluss kommen, dass ein Euro an staatlichen Investitionen 
in einen Hochschulstandort über Multiplikatoreffekte die Wertschöpfung in der 
Hochschulregion um sichtbar mehr als einen Euro erhöht (je nach Größe der Hoch-
schulregion liegt der berechnete keynesianische Multiplikator häufig im Bereich zwi-
schen 1,4 und 1,6). Über das unmittelbare Interesse einzelner Hochschulen hinaus, 
ihren Wert für die regionale Wirtschaft in einer Fallstudie für ihren Hochschulstand-
ort dokumentieren zu können, versprechen weitere Untersuchungen in diesem be-
reits mit vielen unterschiedlichen methodischen Ansätzen beforschten Feld wenig 
zusätzliche Erkenntnis. Allenfalls könnte ein verbleibendes Forschungsinteresse darin 
bestehen, die angewandten (unterschiedlichen) Methoden wissenschaftlich zu be-
werten und so zur Objektivierung von bislang vorliegenden Ergebnissen beizutragen.

Weiterhin bestand im Arbeitskreis Einigkeit, dass der allgemeine Zusammenhang, 
dass sich Hochschulregionen unter sonst gleichen Bedingungen wirtschaftlich besser 
entwickeln als Regionen ohne Hochschulen, ebenfalls gut untersucht ist. Exemplarisch 
sei an dieser Stelle nur auf eine Metastudie zu den Ergebnissen von 46 Veröffentli-
chungen zu den regionalökonomischen Effekten von Universitäten (Drucker/Gold-
stein 2007), eine Untersuchung des Fraunhofer ISI im Auftrag des Stifterverbands 
zum regionalen Wirtschaftsfaktor Hochschule (Schubert/Kroll 2013) und eine aktuel-
le Studie der London School of Economics zu den positiven ökonomischen Wirkungen 
von 15.000 Universitätsgründungen in 78 Ländern verwiesen (Valero/Van Reenen 
2016). Theoretisch begründet wird dies in der Regel mit der Bedeutung räumlicher 
Nähe für zentrale Stufen des Innovationsprozesses im Übergang von der Invention zur 
Innovation, der Tendenz zum regionalen Verbleib der Absolvierenden, der überdurch-
schnittlichen Zahl von Ausgründungen und nachgeordnet durch die nachfrageseitigen 
Wirkungen der Infrastruktur selbst (vgl. u. a. Jaffe 1989; Jaffe/Trajtenberg/Henderson 
1993; Audretsch/Feldman 1996; Anselin/Varga/Acs 1997; Charles 2006).

Weniger gesichertes Wissen gibt es dagegen zu der Frage, weshalb das Ausmaß der 
regionalen Effekte zwischen verschiedenen (vergleichbaren)1 Hochschulstandorten 
variiert. Eine Vielzahl von Einzelfallstudien – Emrich/Koch/Gassmann et al. (2016) lis-
ten allein für den deutschsprachigen Raum Fallstudien zu vierzig Hochschulräumen in 
den letzten fünfzig Jahren auf – stehen hier bis heute weitgehend unverbunden ne-
beneinander. Vor diesem Hintergrund fokussierte sich die Forschungsagenda des Ar-
beitskreises auf den Vergleich von Hochschulregionen untereinander (siehe Abb. 1). 
Im Vordergrund stehen dabei die Wirkungszusammenhänge in der Sphäre der Leis-
tungsabgabe zwischen Hochschulen und ihren Standortregionen einerseits und die 
Gestaltungsmöglichkeiten im Sinne von „Governance“ aufseiten der Hochschulen und 
ihrer Standortregionen („Hochschule-Region-Kooperationen“) andererseits. Offen 
und als Forschungsbedarf zu deklarieren bleibt dabei, wie das Zusammenwirken ein-
zelner Determinanten des Wissenstransfers über die verschiedenen Transferkanäle 

1  Ein wesentliches Kriterium der Vergleichbarkeit ist die Größe der Hochschule, die den regionalwirt-
schaftlichen Einfluss vieler der kleineren Hochschulen in Deutschland, die im Zuge der Ausweitung 
von unter 50 auf über 200 Hochschulstandorte in den letzten hundert Jahren entstanden sind, stark 
limitiert (vgl. u. a. Burs 2010).
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zwischen Hochschule und Region auch in quantitativen Dimensionen erfolgt. Unter 
ökonomischen Vorzeichen wäre der dahinterstehende Anspruch, ein umfassendes, 
empirisch fundiertes Konzept der Leistungsabgabeeffekte zu entwickeln – ähnlich 
dem, das der Schätzung der wirtschaftlichen Effekte im Zuge der Leistungserstellung 
der Hochschulen zugrunde liegt (Forschungsfeld: Kanäle, Erfolgsfaktoren und Gover-
nance-Formen des regionalen Transfers). 

Die wissenschaftstheoretische Auseinandersetzung über die Rolle von Wissenschaft 
und die Triebkräfte für die Generierung neuen Wissens hat in den letzten Jahren eine 
Intensivierung erfahren. Insbesondere mit Blick auf das theoretische Leitbild der „en-
gagierten Hochschule“ wird die „dritte Aufgabe“ von Hochschulen und des Hoch-
schulsystems im Kontext wissensbasierter gesellschaftlicher Suchprozesse themati-
siert. Dabei wird ein integratives, inter- und transdisziplinäres Wissenschafts- 
verständnis im Sinne partizipativer Forschung der beteiligten Akteure zugrunde ge-
legt. Zusammenarbeit, disziplinenübergreifende Forschungsverbünde, Kooperation 
von Wissenschaft und Praxis und kontinuierliche Rückkopplung von Forschungser-
gebnissen in der Anwendung sind Schlagworte, die diesen Ansatz umschreiben.

Dieses Anforderungsprofil an Wissenschaft steht allerdings im Widerspruch zu den 
„klassischen“ Wissenschaftsprinzipien der Suche nach Wahrheit und Neuheit auf Ba-
sis innerwissenschaftlicher Qualitätssicherung. Dass der Wissenschaftsrat in seiner 
Stellungnahme aus dem Jahre 2015 hier eine vermittelnde Position einnimmt und die 
Bewältigung großer gesellschaftlicher Herausforderungen explizit in den Kanon wis-
senschaftspolitischer Zielvorstellungen aufnimmt dokumentiert, dass der „transdiszi-
plinäre Wissenschaftsansatz“ seinen Platz im Wissenschaftssystem gefunden hat. 
Dieser Tatbestand ist aber mit (weitreichenden) Implikationen für das Hochschulsys-
tem, die einzelnen Hochschulen und die beteiligten Wissenschaftler verbunden. Die 
Frage, ob dazu ein vollumfänglicher Umbau des Hochschulsystems – quasi eine Sys-
temtransformation – erfolgen muss, oder ob Veränderungen partiell so erfolgen soll-
ten, dass dieser Ansatz tendenziell eine Gleichbehandlung im Hochschulsystem er-
fährt, wird bis heute unterschiedlich bewertet. Zu der grundsätzlichen Frage, wie 
solche Transformationsprozesse im Hochschulsektor – partiell oder umfassend – ge-
staltet werden können und welche besonderen Hindernisse gerade in diesem Sozial-
system zu überwinden sind, liegen bisher nur wenige Forschungsergebnisse vor. Zu 
diesen Fragen werden in diesem Band wichtige neue Erkenntnisse vorgestellt, ohne 
die Gesamtthematik – gerade auch mit empirischem Anspruch – erschöpfend zu be-
handeln.

Ein besonderer Unterstützungsbedarf bei den wissensbasierten gesellschaftlichen 
Suchprozessen wird in der Frage nach geeigneten Wegen für eine nachhaltige Ent-
wicklung von Wirtschaft und Gesellschaft gesehen. Dabei geht es um einen Abgleich 
des sozioökonomischen Systems mit dem ökologischen System, dessen Tragfähigkeit 
und Belastbarkeit begrenzt ist. Hierzu liefert u. a. die Ökologische Ökonomik wertvol-
le theoretische Beiträge. Unter dieser Nachhaltigkeitsperspektive erlangt wiederum 
die Region als Handlungsarena im Sinne gemeinsamer Erarbeitung von Problemlösun-
gen eine besondere Bedeutung, können doch auf regionaler Ebene partizipative und 
interaktive Prozesse aufgrund gemeinsamer Betroffenheit und Identifikation der Ak-
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teure aus Wissenschaft, Wirtschaft, Gesellschaft und Politik am besten organisiert 
werden. Regionen repräsentieren entsprechend einen geeigneten „Gelegenheits-
raum“ wie auch einen gut abgrenzbaren „Verantwortungsraum“. Zu diesem Verhältnis 
von Hochschulen, Region und Nachhaltigkeit gibt es bislang nur vereinzelte For-
schungsergebnisse, zumal wenn man den Hochschulen die Rolle eines Agenten für 
eine nachhaltige Regionalentwicklung zuspricht. Deshalb konzentrieren sich die Über-
legungen in diesem Band erstens auf eine inhaltliche Präzisierung des Anspruchs, der 
sich aus der Forderung nach einer nachhaltigen Entwicklung von Regionen ergibt; 
zweitens wird die Rolle näher betrachtet, die Hochschulen auf dem Weg zu mehr 
Nachhaltigkeit in der Region spielen können. Wenn auch die Beiträge in diesem Band 
durchaus wichtige Ansatzpunkte zur Beantwortung der angesprochenen Themen lie-
fern, verbleibt doch ein erheblicher Forschungsbedarf allein schon in einer umfassen-
den qualitativen Erfassung relevanter gesellschaftlicher Transferleistungen für die 
Region, ganz zu schweigen von dem Anspruch einer quantitativen Messung oder gar 
der Optimierung des Handelns von Hochschulen und Regionen auf Basis von Erkennt-
nissen über das Zusammenwirken der einzelnen Faktoren (Forschungsfeld: Transfor-
mation zur Nachhaltigkeit – Hochschulen als Agenten für regionale Nachhaltigkeit). 

In einem weiteren großen Themenkomplex hat sich der Arbeitskreis mit den räumli-
chen Auswirkungen der hochschulbezogenen Wissenschaftspolitik auseinanderge-
setzt. Fachpolitisch getrieben haben sich in den vergangenen Jahrzehnten große Ver-
änderungen im forschungs- und lehrbezogenen Finanzierungssystem deutscher 
Hochschulen ergeben, die in ihren regionalpolitischen Implikationen bis heute kaum 
untersucht sind. Mit der zunehmenden Orientierung auf Wettbewerb und „Exzellenz“ 
ist seit Ende der 1990er Jahre ein Paradigmenwechsel in der deutschen Wissen-
schaftspolitik festzustellen, der sich insbesondere im Bereich der universitären For-
schungsförderung auswirkt. Fast im Widerspruch zu dieser „Exzellenzorientierung“ 
ist eine Zunahme wettbewerblicher und netzwerkorientierter Programmförderung zu 
beobachten, die auf die „Third Mission“ der Hochschulen zielen, also gerade die an-
wendungsnahe Forschung und den Transfer in die private Wirtschaft befördern wol-
len. Parallel zur Umstrukturierung in der Forschungsförderung haben sich auch im 
Bereich der Lehre erhebliche Veränderungen ergeben, die vor allem durch den Bolog-
na-Prozess mit der Einführung konsekutiver Studiengänge ausgelöst wurden. Auch die 
regionale Dimension dieser Veränderung hat in wissenschaftlichen Untersuchungen 
bislang kaum Aufmerksamkeit gefunden und wird deshalb explizit thematisiert. Auch 
hier werden nur erste Anhaltspunkte zur Analyse solcher regionalen Effekte der Hoch-
schulfinanzierung und der Hochschulstrukturen geliefert. Es verbleibt ein erheblicher 
Forschungsbedarf, vor allem im quantitativ-empirischen Bereich, etwa wenn es um 
eine umfassendere Betrachtung der gesamten Finanzierungsstrukturen von Hoch-
schulen geht oder um eine differenzierte Analyse der Wanderungen von Studierenden 
und Absolventen (Forschungsfeld: Räumliche Wirkungen der Wissenschaftspolitik).

Entlang der drei dargestellten Forschungsfelder – „Kanäle, Erfolgsfaktoren und Go-
vernance-Formen des regionalen Transfers“, „Transformation zur Nachhaltigkeit – 
Hochschulen als Agenten für regionale Nachhaltigkeit“ und „Räumliche Wirkungen 
der Wissenschaftspolitik“ – ist auch der Sammelband in die drei gleichnamigen Teile 
B–D strukturiert. 
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3.2 Kanäle, Erfolgsfaktoren und Governance-Formen des regionalen   
 Transfers

Das Beziehungsgefüge zwischen Hochschule und Region sowie die Vielfalt der regi-
onsbezogenen Strategien der Hochschulen in der deutschen Hochschullandschaft 
genauer anzusehen, haben sich in diesem Band die Beiträge von Hamm/Koschatzky 
sowie von Kujath/Pasternack/Radinger-Peer zur Aufgabe gesetzt.

In dem Beitrag von Hamm/Koschatzky werden kompendiumartig die vielfältigen Wir-
kungszusammenhänge zwischen Hochschule und Region differenziert dargestellt, in-
dem basierend vor allem auf regionalökonomischen Forschungsergebnissen ausführ-
lich einzelne Wirkungskanäle, über die eine Hochschule im Zuge ihrer Leistungsabgabe 
ihr regionales Umfeld erreichen kann, zunächst beschrieben und dann jeweils spezifi-
sche Erfolgsfaktoren und Hemmnisse für einen erfolgreichen Transferprozess identi-
fiziert werden.

Dabei wird zwischen den ökonomischen und gesellschaftlichen Transfereffekten der 
Hochschulen unterschieden. Bei den ökonomischen Transfereffekten auf der Abgabe-
seite wird weiter differenziert nach dem Basistransfer auf der einen Seite, bei dem 
die Hochschule Wissen zur Verfügung stellt, das aktiv abgerufen werden muss, und 
dem personalgebundenen Transfer (über Köpfe, vor allem über Absolvierende), dem 
Transfer über Existenzgründungen und dem interagierenden Forschungstransfer 
(z. B. über Forschungsprojekte mit Unternehmen) auf der anderen Seite.

Die gesellschaftlichen Transfereffekte sind weit gespannt und reichen von intensivier-
ter Netzwerkarbeit in der Region über ein verstärktes politisches Engagement einzel-
ner Hochschulakteure, die Bereitstellung hochschuleigener Infrastruktur für Zwecke 
außerhalb der Hochschulen bis hin zu aktiver universitärer Beteiligung an Projekten 
vor Ort im Rahmen der seit gut einer Dekade spürbar erweiterten Hochschulautono-
mie.

Aus einer über alle Kanäle des regionalen Transferengagements von Hochschulen 
durchgeführten Faktorenanalyse ergeben sich drei zusammenfassende Typen des re-
gionalen Transferengagements von Hochschulen:

 > Zusammenarbeit und Personalaustausch,

 > Bereitstellung von Ressourcen zur Mitnutzung und

 > gesellschaftliches Engagement.

Die Diskussion der empirisch festgestellten Einflusskanäle zeigt allerdings nur die Ein-
flussmöglichkeiten der Hochschulen auf. Dass dieses Einflusspotenzial dann auch ge-
nutzt wird, ist kein Automatismus. Deshalb setzen sich Hamm und Koschatzky mit 
hochschulseitigen und regionsseitigen Determinanten für einen erfolgreichen Trans-
fer auseinander und diskutieren Hemmnisse. Zu den hochschulseitigen Faktoren zäh-
len sie den Hochschultyp, die Hochschulgröße, die Hochschulstrategie, die Ausstat-
tung mit Finanzmitteln und die Qualität der regionalen Vernetzung. Danach generieren 
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Universitäten zwar generell ein höheres Ausmaß an Wissenstransferaktivitäten; Fach-
hochschulen dagegen sind im Wissenstransfer stärker auf die Region ausgerichtet. 
Große Hochschulen heben naturgemäß ein größeres Potenzial an transferrelevanten 
Themen, sind aber durch mehr hochschulinternen Organisationsaufwand und mehr 
Bürokratie stärker eingeschränkt. Wichtig ist, wieweit die Hochschulgremien und die 
Hochschulleitung das Thema „Wissenstransfer“ in das Leitbild und die Ziele der Hoch-
schule aufgenommen haben. Neben einer guten Finanzausstattung mit inhaltlichen 
Gestaltungsspielräumen ist schließlich ein zentraler Erfolgsfaktor für den Wissen-
stransfer einer Hochschule in ihr regionales Umfeld die Einbettung im regionalen In-
novationssystem und die internationale Vernetzung der Region.

Die regionsseitigen Determinanten zielen auf die regionale Absorptionskapazität, also 
die Fähigkeit, Transfereffekte einer Hochschule aufzunehmen, zu steuern und zu in-
tensivieren. Ein hohes Humankapitalniveau, eine vergleichsweise junge Bevölkerung 
und ein Klima von Toleranz und Diversität fördern den Erfolg von Transferaktivitäten 
über Köpfe, Spin-off-Aktivitäten und Forschungszusammenarbeit. Urbane und agglo-
merierte Räume sind besonders attraktiv für Absolventinnen und Absolventen. Sie 
sind zugleich ein präferierter Standort für Start-up- und Spin-off-Unternehmen. 
Schließlich profitiert vor allem der interaktive Forschungstransfer von der internatio-
nalen Vernetzung vieler Institutionen im Ballungsraum. Allerdings sprechen einige Ar-
gumente dafür, dass sehr kleine und sehr große Städte weniger durch Transfereffekte 
begünstigt werden: In sehr kleinen Städten und peripheren Räumen ist die Absorpti-
onsfähigkeit vor Ort stark eingeschränkt, in großen Agglomerationen schränkt die 
Konkurrenz unter den Hochschulen das Transfergeschehen ein. 

Es ist naheliegend, dass die Chancen zum erfolgreichen Transfer steigen, wenn eine 
starke inhaltliche Affinität der Hochschulaktivitäten in Lehre und Forschung mit der 
regionalen Wirtschaftsstruktur vorliegt. Dies gilt besonders dann, wenn die Wirt-
schaftsumgebung innovationsorientiert ist und der Anteil der in Forschung und Ent-
wicklung Beschäftigten besonders groß ist. Weiterhin ist ein prosperierendes, wirt-
schaftsstarkes Umfeld in besonderer Weise attraktiv für Absolvierende und fördert 
die Forschungszusammenarbeit.

Schließlich spielt das regionale „Klima“ für Gründungen und Transferaktivitäten eine 
wichtige Rolle für den Erfolg des Wissenstransfers. Dabei wird u. a. ein hoher Anteil 
von Selbstständigen, freien Berufen sowie kleinen Unternehmen als förderlich für das 
Gründungsklima angesehen. Auch die Gründungsinfrastruktur, also Maßnahmen von 
der Sensibilisierung und Qualifizierung Studierender bis zur konkreten Unterstützung 
der Gründungsvorbereitung und Gründung, ist eine zu beachtende Determinante für 
die Häufigkeit und den Erfolg von Spin-offs aus den Hochschulen.

Das Transferklima, also die mentale Offenheit der Handelnden in einer Region gegen-
über ihrer Hochschule und die Bereitschaft, als Partner im Wissens- und Technologie-
transfer zu agieren, ist eine Grundvoraussetzung für einen erfolgreichen Wissen-
stransfer. Dabei kann unterstützend auf Transferstellen der Hochschulen, Grün- 
dungs- und Technologiezentren, Patent- und Verwertungsagenturen und bestehende 
Netzwerke zurückgegriffen werden.
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Eine gestalterische Perspektive für „Hochschule-Region-Kooperationen“ wird dann in 
dem Beitrag von Kujath/Pasternack/Radinger-Peer in diesem Band aufgegriffen. Dabei 
wird zunächst der Frage nachgegangen, wie sich das Zusammenspiel der prinzipiell 
unabhängig voneinander agierenden Institutionen Hochschule und Region empirisch 
mit Blick auf das Hochschulverhalten typisieren lässt. Im Ergebnis lassen sich vier ver-
schiedene (in sich kohärente und stabile) transferbezogene Governance-Modelle von 
Hochschulen unterscheiden:

 >  So gibt es Hochschulen, die in ihrem Leitbild keinen spezifischen Auftrag zur Ent-
wicklung der eigenen Hochschulregion verankert haben, weil sie sich ausschließ-
lich als globale Wissensproduzenten verstehen. Auch solche Hochschulen haben 
natürlich eine Bedeutung für die regionale Wirtschaft (mindestens in Form von  
Investitionen, Ausgaben und Beschäftigung), der Wissenstransfer in die Region 
wird aber aus dem Selbstverständnis der Hochschule heraus nicht besonders ge-
fördert. 

 >  Ein anderer Typus umfasst Hochschulen, die die Qualifizierungsbedarfe der regio-
nalen Wirtschaft bei ihrer Studiengangentwicklung berücksichtigen, sich aber an-
sonsten – dem ersten Typus entsprechend – in erster Linie als Wissensproduzen-
ten verstehen, die sich an ihrer internationalen Scientific Community ausrichten.

 >  Ein weiterer Typus umfasst Hochschulen, die sowohl über Wissens- und Technolo-
gietransfer als auch Ausgründungen einen sichtbaren Beitrag zur Entwicklung des 
regionalen Innovationssystems leisten wollen und dies auch mit ihrem Governan-
ce-Modell unterstützen.

 >  Zudem gibt es regional umfassend engagierte Hochschulen, die sich als zentrale 
Akteure der regionalen Entwicklung verstehen und die Entwicklung ihrer Hoch-
schulregion im Sinne eines „change agent“ 2 aktiv beeinflussen wollen. Die Hoch-
schulgovernance hat dabei die Ressourcen und Kompetenzen der Hochschule in 
ihrer vollen Breite im Blick, auch jenseits des klassischen Wissens- und Technolo-
gietransfers.

Normativ im Sinne von politisch gewünschten, von Hochschulen mitgetragenen regi-
onalen Entwicklungsstrategien wird dann weiter gefragt: Wieweit und wann kann da-
von ausgegangen werden, dass Hochschulen sich bewusst im regionalen Umfeld enga-
gieren? Und wenn sie dies wollen, wie sehen erfolgversprechende Strategien aus und 
wie lassen sich Hemmnisse abbauen? Können Hochschulen dabei aktiv Treiber oder 
sogar Initiatoren regionaler Entwicklungsprozesse sein, oder verstärken sie prinzipiell 
nur ohnehin vorhandene Entwicklungen? Zu diesen in der Literatur bislang nur ansatz-
weise behandelten Fragen wird in dem Beitrag von Kujath/Pasternack/Radinger-Peer 
als zentrale Ausgangsprämisse festgestellt, dass ein besonderes Interesse der Hoch-

2  Eine Rolle im Arbeitskreis hat in diesem Zusammenhang auch die aktuelle Diskussion zum – über die 
klassische Third Mission von Hochschulen hinausgehenden – Begriff der transdisziplinären oder 
transformativen Wissenschaft eingenommen, die ja auch in ihrem Mehrwert für die Raumwissen-
schaften in den Nachrichten der ARL (ARL 2016) als Schwerpunktthema in den Blick genommen 
wird.
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schulen für ihre jeweilige Sitzregion weder zwangsläufig zu erwarten noch zu erzwin-
gen ist. Deshalb empfiehlt sich, im Rahmen einer „Kontextsteuerung“ Gelegenheits-
strukturen für potenziell produktive wechselseitige Kontakte und Begegnungen zu 
schaffen, auch um Möglichkeiten zu eröffnen, eventuelle Interessenüberlappungen 
und Schnittstellen der jeweiligen Tätigkeitsschwerpunkte überhaupt erst zu entde-
cken. Dabei muss für jegliche Kooperationen zwischen Hochschule und Region eine 
besondere Schwerpunktsetzung auf der Grundlage der jeweils spezifischen Interes-
senlagen und verfügbaren Ressourcen erfolgen. Wichtig ist auch eine Kommunikati-
onskultur, die weitgehend hierarchielos auf wechselseitiges Verstehen ausgerichtet 
ist, was in der Regel eine Transformation von Erklärungswissen in den Hochschulen in 
Handlungswissen in der Praxis bedingt. Wissenschaftliche Wissensbestände sind nur 
dann für regionale Akteure von Nutzen, wenn sie von ansprechbaren Expertinnen und 
Experten gekannt und mit Blick auf die Situation vor Ort durchsucht, geordnet, aufbe-
reitet und kommuniziert werden. Dazu ist der Aufbau und die Unterhaltung eines regi-
onal vernetzten Wissensmanagements grundlegend, durch das Wissensbedarfe bei 
der ortsansässigen Wirtschaft sowie bei öffentlichen und zivilgesellschaftlichen Ein-
richtungen aktiv identifiziert werden und seitens der Hochschulen einerseits durch 
Transfer in Anwendungskontexte, andererseits durch Transfer aus überregional ver-
fügbaren Wissensbasen in regionale Kontexte befriedigt werden. Immer sind Regions-
spezifika beim Aufbau und der Unterhaltung des Wissensmanagements vor Ort zu 
beachten, etwa wenn es sich um altindustrielle Regionen mit erodierender Wissensba-
sis, ländliche Regionen mit schwach entwickelter synthetischer Wissensbasis oder um 
Wissenschaftsregionen mit einer analytisch-technischen Wissensbasis handelt. Eine 
Rolle spielt schließlich neben den Hochschulen auch die Art und Anzahl weiterer Wis-
senschaftseinrichtungen (etwa Max-Planck-, Helmholtz- oder Fraunhofer-Einrichtun-
gen), die besondere Forschungsverbünde ermöglichen und die eine besondere Unter-
stützung durch die Förderkulisse von Wissenschaft erfahren.

3.3 Transformation zur Nachhaltigkeit – Hochschulen als Agenten   
 für regionale Nachhaltigkeit

Mit Blick auf eine gesellschaftliche Transformation zur Nachhaltigkeit kommt dem Go-
vernance-Modell der „engagierten Hochschule“ eine besondere Bedeutung zu als ei-
nem Strukturtyp, bei dem sich die Hochschule in der direkten Mitverantwortung für 
die Lösung dringender gesellschaftlicher Probleme sieht. Es findet eine besondere 
Ausprägung in der Frage, wie den anstehenden Herausforderungen vor Ort (regiona-
le Nachhaltigkeit) begegnet werden kann, und ob und wie Hochschulen hier als Agen-
ten eines zu induzierenden oder zu begleitenden Entwicklungsprozesses in Richtung 
auf mehr Nachhaltigkeit wirken können. Auf diesem Feld ist vor allem empirisch noch 
erhebliche Basisarbeit zu leisten – zumal der Erkenntnisfortschritt aufgrund der diffe-
renzierten und komplexen Zusammenhänge und der unzureichenden Datenlage ge-
genwärtig insbesondere über Fallstudien vorangetrieben werden kann. 

Erste Schritte in diese Richtung werden in dem vorliegenden Band in dem Beitrag von 
Schiller/Kanning/Pflitsch et al. vorgenommen. Dabei steht zunächst der grundsätzli-
che Zusammenhang von Hochschulen, Nachhaltigkeit und Region im Mittelpunkt des 
Interesses, wobei der Fokus zum einen auf der Ausleuchtung des Verhältnisses „Nach-
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haltigkeit – Region“ liegt; zum anderen werden die notwendigen Transformationspro-
zesse des Hochschulsystems und des Verhaltens einzelner Hochschulen beschrieben, 
erklärt und bewertet, wenn Hochschulen zu Agenten einer nachhaltigen Regionalent-
wicklung werden sollen. Schließlich wird auf konkrete Anforderungen an das Handeln 
der Hochschulen als Agenten eingegangen, ehe dann „empirische Illustrationen“ an-
hand von vier Fallbeispielen in einem Beitrag von Radinger-Peer/Pflitsch/Freytag et al. 
in diesem Band erfolgen.

Was bedeutet also zunächst nachhaltige Regionalentwicklung? Aus den verschiedenen 
Ansatzpunkten, die es zu diesem Themenfeld gibt, wird in dem Beitrag von Schiller/
Kanning/Pflitsch et al. in diesem Band vorrangig der Blickwinkel der Planungswissen-
schaften eingenommen, der die Dimensionen Ökologie, Ökonomie und Soziales ein-
bezieht. Unter einem umsetzungsbezogenen Blickwinkel wird herausgestellt, dass 
kleinräumige Einheiten als besonders geeignet anzusehen sind, wenn es in einem par-
tizipativen Prozess um die kontinuierliche Abstimmung und Konsensbildung über öko-
nomische, soziale und ökologische Entwicklungen geht. In diesem Prozess kann aller-
dings auf eine konsistente theoretische Fundierung des Nachhaltigkeitsleitbildes nicht 
zurückgegriffen werden. So stellt auch die Ökologische Ökonomik, auf die oft Bezug 
genommen wird, kein geschlossenes, allgemein akzeptiertes Theoriegebäude dar, ver-
weist aber – naturwissenschaftlich fundiert – auf die besondere Rolle des ökologi-
schen Systems für die Überlebensfähigkeit des sozioökonomischen Systems. Wenn 
allerdings die Tragfähigkeit ökologischer Systeme handlungsbezogen konkret defi-
niert werden soll und wenn Grenzen der weiteren Belastbarkeit aufgezeigt werden 
sollen, müssen die jeweiligen naturräumlichen Ausprägungen einbezogen werden, 
und es müssen der Grad der Nutzung und die bereits vorhandenen Belastungen be-
kannt sein. Die dafür notwendigen Informationen sind allenfalls lückenhaft verfügbar 
und angesichts immer notwendiger Bewertungen lässt sich daraus keine allgemein 
akzeptierte Handlungsgrundlage ableiten.

Deutlich hilfreicher für die praktische Dimension dessen, was nachhaltige Regional-
entwicklung bedeutet, sind dagegen die in der räumlichen Planung entwickelten stra-
tegischen Prinzipien für einen Prüfrahmen bestehender Regionalpläne und Program-
me mit einer besonderen Bedeutung der Begriffe Effizienz, Suffizienz und Konsistenz. 
Während sich die Effizienz- und die Suffizienzstrategien auf die Reduzierung des Men-
gendurchsatzes an Stoff- und Energieströmen richten, bezieht sich die Konsistenzstra-
tegie auf die qualitativen Aspekte der Stoffe, die eine Rückführung in die natürlichen 
Stoffkreisläufe gewährleisten sollen.

Prozedural ist nachhaltige Regionalentwicklung als kontinuierlicher gesellschaftlicher 
Such-, Lern- und Verständigungsprozess zu verstehen, bei dem über Kooperationen 
und Netzwerke auf regionaler und kommunaler Ebene Governance-Strategien entwi-
ckelt werden können. Dabei bietet die räumliche Planung einen geeigneten institutio-
nellen Rahmen, in dem auch die thematischen Kompetenzen angesiedelt sind. Wäh-
rend gegenwärtig mit Blick auf handelnde Akteure in diesem Prozess festgestellt 
werden kann, dass grosso modo Unternehmen noch unzureichend in nachhaltige re-
gionale Entwicklungsprozesse eingebunden sind, ist die Rolle von Hochschulen noch 
nicht systematisch untersucht worden. 
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Die besondere Rolle, die den Hochschulen im Rahmen der „dritten Aufgabe“ für eine 
Transformation von Wirtschaft und Gesellschaft in Richtung Nachhaltigkeit zukom-
men soll, können diese nur wahrnehmen, wenn sich das Hochschulsystem und damit 
die Rahmenbedingungen für das Verhalten der Hochschulen in Teilen verändern. Ent-
sprechend bedarf es auch einer zielgerichteten Transformation des Hochschulsys-
tems mit seinen besonderen Eigenheiten und Strukturen. Dabei bietet die geografisch 
orientierte Transitionsforschung Ansatzpunkte, um diesen Wandlungsprozess genau-
er zu untersuchen. Dies geschieht in dem Beitrag von Schiller/Kanning/Pflitsch et al. in 
diesem Band insbesondere durch Rückgriff auf die sogenannte Multi-Level-Perspekti-
ve mit Akteuren auf unterschiedlichen räumlichen Ebenen, wobei aber einzelne As-
pekte bei der Übertragung angepasst werden müssen. Das liegt vor allem daran, dass 
die Regimestrukturen in Hochschulsystemen deutlich mehr Möglichkeiten für Bot-
tom-up-Aktivitäten aus der Mitte des Regimes bieten und weniger rigide sind als ande-
re soziotechnische Systeme. Hochschulen besitzen flache Hierarchien und dezentrale 
Governance-Strukturen, die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern sehr viel 
Freiraum bieten. Entsprechend vielgestaltig können die Strategien von Hochschulen 
sein, auch wenn es um die Wechselwirkungen zwischen Hochschulen und ihrem regi-
onalen Umfeld bei einer stärkeren Hinwendung zur nachhaltigen Regionalentwicklung 
geht.

Insofern liegt es nahe, sich Handlungsmuster von verschiedenen Hochschulen anzuse-
hen, die gegenwärtig Verantwortung für die Gestaltung nachhaltiger Entwicklungs-
prozesse übernehmen. Dies geschieht in dem Beitrag von Radinger-Peer/Pflitsch/Frey-
tag et al. Dort werden drei Fallbeispiele aus unterschiedlichen Bundesländern in 
Deutschland (Augsburg, Darmstadt und Freiburg) und ein Fallbeispiel aus Österreich 
(Linz) genauer untersucht, wobei als Auswahlkriterien die Homogenität in Bezug auf 
die Größe der Standortgemeinde („Mittelstädte“) und der Hochschule (gemessen an 
den Studierendenzahlen) sowie Heterogenität in Bezug auf das Alter, den Typ (Univer-
sität, Fachhochschule) und das Fächerspektrum zugrunde gelegt wurden. Um die Ver-
gleichbarkeit zu erleichtern, wurden die Fallstudien nach fünf Fragen strukturiert – 
zum Prozess der Teilhabe der Hochschule an der Transformation in Richtung 
nachhaltige Regionalentwicklung, zu den Motiven und Zielen, zu den Akteuren, zu den 
Inhalten und Formen sowie zum gegenwärtigen Entwicklungsstand.

Im Ergebnis zeigen sich eine Reihe von Gemeinsamkeiten und Unterschieden. Allen 
vier Regionen – Augsburg, Darmstadt, Freiburg und Linz – ist gemein, dass das Nach-
haltigkeits- und Umweltbewusstsein bereits politisch und/oder zivilgesellschaftlich 
verankert war, bevor die Universitäten als solche aktiv wurden. In allen untersuchten 
Fallstudien kam es bereits in den frühen 1990er Jahren zu ersten Institutionalisierun-
gen des Nachhaltigkeitsprinzips im Rahmen von Lehrinhalten, Studienprogrammen 
und Institutsgründungen. In den Hochschulen lief (und läuft) dieser Prozess sowohl 
bottom-up vor allem durch engagierte Hochschulmitarbeiter/innen, aber auch durch 
den Einsatz von Studierendenvertretungen, als auch top-down durch Unterstützung 
der Hochschulleitungen. Die Interaktion mit dem regionalen Umfeld wurde jeweils 
durch die Landesregierungen gefördert, z. B. durch zusätzliche Mittel für den Aufbau 
von themenzentrierten Netzwerken vor Ort oder über gezielte Forschungsaufträge. 
Die Motive für das universitäre Engagement reichen vom intrinsischen Antrieb einzel-
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ner Forscherinnen und Forscher bis hin zur gezielten Drittmitteleinwerbung zur Erfül-
lung universitärer Vorgaben. Als auffällige Akteure im Umfeld der Hochschule werden 
insbesondere Oberbürgermeister/innen und engagierte Angehörige der Stadtverwal-
tung genannt. Innerhalb der Hochschule sind es vor allem einzelne Hochschullehrerin-
nen und -lehrer, die als „institutional entrepreneurs“ wirken. In allen Fallstudien wird 
das Prinzip der Nachhaltigkeit in erster Linie im Rahmen der Lehre sowie in einschlägi-
gen Studienangeboten umgesetzt. Im Bereich der Forschung wurden in Augsburg und 
Freiburg nachhaltigkeitsorientierte Zentren und Plattformen geschaffen, in Darmstadt 
ist dies in der Planung. In Linz forscht das Energieinstitut zu affinen Themen. Abgese-
hen davon bleiben die Forschungsleistungen im Bereich „Nachhaltigkeit“ auf einzelne 
Professuren oder Institute fragmentiert. Abschließend ist anzumerken, dass sich in 
allen vier Fallstudien ein bewusster Beitrag der jeweiligen Hochschule zur nachhalti-
gen Regionalentwicklung feststellen lässt. Nur die Hochschule Darmstadt tritt aller-
dings explizit als „change agent“ auf. In den anderen Fällen waren es insbesondere 
„windows of opportunity“, die von der (Landes-)Politik eröffnet wurden, das hohe 
Engagement einzelner Hochschulangehöriger, aber auch die Bereitschaft und die  
kognitive Basis für das Thema „Nachhaltigkeit“ in der Region.

3.4 Räumliche Wirkungen der Wissenschaftspolitik 

Folgen für die regionale Entwicklung ergeben sich nicht nur aus dem Wechselverhält-
nis zwischen Hochschule und Hochschulregion, sondern auch aus der Ausgestaltung 
von Wissenschaftspolitik. Wie die meisten Fachpolitiken verfolgt Wissenschaftspolitik 
dabei ganz andere Ziele als die der Beeinflussung räumlicher Strukturen, hat aber auf-
grund des großen bewegten Mittelvolumens und der damit einhergehenden Allokati-
on von Forschungs- und Qualifizierungspotenzialen erhebliche räumlichen Wirkun-
gen. Für nachhaltige Regionalpolitik und Raumplanung ist es bedeutsam, auch die 
räumliche Inzidenz der öffentlichen Finanzströme jenseits der direkten regionalen 
Wirtschafts- und Infrastrukturförderung durch Bund, Länder und EU im Blick zu hal-
ten, da diese direkten Mittel nur einen Bruchteil der öffentlichen Finanzströme insge-
samt ausmachen. Im Mittelpunkt der Beiträge dieses Kapitels stehen die räumlichen 
Wirkungen von Veränderungen in der bundesdeutschen Wissenschaftspolitik auf drei 
Feldern:

 >  Die zunehmende Orientierung auf Wettbewerb und „Exzellenz“ in der öffentli-
chen Forschungsförderung, wie sie sich seit Ende der 1990er Jahre an einem  
Anstieg der Drittmittelfinanzierung an der Gesamtfinanzierung der Hochschulen 
und symbolisch an der Exzellenzinitiative von Bund und Ländern ablesen lässt,

 >  eine Zunahme wettbewerblicher und netzwerkorientierter Programmförderung 
und

 >  die Einführung des angelsächsischen Bachelor-Master-Modells gestufter Studien-
abschlüsse im Zuge der sogenannten Bologna-Reform des Jahres 1999.
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Für die drei genannten Entwicklungen in der Wissenschaftspolitik gilt gleichermaßen, 
dass die regionale Dimension dieser Veränderungen bisher wenig oder kaum unter-
sucht ist. Im Mittelpunkt der folgenden Beiträge verschiedener Autorenteams steht 
deshalb jeweils zunächst, theoretisch fundierte Hypothesen zu den möglichen räumli-
chen Wirkungen im betrachteten Politikfeld zu entwickeln, gleichzeitig wird aber auch 
in allen drei Beiträgen der Versuch unternommen, die eigenen Hypothesen mit (ers-
ter) empirischer Evidenz zu konfrontieren.

Gegenstand des Beitrags von Blume/Brenner/Bünstorf et al. in diesem Band sind die 
räumlichen Wirkungen des Paradigmenwechsels in der bundesdeutschen Wissen-
schaftspolitik hin zu mehr wettbewerblicher Forschungsförderung. Ausgehend von 
der Beobachtung, dass sich die Drittmitteleinnahmen deutscher Hochschulen seit 
1995 verdreifacht haben, während die Grundfinanzierung nur um ein Drittel anwuchs, 
werden die räumlichen Implikationen dieser zunehmenden Drittmittelorientierung in 
der Hochschulfinanzierung in den Blick genommen. Die Autoren interessiert insbe-
sondere, ob jenseits der Faktoren, die den Förderumfang aus den unmittelbaren För-
derzielen der Drittmittelgeber heraus bestimmten – der wissenschaftlichen Exzellenz 
und disziplinären Ausrichtung einer Professur –, auch noch weitere Kontextfaktoren 
für den Erfolg der Drittmitteleinwerbung verantwortlich sind. Theoriegleitet wird da-
bei auf folgende Kontextfaktoren fokussiert: Größe, Alter, Tradition und Prestige der 
Hochschule sowie die Lebensqualität und das innovative Milieu der umliegenden 
Hochschulregion. 

Für insgesamt 69 kreisscharf und funktional abgegrenzte Hochschulregionen mit min-
destens einer Mitgliedshochschule der Deutschen Forschungsgemeinschaft, die in 
mindestens einem der Jahre von 1999 bis 2012 DFG-Fördermittel im Umfang von 
500.000 Euro und mehr eingeworben hat, wird gezeigt, dass auch die Größe der Uni-
versität und das innovative Milieu der Hochschulregion zu einer erfolgreichen Einwer-
bung von Forschungsdrittmitteln beitragen. Nach den Schätzungen der Autoren flie-
ßen in eine Hochschulregion mit einer größeren Universität von z. B. 500 Professuren 
und einem ausgebauten innovativen Milieu c. p. jährlich rund 17,5 Mio. Euro mehr an 
Forschungsdrittmitteln als in eine Hochschulregion mit einer Universität, die einen 
200 Mio. Euro geringeren Grundetat und 3.000 FuE-Beschäftigte weniger im regiona-
len MINT-Sektor vorweisen kann. Dieses Ergebnis ist alles andere als trivial, da die 
Autoren auf die Höhe der eingeworbenen Forschungsdrittmittel pro Professur als zu 
erklärende Größe abstellen, und entsprechend vor allem Charakteristika des geför-
derten Fachgebiets (wie die Anzahl referierter Publikationen oder die disziplinabhän-
gigen Ausstattungsnotwendigkeiten mit Geräten) eine Rolle spielen sollten, nicht aber 
die Größe der Universität, an der sich das Fachgebiet befindet oder die Ausstattung 
der Hochschulregion mit außeruniversitären Forschungseinrichtungen. Als mögliche 
Ursachen für den Einfluss dieser Kontextfaktoren nennen die Autoren die geringere 
disziplinäre Breite kleinerer Universitäten, fehlende Größenvorteile in der Antragsun-
terstützung, Gutachterkartelle, einen Mangel an Kooperationsmöglichkeiten mit au-
ßeruniversitären Forschungseinrichtungen und weniger ausgeprägte Netzwerkexter-
nalitäten in der Wissensgenerierung, ohne dass jedoch im Rahmen des Beitrags 
geklärt werden kann, welchen Einfluss diese denkbaren Ursachen im Einzelnen haben.
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Seine Relevanz für die Forschungsagenda des Arbeitskreises entfaltet der Beitrag ins-
besondere in seinem abschließenden Teil, in dem gezeigt wird, dass es sich bei den 
Hochschulregionen mit größeren Universitäten und ausgebautem innovativen Milieu 
insbesondere um ohnehin strukturstarke prosperierende Regionen handelt. Die zu-
nehmende Drittmittelorientierung in der Hochschulfinanzierung konterkariert folg-
lich die Ziele einer ausgleichsorientierten Regionalpolitik, die sicherlich auch als Teilziel 
nachhaltiger Regionalentwicklung aufgefasst werden kann. Verstärkte regionale Di-
vergenz wird dabei sicherlich weniger durch den rein monetären Effekt zusätzlicher 
Forschungsdrittmittel in Höhe von z. B. jährlich 17,5 Mio. Euro in einer stärker prospe-
rierenden Hochschulregion mit größerer Universität und ausgeprägtem innovativen 
Milieu erzeugt, als vielmehr durch die abgeleiteten regionalen Wirkungen des zusätzli-
chen Forschungsoutputs der Universität, der mit diesen Mitteln realisiert werden 
kann. Vor diesem Hintergrund und ausgehend von den Zielen einer nachhaltigen Regi-
onalentwicklung kann der wesentlichen politischen Implikation des Beitrags, die Sche-
re von der Grund- zur Drittmittelfinanzierung der Hochschulen zukünftig nicht noch 
weiter zu öffnen, sicherlich gut gefolgt werden.

Der Beitrag von Brökel/Mewes in diesem Band untersucht die regionale Dimension 
eines speziellen Aspekts aus dem Bereich der Forschungsförderung, die Zunahme 
wettbewerblicher und netzwerkorientierter Programmförderung. Exemplarisch wird 
für die Projektförderung des BMBF gezeigt, dass inzwischen jedes dritte Projekt eine 
Verbundkomponente enthält, während dieses Format der Förderung Anfang der 
1980er Jahre noch gar nicht verbreitet war. In den EU-Forschungsrahmenprogram-
men werden sogar ausschließlich Verbundvorhaben gefördert. Der empirische Ansatz 
der Autoren besteht darin, sich für 399 Kreise in Deutschland die Einbindung in Netz-
werke anzusehen, die durch die BMBF- und BMWi-Verbundförderung zwischen 2010 
und 2014 entstandenen sind. Insbesondere interessiert, wie sich die Zentralität einer 
Region in diesen Netzwerken (als Maßstab für den Zugang der Region zu regionsexter-
nem Wissen) durch die Beteiligung von Universitäten an der Verbundprojektförde-
rung der genannten Bundesministerien verbessert hat. 

Mit den Methoden der Sozialen Netzwerkanalyse wird gezeigt, dass Hochschulen ei-
nen sichtbaren Beitrag zur Einbindung von Regionen in Wissensnetzwerke leisten, die 
aus der Förderung von Verbundprojekten entstehen. Die Einbindungsgüte von Regio-
nen im Sinne ihrer Degree- und Betweenness-Zentralität würde im Durchschnitt um 
20 Prozent sinken, wenn Hochschulen sich nicht an öffentlich geförderten Verbund-
projekten beteiligen würden. Häufig erfüllen die Hochschulen die Funktion eines Ga-
tekeepers, der den Zugang zu dem Wissen in diesen Netzwerken für andere regionale 
Organisationen überhaupt erst erschließt und möglich macht. Gleichzeitig kann der 
Beitrag – über alle 399 untersuchten Kreise hinweg – belegen, dass Hochschulen eine 
signifikante Größe haben müssen, damit sie die direkte Einbindung der Region quanti-
tativ (im Sinne der Anzahl von Regionen, mit denen kooperiert wird) beeinflussen 
können. Eine Verbesserung des reinen Zugangs zu den Wissensflüssen im Gesamt-
netzwerk kann dagegen auch schon durch kleinere Hochschule sichergestellt werden, 
wenn sie über ein Mindestmaß an Renommee und die nötige Kapazität verfügen, neue 
Kontakte in entfernteren Regionen zu vermitteln. 
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Eine Politik, die sich an nachhaltiger Regionalentwicklung orientiert und dabei die so-
genannte Third Mission der Hochschulen in den Blick nimmt, kann aus diesem Beitrag 
lernen, dass nicht nur die klassischen Transferleistungen der Hochschule wie Perso-
nal- und Technologietransfer eine Rolle für die Stärkung des regionalen Innovations-
potenzials haben, sondern auch ihre Knoten- und Übersetzungsfunktion in Wissens-
netzwerken nachweisbare Relevanz hat. Mehr noch, der Beitrag weist nach, dass 
Politik diese Funktion von Hochschulen durch den Zuschnitt ihrer Förderformate aktiv 
unterstützen kann. 

Aufbauend auf Betrachtungen zur Studienstandortwahl und zum regionalen Verbleib 
nach dem Studienabschluss widmet sich der Beitrag von Gareis/Diller in diesem Band 
den Auswirkungen der Bologna-Reformen auf das Mobilitätsverhalten von Studieren-
den. Ausgangspunkt ist die Beobachtung, dass die durch den Bologna-Prozess ge-
wünschte Erhöhung der Studierendenmobilität auch den Wettbewerb der Universitä-
ten um Studierende befördert und sich der regionale Verbleib der Absolvierenden 
aufgrund der Stufung der Studiengänge häufig schon im Zuge des Übergangs vom 
Bachelor- zum Masterstudium entscheidet. Wie aus mehreren Studien bekannt, be-
vorzugen Studierende beim Studienbeginn (die Existenz des Wunschfaches vorausge-
setzt) räumlich nähere Universitäten zu ihrem Heimatort gegenüber entfernteren 
Universitäten. Da dann nach Studienabschluss ebenfalls viele Studierende in der 
Hochschulregion verbleiben, hatten in der Vergangenheit Hochschulregionen in 
strukturschwächeren Regionen gute Chancen, zunächst bei der Studienwahl von Stu-
dierenden ihres „Einzugsgebiets“ bevorzugt zu werden als auch dann nach Studienab-
schluss von einer regionalen Bindungswirkung zu profitieren. Durch die Umstellung 
auf das Bachelor-Master-Modell entsteht nun ein Bruch in dieser räumlichen Pfad-
abhängigkeit, da die Studierenden nun während ihres Studiums entscheiden können, 
das Masterstudium an einer anderen Hochschule aufzunehmen und diese Entschei-
dung möglicherweise unter weniger heimatnähebezogenen Überlegungen stattfindet 
als die Entscheidung zur Aufnahme des Bachelorstudiums. Gilt dies, würden sich vor 
allem für die Universitäten in ländlichen Räumen, die ihr Studierendenpotenzial zu-
nächst aus den eigenen Regionen gewinnen, die Chancen verschlechtern, die Studie-
renden auch dauerhaft in der Region zu halten. 

Der Beitrag kann zeigen, dass seit dem Jahr 2012 die Studierendenzahlen in den länd-
lichen Regionen etwas schwächer als in den anderen Raumkategorien anwachsen, vor 
allem als in den verstädterten Räumen und den Agglomerationsräumen. Dies wird von 
den Autoren als erster empirischer Hinweis für einen sogenannten „Bologna-Drain“ 
interpretiert, bei dem den ländlicheren strukturschwächeren Regionen noch stärker 
als bisher Hochqualifizierte für die regionalen Arbeitsmärkte verloren gehen. Die regi-
onalpolitische Implikation des Beitrags sind mögliche Gegenmaßnahmen der betroffe-
nen Hochschulen und Hochschulregionen, um die regionale Bindungswirkung zu stär-
ken, etwa durch eine besonders enge Kooperation von Hochschule, regionaler Politik 
und regionaler Wirtschaft.
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4 Schlussbetrachtung 

Die aufgezeigten Weiterentwicklungen in den drei thematischen Strängen offenbaren 
weiteren Forschungsbedarf. Zusätzliches Wissen ist zunächst unter empirischen Vor-
zeichen notwendig, weil hier die amtliche Statistik auf der Mikroebene nach wie vor 
große Defizite aufweist. Dies gilt etwa für sensible Daten zu unternehmerischen 
Standortentscheidungen, für Belege zur Wirksamkeit von weichen Stand- und Wohn-
ortfaktoren, zu Wirkungszusammenhängen umweltrelevanter Einflussgrößen oder zu 
Wanderungsströmen und -motiven bei Studierenden und Absolvierenden. Aber auch 
die vielfältigen Querbezüge zwischen den drei angeführten Forschungsfeldern sind 
weiter aufzuarbeiten. So kann die gezielte Ausrichtung des Profils einer Hochschule 
auf Themen der Nachhaltigkeit zugleich einen Wettbewerbsparameter in der Konkur-
renz unter den Hochschulen um Anerkennung und Ressourcen darstellen. Auch lässt 
sich der Innovationswettbewerb zwischen den Regionen durchaus auf Ziele der Nach-
haltigkeit und neue Wege zur besseren Zielerreichung ausrichten. Schließlich lässt sich 
eine effizienzorientierte Wissenschaftspolitik durchaus auch wettbewerbsbezogen 
diskutieren, vor allem, wenn sehr unterschiedliche Ausgangsbedingungen zwischen 
den Hochschulen und ihren Standortregionen existieren. Schließlich konnten in den 
einzelnen Forschungsfeldern nur ausgewählte Fragen behandelt werden – das Feld 
kann hier durchaus noch breiter aufgespannt werden, gerade wenn man inter- und 
transdisziplinäre Ansätze weiterverfolgt.
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Kurzfassung
In diesem Beitrag wird das Wirkungsgeflecht zwischen Hochschulen und ihren Stand-
ortregionen beschrieben und Schlussfolgerungen über die Bedeutung einzelner 
Transferkanäle, Determinanten und Transferhemmnisse werden abgeleitet. Dazu er-
folgt zunächst die Darstellung von Transferkanälen, über die eine Hochschule ihr regi-
onales Umfeld erreichen kann. Es wird aufgezeigt, dass Ausmaß und Qualität der 
Transfererfolge von diversen Einflussfaktoren abhängen, beispielsweise von hoch-
schulseitigen Determinanten, die Intensität und Ausmaß des Transfererfolges mitbe-
stimmen. Zusätzlich beeinflussen regionsseitige Determinanten die Kapazität, mit der 
eine Region als Transferempfänger die hochschulseitigen Transfereffekte aufnehmen 
und in Wohlfahrtseffekte und wirtschaftliches Wachstum umzusetzen vermag. Wei-
terhin werden exemplarische Hemmnisse diskutiert, die den Transfer aus Hochschu-
len erschweren. Zum Abschluss gibt der Beitrag einen Ausblick auf weiteren For-
schungsbedarf.
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Schlüsselwörter
Hochschulen – Transfer – Transferkanäle – Region – universitäres Engagement – 
Transferhemmnisse

Channels, determinants and barriers to regional transfers from higher 
education

Abstract
This article describes the interaction between universities and their regional environ-
ment and draws conclusions about the importance of single transfer channels, deter-
minants and transfer barriers. First of all, transfer channels are presented through 
which a university can reach its regional environment. It is shown that the extent and 
quality of the transfer success depend on various influencing factors, for example on 
university-oriented determinants, which affect the intensity and extent of transfer 
success. In addition, regional determinants influence the capacity with which a region, 
as a transfer recipient, can absorb the transfer effects of higher education and trans-
late them into welfare effects and economic growth. Furthermore, examples of obsta-
cles that make transfer from higher education institutions more difficult are discussed. 
Finally, the article gives an outlook on further research needs.

Keywords
Universities – transfer – transfer channels – region – university commitment – transfer 
obstacles

1 Einleitung

Hochschulen wirken auf verschiedenen Wegen auf ihre Standortregion ein und beein-
flussen dort die wirtschaftlichen, sozialen, demografischen, infrastrukturellen und 
kulturellen Gegebenheiten. Neben der Hochschulforschung im engeren Sinn befassen 
sich die Wirtschaftsgeographie und Regionalwissenschaft seit Ende der 1970er Jahre 
mit der Rolle von Hochschulen in Regionen sowie mit Netzwerkbeziehungen von For-
schungseinrichtungen in inhaltlicher und räumlicher Perspektive (vgl. Voß 2004 mit 
Hinweisen auf erste Studien in den Jahren 1979 zu Münster und 1982 zu Gießen). Da-
bei sind drei thematische Stufen der wissenschaftlichen Auseinandersetzung mit den 
regionalen Effekten von Hochschulen zu unterscheiden. 

Auf einer ersten Stufe (beginnend Ende der 1970er, verstärkt in den 1980er und 
1990er Jahren) konzentrierte sich die Forschung nahezu ausschließlich auf diejenigen 
Impulse, die eine Hochschule allein durch ihre Existenz an ihre Standortkommune und 
deren regionales Umfeld abgibt (Back/Fürst 2011: 3 ff.). Die dabei entstandenen, eher 
wirtschaftswissenschaftlich orientierten Studien setzten sich mit der regionalen Wir-
kung und Wirksamkeit von Universitäten und, in geringerem Umfang, Fachhochschu-
len auseinander (Übersichten finden sich bei Voß 2004 oder Stoetzer/Krähmer 2007). 
Der Schwerpunkt lag auf Betrachtungen der ökonomischen Wirksamkeit dieser Ein-
richtungen, vor allem als regionale Arbeitgeber und als Beschaffer von Produkten und 
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Dienstleistungen, aber auch unter Nachfragegesichtspunkten der Hochschulbeschäf-
tigten und Studierenden (vgl. z. B. Bleaney/Binks/Greenaway et al. 1992 für einen Fall 
in England; Niermann 1996 für die Universität Bielefeld; Oser/Schröder 1995 für die 
Universität Konstanz; Voigt 1995 für die TU Ilmenau; Hamm/Wenke 2001 für die Hoch-
schule Niederrhein). Diese Studien zeigten auf, dass die betrachteten Universitäten 
erhebliche Beschäftigungs- und Einkommenswirkungen auf ihre Region ausüben, z. T. 
als größter regionaler öffentlicher Arbeitgeber. 

Seit Ende der 1990er Jahre wurde die nachfrageorientierte Betrachtung auf die Ana-
lyse weiterer ökonomischer Transferfunktionen ausgeweitet und es entstand eine 
zweite Forschungslinie, die sich stärker auf die über angebotsseitige Zusammenhänge 
wirkenden Effekte von Hochschulen fokussierte. Die Verschiebung der Betrachtungs-
weise hatte ihren Ursprung in der zunehmenden Aufgabenvielfalt von Hochschulen, 
der Orientierung am US-amerikanischen Transfermodell und der darauf basierenden 
Entwicklung des Triple-Helix-Modells (Abramson/Encarnação/Reid et al. 1997; Etzko-
witz/Leydesdorff 1995). Die dort skizzierte „entrepreneurial university“ (Clark 1998; 
Gibbs 2001) hat nicht nur die Aufgabe, unternehmerisch im Sinne der Attrahierung 
exzellenter Wissenschaftler und der Generierung von Lizenzeinnahmen aus dem 
Transfer universitärer Forschungsergebnisse zu agieren (Etzkowitz/Ranga/Benner et 
al. 2008), sondern auch den Gedanken des Unternehmertums unter Beschäftigten 
und Studierenden zu fördern mit dem Ziel, durch Ausgründungen neue Unternehmen 
zu schaffen (Franzoni/Lissoni 2009). In diesem Zusammenhang spielen akademische 
Spin-offs, die sich zunächst im Umfeld ihrer Inkubatororganisation ansiedeln, eine 
wichtige Rolle (Koschatzky/Hemer 2009; Rabe 2007; Stahlecker 2006). In den letzten 
Jahren richtet sich der Blick in den auf das Forschungs- und Innovationssystem ausge-
richteten wissenschaftlichen Analysen auf die Frage der Fluidität von Forschungsorga-
nisationen und auf die Herausbildung neuer Organisations- und Transfermodelle, für 
die wiederum die räumliche Nähe zwischen unterschiedlichen Kooperationspartnern 
von Bedeutung ist (Kaufmann/Tödtling 2001; Kuhlmann/Schmoch/Heinze 2003). Hie-
runter sind sowohl temporäre Formen der strategischen Zusammenarbeit zwischen 
Hochschulen und Unternehmen zu verstehen, in denen Wissenschaftler aus beiden 
Einrichtungen im Rahmen einer Public-private-Partnership gemeinsam an neuen The-
men forschen (Frank/Meyer-Guckel/Schneider 2007; Koschatzky 2015; Koschatzky/
Stahlecker 2010), als auch Zusammenschlüsse von Hochschulen und außeruniversitä-
ren Forschungseinrichtungen, wie sie beispielsweise im Rahmen der durch die Exzel-
lenzinitiative geförderten Aktivitäten im Herbst 2009 mit der Gründung des Karlsru-
her Instituts für Technologie (KIT) durch die Fusion der Universität Karlsruhe und des 
Forschungszentrums Karlsruhe erfolgt sind.

Über die im engeren ökonomischen Sinne verstandenen Transferfunktionen hinaus 
und damit dem Modell der „engaged university“ entsprechend, steht in einer dritten 
Forschungslinie ungefähr seit Beginn des Jahrtausends das gesamte Aktivitätsspektrum 
von Hochschulen und ihren Angehörigen im Mittelpunkt der wissenschaftlichen 
Diskussion regionaler Transferkanäle von Hochschulen. Damit weitet sich das Interesse 
der Wissenschaft von den ausschließlich ökonomischen Effekten der Hochschulen 
auch auf ihre gesellschaftlichen (z. B. sozialen oder ökologischen) Effekte aus. Dies 
lässt sich in Analysen über regionale Innovationssysteme (z. B. Asheim/Gertler 2005; 
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Cooke 1992; Cooke 2002) erkennen, die in besonderem Maße die Rolle des For-
schungssektors thematisieren und analysieren. Basierend auf primärstatistischen Er-
hebungen durch standardisierte Befragungen in unterschiedlichen deutschen und 
europäischen Regionen (zusammenfassend Koschatzky/Sternberg 2000; Sternberg 
2000) und unter Nutzung weiterer deutscher und europäischer Innovationserhebun-
gen (z. B. Beise/Stahl 1999; Mohnen/Hoareau 2003) konnte aufgezeigt werden, dass 
Hochschulen intensiv mit unterschiedlichen Partnern zusammenarbeiten, besondere 
regionale Kooperationsbeziehungen aber vor allem mit Unternehmen bestehen 
(Fritsch/Schwirten 1998). Die Netzwerke mit anderen Universitäten weisen demge-
genüber eine erheblich stärker ausgeprägte überregionale und internationale Kompo-
nente aus (Sondermann/Simon/Scholz et al. 2008). Es konnte auch gezeigt werden, 
dass innerhalb dieses allgemeinen Kooperationsmusters Fachhochschulen viel stärker 
auf ihr räumlich nahes Umfeld ausgerichtet sind als Universitäten (Beise/Stahl 1999; 
Dinse/Hamm/Jäger et al. 2014). Kooperationen mit nicht-universitären Forschungs-
einrichtungen entwickeln allerdings gerade auch diese häufig auf regionaler Ebene, 
wie Evaluationsergebnisse belegen (Sondermann/Simon/Scholz et al. 2008). Weitere 
Arbeiten der Folgejahre griffen spezifische Aspekte der regionalen Einbindung und 
Einbettung von Hochschulen auf. Fritsch/Henning/Slavtchev et al. (2007) ermittelten 
beispielsweise, dass die Intensität und Qualität der an Universitäten durchgeführten 
Forschung einen signifikanten Effekt auf die regionale Innovationsleistung haben. Bro-
ström/McKelvey/Sandström (2009) setzen sich mit der Frage auseinander, ob die re-
gionalen Wissensspillover-Effekte von Universitäten groß genug sind, um als Ansied-
lungsanreiz für Zweigwerke multinationaler Unternehmen zu dienen. Thune (2007) 
analysiert, ob die Einbettung in frühere Netzwerke zwischen Universitäten und Unter-
nehmen die aktuelle Entstehung von gemeinsamen Forschungsprojekten und die 
Wahrnehmung über den Erfolg dieser Projekte beeinflussen. Aber auch die Rolle von 
Hochschulen in regionalen Innovationssystemen wird weiterhin thematisiert (Fritsch/
Henning/Slavtchev et al. 2007).

Zunehmendes Interesse haben die unterschiedlichen Wechselwirkungen von Hoch-
schulen mit ihrem regionalen Umfeld auch durch den Bedeutungsgewinn der Region 
in der supranationalen und nationalen Wissenschafts-, Forschungs- und Technolo-
giepolitik erfahren. Spätestens seit Ende der 1990er Jahre werden in Deutschland 
(aber auch in vielen anderen Ländern) die Bildung und Entwicklung regionaler Netz-
werke, regionaler Kompetenzzentren und in den letzten Jahren verstärkt auch Wis-
sens- und Technologiecluster sowohl durch die EU-Kommission als auch durch deut-
sche Bundesministerien wie das Bildungs- und Forschungsministerium oder das 
Wirtschaftsministerium aktiv gefördert, um durch regionale und lokale Fokussierung 
von Fördermitteln die Effizienz und Effektivität der Fördermaßnahmen und basierend 
auf lokal gebundenen Wissens- und Kreativitätspools die nationale Wettbewerbsfä-
higkeit zu steigern (Dohse 2007; Koschatzky 2005). Daraus erwachsen sowohl von 
der nationalen als auch von der regional-lokalen Politik Erwartungen an die Hochschu-
len, eine besondere Rolle im Rahmen der regionalen Kompetenzbildung und Profilent-
wicklung zu spielen, was wiederum jenseits der klassischen Steuerungsinstrumente 
und der aktuellen Förderprogramme einen politischen Druck auf die Hochschulen 
ausübt, sich auch in diesem Handlungsfeld aktiv zu engagieren und zu positionieren.
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Neben diesen drei Wirkungsfeldern (Nachfragewirkungen, Transferwirkungen und 
gesellschaftliche Wirkungen) entfalten Hochschulen Wirkungen durch die Ausbil-
dung/Qualifizierung der Studierenden (Kroll 2014). Diese Humankapitaleffekte haben 
gesamtwirtschaftliche Wirkungen und werden zudem regional wirksam, wenn die Ab-
solventen dem regionalen Arbeitsmarkt zur Verfügung stehen. Zusätzlich können ent-
sprechende Wirkungen auch durch die Weiterbildung von Arbeitnehmern und Weiter-
bildungsangebote für andere gesellschaftliche Gruppen entstehen. Da Lehre neben 
der Forschung (und seit der Novellierung des Hochschulrahmengesetzes im Jahr 
1998 auch der Transfer) eine der Kernaufgaben der Hochschulen darstellt, wird sie 
der Vollständigkeit halber erwähnt, an dieser Stelle aber nicht vertiefend behandelt.

In Anlehnung an Goldstein/Maier/Luger (1995) und Uyarra (2010) lassen sich die bis-
herigen Ausführungen in vier Gruppen von regionalen Wirkungen von Hochschulen 
zusammenfassen:

 > Regionale Nachfrageeffekte, die sich aus der Rolle einer Hochschule als Wirt-
schaftsakteur über Investitionen, Beschäftigungswirkungen sowie Ausgaben der 
Beschäftigten und Studierenden ergeben.

 > Regionale Humankapitaleffekte als Ergebnis von Aus- und Weiterbildung und ent-
sprechender Wirkungen auf den regionalen Arbeitsmarkt.

 > Regionale Wissens- und Technologietransfereffekte, die auf den unterschiedlichen 
Transfer- und Entrepreneurship-Aktivitäten der Hochschulangehörigen basieren. 
Partiell sind hier auch Aktivitäten zu subsumieren, die mit der Bezeichnung „Entre-
preneurial University“ verbunden sind.

 > Regionale gesellschaftliche und politische Effekte, die sich aus einem entsprechen-
den Engagement der Hochschulmitglieder ergeben und durch eine Führungsrolle 
der Hochschule die sozioökonomische Entwicklung der Region bereichern kön-
nen. Hierfür wurde der Begriff „Engaged University“ geprägt.

Die am Beginn des Abschnitts dargestellte erste Forschungslinie entspricht der ersten 
Gruppe der regionalen Wirkungen von Hochschulen. Aus der zweiten Forschungslinie 
lassen sich die Wirkungsbereiche zwei und drei ableiten (regionale Humankapitalef-
fekte und regionale Wissens- und Technologietransfereffekte). Die Forschungslinie 
drei thematisiert im Wesentlichen die gesellschaftlichen und politischen Effekte des 
regionalen Engagements von Hochschulen.

In der nachfolgenden Abbildung 1 sind diese vier Wirkungsfelder noch einmal gra-
phisch dargestellt.
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Engagierte Universität
Gesellschaftliche und 

politische Aktivitäten & 
regionale Führung

Entrepreneurial
University

Wissenstransfer & 
Entrepreneurship

Traditionelle Rolle
Humankapital 
(Absolventen)

Hochschule als 
Wirtschaftsakteur

Investitionen, Ausgaben, 
Beschäftigung

Abb. 1: Die Rollen von Hochschulen im regionalen Transfer / Quelle: Verändert nach Kroll 2014: 9

Ziel dieses Beitrages ist es, das mit diesen kurz skizzierten Forschungslinien verknüpf-
te Wirkungsgeflecht zwischen Hochschulen und ihren Standortregionen zu beschrei-
ben und Schlussfolgerungen über die Bedeutung einzelner Transferkanäle, Determi-
nanten und Transferhemmnisse abzuleiten. Dazu werden zunächst im Abschnitt 2 die 
Transferkanäle dargestellt, über die eine Hochschule ihr regionales Umfeld erreichen 
kann. Die Verfügbarkeit von Transferkanälen ist zwar eine notwendige, aber noch kei-
ne hinreichende Bedingung für erfolgreichen Transfer. Ausmaß und Qualität der 
Transfererfolge hängen von diversen Einflussfaktoren ab. So können hochschulseitige 
Determinanten die Intensität und das Ausmaß des Transfererfolges mitbestimmen. 
Ebenso beeinflussen regionsseitige Determinanten die Absorptionskapazität – die Ka-
pazität, in der die Region als Transferempfänger die Transfereffekte aufnehmen und in 
Wohlfahrtseffekte und wirtschaftliches Wachstum umzusetzen vermag. Und schließ-
lich gibt es eine Reihe von Hemmnissen, die den Transfer aus Hochschulen erschwe-
ren. Die Transferdeterminanten und Transferhemmnisse stehen im Mittelpunkt der 
Überlegungen des Abschnitts 3. Die Zusammenfassung sowie ein Ausblick auf weite-
ren Forschungsbedarf beschließen den Beitrag in Abschnitt 4.
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2 Kanäle des regionalen Transfers

2.1 Regionale Nachfrageimpulse

Die nachfrageseitigen Effekte von Hochschulen umfassen die Wirkungen auf Einkom-
men, Wertschöpfung und Beschäftigung in der Region, die aus dem Bau, Ausbau und 
laufenden Betrieb der Hochschule resultieren (vgl. Abb. 2). Zu ihnen gehören konkret 
die Personalausgaben, die Sachausgaben und die Investitionsausgaben der Hochschu-
le sowie die Ausgaben von Studierenden und von Hochschulbesuchern (zum Folgen-
den vgl. Hamm/Wenke 2001; Hamm/Kopper, 2016: 13 ff.). 

 > Die Personalausgaben der Hochschule führen – abhängig vom Wohnort der Hoch-
schulbeschäftigten – zur unmittelbaren Einkommensentstehung in der Standort-
region. Der größte Teil der in die Standortregion fließenden Einkommen wird 
auch dort verausgabt und hat folglich im regionalen Einzelhandel, im Handwerk 
oder in Dienstleistungen Umsatzsteigerungen zur Folge. Diese Umsatzsteigerun-
gen wiederum führen zu zusätzlicher Wertschöpfung, zur Entstehung weiterer  
regionaler Einkommen und zur Sicherung von Arbeitsplätzen in der Region. Diese 
Effekte fallen umso stärker aus, je mehr Mitarbeiter vor Ort wohnen und je höher 
der Anteil des Einkommens ist, den sie in der Region ausgeben.

 > Um den laufenden Betrieb zu gewährleisten, muss eine Hochschule Sachausgaben 
tätigen. Ein Teil dieser Einkäufe wird ihrer Standortregion zugutekommen. Auch 
dies führt zu Umsatz-, Wertschöpfungs- und Einkommenssteigerungen in der Re-
gion und trägt somit zur Sicherung von regionalen Arbeitsplätzen bei. Dabei sind 
diese Wirkungen umso höher, je höher die Ausgaben für Sachmittel sind und je 
größer der Anteil der Sachmittel ist, der von der Hochschule regional nachgefragt 
wird.

 > Die Hochschule tätigt Investitionsausgaben, wenn Gebäude oder Anlagen errich-
tet, erneuert oder erweitert werden oder wenn Erhaltungsmaßnahmen an den 
Gebäuden oder Anlagen durchgeführt werden müssen. Die dadurch angestoßene 
Wirkungskette ist vergleichbar mit derjenigen der zuvor beschriebenen Sachaus-
gaben. Ihre Stärke hängt vom Gesamtumfang der Investitionsausgaben ab und 
vom Auftragsvolumen, das von der Hochschule an regionale Unternehmen ver- 
geben wird.

 > Die Ausgaben der Studierenden haben prinzipiell ähnliche Effekte wie die des 
Hochschulpersonals. Die Studierenden verlegen ihren Wohnsitz an den Hoch-
schulstandort bzw. behalten ihn dort, um studieren zu können; ohne die Hoch-
schule würden sie zumeist einen anderen Studienort wählen. Sie tätigen ihre Aus-
gaben in der Region, was ebenfalls zu Umsätzen und Wertschöpfung bei regio- 
nalen Unternehmen führt und über die gezahlten Faktoreinkommen Arbeitsplätze 
in der Region sichert.

 > Schließlich veranstalten Hochschulen Konferenzen, Tagungen und Workshops, 
deren Teilnehmer (Hochschulbesucher) Ausgaben in der Hochschulregion täti-
gen. Die Effekte hiervon sind mit denen der Studierendenausgaben vergleichbar.
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Ausgaben der Hochschulmitarbeiter, Studieren-
den und Hochschulbesucher sowie Vorleistungs- 
und Investitionsgüternachfrage führen in den hier 
beschriebenen Impulsketten zu einer Steigerung 
der regionalen Wertschöpfung, die durch die wirt-
schaftliche Aktivität der Hochschule bedingt ist. 
Dieser Anstieg der Wertschöpfung ist verbunden 
mit einer weitergehenden Vorleistungsnachfrage 
der begünstigten Unternehmen. Soweit diese Vor-
leistungsnachfrage in der Region verbleibt, führt 
auch sie zu einer weiteren regionalen Wertschöp-
fung. Dieser Prozess verläuft über mehrere Stu-
fen. Darüber hinaus zahlen die durch die Nachfra-
geimpulse begünstigten Unternehmen Einkommen 
an ihre Mitarbeiter. Soweit diese Mitarbeiter selbst 
in der Region leben, werden sie diese Einkommen 
auch in der Region verausgaben, was wiederum 
regionale Wertschöpfungs- und Beschäftigungs-
effekte nach sich zieht; auch hierbei handelt es 
sich um einen mehrstufigen Prozess.

Die Analyse der nachfrageseitigen Effekte von 
Hochschulen ist mittlerweile Gegenstand einer 
Vielzahl von empirischen Untersuchungen gewe-
sen (Hamm/Kopper 2016; für eine vergleichende 
Übersicht Stoetzer/Krähmer 2007), die zumeist 
den Charakter von Fallbeispielen haben. Das zur 
empirischen Abschätzung dieser Effekte im Allge-
meinen genutzte Instrument ist die regionale Mul-
tiplikatoranalyse; die im Rahmen solcher Analysen 
geschätzten „regionalen Multiplikatoren“ setzen 
die durch einen autonomen Impuls insgesamt aus-
gelösten Wirkungen zu dem auslösenden Impuls 
in Relation. Die regionale Multiplikatoranalyse ist 
ein häufig verwendetes Instrument, das kon- 
kret quantifizierte Schätzergebnisse der Einkom-
mens-, Wertschöpfungs- und Beschäftigungswir-
kungen einer Hochschule liefern kann. Obwohl 
dem Verfahren ökonomisch verständliche und 
plausible Zusammenhänge zugrunde liegen, ist es 
nicht unumstritten. Die eingeschränkte Genauig-
keit, die hohe Abhängigkeit der Ergebnisse von 
Annahmesetzungen aufgrund eingeschränkter 
Datenverfügbarkeit und die daraus resultierende 
Manipulierbarkeit der Resultate sind zentrale Kri-
tikpunkte. 
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Abb. 2: Regionale Nachfrageeffekte 
von Hochschulen / Quelle: Eigene 
Darstellung
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Während sich die regionalökonomische Forschung kaum noch mit Analysen nachfra-
geseitiger Effekte befasst, ist das Interesse von hochschul- und regionalpolitischen 
Entscheidungsträgern an derartigen Schätzungen nach wie vor groß. Beleg hierfür 
sind die eher nachfrageorientierten Studien, die als Auftragsarbeiten für Auftragge-
ber aus der Region bzw. aus Hochschulen erstellt wurden (vgl. z. B. BCG 2010; DIW 
Econ 2008; DIW Econ 2012). Eine jüngere, allerdings in eine Gesamtanalyse der regio-
nalökonomischen Transfereffekte eingebettete Schätzung der nachfrageseitigen 
Hochschuleffekte findet sich z. B. bei Hamm/Kopper (2016: 43 ff.). Die weitgehend auf 
primär erhobenen Daten basierende Studie kommt für die Hochschule Niederrhein – 
eine der größten nordrhein-westfälischen Fachhochschulen – zu dem Ergebnis, dass 
der gesamte im regionalen Umfeld der Hochschule (dem Mittleren Niederrhein) wirk-
same Einkommenseffekt etwa 75 Mio. € beträgt. Ausgehend von den direkten Einkom-
menszahlungen der Hochschule von rund 40 Mio. €, ergeben sich indirekte Einkom-
menseffekte zum einen durch die Sachausgaben der Hochschule, zum anderen durch 
die Ausgaben der Studierenden in Höhe von gut 27 Mio. €. Die über den Einkommens- 
und Vorleistungskreislauf induzierten Effekte belaufen sich für die analysierte Region 
auf 7,6 Mio. €. Der Einkommensmultiplikator beträgt demnach 1,86, d. h. jeder von der 
Hochschule an ihre Mitarbeiter gezahlte Euro führt zur Entstehung eines Einkommens 
von nahezu einem weiteren Euro am Mittleren Niederrhein. Die ebenfalls berechneten 
Wertschöpfungs- und Beschäftigungsmultiplikatoren nehmen ähnliche Werte an 
(2,10 bzw. 2,18). 

Ein Vergleich derartiger Multiplikatorberechnungen mit denen anderer Studien ge-
staltet sich deshalb als schwierig, weil sich die Methodik im Detail, die erforderlichen 
Annahmesetzungen und die gewählten Bezugsregionen unterscheiden (Stoetzer/
Krähmer 2007). Das methodische Konzept der Analyse für die Hochschule Nieder-
rhein orientiert sich am Vorgehen, das DIW Econ in ähnlichen Analysen verwendet 
hat. Dabei ermittelte Beschäftigungsmultiplikatoren nehmen vergleichbare Werte an 
(z. B. ein Beschäftigungsmultiplikator von 2,14 für die TU Berlin, DIW Econ 2008). An-
sonsten werden meist Multiplikatorwerte im Bereich zwischen 1,3 und 1,6 ermittelt 
(vgl. etwa die Übersichten in Stoetzer/Krähmer 2007 oder Blume/Fromm 2000). Dass 
die Untersuchung für die Hochschule Niederrhein im Vergleich dazu höhere Werte 
ausweist, liegt insbesondere daran, dass die Ausgaben der Studierenden in den Ver-
gleichsstudien zumeist als Teil des direkten Effekts angesehen werden.1

2.2 Ökonomische Transfereffekte

2.2.1 Wirkungszusammenhänge

Hochschulen werden als ein Faktor angesehen, der die wirtschaftliche Entwicklung in 
der Standortregion positiv beeinflussen kann (vgl. z. B. Knödler/Tivig 1996: 29; Pavel 
2008: 20; Hamm/Wenke 2001). Diese positiven ökonomischen Effekte kann eine 
Hochschule aber nicht allein über die gerade beschriebenen nachfrageseitigen Wir-
kungsketten, sondern auch über angebotsseitige Zusammenhänge erzielen. Über bei-

1  Würden die Ausgaben der Studierenden in der Analyse zur Hochschule Niederrhein als direkter Ef-
fekt betrachtet, so ergäben sich auch dort Multiplikatorwerte um 1,4 (Hamm/Kopper 2016).



33K a n ä l e,  D e t er m i n a n t en u n D H e m m n i s s e D e s r eg i o n a l en t r a n s f er s au s H o cH s cH u l en

de Wirkungsmechanismen entstehen regionale Wohlfahrtssteigerungen. Über die 
Angebotsseite kann eine Hochschule dazu beitragen, die regionale Ausstattung mit 
Humankapital durch eine bessere Ausschöpfung und Mobilisierung von (regionalen) 
Begabungsreserven zu verbessern, um so flexibler und dynamischer auf erforderliche 
Änderungsprozesse reagieren zu können. Hochqualifizierte Arbeitskräfte stehen nach 
dem Studienabschluss dem regionalen Arbeitsmarkt zur Verfügung und Unternehmen 
fällt es dadurch leichter, zukunftsorientierte Produkte und Dienstleistungen zu entwi-
ckeln. Die Hochschule ist außerdem ein wichtiger Teil des regionalen Innovationsnetz-
werks; sie stärkt die regionale Innovationskraft (vgl. Fritsch/Henning/Slavtchev et al. 
2008: 7) durch die eigenen Forschungskompetenzen und sie kann regionale Unter-
nehmen dabei unterstützen, die Innovationsfähigkeit zu erhöhen und bestehende In-
novationsdefizite zu überwinden (vgl. Hamm/Wenke 2001: 22). Im Rahmen der „An-
tennenfunktion“ kann sie zudem internationales Wissen für die Region verfügbar 
machen (vgl. Fritsch/Schwirten 1998: 253). Schließlich können Hochschulen dazu 
beitragen, das Image ihrer Standortregion durch erfolgreiche Aktivitäten in Lehre und 
Forschung aufzuwerten (vgl. Hamm/Jäger/Karl et al. 2012: 99). Die Wirkungsmecha-
nismen über die Angebotsseite sind mithin vollkommen andere als bei der Nachfra-
geseite. Angebotsseitige Effekte erzeugen Wirtschaftswachstum durch die Stärkung 
der regionalen Innovationskraft, durch eine Erhöhung der strukturellen Anpassungs-
flexibilität und durch eine Verbesserung der regionalen Standortqualität (vgl. Hamm/
Jäger/Karl et al. 2012: 98 ff.). Unterschiede bestehen aber nicht allein hinsichtlich der 
Wirkungsmechanismen, sondern auch hinsichtlich des Wirkungszeitraums; denn wäh-
rend nachfrageseitige Effekte bereits kurzfristig wirksam und erkennbar sind, entfal-
ten angebotsseitige Effekte ihre Wirkungen erst auf mittlere oder lange Sicht.

2.2.2 Wissenstransfer und seine Kanäle

Der als Wissenstransfer bezeichnete Prozess des Übertragens von innovationsrele-
vantem Wissen (vgl. Böttcher 2004: 6) ist für Innovationssysteme, Wirtschaft und 
Bevölkerung von zentraler Bedeutung (vgl. z. B. Anselin/Varga/Acs 1997; Anselin/Var-
ga/Acs 2000; Huggins/Kitagawa 2012). Dabei kann das zu transferierende Wissen (vgl. 
Caspers/Bickhoff/Bieger 2004: 18) von allgemeinen Forschungsergebnissen über Wis-
sen, das zur Konzeption, Produktion und Nutzung von Technik erforderlich ist, Fakten-
wissen und Tatsachenwissen, Prozesswissen, Handlungswissen und prozedurales Wis-
sen bis hin zu kreativen Fertigkeiten eine Vielfalt unterschiedlicher Ausprägungen 
haben. Jedes Wissen umfasst implizite und explizite Anteile. Explizite Wissensbestand-
teile sind leichter transferierbar, während implizites Wissen an Personen gebunden ist 
und nicht transferiert werden kann (vgl. Mayr 2009: 81). Nach § 2 Abs (7) des deut-
schen Hochschulrahmengesetzes gehört der Wissens- und Technologietransfer zu 
den expliziten Aufgaben der Hochschulen. 

Der Wissens- und Technologietransfer zwischen Hochschule und regionaler Wirt-
schaft will das Wissenspotenzial der Hochschulen nutzen, um die regionale Innovati-
onsfähigkeit zu steigern und so die regionalwirtschaftliche Entwicklung zu stärken 
(vgl. Süssenberger 2006: 350). Dabei wird Wissenstransfer als ein interaktiver Prozess 
verstanden, bei dem beide Seiten Transfergeber und/oder -nehmer sein können und 
von dem letztlich auch die Standortregion profitiert. Den zugrundeliegenden Kernge-
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Abb. 3: Regionalwirtschaftliche Transfereffekte von Hochschulen / Quelle: Eigene Darstellung
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danken bringt Abbildung 3 zum Ausdruck: Ausgehend von ihren Aktivitäten in For-
schung und Lehre stößt die Hochschule einen – über verschiedene Transferkanäle 
verlaufenden – Wissens- und Technologietransfer in ihr regionales Umfeld an. Hiervon 
profitiert die Region beispielsweise durch die Bildung von Humankapital und die „ar-
beitsmarktorientierte (Weiter-)Qualifizierung breiter Bevölkerungsschichten durch 
die Hochschule“ (Kloke/Krücken 2010: 34). Außerdem wird die regionale Innovations-
tätigkeit durch Kooperationen von Wissenschaft und Wirtschaft sowie durch den da-
raus entstehenden Produktivitäts- und Wissensfortschritt in privaten Unternehmen 
(vgl. Spehl/Sauerborn/Sauer et al. 2005: XXII) gestärkt. Ähnliche Wirkungen haben 
Spin-offs, die aus der Hochschule heraus erfolgen. Insgesamt tragen der Transfer und 
die genannten Folgeeffekte in der Hochschulregion dazu bei, die Standortqualität zu 
verbessern, die unternehmerische und regionale Anpassungsflexibilität und Wettbe-
werbsfähigkeit zu erhöhen sowie das regionale Image positiv zu beeinflussen. All dies 
hat positive regionale Wohlfahrtseffekte.

Prinzipiell stehen vier Transferkanäle zur Verfügung, um das Wissen zwischen Hoch-
schule und Region zu transferieren:2 (1) Basistransfer, (2) Transfer „via Köpfe“, (3) 
Spin-offs und Unternehmensgründungen und (4) Interagierender Forschungstrans-
fer.

Basistransfer
Basistransfer umfasst Aktivitäten, bei denen die Hochschule einem interessierten 
Transfernehmer Wissen zur Verfügung stellt. Der Transfernehmer muss dieses Wis-
sen selbstständig aufnehmen und verarbeiten. Darunter werden die Transferaktivitä-
ten zusammengefasst, die darauf zielen, wissenschaftliche Erkenntnisse der Wissen-
schaftsgemeinschaft zu präsentieren. Dazu gehören: 

Wissenschaftliche Publikationen: Hauptziel von Publikationen ist die „Kommunika-
tion neuer wissenschaftlicher Erkenntnisse in die scientific community“ (Spehl/Sauer-
born/Sauer et al. 2005: 106). Da Publikationen selten die Probleme der regionalen 
Wirtschaft aufgreifen, dürfte auch ein Wissenstransfer in die regionale Wirtschaft 
eher selten damit verbunden sein (vgl. Spehl/Sauerborn/Sauer et al. 2005: 106). Den-
noch sehen Universitäten die Veröffentlichung von Forschungsergebnissen offenbar 
als einen wichtigen Kanal zur Vernetzung mit der Wirtschaft (vgl. Rammer/Czarnitzki 
2000: 50). 

Informelle, direkte Kontakte: Wissenstransfer über informelle Kontakte erfolgt 
ohne vertragliche Bindung; der Wissensaustausch erfolgt vielmehr über die persönli-
che Bekanntschaft und Vertrauen zueinander. Informelle Beziehungen bilden häufig 
die Grundlage für das Entstehen von Netzwerken (Le Bris/Pousttchi/Suszka 2010: 9), 
die wiederum der Ausgangspunkt anderer Formen des Wissenstransfers sein können 
(z. B. Kooperationen, Auftragsforschungsarbeiten). 

2  Wissenstransferkanäle werden in der Literatur unterschiedlich systematisiert. Die hier verwendete 
Systematik orientiert sich an Publikationen, die im Rahmen des Forschungsprojektes „RegTrans – 
Regionale Transfereffekte verschiedener Hochschultypen“ entstanden sind (vgl. Hamm et al. 2012). 
Andere Systematiken finden sich z. B. bei Fritsch/Henning/Slavtchev et al. 2007: 27; Fritsch 2007: 14; 
Bozeman 2000: 636; Franz/Rosenfeld/Roth 2002: 82; Benson 1999: 16; Rosner/Weimann 2003: 51; 
Strauf/Behrendt 2006: 3; Leusing 2007: 8; Spehl/Sauerborn/Sauer et al. 2007: 3.
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Vorträge, Teilnahme an oder Durchführung von Kongressen, Konferenzen, 
Workshops und Seminaren, Messepräsentationen sind häufig Gelegenheiten zur 
Anbahnung informeller, direkter Kontakte. 

Transfer „via Köpfe“
Dieser Transfer wird auch als Personaltransfer oder personengebundener Transfer 
bezeichnet. Den Transfer „via Köpfe“ leisten Hochschulen dadurch, dass sie hochqua-
lifizierte Arbeitskräfte ausbilden, die ihr Wissen dann in Unternehmen anwenden. Stu-
dien zum wirtschaftlichen Nutzen akademischer Institutionen belegen, dass diese da-
durch entscheidend zur Innovationsfähigkeit von Unternehmen und Regionen 
beitragen (vgl. Wissenschaftsrat 2007: 19; Fritsch 2007: 6). Kriterium für den regiona-
len Transfer über Köpfe ist der regionale Verbleib der Absolventen nach ihrem Studie-
nabschluss und zum Berufseinstieg: „As such […] the regional return to higher educa-
tion depends crucially on the migration behavior of university graduates“ (Faggian/
McCann 2009: 318). Transfer über Köpfe umfasst jedoch nicht nur den Absolventen-
verbleib, sondern kann auch dadurch erfolgen, dass Mitarbeiter aus Wirtschaft und 
Verwaltung weitergebildet oder für eine gewisse Zeit an der Hochschule beschäftigt 
werden. Transfer leisten Hochschulen auch dann, wenn sie Studierende als Praktikan-
ten vermitteln und kooperative Abschlussarbeiten fördern. 

Absolventen: Eine der zentralen Aufgaben von Universitäten und Fachhochschulen 
ist die Ausbildung von hochqualifiziertem Personal (vgl. Rosner/Weimann 2003: 99). 
Hochschulen tragen durch die Ausbildung von Studenten und Doktoranden wesent-
lich zur Bereitstellung von hoch qualifiziertem Humankapital bei, welches insbesonde-
re für die Innovationsaktivitäten der Unternehmen ein unverzichtbarer Inputfaktor ist 
(vgl. Dinse/Hamm/Jäger et al. 2014: 13). Durch die Beschäftigung von Hochschulab-
solventen wird Wissen aus der Hochschule in die Wirtschaft transferiert (vgl. Le Bris/
Pousttchi/Suszka 2010: 10). Dabei haben Fachhochschulen in der Regel einen stärke-
ren regionalen Fokus als Universitäten. Der regionale Wissenstransfer über Absolven-
ten ist also insbesondere eine Funktion der Fachhochschulen (vgl. Spehl/Sauerborn/
Sauer et al. 2007: 106; Dinse/Hamm/Jäger et al. 2014: 44).

Studierende in Unternehmen: Häufig werden studentische Abschlussarbeiten in 
Zusammenarbeit mit einem Unternehmen geschrieben. Sie werden zwar zumeist 
unentgeltlich angefertigt, haben aber einen ähnlichen Charakter wie Auftrags- 
forschungsarbeiten (vgl. Spehl/Sauerborn/Sauer et al. 2007: 106). Dies gilt in Deutsch-
land insbesondere für Studierende an Fachhochschulen, die ihre Abschlussarbeiten 
oft über Problemstellungen der betrieblichen Praxis anfertigen. Dadurch wird Know-
how der angehenden Absolventen, der betreuenden Professoren und gegebenenfalls 
der Institute und Labore direkt in die Wirtschaft transferiert. Praktika und Praxisse-
mester haben eine ähnliche Zielrichtung; sie sollen einerseits eine praxisorientierte 
Ausrichtung des Studiums sicherstellen, sind aber auch mit einem Wissenstransfer 
verbunden und stellen häufig eine Möglichkeit dar, frühzeitig einen Kontakt zwischen 
Unternehmen und den künftigen Absolventen herzustellen (vgl. Schmalholz 2000: 
122). Nicht selten wird Absolventen an ihren ehemaligen Praxisstellen ein Stellenange-
bot unterbreitet. Finden diese Prozesse mit Unternehmen und Einrichtungen der 
Hochschulregion statt, tragen sie dazu bei, die Region mit hochqualifiziertem Perso-
nal zu versorgen und einem möglichen Brain-Drain entgegenzuwirken.
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Wechselseitige Personalmobilität: Auch die projektbezogene, zeitlich begrenzte 
Überlassung von Personal aus der Wirtschaft an die Hochschule gehört zum Transfer 
„via Köpfe“. Eine weniger intensive Form der Personalmobilität ist die Übernahme 
von Lehraufgaben durch Personen aus der regionalen Wirtschaft (Le Bris/Pousttchi/
Suszka 2010: 7). Diese Formen des Personalaustausches tragen maßgeblich zur 
Netzwerkbildung bei und können zu langfristigen Kooperationen führen (Le Bris/
Pousttchi/Suszka 2010: 10). Personalmobilität kann aber auch bedeuten, dass For-
scher dauerhaft oder vorübergehend in eine andere Forschungseinrichtung oder ein 
privates Unternehmen wechseln. Letzterem Transferkanal wird eine hohe Bedeutung 
beigemessen, da dabei personen- oder organisationsgebundenes Wissen, welches 
auf anderem Wege nur schwer zu transferieren ist, in die praktische Anwendung ein-
gebracht werden kann (Rammer/Czarnitzki 2000: 57).

Berufsbegleitende Weiterqualifizierung, Fort- und Weiterbildung von Hoch-
schulexternen, lebenslanges Lernen: In steigendem Maße wenden sich Hochschu-
len mit Fort- und Weiterbildungsangeboten an Unternehmen bzw. Angestellte in pri-
vaten Unternehmen. Dies können berufsbegleitende Studienprogramme, zertifizierte 
Lehrgänge, Tagesseminare und Vorträge sein. Dabei ist der Anwendungsbezug der 
Lehrinhalte zumeist recht hoch, was dazu beitragen kann, Barrieren zwischen „Unter-
nehmerwelt“ und „Wissenschaftswelt“ aufzubrechen und interdisziplinäre Kooperati-
onen und Zusammenarbeit zwischen Hochschule und Wirtschaft anzustoßen (Le 
Bris/Pousttchi/Suszka 2010: 8).

Spin-offs und Unternehmensgründungen
Die Gründung von neuen Unternehmen durch Professoren, wissenschaftliche Mitar-
beiter oder Absolventen, die sogenannten Spin-off-Gründungen, gelten als ein weite-
rer wichtiger Transferkanal (vgl. Wissenschaftsrat 2007: 43). Spin-offs leisten nicht 
allein einen positiven Beschäftigungsbeitrag (vgl. Wissenschaftsrat 2007: 46), son-
dern unterstützen auch die Weiterentwicklung wissenschaftlicher Forschungsergeb-
nisse zu einem marktfähigen Produkt. Der Transferkanal „Spin-offs“ ist nicht deutlich 
von den Transferkanälen „via Köpfe“ und Forschungstransfer abzugrenzen, weil im 
Zuge der Ausgründungen auch zumeist ein Personaltransfer stattfindet, und da insbe-
sondere bei innovativen Ausgründungen Erkenntnisse der Hochschulforschung in die 
Privatwirtschaft übertragen werden. 

Ausgründungen aus Hochschulen erfolgen meist in deren räumlicher Nähe. Gründer 
wollen weiterhin von Hochschulnetzwerken oder der von Hochschulen bereitgestell-
ten Infrastruktur profitieren; außerdem können die durch die vorherige Arbeit erlang-
ten Kenntnisse von Abläufen sowie persönliche Kontakte zu einer intensiven Zusam-
menarbeit zwischen Spin-offs und der Hochschule als Inkubatororganisation beitragen 
(vgl. Egeln/Gottschalk/Rammer et al. 2002: 38). Deshalb kann insbesondere die wirt-
schaftliche Entwicklung der Standortregion des Inkubators von Gründungen profitie-
ren (vgl. Fritsch/Henning/Slavtchev et al. 2007: 261). Dies gilt umso mehr, je mehr die 
Gründungen eine lange Überlebensdauer und gute Wachstumsperspektiven erwarten 
lassen, d. h. Eigenschaften aufweisen die – folgt man der Literatur (vgl. Fritsch/Hen-
ning/Slavtchev et al. 2007: 28; Egeln/Gottschalk/Rammer et al. 2002: 42) – insbeson-
dere von innovativen Gründungen erwartet werden können. Hochschulen spielen 
deshalb als Inkubator innovativer Gründungen im Rahmen der Gründungsförderung 
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eine wichtige Rolle (vgl. Fritsch/Noseleit/Slavtchev et al. 2010: 6 ff.). Dabei heben 
Egeln/Gottschalk/Rammer et al. (2002: 11) Verwertungs-Spinn-offs besonders her-
vor. Diese greifen Forschungsergebnisse von Hochschulen auf, entwickeln daraus 
marktfähige Produkte und Dienstleistungen und transferieren so wissenschaftlichen 
Output in die Wirtschaft. Dies kann in der regionalen Unternehmenslandschaft weite-
re Innovationen anstoßen und so die regionale Anpassungsfähigkeit steigern.

Interagierender Forschungstransfer
In der Hochschule entstandenes Wissen kann schließlich durch interagierenden For-
schungstransfer weitergegeben werden. Dazu gehören Aktivitäten, bei denen For-
schungs- und Entwicklungsergebnisse gemeinsam und im direkten Kontakt der Ko-
operationspartner entwickelt werden (Jäger 2017: 34). Transfer aus der Hochschule 
setzt Forschung voraus, die häufig in In- und An-Instituten einer Hochschule erfolgt. 
Die für die Forschung erforderlichen Mittel können aus dem Hochschulhaushalt oder 
aus der privaten Wirtschaft sowie aus öffentlichen Quellen (Drittmittel) stammen. Im 
Einzelnen kann der Forschungstransfer über die folgenden Kanäle laufen:

Auftragsforschung für Unternehmen und öffentliche Einrichtungen: Auftrags-
forschung für Unternehmen kann in Form von Forschungs- und Entwicklungsprojek-
ten, Beratungsdienstleistungen und Gutachten durchgeführt werden, die von Unter-
nehmen bei der Hochschule in Auftrag gegeben werden. Schmoch (2000: 3) sieht die 
kooperative Forschung als besonders wichtig an, da es bei dieser Transferform einen 
direkten Transfergeber und einen Transfernehmer gibt und somit die beim Transfer 
von Technologien erforderliche Übertragung von implizitem Wissen gewährleistet ist. 
Im naturwissenschaftlich-technischen Bereich wird die kooperative Forschung – ne-
ben informellen Kontakten – als die wichtigste Form der Interaktion zwischen Wissen-
schaft und Wirtschaft eingeschätzt (vgl. Wissenschaftsrat 2007: 35). Für derartige 
Forschungskooperationen bevorzugen die Hochschulen Partner aus der Region und 
wenden sich entfernt angesiedelten Unternehmen erst dann zu, wenn es an regionalen 
Forschungspartnern mangelt (vgl. Fritsch/Henning/Slavtchev et al. 2007: 12).

Forschungskooperationen: Forschungskooperationen mit Unternehmen, öffentli-
chen Einrichtungen und weiteren Partnern (auch z. B. in Netzwerken, Clustern, For-
schungszentren) führen zu einer direkten Interaktion zwischen Hochschulen und den 
jeweiligen Partnern (vgl. Schmalholz 2000: 85).

Patente und Lizenzen: Ein Patent gibt dem Inhaber für eine gewisse Zeit das Recht 
zur alleinigen kommerziellen Nutzung einer Erfindung (vgl. Le Bris/Pousttchi/Suszka 
2010: 8). Die Lizenznahme erlaubt (etwa einem privaten Unternehmen), fremde For-
schungsergebnisse (etwa einer Hochschule) zu benutzen und so schnellen Zugang zu 
neuen wissenschaftlichen Erkenntnissen zu erlangen. Patentanmeldungen und Lizen-
zen können die Attraktivität der Hochschule für Drittmittelkooperationen steigern 
(vgl. Fritsch/Henning/Slavtchev et al. 2008: 34), weil sie ein Signal für Kompetenz sind.

Stiftungsprofessuren: Hier wird mit Mitteln von Stiftungen oder Unternehmen 
meist auf befristete Zeit eine Professorenstelle eingerichtet. Vom Stelleninhaber wird 
praxisnahe Forschung, häufig auch die Einbringung in die Lehre erwartet. Stiftungs-
professuren dienen der Profilierung der Hochschule und tragen dazu bei, Praktikums-



39K a n ä l e,  D e t er m i n a n t en u n D H e m m n i s s e D e s r eg i o n a l en t r a n s f er s au s H o cH s cH u l en

plätze bzw. Themen für Abschlussarbeiten zu generieren (vgl. Frank/Meyer-Guckel/
Schneider 2007: 11). Für die fördernden Einrichtungen können sich neben dem Wis-
senszugewinn weitere Vorteile wie z. B. Imagegewinn oder eine weitergehende Vernet-
zung ergeben.

Alle beschriebenen Kanäle des Wissenstransfers sind in Abbildung 4 nochmals in zu-
sammengefasster Form dargestellt.

Abb. 4: Wissenstransferkanäle und ihre Ausgestaltung in der Praxis / Quelle: Jäger 2017: 30

2.3 Gesellschaftliche Transfereffekte

Im Mittelpunkt der beiden bislang diskutierten Forschungslinien zu den Wirkungen 
von Hochschulen standen ökonomische Effekte, die eine Hochschule in ihrem regio-
nalen Umfeld anstoßen kann – teils über nachfrageseitige, teils über angebotsseitige 
Zusammenhänge. Die dritte und jüngste Forschungslinie – etwa seit Beginn der 2010er 
Jahre – beschränkt sich nicht länger auf solche rein ökonomischen Wirkungsmuster, 
sondern weitet die Fragestellung auf die möglichen gesellschaftlichen – d. h. insbeson-
dere auf die sozialen und/oder ökologischen – Effekte von Hochschulen aus. Dabei 
sind zwei Diskussionsmuster zu unterscheiden: 

1 Zum einen stellt sich die positive Frage, welche gesellschaftlichen Effekte Hoch-
schulen in ihrem regionalen Umfeld dadurch auslösen, dass sie ihren Hauptaufga-
ben – Lehre sowie Forschung und Transfer – nachgehen. Angesprochen sind mit-
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hin nicht-ökonomische, aber gesellschaftlich relevante Wirkungszusammenhänge, 
die sich als indirekte Effekte bzw. als „Nebenprodukt“ von Aktivitäten ergeben, die 
zu den traditionellen Aufgaben einer Hochschule gehören (Hamm/Jäger/Karl et al. 
2012: 51 ff.) und die im Folgenden als Kapazitäts- und soziokulturelle Effekte be-
zeichnet werden.

2 Zum anderen kann man die normative Frage nach den Effekten eines gezielten ge-
sellschaftlichen und kulturellen Engagements von Hochschulen stellen. Im Rah-
men zunehmender Hochschulautonomie werden Hochschulen zu aktiv handeln-
den Akteuren in ihrer Region (und darüber hinaus). Dies führt zur gezielten Ent- 
wicklung von Transferstrategien und zu Diskussionen über die weiteren Aufgaben 
und Rollen, die Hochschulen wahrnehmen können (vgl. Abramson/Encarnação/
Reid et al. 1997; Charles 2003; Grande/Jansen/Jarren et al. 2013; Gunasekara 2006; 
Premus/Sanders/Jain 2003). Dabei haben sich neue Kompetenzfelder und Aktivi-
tätsprofile entwickelt, die sich auch in veränderten zentralen und dezentralen Ent-
scheidungsprozessen von Hochschulleitungen im Kontext der regionalen Veranke-
rung niederschlagen (Koschatzky/Kroll/Schubert 2016).

Im Folgenden sollen zunächst die Transferkanäle beschrieben werden, über die eine 
Hochschule Kapazitäts- und soziokulturelle Effekte in ihrem regionalen Umfeld auslö-
sen kann. Anschließend werden die Effekte eines gezielten universitären Engagements 
erörtert.

2.3.1 Kapazitäts- und soziokulturelle Effekte

Von der Anwesenheit, den Aktivitäten und dem Angebot einer Hochschule gehen indi-
rekte Effekte in die Region aus, die hier unter dem Begriff „Kapazitäts- und soziokultu-
relle Einflüsse“ zusammengefasst werden sollen. Sie umfassen von der Hochschule 
angestoßene Wissens- und Kompetenzeffekte, Netzwerkeffekte, gesellschaftlich-so-
ziale Effekte, Urbanisationseffekte, die Verbreiterung kultureller Angebote, die Ver-
besserung des Innovationsklimas sowie infrastrukturelle Wirkungen (vgl. Abb. 5 und 
Hamm/Jäger/Karl et al. 2012: 49 ff.). Eine trennscharfe Differenzierung der aufgezähl-
ten Einzelaspekte ist aufgrund von Interdependenzen und Überschneidungen zwi-
schen ihnen schwierig. Gemeinsam ist diesen Einflüssen aber, dass sie vom traditio- 
nellen „Kernauftrag“ – Lehre sowie Forschung und Transfer – einer Hochschule abge-
grenzt werden können und kaum quantifizierbar sind, dass sie aber in einer vollständi-
gen Erfassung der Transfereffekte von Hochschulen nicht vernachlässigt werden soll-
ten.

Wissens- und Kompetenzeffekte: Hochschulen stellen ein breites Reservoir an ex-
plizitem und implizitem Wissen dar, von dem die regionale Wirtschaft, die regionalen 
Entscheidungsträger und nicht zuletzt auch die regionale Bevölkerung profitieren 
können. Zum einen wird für regionale Akteure der Zugang zu dem expliziten Wissen 
einer Hochschule (z. B. einer Hochschulbibliothek) erleichtert. Zum anderen sind an 
einer Hochschule hochqualifizierte Professoren, Lehrbeauftragte, Forscher und wis-
senschaftliche Mitarbeiter tätig. Diese bieten eine thematisch breite und meist über-
regional vernetzte Wissens- und Kompetenzbasis, die von regionalen Gremien, Netz-
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Abb. 5: Regionale Transfereffekte von Hochschulen / Quelle: Eigene Darstellung
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werken und Entscheidungsträgern genutzt werden kann. Darüber hinaus beeinflusst 
die Hochschule die Wissens- und Qualifikationsstruktur der regionalen Bevölkerung. 
Das Qualifikationsniveau steigt und dem Arbeitsmarkt steht eine höhere Zahl qualifi-
zierter Arbeitskräfte zur Verfügung. Das geschieht nicht allein durch den regionalen 
Verbleib von Absolventen, sondern auch dadurch, dass regionale Begabungsreserven 
besser aktiviert und ausgeschöpft werden können. Außerdem haben Hochschulen ge-
rade für hochqualifizierte und kreative Arbeitnehmer einen attraktivitätssteigernden 
Effekt: „Universities are amazingly effective talent attractors, and their effect is truly 
magnetic. By attracting eminent researchers and scientists, universities in turn attract 
graduate students, generate spin-off companies and encourage other companies to 
locate nearby in a cycle of self-reinforcing growth“ (Florida 2002: 292). In der Summe 
trägt eine Hochschule zu einer Verbesserung der regionalen Ausstattung mit Hu-
mankapital bei: „One of the most important determinants of the local human capital 
level is the presence of universities in the area“ (Winters 2011: 446).

Netzwerkeffekte: Die Existenz funktionierender Kommunikations- und Kompetenz-
netzwerke auf regionaler Ebene kann mitentscheidend für die wirtschaftliche Ent-
wicklung einer Region sein: „Wichtiger für die Funktionsfähigkeit eines regionalen In-
novationssystems als dessen Größe bzw. der regionale Verdichtungsgrad scheint die 
Intensität und Qualität der Vernetzung der Akteure zu sein“ (Fritsch 2003: 5). Hoch-
schulen können wichtige Beiträge in der regionalen Netzwerkarbeit ihrer Standorte 
leisten: Sie treten als wissenschaftlich-innovativer Akteur auf, fördern die Entwicklung 
themenbezogener Netzwerke und stärken so die Innovationskraft der regionalen 
Wirtschaft. Vergleichbare Beiträge können Hochschulen aber nicht allein in regiona-
len Innovationsnetzen, sondern auch in sozialen oder kreativen Netzwerken leisten. 

Gesellschaftlich-soziale Effekte: In der Literatur wird auf verschiedene gesellschaft-
lich-soziale Effekte von Hochschulen hingewiesen: 

 > Das soziale Netzwerkverhalten wird gefördert: „Interaktionsprozesse, damit ver-
bundene Milieus und Kooperationen sind geeignet, das Sozialkapital einer Region 
[…] zu vergrößern“ (Back/Fürst 2011: 15). 

 > Ein Mehr an freiwilligem, gemeinnützigem Engagement – in Bereichen wie Sport, 
Freizeit, Kinder- und Jugendarbeit, Umwelt und Kultur – ist durch die Hochschul-
akteure zu erwarten, weil sich hochqualifizierte Menschen in überdurchschnittli-
chem Maße sozial engagieren (Astor/Klose/Steden et al. 2010: 113). 

 > Auch ein vermehrtes politisches Engagement von Hochqualifizierten ist möglich; 
durch die Hochschule können sich die politischen Strukturen verändern und die 
Wahlbeteiligung kann zunehmen (Florax 1992: 77).

 > Studierende verändern die Bevölkerungsstruktur, prägen das Stadtbild und „ver-
jüngen“ den Standort; die OECD spricht in diesem Zusammenhang vom Potenzial 
einer Hochschule zur Vitalisierung und Regeneration von Städten und Regionen 
(OECD 2007: 166). Die Bevölkerungsveränderungen wiederum beeinflussen die 
Auslastung der Infrastruktur, die Flächennutzung, den Wohnraumbedarf sowie die 
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Gastronomie- und Kulturangebote. Diese Veränderungen können aus Sicht des 
Hochschulstandorts positiv (Angebotsvielfalt) und negativ (Steigerung der Miet- 
und Lebenshaltungskosten) sein.

Urbanisationseffekte: Durch die Anwesenheit einer Hochschule und ihrer Akteure 
wird der Urbanisierungsprozess – der „Prozess der Ausbreitung und Diffusion städti-
scher Lebens- und Verhaltensweisen […] und die daraus resultierenden Raumstruktu-
ren“ (Hass/Jung/Simon 2010: 137) – vorangetrieben. Für die Standortregion einer 
Hochschule ergeben sich dabei hochschulbedingte Agglomerations- und Urbanisati-
onseffekte, die mit vergrößerten Absatzmärkten und einem erweiterten Arbeitsmarkt 
einhergehen können. Die Ansiedlung einer Hochschule wird deshalb sogar als Mög-
lichkeit gesehen, um einer wirtschaftlich rückläufigen Regionalentwicklung oder Pro-
blemen im Strukturwandel entgegenzuwirken (OECD 2007: 168). Umgekehrt sind 
aber auch hochschulbedingte negative Agglomerations- und Urbanisationseffekte an 
Hochschulstandorten denkbar – höhere Abgabebelastungen, steigende Immobilien-
preise oder eine Überlastung der Infrastruktur sind Beispiele hierfür.

Verbreiterung kultureller Angebote: Hochschulen besitzen eine kulturelle „Schritt-
macherfunktion“ (Fromhold-Eisebith 1992: 22). Sie bereichern mit ihrem eigenen kul-
turellen Angebot (z. B. Ausstellungen, Veranstaltungen) direkt das regionale Kulturan-
gebot, zudem entsteht durch sie eine kulturelle Präsenz und Identität (vgl. OECD 
2007: 171). 

Verbesserung des Innovationsklimas: Durch ihre Forschungs- und Innovationstä-
tigkeiten fördern Hochschulen auch indirekt das regionale Innovationsklima, wenn sie 
im Rahmen des Innovationsprozesses gewerbliche Auftraggeber, Kooperationspart-
ner und wissensintensive Dienstleistungen einbeziehen, die aus der Region stammen. 

Kapazitäts- und infrastrukturelle Effekte: Durch die Hochschule verändert sich das 
Angebot an Infrastruktur, das von den regionalen Akteuren genutzt werden kann, auf 
zweierlei Weise: Zum einen ist die Hochschule selbst Teil der regionalen Bildungs- und 
Forschungsinfrastruktur, zum anderen bieten Hochschulen auch hochschulexternen 
Akteuren an, einen Teil ihrer Einrichtungen zu nutzen. Beispiele hierfür könnten Labo-
re, Räumlichkeiten, Kultur- und Sporteinrichtungen der Hochschule, Patentinformati-
onszentren oder die medizinische Versorgung durch eine Universitätsklinik sein. Von 
diesen Nutzungsmöglichkeiten profitieren regionale Wirtschaftsakteure und die regi-
onale Bevölkerung (vgl. Spehl/Sauerborn/Sauer et al. 2005: XXII). Durch die Hoch-
schule und ihre Akteure ändert sich aber auch die Kapazitätsauslastung anderer Infra-
strukturkomponenten am Hochschulstandort. Da hierbei längere Wartezeiten, Ab- 
und Übernutzungseffekte sowie Preissteigerungseffekte auftreten können, ist dies 
nicht immer positiv zu bewerten. Die Überlastung einzelner Infrastrukturelemente 
kann aber auch eine Ausweitung des Infrastrukturangebotes zur Folge haben, die wie-
derum allen zugutekommt und die regionale Standortattraktivität verbessert.
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2.3.2 Effekte universitären Engagements

Das Wissen darüber, dass Hochschulen in ihrem regionalen Umfeld ökonomisch und 
darüber hinaus gesellschaftlich relevante Effekte anstoßen können, hat das Nachden-
ken darüber verstärkt, ob und wie Hochschulen durch ihr aktives Eigenengagement 
die in den vorangegangenen Abschnitten skizzierten Transferkanäle gezielt nutzen 
können, um ihr regionales Umfeld zu stärken. Die in diesem Zusammenhang diskutier-
te „dritte Rolle“ von Hochschulen ergänzt ihre „klassischen“ Transferaktivitäten und 
schließt weitere Aktivitäten im Sinne der Bereitstellung von Einrichtungen und Dienst-
leitungen sowie des gesellschaftlichen und kulturellen Engagements ein.

In der wissenschaftlichen Literatur wurde herausgearbeitet, dass im Rahmen zuneh-
mender Hochschulautonomie und sich damit verändernder Governance-Mechanis-
men (vgl. Hufnagl 2014) Hochschulen zu aktiv handelnden Akteuren in ihrer Region 
(und darüber hinaus) wurden, während sie früher vorwiegend Steuerungsobjekte der 
jeweiligen Landesregierungen waren und deshalb, zumindest als Gesamtorganisation, 
keine eigenen Strategien verfolgen konnten (Krücken/Blümel/Kloke 2009; Krücken/
Meier 2006; Nickel 2004). Die Neuausrichtung von Hochschulen bezüglich weiterer 
Funktionen neben Forschung und Lehre wird mit Begriffen wie „entrepreneurial uni-
versities“ (Clark 1998; Gibbs 2001), der „boundary spanning role“ neuer universitärer 
Einheiten (Youtie/Shapira 2008) sowie der „dritten Rolle“ von Universitäten im Sinne 
ihres aktiven Beitrages zur Regionalentwicklung durch Wissensspillover aus Lehre und 
Forschungsaktivitäten belegt (Gunasekara 2004; Westnes/Hatakenaka/Gjelsvik et al. 
2007). Während diese Rollenkonzepte für US-amerikanische, britische oder auch aus-
tralische Hochschulen Standard waren und sind, waren sie für deutsche Hochschulen 
vergleichsweise neu; sie haben zur Erschließung neuer Kompetenzfelder und zur ge-
zielten Entwicklung von Transferstrategien beigetragen.

Weitere Impulse für eine breite Betrachtung der regionalen Transferkanäle von 
Hochschulen haben Förderprogramme der Bundesregierung wie „Forschungscam-
pus“ (Hochschule als zentraler Akteur eines Forschungsnetzwerkes mit Unterneh-
men und anderen Partnern auf dem Campus einer Universität; vgl. Koschatzky 2015) 
oder die Bund-Länder-Initiative „Innovative Hochschule“ (Stärkung der strategi-
schen Rolle der Hochschulen im regionalen Innovationssystem)3 gegeben. Auch der 
Wissenschaftsrat umreißt in seinem Papier zu den Perspektiven des deutschen Wis-
senschaftssystems ein breites Transferverständnis: „Die Leistungsdimension Trans-
fer bezieht in einem breiteren Sinne die dialogische Vermittlung und Übertragung 
wissenschaftlicher Erkenntnisse aus allen Wissenschaftsbereichen in Gesellschaft, 
Kultur, Wirtschaft und Politik ein – von der Translation in der Medizin über den tech-
nologischen Transfer, die Anregung von öffentlichen Debatten und gezielte Politikbe-
ratung oder vergleichbare Beratungsaktivitäten bis hin zur öffentlichen Vermittlung 
von Erkenntnissen und Erkenntnisprozessen, etwa in Museen und Ausstellungen“ 
(Wissenschaftsrat 2013: 25 f.). Motive für dieses Engagement sind vielfältig. Zu nen-
nen sind (Koschatzky/Dornbusch/Hufnagl et al. 2013: 64):

3  Vgl. BMBF https://www.bmbf.de/de/innovative-hochschule-2866.html (27.07.2017).
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 > Gezieltes gesellschaftliches Engagement für die Region. Hierbei spielen auch intrin- 
sische Motivationen von Hochschullehrern eine wichtige Rolle (Dornbusch 2014)

 > Zusätzliche Ressourcen in Form von drittmittelfinanzierten Mitarbeitenden

 > Mehr „Freiheitsgrade“ in Forschung und Lehre

 > Profilierung von Fächern und Fachbereichen über die Imagebildung der Region

 > Forschungsinteressen mit inhärentem Regionalbezug

 > Verbesserung der beruflichen Perspektiven für die Hochschulabsolventen in der 
Region

Um herauszuarbeiten, welche Bedeutung die „neuen“ Transferaktivitäten (Bereitstel-
lung von Einrichtungen und Dienstleitungen, der Lehre sowie des gesellschaftlichen 
und kulturellen Engagements) im Kontext des Transferengagements von Hochschu-
len einnehmen, hat das Fraunhofer ISI im Jahr 2011 eine umfassende Befragung deut-
scher Hochschullehrer/-innen, Dekane und Hochschulleitungen durchgeführt und 
parallel dazu neun Hochschulfallstudien erarbeitet (zu den Details siehe Koschatzky/
Hufnagl/Kroll et al. 2013; Koschatzky/Dornbusch/Hufnagl et al. 2013; Kroll 2014). Um 
nicht nur die mikroökonomisch erfassbaren Effekte des regionalen Engagements von 
Hochschulen zu berücksichtigen, die implizit vor allem auf die Zusammenarbeit der 
Hochschulen mit regionalen Unternehmen bzw. Wirtschaftspartnern sowie Human-
kapitaltransfers zurückgeführt werden, wurde eine Typologie universitären Engage-
ments auf der Basis von Benneworth/Conway/Charles et al. (2009: 70 ff.) verwendet 
und weiterentwickelt (vgl. Tab. 1).

Danach untergliedern sich die Kernaktivitäten von Hochschulen in

 > Forschungskooperationen sowie Wissens- und Technologietransfer im engeren 
Sinne

 > Wissens- und Technologietransfer im weiteren Sinne (Wissensaustausch)

 > Die Bereitstellung von Einrichtungen und Dienstleistungen 

 > Aktivitäten im Bereich der Lehre bzw. Aus- und Weiterbildung

Für die empirischen Analysen wurden diese vier Kernaktivitäten weiter ausdifferen-
ziert und an die Erfordernisse einer schriftlichen Befragung angepasst. Abgefragt 
wurden die vier folgenden Aktivitäten:

Aktivitäten im Bereich der Forschungskooperation und des aktiven Wissenstransfers

 > Forschungskooperationen mit regionalen Einrichtungen

 > Beratungen und Gutachten für regionale Einrichtungen
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Kerntätigkeiten Hauptarten des Engagements

Forschungskooperationen 
sowie Wissens- und  
Technologietransfer  
i. e. S.

Verbundforschungsprojekte (im Sinne von Technolo-
gie-Transfer in die Wirtschaft)

Forschungsprojekte, die einen gemeinsamen Wissensgewinn 
für alle Partner bedeuten (wechselseitiger Austausch,  
gemeinsame Wissens- und Wertgenerierung)

Auftragsforschung

Wissens- und Techno- 
logietransfer i. w. S.  
(Wissensaustausch)

Beratung

Öffentlich geförderte Wissensaustauschprojekte

Maßnahmen zum Kompetenzaufbau bei regionalen Akteuren

Wissensaustausch durch studentische „Beratung“"

Beteiligung am öffentlichen und Mediendiskurs

Bereitstellung von  
Einrichtungen und  
Dienstleistungen

Ermöglichung der Mitnutzung universitärer Einrichtungen 
und Dienstleistungen

Unterstützung benachteiligter Gruppen bei der Nutzung der 
Einrichtungen

Intellektuelle „Experten“-Beiträge

Beitrag zum gesellschaftlichen Leben der Region

Aktivitäten im Bereich  
der Lehre bzw. Aus- und 
Weiterbildung

Angemessene Engagement-Möglichkeiten

Angewandte bürgerschaftliche (Aus-)Bildung

Öffentliche Vorlesungs- und Seminarreihen

Weiterbildung für benachteiligte Gruppen

Erwachsenenbildung und lebenslanges Lernen

Tab. 1: Typologie universitären Engagements / Quelle: Koschatzky/Hufnagl/Kroll et al. 2013 auf der Basis 
von Benneworth/Conway/Charles et al. 2009: 70 ff.

Allgemeine Aktivitäten im Bereich des Wissensaustausches bzw. der Wissensvermitt-
lung 

 > Informationsveranstaltungen und Weiterbildungen für diverse Gruppen

 > Beiträge zum gesellschaftlichen Leben in der Region / soziales Engagement
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Dienstleistungen für externe Partner

 > Ermöglichung der Mitnutzung eigener Räumlichkeiten bzw. Services durch Externe

 > Ermöglichung der Mitnutzung eigener Maschinen, Geräte bzw. Labore durch Ex-
terne

Aktivitäten im Bereich der Lehre

 > Temporärer Personalaustausch zwischen Hochschule und regionalen Partnern

 > Unterstützung der Durchführung studentischer Abschlussarbeiten bei regionalen 
Partnern

Abb. 7: Analyse des regionalen Transferengagements / Quelle: 

Koschatzky/Hufnagl/Kroll et al. 2013: 70 

Forschungskooperationen mit reg. Einrichtungen

Beratung und Gutachten für reg. Einrichtungen

Ermöglichung der Mitnutzung hochschuleigener 
Maschinen, Geräte bzw. Labore durch Externe

Ermöglichung der Mitnutzung hochschuleigener 
Räumlichkeiten bzw. Services durch Externe

Temporärer Personalaustausch zwischen Hochschule 
und regionalen Partnern (z.B. Praktikanten, Lehre 
durch externe Dozenten etc.)

Unterstützung bzw. Vermittlung der Durchführung 
studentischer Abschlussarbeiten bei reg. 
Unternehmen und Institutionen

Informationsveranstaltungen und Weiterbildung für 
diverse Gruppen (z.B. Schüler, Lehrer, Senioren etc.)

Beitrag zum gesellschaftlichen Leben der Region / 
soziales Engagement in der Region

Gesellschaftliches Engagement

Bereitstellung von Ressourcen

Zusammenarbeit und 
Personalaustausch

*0,50

*0,43

*0,57

*0,61

*0,44

*0,54

*0,51

*0,55

= latente Variable= Indikator *0,57 = geschätzte Faktorladung

* Dargestellt ist immer die höchste der jeweiligen Faktorladungen; 
Angemessenheit der Stichprobe nach Kaiser-Meyer-Olkin-Kriterium = 0,78 

N = 1441

Abb. 6: Analyse des regionalen Transferengagements / Quelle: Koschatzky/Hufnagl/Kroll et al. 2013: 70

Um ein umfassendes Bild über die Formen regionalen Transferengagements der be-
fragten Hochschulen und Hochschullehrer/-innen zu erhalten, wurde eine Faktoren-
analyse durchgeführt, die auf der Basis des gemeinsamen Auftretens verschiedener 
Einzelkategorien übergeordnete Dimensionen (latente Variablen) identifiziert. Damit 
lassen sich Typen regionalen Transferengagements identifizieren (vgl. Kroll 2014: 16).
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Die Analyse ergab drei Typen regionalen Transferengagements (vgl. Abb. 6):

Zusammenarbeit und Personalaustausch: Dieser Faktor vereint die höchsten La-
dungen von vier Indikatoren auf sich. Grundsätzlich bildet diese latente Variable den 
bilateralen Austausch über formale und professionalisierte Formen der Zusammenar-
beit sowie den Austausch über den „Transfer von Köpfen“ ab. Dies trifft sowohl für 
eher langfristige Forschungskooperationen wie auch für kurzfristige Beratungsaktivi-
täten zu. Daraus kann die Schlussfolgerung abgeleitet werden, dass eine klare Trennli-
nie zwischen Wissens- und Technologietransfer i. e. S. und Wissenstransfer i. w. S. in 
der Praxis nur schwer zu ziehen ist. Sowohl die formale Zusammenarbeit wie auch der 
Personalaustausch stellen unterschiedliche Formen der Nutzung bestehender infor-
meller Beziehungen einzelner Hochschullehrer dar und sind damit als an konkrete Per-
sonen gebundene Trajektorien zu interpretieren (Broekel/Binder 2007; Perkmann/
Walsh 2009). Hochschulengagement in diesen Feldern stellt u. a. die Zusammenarbeit 
mit anderen Forschungseinrichtungen und Unternehmen am Hochschulstandort und 
in der Region dar. Beispiele sind die Jülich Aachen Research Alliance (JARA) der RWTH 
Aachen, der Göttingen Research Campus der Universität Göttingen oder verschiede-
ne Industry-on-Campus-Aktivitäten auf den Grundstücken der Universität Heidelberg. 
Zudem existieren weitere Kooperationen mit kommunalen und regionalen Einrichtun-
gen. So sieht sich die Hochschule für Technik und Wirtschaft Berlin als Ankerorganisa-
tion im Regionalmanagement Schöneweide, die Universität Heidelberg arbeitet aktiv 
in der Metropolregion Rhein-Neckar mit, die Universität Bonn in der Wissenschaftsre-
gion Bonn und es gibt Beteiligungen von Hochschulen an Clustern, Spitzenclustern 
und Forschungscampi (zu den Beispielen siehe Koschatzky/Dornbusch/Hufnagl et al. 
2013).

Bereitstellung von Ressourcen: Diese weitere latente Dimension ist durch eine hohe 
Ladung der abgefragten Variablen zur „Bereitstellung hochschuleigener Maschinen, 
Geräte und/oder Labore“ sowie „Mitnutzung hochschuleigener Räumlichkeiten und 
Dienstleistungen“ charakterisiert. Da im analytischen Rahmen der Faktorenanalyse 
diese Dimension vergleichsweise große Ähnlichkeiten zur ersten Dimension „Zusam-
menarbeit und Personalaustausch“ aufweist, ist hier ein ähnliches Muster auf Basis 
persönlicher Kontaktnetzwerke anzunehmen. Der Grund dafür, dass eine eigene sepa-
rate Dimension entsteht, kann darin liegen, dass eine Bereitstellung von Ressourcen 
nicht vollständig in der Eigenverantwortlichkeit einzelner Hochschullehrer liegt, son-
dern eine Abstimmung mit Fakultäten und Universitätsleitung bzw. interne Genehmi-
gungsverfahren erfordert.

Gesellschaftliches Engagement: Diese dritte Dimension regionaler Transferaktivitä-
ten bildet vor allem jene Aktivitäten ab, die auf ein breites regionales Engagement der 
Hochschulen und ihrer Angehörigen ausgerichtet sind. Solche Aktivitäten werden oft-
mals nicht mit spezifischen Kooperationspartnern durchgeführt, sondern sind an brei-
tere Zielgruppen gerichtet, wie sie z. B. für Informationsveranstaltungen und allgemei-
ne Beiträge zum sozialen Leben in einer Region charakteristisch sind. Bei diesen 
Aktivitäten dürften die Verbesserung von Ansehen und Reputation sowie intrinsische 
Motive eine Rolle spielen, die sich in der bewusst wahrgenommenen Verantwortung 
für das regionale Umfeld ausdrücken. Beispielhaft zu nennen sind hier Beratungsauf-
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gaben im Rahmen der Arbeits-, Betriebs- und Organisationsaufsicht durch einzelne 
Lehrstühle an der RWTH Aachen, Mitgestaltung von Veranstaltungen wie dem Fest für 
Demokratie durch Mitarbeitende der HTW Berlin, Beiträge zur Stadtteilverbesserung 
(Theatergruppen, Musik- und Sportveranstaltungen), Kinder-, Schüler- und Senioren-
unis, oder auch gezielte Wissenstransferveranstaltungen wie z. B. an der Universität 
Lüneburg das Leuphana Energieforum oder die Leuphana Gesundheitsgespräche (zu 
den Beispielen vgl. Koschatzky/Dornbusch/Hufnagl et al. 2013).

Mit der vorgestellten empirischen Analyse konnte aufgezeigt werden, dass der Faktor 
„Zusammenarbeit und Personalaustausch“, ergänzt um die für die Zusammenarbeit 
erforderliche „Bereitstellung von Ressourcen“, die in Abbildung 1 dieses Beitrages zu-
sammenfassend dargestellten regionalen Wirkungsfelder „Regionale Humankapital-
effekte“ durch Aus- und Weiterbildung und „Regionale Wissens- und Technologie-
transfereffekte“ durch Wissens- und Personalaustausch in einen engen thematischen 
Zusammenhang stellt und sich Funktionen der Entrepreneurial University nur in Kom-
bination von traditionellen Aufgaben in der Lehre und Neuorientierungen in Transfer 
und Entrepreneurship realisieren lassen.

Neben diesen Aktivitäten ist das regionale gesellschaftliche Engagement ein weiterer 
signifikanter hochschulseitiger Transferkanal. Er ergänzt die auf Qualifizierung, For-
schung und Forschungskooperationen ausgerichteten Transferaktivitäten um weitere 
Facetten, die über das bisherige Hochschulengagement hinausgehen (beziehungs-
weise erst in den letzten Jahren sichtbar geworden sind), und sich im Begriff der „en-
gagierten Universität“ (engaged university; vgl. Breznitz/Feldman 2012) niederschla-
gen. 

Die Frage nach dem gesellschaftlichen Engagement von Hochschulen im regionalen 
Kontext stellt sich in besonderer Weise vor dem Hintergrund von Nachhaltigkeitsher-
ausforderungen, mit denen die Gesellschaft derzeit konfrontiert ist und zukünftig 
konfrontiert sein wird.4 Nach Stephens/Hernandez/Román et al. (2008: 318 f.) können 
diese Herausforderungen drei Kategorien zugeordnet werden: dem ökologischen, 
dem gesellschaftlichen und dem technologischen Wandel. Zur ersten Kategorie, dem 
ökologischen Wandel, gehören z. B. der Klimawandel, der Verlust an biologischer Viel-
falt, die Entwaldung sowie die Verschlechterung der Wasser- und Luftqualität. Neben 
der Umwelt hat sich auch die menschliche Gesellschaft umstrukturiert; Kommunikati-
onstechnologien, Digitalisierung und Globalisierung führen dazu, dass die gesell-
schaftlichen Vernetzungen komplexer und dynamischer werden und mit zunehmen-
der globaler Ungleichheit, sozialer Ungerechtigkeit und Polarisierung verknüpft sind. 
Technologischer Wandel – die dritte bei Stephens/Hernandez/Román et al. (2008) 
erwähnte Kategorie – kann gleichzeitig Ursache und mögliche Lösung für die großen 
Herausforderungen der Nachhaltigkeit sein. Technologischer Wandel im Zusammen-
hang mit Industrialisierung, individueller Mobilität (Automobil) oder Nahrungsmittel-
produktion kann irreversible Umweltveränderungen zur Folge haben.

4   Die Frage, ob Hochschulen die Rolle als Change Agent für eine nachhaltige Regionalentwicklung ein-
nehmen können, wird in diesem Band im Beitrag von Schiller/Kanning/Pflitsch et al. detailliert be-
handelt.
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Stephens/Hernandez/Román et al. (2008: 319 ff.) betonen, dass eine Transition zu 
nachhaltigeren Praktiken und Lebensstilen erforderlich ist, um den skizzierten Nach-
haltigkeitsherausforderungen zu begegnen. Hochschulen müssen in diesem Prozess 
von zwei Seiten betrachtet werden: Sie sind einerseits selbst Gegenstand der Trans-
formation; sie können andererseits aber auch eine Funktion als Change Agent über-
nehmen. In der zuletzt genannten Funktion wird Hochschulen auf strategischer, takti-
scher und operativer Ebene ein beachtliches Lösungspotenzial zugetraut. Auf 
strategischer Ebene können sie sich an der Entwicklung langfristiger gesellschaftlicher 
Visionen beteiligen, auf der taktischen Ebene können sie die Zusammenarbeit unter 
den Stakeholdern initiieren sowie stärken und im operativen Geschäft können sie die 
angestrebte Transition einerseits durch eine veränderte Ausrichtung von Lehre, For-
schung und Transfer, andererseits durch gezielte eigene Nachhaltigkeitsbestrebungen 
im Inneren voranbringen. Dabei können vier operative Kategorien unterschieden wer-
den, in denen Hochschulen eine Transformation zur Nachhaltigkeit unterstützen kön-
nen. Zum ersten können Hochschulen nachhaltige Praktiken für die Gesellschaft ent-
wickeln und deren Umsetzung fördern. Zum zweiten können Hochschulen den 
Teilnehmern ihrer Bildungsangebote Fähigkeiten zum gesamtheitlichen Denken und 
zur Bewältigung der Nachhaltigkeitsherausforderungen vermitteln. Zum dritten kön-
nen Hochschulen problemorientierte Forschungsprojekte zur Bewältigung der dring-
lichen Nachhaltigkeitsherausforderungen durchführen. Und viertens können Hoch-
schulen dazu beitragen, dass sie selbst als integrierte, transdisziplinäre Agenten 
wahrgenommen werden.

Auch Trencher/Yarime/McCormick et al. (2014) untersuchen das zunehmende En-
gagement von Hochschulen, um zusammen mit Regierung und Akteuren der Zivilge-
sellschaft die nachhaltige Transformation im regionalen Umfeld voranzutreiben. Sie 
bezeichnen dieses Engagement als „Co-Creation for Sustainability“ und definieren 
dies „as a role where the university collaborates with diverse social actors to create 
societal transformations with the goal of materialising sustainable development in a 
specific location, region or societal sub-sector“ (Trencher/Yarime/McCormick et al. 
2014: 152). Die Ausrichtung der Co-Creation for Sustainability unterscheidet sich al-
lerdings erkennbar von der der Third Mission. Während letztere zur wirtschaftlichen 
und gesellschaftlichen Entwicklung durch Technologietransfer beitragen will, will 
Co-Creation for Sustainability die Gesellschaft beim Streben nach nachhaltiger Ent-
wicklung unterstützen. Dabei ist das genutzte Spektrum von Kanälen, Ansätzen und 
Akteuren breiter, das Bestreben nach Mitgestaltung kommt in der Verwendung me-
thodischer Ansätze wie Transdisziplinarität, Participatory Action Research, Reallabore 
und studentisches Service Learning klar zum Ausdruck. Co-Creation for Sustainability 
sollte deshalb als eine sich noch weiterentwickelnde neue Mission interpretiert wer-
den. Allerdings sollte Co-Creation for Sustainability nicht zum einzigen Fokus von 
Hochschulen werden. Ebenso wie die Missionen Bildung, Forschung und Technologie-
transfer in einer Entrepreneurial University nebeneinander existieren und sich gegen-
seitig verstärken können, können die drei genannten Missionen potenziell mit der 
„Co-Creation for Sustainability“ in einer „Transformativen Universität“ koexistieren 
(Trencher/Yarime/McCormick et al. 2014: 169).
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3 Determinanten des Transfers5

Die bisherigen Ausführungen konzentrierten sich darauf, die Transferkanäle zu be-
schreiben, über die Hochschulen die Entwicklung ihrer Standortregion beeinflussen 
können – sie zeigen mithin das Einflussnahmepotenzial auf. Dass dieses Potenzial im 
Sinne eines regionalen Wissenstransfers auch erfolgreich genutzt wird, ist aber kei-
nesfalls eine Selbstverständlichkeit. Der zweite Teil des vorliegenden Beitrags hat des-
halb zum Ziel, die Determinanten für einen erfolgreichen regionalen Wissenstransfer 
sowie wesentliche Hemmnisse aufzuzeigen und zu diskutieren. Dabei werden zwei 
Gruppen von Einflussfaktoren unterschieden: Zum Ersten hochschulseitige Faktoren, 
die auf Inhalt, Ausmaß und Reichweite des Transfers Einfluss nehmen und zum Zwei-
ten regionsseitige Determinanten, die die regionale Kapazität zur Absorption des 
Transfers beeinflussen. Grundsätzliche Überlegungen zu den wesentlichen Hemmnis-
sen eines erfolgreichen Transfers aus der Hochschule in ihr regionales Umfeld be-
schließen den zweiten Teil des Beitrags.

3.1 Hochschulseitige Determinanten

Die Faktoren, die den Erfolg oder Misserfolg des Transfers aus Hochschulen sowie die 
Reichweite dieses Transfers in die Region mitbestimmen, stehen im engen Zusammen-
hang mit der jeweils betrachteten Hochschule; sie werden als „hochschulseitig“ be-
zeichnet und im Folgenden konkretisiert. 

Hochschultyp: Den grundsätzlichen, zum Teil gesetzlich verankerten Grundaufträ-
gen und Zielrichtungen entsprechend werden sich die Transferbeziehungen von Fach-
hochschulen, Universitäten und technischen Universitäten hinsichtlich Ausmaß und 
regionaler Ausrichtung unterscheiden. Universitäten und technische Universitäten 
sind im Durchschnitt größer, stärker auf grundlagenorientierte Forschung ausgerich-
tet und verfügen über eine relativ gute Ausstattung mit Forschungsressourcen, For-
schungsinfrastruktur und einen akademischen Mittelbau. Fachhochschulen sind ten-
denziell kleiner. Sie sind stärker als Universitäten auf Lehre und angewandte Forschung 
ausgerichtet, ihre Budgets sind niedriger und sie besitzen allenfalls einen über Dritt-
mittel finanzierten akademischen Mittelbau. Dementsprechend deuten empirische 
Analysen (vgl. z. B. Dinse/Hamm/Jäger et al. 2014, Hamm/Jäger/Karl et al. 2012; 2013) 
darauf hin, dass Universitäten ein höheres Ausmaß an Wissenstransfer generieren, 
während die von Fachhochschulen ausgehenden Transfereffekte stärker regional ori-
entiert sind. 

Größe der Hochschulinstitution: Das Ausmaß des generierten und transferierten 
Wissens hängt darüber hinaus von der Hochschulgröße ab. Je größer eine Hochschu-
le ist, umso mehr Forschung und Lehre findet dort statt und desto größer ist das Po-

5  Die folgenden Überlegungen basieren im Wesentlichen auf Ergebnissen des vom BMBF geförderten 
Forschungsprojektes „RegTrans – Regionale Transfereffekte verschiedener Hochschultypen“, das 
gemeinsam von der Ruhr-Universität Bochum und dem Niederrhein Institut für Regional- und Struk-
turforschung (NIERS) bearbeitet wurde sowie auf daraus resultierenden Publikationen (vgl. Hamm/
Jäger/Karl et al. 2012; 2013; Dinse/Hamm/Jäger 2014; Jäger 2017).
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tenzial für Wissensgeneration und -transfer: Hohe Studierendenzahlen haben höhere 
Absolventenzahlen zur Folge und mehr Professoren führen zu mehr Forschungspro-
jekten. Eine große Hochschule dürfte somit ein absolut höheres Ausmaß an Wissen-
stransferaktivitäten generieren. Kleinere Hochschulen können dennoch über einen 
relativen Vorteil verfügen, wenn zunehmende Größe mit mehr Hierarchie und Büro-
kratie und einer dadurch bedingten Schwächung der Forschungsleistung verknüpft ist 
(vgl. Heinze 2008: 12). 

Strategische Ausrichtung auf Forschung und Wissenstransfer: Auch die von der 
Hochschulleitung zu verantwortende strategische Ausrichtung einer Hochschule ge-
hört zu den Einflussfaktoren des Wissenstransfers. Durch die Konzentration einer 
Hochschule auf einzelne der von ihr erwarteten Leistungsbestandteile – Lehre, ange-
wandte oder grundlagenorientierte Forschung, Wissenstransfer oder Third Mission 
– und durch die Bereitstellung von Anreizen zur Umsetzung der Leitlinien kann auf 
Erfolg, Intensität und Reichweite des Wissenstransfers Einfluss genommen werden. 
So ist z. B. angewandte, umsetzungsorientierte Forschung leichter in die Praxis der 
(regionalen) Wirtschaft zu transferieren als Grundlagenforschung, oder bei der Third 
Mission wird von Hochschulen geradezu erwartet, dass sie eine wichtige Rolle im Rah-
men von regionalen Innovationssystemen übernehmen (vgl. Caniëls/Van den Bosch 
2011).

Ausstattung mit Finanzmitteln: Auch die finanzielle Ausstattung einer Hochschule 
gehört zu den Bestimmungsgründen des Transfererfolgs:

 > Eine gute Finanzausstattung ermöglicht es einer Hochschule, z. B. durch moderne 
Medien, Infrastruktur und Räumlichkeiten die Lernatmosphäre zu verbessern, die 
Studierendenzahlen und dadurch letztlich auch die Absolventenzahlen zu steigern 
und schließlich einen erhöhten Transfer über Köpfe zu erreichen. 

 > Auch für die Gestaltung der Forschungsinfrastruktur sind ausreichende finanzielle 
Ressourcen eine wesentliche Voraussetzung. Eine Analyse von Forschergruppen 
(vgl. Heinze 2008: 11) kommt außerdem zu dem Resultat, dass – abgesehen von 
kleinen Forschergruppen, von Forscherpersönlichkeiten mit Vision, von individu-
ellen Freiräumen und dem Fehlen von Hierarchien – auch flexibel einsetzbare fi-
nanzielle Ressourcen von hoher Bedeutung für die Forschungskreativität sind.

 > Schließlich werden Finanzmittel benötigt, um ausreichend personelle Ressourcen 
in Forschung und Entwicklung bereitzustellen. Dabei ist z. B. die Grundfinanzie-
rung von wissenschaftlichen Mitarbeitern im Rahmen eines akademischen Mittel-
baus – die derzeit in Universitäten, nicht jedoch an Fachhochschulen gegeben ist – 
von zentraler Bedeutung.

„Regional Embeddedness“: Ein zentraler Erfolgsfaktor für den Wissenstransfer aus 
einer Hochschule in ihr regionales Umfeld ist die Qualität ihrer regionalen Vernetzung. 
Zwei Aspekte sind in diesem Zusammenhang entscheidend: Zum einen ist dies die Ein-
bettung im regionalen Innovationssystem, um von den regionalen Vernetzungen der 
relevanten Stakeholder zu profitieren (vgl. Kramer/Diez 2012: 1306; Bathelt/Malm-
berg/Maskell 2004). Zum anderen ist es die internationale Vernetzung; denn wenn das 
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regionale Subsystem Einflüsse von außen ausschließt, können die regionalen Innovati-
onsakteure davon profitieren, dass Hochschulen prinzipiell die Möglichkeit zur inter-
nationalen Wissensbeschaffung mit geringen Transaktionskosten besitzen. Mit Blick 
auf die regionale Einbettung und die externe Wissensbeschaffung können vier Hoch-
schultypen unterschieden werden (vgl. z. B. Kramer/Diez 2012; Boschma/Lambooy/
Schutjens 2002): Regional Knowledge Mediators, Regionally Embedded Innovation 
Facilitators, Silent Observer and Solution Demanders und Regional Trend and Techno-
logy Scouts (vgl. Abb. 7). Hochschulen besitzen die besten Erfolgsvoraussetzungen 
zur Erfüllung einer „Antennenfunktion“ und für den regionalen Wissenstransfer, wenn 
sie aktiv in internationale Wissensströme eingebunden und regional stark vernetzt 
sind, d. h. wenn sie eine Rolle als „Regionally embedded innovation facilitator“ einneh-
men (vgl. Kramer/Diez 2012: 1309). 
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Abb. 7: Regional Embeddedness / Quelle: Jäger 2017: 58, in Anlehnung an Kramer/Diez 2012

3.2 Regionsseitige Determinanten

Neben den gerade diskutierten hochschulseitigen Bestimmungsgründen des Transfe-
rerfolgs ist die regionale Absorptionskapazität, d. h. die Fähigkeit, Wissenstransferef-
fekte einer Hochschule aufzunehmen, zu steuern und zu intensivieren, von zentraler 
Bedeutung für den regionalen Transfererfolg (vgl. Acosta/Azagra-Caro/Coronado 
2016: 53). Im Folgenden werden wesentliche Determinanten dieser regionalen Ab-
sorptionsfähigkeit – zusammengefasst zu inhaltlich relevanten Gruppen – beschrie-
ben und diskutiert.

3.2.1 Humankapital, demografische Strukturen und Sozialkapital

Die Ausstattung einer Region mit Humankapital, ihre demografischen Strukturen und 
das vorhandene Sozialkapital können in unterschiedlicher Weise auf den Transfer über 
Köpfe, die Spin-off-Aktivitäten und den interaktiven Forschungstransfer Einfluss neh-
men und somit Erfolgsrelevanz besitzen. 
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Humankapital: Da ein hohes Humankapitalniveau Regionen für die Zuwanderung 
hochqualifizierter Arbeitskräfte attraktiver macht (vgl. Winters 2011: 446; Berry/
Glaeser 2005), kann man davon ausgehen, dass vergleichbare Effekte auf die Stand-
ortwahl von Studierenden und Absolventen existieren. Umgekehrt ist ein hoher Anteil 
von hochqualifizierten Beschäftigten in einer Region auch ein Hinweis auf gute beruf-
liche Perspektiven für Absolventen, die dann ihr Wissen aus der Hochschule in die 
Region transferieren.

Innovative Existenzgründungen und darauf basierende erfolgreiche Unternehmen-
sentwicklungen erfordern ein hohes Qualifikationsniveau. Dies erklärt, warum in 
Deutschland die Gründungsneigung und der Anteil der Selbstständigen mit dem Qua-
lifikationsniveau tendenziell steigen (vgl. Fritsch 2016: 45 und 84). Man kann folglich 
erwarten, dass das Qualifikationsniveau in Verbindung mit einer gut ausgebauten Wis-
sensinfrastruktur Faktoren sind, die auch Spin-off-Gründungen aus Hochschulen be-
günstigen dürften. 

Ferner kann man davon ausgehen, dass eine regionale Unternehmenslandschaft mit 
einem hohen Anteil hochqualifizierter Beschäftigter zum einen über eine relativ hohe 
Bereitschaft zum interagierenden Forschungstransfer verfügen wird, zum anderen 
aber die Kompetenz zu einem solchen Wissensaustausch mit Hochschulen aufweist.

Demografische Strukturen: Durch jüngere Bevölkerungsschichten geprägte Regio-
nen dürften für Studierende und Absolventen attraktiver und somit eher in der Lage 
sein, einen Transfer über Köpfe regional zu binden. Demografische Strukturkompo-
nenten (Migrationshintergrund, Alter und Geschlecht) erweisen sich in empirischen 
Studien außerdem als statistisch signifikante Determinanten der Gründungswahr-
scheinlichkeit (vgl. Backes-Gellner/Demirer/Sternberg 2002: 82). Da die Attraktivität 
einer Gründung mit zunehmendem Alter sinkt (vgl. Almus/Egeln/Engel 1999: 13; 
Fritsch 2016: 83), der Anteil von Frauen an Existenzgründungen stets unterdurch-
schnittlich ist (vgl. Backes-Gellner/Demirer/Sternberg 2002: 82; Leicht/Lauxen-Ul-
brich/Strohmeyer 2004) und sich ein Migrationshintergrund förderlich auf die Grün-
dungsneigung auswirkt (vgl. Fritsch 2016: 83), erlaubt dies Schlussfolgerungen über 
„gründungsfreundliche“ demografische Strukturen.

Sozialkapital: Je höher das Sozialkapital einer Region ist, desto ausgeprägter sind die 
sozialen Verknüpfungen der Individuen und desto eher ist die Region lebenswert. In 
diesem Fall ist sie auch ein attraktiver Studien- bzw. Standort für den Berufseinstieg 
(vgl. Leisering/Rolff 2012: 12). Ähnlichen Überlegungen liegen Richard Floridas Kon-
zept der Kreativen Klasse (vgl. Florida 2002) zugrunde. Danach erhöht ein Klima von 
Toleranz, Offenheit und Diversität die Attraktivität einer Region für die Kreative Klas-
se. 

Studien, die den Einfluss von sozialen Netzwerken und Sozialkapital auf die Grün-
derszene untersuchen, kommen zu unterschiedlichen Resultaten: Einerseits zeigt sich, 
dass „strong social ties“ akademischer Spin-off-Gründer einen deutlichen Einfluss auf 
die Standortentscheidung ausüben und somit Gründungen am Standort der Hoch-
schule bzw. des Wohnorts begünstigen (vgl. Hemer/Berteit/Walter et al. 2006: 9; 
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Bruns/Görisch 2002: 14). Andererseits wird die Befürchtung geäußert, dass derartige 
„strong ties“ den Wunsch zur unternehmerischen Selbstverwirklichung reduzieren 
könnten (vgl. Malecki 2012: 1031). 

Eine gute Vernetzung ermöglicht besseren Zugang zu potenziellen Wissenstransfer-
empfängern und Kooperationspartnern, zu neuen Ideen und Informationen. „Good 
social relations facilitate knowledge transfer while absence of relations or bad rela-
tions do not“ (Westlund 2006: 91). Verschiedene Arbeiten betonen, dass das Sozial-
kapital den interagierenden Forschungstransfer mitbestimmt (vgl. z. B. Audretsch 
1998; Coleman 1988; Miguélez/Merono/Artís 2011; Maskell 2000; Malecki 2012; West-
lund 2006). Betont wird dabei, dass Sozialkapital die Fähigkeit zu interaktiven Aus-
tausch- und Lernprozessen steigert, die Effizienz der Transferprozesse erhöht sowie 
die Vernetzung verschiedener Innovationsakteure durch Vertrauen, geteilte Werte 
und Normen verbessert.

3.2.2 Urbanisierungs- und Agglomerationsgrad

Der über die verschiedenen Wege erzielbare Transfereffekt von Hochschulen hängt 
auch vom Urbanisierungs- und Agglomerationsgrad ab. 

Urbane Agglomerationen besitzen Vorteile gegenüber ländlich-peripheren Räumen 
beim Transfer über Köpfe. Dichtbesiedelte Ballungsräume üben eine starke Anzie-
hungskraft auf migrierende Hochqualifizierte aus und so gelingt es diesen Räumen, 
Studierende zu attrahieren und nach ihrem Abschluss in der Region zu halten (vgl. 
Falk/Kratz 2009: 64; Lebhart 2002: 19); dies wird durch Absolventenstudien bestätigt 
(Buenstorf/Krabel 2012: 6; Mohr 2002: 262). Ein zentraler Grund hierfür ist das besse-
re Arbeitsplatzangebot. Zudem übt die Urbanität von Agglomerationsräumen gerade 
auf junge Menschen eine hohe Anziehungskraft aus. Für den Transfer via Köpfe spielen 
weiche Standortfaktoren – wie z. B. die wahrgenommene Lebensqualität, das regiona-
le Image und die lokale Identität, die Vielfalt künstlerischer, kreativer und kultureller 
Angebote, die Sport-, Freizeit- und Erholungsmöglichkeiten und Internationalität – 
eine wichtige Rolle. Florida betont die Wichtigkeit eines toleranten regionalen Klimas 
mit einem breiten Spektrum von „Amenities“ (Museen, Galerien, Bars etc.), um krea-
tive und hochqualifizierte Menschen anzuziehen und langfristig zu binden (vgl. Gott-
schalk/Hamm/Imöhl 2010: 6 ff.). Und schließlich verfügen Agglomerationen fast im-
mer über eine gut ausgebaute Verkehrsinfrastruktur. Diese ermöglicht eine hohe 
interregionale Mobilität und wird dadurch zu einem bei der Wohnstandortwahl rele-
vanten Faktor. Damit ist auch die Verkehrsinfrastruktur ein Erfolgsfaktor für den 
Transfer über Köpfe. 

Agglomerierte, urbane Zentren gelten aber auch als präferierter Standort für Start-
up- und Spin-off-Unternehmen. Diese Regionen verfügen über hochqualifizierte Ar-
beitskräfte, bieten gründungsbezogene Förderleistungen an (Gründungsinkuba- 
toren, Beratungs- und Förderangebote), besitzen in der Regel eine gute Wissensinf-
rastruktur (z. B. Hochschulen und andere Forschungseinrichtungen) und können 
Knowledge-Spillover generieren (vgl. Fritsch/Schroeter 2011: 386; Egeln/Gottschalk/
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Rammer et al. 2002: 44; Bruns/Görisch 2002: 13). Empirischen Untersuchungen zu-
folge hat dies speziell auf Qualität und Erfolg von Ausgründungen aus Hochschulen 
einen positiven Einfluss (vgl. Heumann 2010: 61). Die mit urbanen Agglomerationen 
zumeist einhergehende gut ausgebaute Verkehrsinfrastruktur ist ebenfalls ein für die 
Standortentscheidung von Spin-offs förderlicher Faktor (vgl. Audretsch/Falck/Feld-
mann et al. 2012: 387; siehe auch Bruns/Görisch 2002: 14; Fromhold-Eisebith 1992: 
60).

Schließlich weisen Agglomerationsräume im Normalfall eine Reihe von Charakteristi-
ka auf, die auch den interaktiven Forschungstransfer begünstigen. Hierzu gehören die 
Einbindung in globale Netze, die regionale Vernetzung von Hochschul- und Innovati-
onsakteuren, das Innovationspotenzial (Forschungsinstitutionen und FuE-durchfüh-
rende Großunternehmen), wissensintensive Dienstleistungen und Zulieferindustrien, 
Infrastruktur und Humankapitalausstattung (vgl. Malecki 2010: 1939; Fritsch/Slavt-
chev 2007: 23; Fromhold-Eisebith 1992: 56). Amerikanische Untersuchungen deuten 
allerdings darauf hin, dass regionale Forschungstransfereffekte von Hochschulen und 
Bevölkerungsgröße der Region nicht linear, sondern u-förmig voneinander abhängen 
(vgl. Goldstein 2009: 19) – sehr kleine und sehr große Städte profitieren demnach 
weniger von diesen Effekten. In großen Agglomerationsräumen wird dies durch kon-
kurrierende Einflüsse anderer Hochschulen, in peripheren Regionen mit mangelnder 
Absorptionskapazität erklärt.

3.2.3 Wirtschaftsstruktur und Wirtschaftsleistung

Wirtschaftsstruktur
Eine notwendige Bedingung dafür, dass ein Wissens- und Technologietransfer aus ei-
ner Hochschule in ihr regionales Umfeld stattfinden kann, ist die inhaltliche Affinität 
der Hochschulaktivitäten in Lehre, Forschung und Beratung mit den wirtschaftlichen 
Strukturen der Hochschulregion. Je höher die Passgenauigkeit zwischen den von ei-
ner Hochschule angebotenen Studiengängen sowie den von ihr verfolgten For-
schungsschwerpunkten und den regionalen Branchenschwerpunkten ist, umso grö-
ßer ist das regionale Transferpotenzial. Eine hohe Passgenauigkeit erhöht die Chancen 
der Absolventen, auf dem regionalen Arbeitsmarkt einen adäquaten Arbeitsplatz zu 
finden (vgl. Buenstorf/Krabel 2012: 10/15). Auch für einen Wissenstransfer über 
wechselseitige Personalmobilität von Mitarbeitern oder Lehrbeauftragten aus der 
Praxis ist die thematische Passgenauigkeit relevant; denn nur, wenn vergleichbare 
Themen auf ähnlichem Niveau bearbeitet werden, kann ein solcher Transfer perso-
nengebundenen Wissens und wissensbasierte Zusammenarbeit stattfinden. Die Pass-
genauigkeit ist aber ein Einflussfaktor für den interagierenden Forschungstransfer 
(vgl. Fritsch/Slavtchev 2007; Jäger/Kopper 2014; Cummings/Teng 2003; Audretsch 
1998; Jaffe 1989; Anselin/Varga/Acs 1997). Sind nämlich die Forschungsschwerpunkte 
einer Hochschule mit den Branchenschwerpunkten der Region nicht oder nur einge-
schränkt kompatibel, kann ein solcher Wissenstransfer kaum erfolgen (vgl. Knappe 
2006: 81). Dies ist nur dann zu erwarten, wenn es eine hohe thematische Übereinstim-
mung zwischen den Aktivitäten gibt. Der Einfluss der Passgenauigkeit auf den intera-
gierenden Forschungstransfer wurde bereits in den 1990er Jahren durch die Verwen-
dung eines „Geographic Coincidence Index“ empirisch nachgewiesen (vgl. Jaffe 1989; 
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Anselin/Varga/Acs 1997: 425 f.). Unklar ist, ob hohe Passgenauigkeit auch die Zahl der 
Spin-offs positiv beeinflusst. Einerseits ist die Einbindung in ein Branchennetzwerk für 
Gründer vorteilhaft, andererseits können Gründungen die regionale Konkurrenzsitua-
tion verschärfen. Zu vermuten ist allerdings, dass die bei Spin-offs aus dem akademi-
schen Bereich häufig zu beobachtende thematische Ausrichtung auf wissensintensive 
Dienstleistungen bzw. forschungsintensive Branchen von einer Wirtschaftsstruktur 
mit einer entsprechenden Orientierung profitieren dürfte.

Die gerade diskutierte Passgenauigkeit ist jedoch nur eine notwendige Strukturbedin-
gung für den Transfer und garantiert noch nicht den Transfererfolg. Um das in der 
Passgenauigkeit angelegte Transferpotenzial regional nutzen zu können, ist eine Wirt-
schaftsumgebung dann besonders gut geeignet, wenn sie innovationsorientiert ist 
und im überregionalen Vergleich eine hohe Innovationsaktivität aufweist. Ein mögli-
cher Indikator hierfür ist der Anteil der in Forschung und Entwicklung Beschäftigten: 
Je mehr Beschäftigte in einer Region im Bereich der Forschung aktiv sind, desto grö-
ßer ist das Potenzial für Hochschulakteure, geeignete regionale Partner für Wissens-
weitergabe und -austausch zu finden (vgl. Fritsch/Slavtchev 2011: 910; Fritsch/Slavt-
chev 2007: 19). Darüber hinaus gelten einzelne Branchen als innovationsorientiert 
und sind demnach besonders auf interaktive Forschungsaktivitäten angewiesen (zu 
beispielhaften Branchen vgl. Varga 1998: 24; Faggian/McCann 2009; Fromhold-Eise-
bith 1992: 58; Fritsch/Slavtchev 2007: 17). In einer Region mit hohen Anteilen techno-
logie- und wissensintensiver Wirtschaftszweige entstehen demzufolge leichter Ko-
operationen mit ähnlichen Institutionen (horizontaler Transfer) und der regionalen 
Wirtschaft (vertikaler Transfer). Neben der Innovationsorientierung ist eine dienst-
leistungsgeprägte regionale Wirtschaftsstruktur mit innovationsunterstützenden An-
bietern und intermediären Institutionen förderlich (vgl. Varga 1998: 124; Hülsbeck 
2012: 58), weil sie den Wissenstransfer unterstützen können.

Varga (1998: 124) betont außerdem, dass auch die regionale Struktur der Unterneh-
mensgrößen einen Einfluss auf den interagierenden Forschungstransfer ausübt. Zu 
vermuten ist, dass kleine und mittlere Unternehmen durch das Fehlen eigener For-
schungs- und Entwicklungsressourcen stärker auf die Zusammenarbeit mit einer 
Hochschule angewiesen sind als große Firmen (vgl. Schmoch/Licht/Reinhard 2000: 
XXIII). Ein von kleinen und mittleren Unternehmen geprägter Hochschulstandort 
würde demnach die besseren Bedingungen für den Transfererfolg zwischen Hoch-
schule und Region bieten. 

Wirtschaftsleistung
Während der Einfluss der wirtschaftlichen Leistungskraft einer Region auf Spin-off- 
Gründungen aus Hochschulen eher fraglich ist, gilt ein prosperierendes wirtschaftli-
ches Umfeld als eine wichtige Voraussetzung für den regional ausgerichteten Transfer 
über Köpfe (vgl. Frisch/Henning/Slavtchev et al. 2008: 6). Wirtschaftliche Leistungs-
schwäche einer Region kommt häufig in hoher Arbeitslosigkeit zum Ausdruck, diese 
wiederum kann zur Abwanderung von Hochschulabsolventen führen (vgl. Busch/Wei-
gert 2010: 566; Faggian/McCann 2009: 324). Darüber hinaus hängt das regionale 
Lohnniveau einer Region von deren Wirtschaftsleistung ab. Je schwächer die Wirt-
schaftskraft einer Region, umso niedriger werden die Reallöhne sein und desto wahr-
scheinlicher werden Absolventen bereit sein, in andere Wirtschaftsräume abzuwan-
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dern (vgl. Fritsch 2003: 20; Faggian/McCann 2009). Auch zwischen regionaler Wirt- 
schaftskraft und dem Ausmaß des interagierenden Forschungstransfers kann von ei-
nem positiven Zusammenhang ausgegangen werden, denn mehr prosperierende regi-
onale Unternehmen bedeuten mehr potenzielle Transferpartner für die Hochschule 
und somit auch mehr gewerblich finanzierte Forschungsaufträge.

3.2.4 Gründungsklima und -infrastruktur

Gründungsklima und Gründungsinfrastruktur sind als Erfolgsdeterminanten des 
Transferkanals über Spin-offs aus Hochschulen zu erwähnen. 

Internationale Vergleiche lassen räumliche Unterschiede der Gründungsneigung er-
kennen. Im internationalen Kontext lässt sich dies durch unterschiedliche soziale und 
kulturelle Werte sowie Unterschiede im Ansehen von Selbstständigkeit und Unterneh-
mertum erklären (vgl. Backes-Gellner/Demirer/Sternberg 2002: 83; Fritsch 2016: 85). 
Bei einer kleinräumlichen Betrachtung messen viele Studien dem Gründungsklima ei-
nen hohen Einfluss auf die Standortwahl von Gründern bei (vgl. z. B. Backes-Gellner/
Demirer/Moog et al. 1998: 5; Bruns/Görisch 2002: 7; Koschatzky 2002: 31; Fritsch 
2016: 88). Dabei ist das Gründungsklima ein Faktor, der sich aus den vorhandenen 
Strukturen einer Region ableitet, wobei ein hoher Anteil von Selbstständigen, Freibe-
ruflern sowie kleinen und sehr kleinen Unternehmen als förderlich für das Gründungs-
klima angesehen wird (vgl. Audretsch/Falck/Feldmann et al. 2012; Fritsch/Aamoucke 
2012). Häufigkeit und Erfolg von Spin-offs profitieren darüber hinaus von einem krea-
tiven, wissensorientierten, innovativen und unternehmerisch dynamischen Umfeld 
(vgl. Hemer/Berteit/Walter et al. 2006: 19). Gestärkt werden kann das regionale Grün-
dungsklima durch Gründernetzwerke oder durch Unterstützungsleistungen für Grün-
der wie z. B. Entrepreneurship-Ausbildung, Beratung oder finanzielle Unterstützung 
(vgl. Koschatzky 2002: 31). Die Intensität der Einbindung potenzieller Gründer in För-
dernetzwerke oder die Bekanntschaft mit anderen Unternehmern wirken sich empiri-
schen Untersuchungen zufolge positiv auf die individuelle Gründungsneigung aus (vgl. 
Fritsch 2016: 83). 

Auch die Gründerinfrastruktur ist eine Determinante für die Häufigkeit und den Erfolg 
akademischer Spin-off-Gründungen. Sie ist zum einen auf die direkte Unterstützung 
von Existenzgründern ausgerichtet, sie soll aber auch indirekt zur Verbesserung des 
Gründungsklimas beitragen. Gründungsinfrastruktur umfasst Maßnahmen von der 
Sensibilisierung und Qualifizierung Studierender (Entrepreneurship Education) bis 
hin zur konkreten Unterstützung der Gründungsvorbereitung und frühen Aufbaupha-
se der Gründung (Entrepreneurship Support) (vgl. Kulicke/Dornbusch/Kripp et al. 
2012: 90). Gründungsinfrastruktur ist in Deutschland aber keineswegs regional gleich 
verteilt: Zunächst gibt es auf der Ebene der Bundesländer Unterschiede, dann existie-
ren z. T. Netzwerke lokaler Akteure, daneben fördern regionale Programme das Grün-
dungsgeschehen durch Gründungswettbewerbe oder Inkubatorzentren. Schließlich 
führt auch das EXIST-Förderprogramm zu regionalen Ungleichheiten, weil es nur aus-
gewählte Hochschulen unterstützt. Besonders die meist durch mehrere regionale Ak-
teure finanzierten Gründungsinkubatoren sind auf die regionsinterne Steigerung der 
Gründungen ausgelegt. Durch die regionale Ungleichverteilung der Förderaktivitäten 
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und die gründungsförderliche Infrastruktur dürften sich zusammengefasst auch die 
Gründungshäufigkeit, der regionale Transfer aus Hochschulen über Spin-offs sowie 
das Erfolgspotenzial von Gründungen von Region zu Region unterscheiden.

Natürlich haben auch die Möglichkeiten zur Gründungsfinanzierung Einfluss auf die 
Gründungswahrscheinlichkeit und den Gründungserfolg akademischer Spin-offs (vgl. 
Hemer/Berteit/Walter et al. 2006: 5). Obwohl erfolgreiche Gründungen aus der Wis-
senschaft heraus eine überdurchschnittlich hohe Eigenkapitalquote aufweisen (vgl. 
Hemer/Berteit/Walter et al. 2006: 6), sind auch Spin-off-Gründer besonders in der 
Anfangsphase auf Förderprogramme und anteilige Fremdfinanzierungsmöglichkeiten 
angewiesen. Die Fähigkeit und Bereitschaft regional ansässiger Privatpersonen, För-
derinstitutionen sowie Inkubatoreinrichtungen zur Beteiligungsfinanzierung und 
Gründungskapitalunterstützung sind somit ein wichtiger Einflussfaktor für Grün-
dungserfolg und -wahrscheinlichkeit von Spin-offs.

3.2.5 Transferklima und -unterstützung

Eine hohe Affinität zwischen der Struktur von Studien- und Forschungsangeboten der 
Hochschule und den wirtschaftlichen Strukturen war in Abschnitt 3.2.3 als eine not-
wendige Voraussetzung für Transfererfolg bezeichnet worden. Erst ein gutes, offenes 
Transferklima ist die (hinreichende) Determinante, die den Transfererfolg über alle 
Kanäle des Wissens- und Technologietransfers sicherstellen kann. 

Transferklima
Unter Transferklima soll hier die Bereitschaft, die mentale Offenheit, das Engagement 
und die Aktivität der potenziellen Transferpartner im regionalen Umfeld verstanden 
werden. Diese Faktoren sind ganz entscheidend dafür, ob die Transferpotenziale einer 
Hochschule tatsächlich ausgeschöpft werden. Eine hohe Offenheit der Region gegen-
über ihrer Hochschule und die Bereitschaft, als Partner im Wissens- und Technologie-
transfer zu agieren, sind wichtige Erfolgsfaktoren für den Wissenstransfer über Köp-
fe. Regionale Unternehmen und Einrichtungen können sich dabei unterschiedlich 
stark engagieren, z. B. durch die Teilnahme an Firmenkontaktmessen, durch Prakti-
kumsangebote, durch Mitgestaltung praxisnaher Unterrichtsinhalte, durch Teilzeit-
jobs und Themen für Abschlussarbeiten für Studierende. Eine Fallstudie (vgl. Hamm/
Jäger 2012) zeigt, dass bis zu 40 % der Studierenden ihren ersten Arbeitsplatz durch 
diese Interaktionswerkzeuge finden. 

Für den Erfolg von Spin-offs aus der Wissenschaft sind fachspezifische Branchenkon-
takte in der Region von Bedeutung; sie lassen eine zunehmende Verselbstständigung 
vom Inkubatorinstitut – der Hochschule – erkennen (vgl. Hemer/Berteit/Walter et al. 
2006: 8). Eine positive Resonanz, Unterstützung und Integration der Spin-off-Gründer 
in regionale Unternehmensnetzwerke können mithin als Erfolgsfaktoren, aber auch 
als Erfolgsindikatoren angesehen werden. Auch die Interaktion vorhandener Förder-
netzwerke der Hochschule mit regionalen Unternehmensnetzwerken kann den Wis-
senstransfer in die regionale Wirtschaft über Spin-offs unterstützen. Häufig festzu-
stellen ist jedoch, dass Spin-offs in regionalen Unternehmensnetzwerken nicht 
verankert sind und nur wenige Kontakte in die Region hinein haben. Ihre Rolle in vor-
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handenen regionalen Branchen- und Kompetenznetzwerken ist – nicht zuletzt wegen 
unterschiedlicher Kulturen in Wissenschaft und Wirtschaft – meist passiv (vgl. Hemer/
Berteit/Walter et al. 2006: 8). 

Da der interagierende Forschungstransfer auf einer Wechselseitigkeit der Transferbe-
ziehung basiert, ist die regionale Resonanz auf Transferbemühungen der Hochschule 
ein zentraler Faktor für den Transfererfolg. Eine fehlende Aufgeschlossenheit mögli-
cher gewerblicher Transferpartner ist das von Hochschulen am stärksten wahrge-
nommene Hemmnis für regionalen Forschungstransfer (vgl. Rammer/Czarnitzki 
2000: 65). Für den Transfer und die Umsetzung des Hochschulwissens in der Region, 
müssen die regionalen Akteure (Unternehmen, Politik und Bevölkerung) an den Leis-
tungen der Hochschule interessiert sein. Dies wiederum setzt Offenheit und Anwen-
dungsbereitschaft, aber auch Kapazitäten zur Umsetzung der Leistung voraus. Cooke 
weist in diesem Zusammenhang darauf hin, dass ein regionales Innovationssystem ei-
nerseits ein Subsystem der Wissensgeneration und -diffusion umfasst, dass anderer-
seits aber auch ein Subsystem der Wissensanwendung und -umsetzung dazugehört 
(vgl. Cooke 2002).

Transferunterstützung6

Die Erkenntnis, dass das zuvor behandelte Transferklima den Transfererfolg sicher-
stellen kann, hat zur Folge gehabt, dass intermediäre Strukturen, Institutionen und 
Netzwerke etabliert wurden. Deren Aufgabe besteht darin, den Wissenstransfer zwi-
schen Hochschule und Region zu erleichtern und die Transformation akademischen 
Wissens in die Regionalwirtschaft zu unterstützen (vgl. Kratzer/Haase/Lautenschläger 
2010: 2). Diese intermediären Institutionen können innerhalb oder außerhalb der 
Hochschule angesiedelt und damit Kooperations- oder Eigenprojekt sein. Sie sollen als 
Schnittstelleninstitution zwischen Hochschul- und regionalen Akteuren das regionale 
Engagement der Hochschulen und/oder das Hochschulengagement der Region stär-
ken (vgl. Reinhard/Schmalholz 1996: 110 ff.):

 > Das Aufgabenspektrum von Transferstellen an Hochschulen umfasst Unterstüt-
zung bei Antragstellung und Projektabwicklung, Beratung über Patent- und För-
dermöglichkeiten, Forschungsmarketing und die Funktion als zentrale Anlaufstelle 
und Netzwerkaktivitäten (vgl. Krücken 2003: 28). 

 > Gründungszentren sollen das Gründungsrisiko mindern und die Gründungsmoti-
vation fördern; sie unterstützen den Transfer aus Hochschulen über hochschulna-
he Spin-offs. Sie bieten kleinräumige Büroräume mit Infrastruktur, Vernetzungs-, 
Weiterbildungs- und Beratungsangeboten an (vgl. Meißner 2001: 46; Hemer/
Dornbusch/Kulicke et al. 2010: 207 f.).

 > Ähnlich agieren Technologiezentren, wenn sie die Umsetzung grundlagenbasier-
ter Forschungsergebnisse anstreben.

6  In ihrer Diskussion der Einflussfaktoren des Technologie- und Wissenstransfers aus Hochschulen 
behandelt Jäger diesen Aspekt als „Intermediäre Determinanten“, weil es um vermittelnde Aktivitä-
ten zwischen Hochschule und Region geht (vgl. Jäger 2017: 59 ff.). Da Einrichtungen, die diese Funk-
tion erfüllen, stets in der Region angesiedelt sind, werden sie hier unter dem Titel „Transferunter-
stützung“ behandelt.
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 > Patent- und Verwertungsagenturen sollen Innovationen aus Hochschulen auf 
ihre Marktpotenziale und Patentierfähigkeit hin evaluieren, durch Patente und 
Schutzrechtserteilung sichern und Hochschulen bei der Vermarktung unterstüt-
zen (vgl. Astor/Klose/Steden et al. 2010: 26). Forscher werden somit bei der Be-
wältigung des Aufwands von Patentanmeldungen unterstützt.

 > Auch verschiedene Arten von Netzwerken (z. B. Alumninetzwerke, Transfernetz-
werke, Fördervereine, Branchennetzwerke, Gründernetzwerke) sollen helfen, den 
Transfererfolg ins regionale Umfeld zu stärken. Dies wird umso erfolgreicher ge-
lingen, je besser die Hochschulen in solchen regionalen Netzwerken integriert 
sind. Netzwerke basieren auf kontinuierlichen und langfristigen Beziehungen der 
Kooperationspartner, sie können vertikal (Hochschule – Transfernehmer in der 
Wirtschaft) oder horizontal (Wissenschaftseinrichtungen untereinander) organi-
siert sein (vgl. Knappe 2006: 21) und sie gelten als wichtiger Bestandteil regiona-
ler Innovationssysteme (vgl. Kratzer/Haase/Lautenschläger 2010). Die Beteiligung 
von Hochschulakteuren in internationalen Netzwerken sichert außerdem den Zu-
gang zu überregionalen Wissensströmen; Hochschulen können dann eine Funkti-
on als „Gatekeeper“ bzw. „Wissensbroker“ für die regionale Wirtschaft wahrneh-
men (vgl. Kauffeld-Montz/Fritsch 2010: 1; Fritsch/Henning/Slavtchev et al. 2008: 
11; 2007: 5 verwenden die Begriffe „Wissensbroker“, Antennenfunktion“).

3.2.6 Wissensinfrastruktur

Wissensinfrastruktur umfasst alle öffentlichen und privaten Einrichtungen, die die Ge-
nerierung, Aufbewahrung, Diffusion und den Schutz der Ressource Wissen zur Aufga-
be haben (vgl. Goldstein 2005: 202). So vielfältig wie diese Definition ist die Struktur 
der Akteure der Wissensinfrastruktur: Zu den privaten Akteuren gehören insbesonde-
re Verbände, wissensintensive Dienstleister, Forschungsinstitute sowie auf Forschung 
und Entwicklung spezialisierte Firmen. Öffentliche Akteure sind Patentämter, For-
schungsräte, Hochschulen, Bibliotheken sowie die rechtlichen und administrativen 
Kontextbedingungen und Regularien, die das Funktionieren dieser Einrichtungen un-
terstützen (vgl. Goldstein 2005: 202). 

Eine gut ausgebaute Wissensinfrastruktur ist eine wichtige regionsseitige Erfolgsde-
terminante des Technologie- und Wissenstransfers aus Hochschulen. Sie bietet Absol-
venten vielversprechende, qualifikations- und studienadäquate Beschäftigungsmög-
lichkeiten. In der Anfangsphase von Spin-off-Gründungen besitzt die räumliche Nähe 
zum Inkubatorinstitut und zu benachbarten Wissenseinrichtungen außerdem eine 
hohe Bedeutung für Gründer (vgl. Goldstein 2005: 206 und 219; Fritsch/Aamoucke 
2012: 25; Bruns/Görisch 2002: 14). Dies gilt in besonderer Weise für Spin-offs in inno-
vativen Branchen. Schließlich ist die regionale Wissensinfrastruktur ein wichtiger Be-
stimmungsgrund für interaktiven Forschungstransfer zwischen Hochschule und Regi-
on. Je mehr gut vernetzte Akteure der regionalen Wissensinfrastruktur an einem 
Standort lokalisiert sind, umso höher ist das Potenzial für interagierenden Forschungs-
transfer und die regionale Absorptionsfähigkeit (vgl. Goldstein 2005: 217).
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3.3 Hemmnisse des regionalen Transfers

Seit Mitte der 2010er Jahre hat die Zahl der Transferstrategien, die Hochschulen und 
Hochschulleitungen für sich formuliert haben, rapide zugenommen.7 Aufgrund der 
stärkeren Thematisierung der wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Rolle von Hoch-
schulen und Förderprogrammen wie die „Innovative Hochschule“ des BMBF, scheint 
das Thema des Wissens- und Technologietransfers in der Breite der deutschen Uni-
versitäten und Hochschulen angekommen zu sein. Dennoch bestehen trotz der Bemü-
hungen, dem Transfer einen höheren Stellenwert im Kontext der unterschiedlichen 
Rollen und Aufgaben von Hochschulen beizumessen (Koschatzky/Kroll/Schubert 
2016), nach wie vor Hemmnisse sowohl aufseiten der Hochschulen als auch in den 
Unternehmen.

Eine umfangreiche Literatur aus jüngerer Zeit zu den Hemmnissen der Zusammenar-
beit zwischen Wissenschaft und Wirtschaft und zu den Hemmnissen im Wissens- und 
Technologietransfer, gerade auch mit Bezug auf die deutsche Situation, ist nicht zu 
finden. Aber auch in zurückliegenden Analysen (z. B. Schmoch/Licht/Reinhard 2000) 
wird der Darstellung von Transferhemmnissen immer nur ein kleiner Stellenwert ein-
geräumt. Meist handelt es sich um empirische Studien, entweder mit regionaler Aus-
richtung (z. B. Beier/Edlich 2007; IHK Lübeck 2014) oder mit Bezug zu einer For-
schungseinrichtung (z.  B. Markowski/Grosser/Kuhl 2008; Atzorn/Clemens-Ziegler 
2010), die sich mehr oder weniger ausführlich mit Transfer- bzw. Kooperationshemm-
nissen beschäftigt. Im Jahr 2007 sprach der Wissenschaftsrat Empfehlungen zur In-
teraktion von Wissenschaft und Wirtschaft aus und zeigte in diesem Zusammenhang 
auch Hemmnisse für eine effektivere Interaktion zwischen Wissenschaft und Wirt-
schaft – sowohl aus Perspektive der Wissenschaft als auch aus der Wirtschaft – auf 
(Wissenschaftsrat 2007: 68 ff.). Demgegenüber wird in einem Papier des Wissen-
schaftsrates zu den Perspektiven des deutschen Wissenschaftssystems aus dem Jahr 
2013 (Wissenschaftsrat 2013) zwar ausgeführt, dass das Wissenschaftssystem „in 
der Lage sein [muss], flexibel und kurzfristig Forschungsleistung und Wissenstransfer 
zu erbringen“ und dass „die systematisch verfolgte Orientierung an Wissenstransfer 
und Innovation […] eine wesentliche Voraussetzung [ist], um den gesellschaftlichen 
Wandel zu gestalten, die Wirtschaft zu stimulieren und ihre Innovationskraft zu erhal-
ten“ (Wissenschaftsrat 2013: 21 f.). Über Hemmnisse und Probleme, die Transferauf-
gabe zur Stimulierung der Wirtschaft zu erfüllen, sind hier aber keine expliziten Aus-
führungen enthalten.

Da eine systematische und umfassende Darstellung von Transferhemmnissen sowohl 
für Hochschulen als auch für deren regionale Interaktionen nicht vorliegt, werden 
nachfolgend in Studien und Papieren immer wieder genannte Transferhemmnisse ex-
emplarisch zusammenfassend dargestellt. Diese treffen weder auf alle Disziplinen 
noch auf alle Hochschulen und Hochschultypen zu, sondern sollen nur anhand einzel-
ner Aspekte ein mögliches Spektrum von Transferhemmnissen verdeutlichen.

7  Einige Universitäten und Technische Hochschulen besitzen bereits seit einigen Jahren Transferstra-
tegien, so z. B. die Universität Bremen (seit 2008), die Universität Kassel (seit 2011) und die Techni-
sche Hochschule Köln (seit 2013). Viele weitere Hochschulen haben sich erst in jüngerer Zeit mit 
diesem Thema befasst. Daher sind die meisten der vorliegenden Transferstrategien in den Jahren 
2016 und 2017 publiziert worden (Quelle: eigene Recherchen der Autoren).
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Ein Transferhemmnis liegt in unterschiedlichen Vorstellungen über Zeitplanungen. 
Unternehmen, und hier vor allem kleine und mittlere Unternehmen, kommen in der 
Regel auf Hochschulen mit einem akuten Problem zu, das innerhalb von kurzer Zeit zu 
lösen ist. Aus Hochschulsicht sind solche Vorhaben schwierig zu bearbeiten, weil oft-
mals das Personal hierfür fehlt und auch der wissenschaftliche Mehrwert klein bzw. 
nicht vorhanden ist. Auch kann die Bindung der Hochschulen an den Semesterrhyth-
mus ein zeitliches Hemmnis sein, insbesondere wenn Transferaktivitäten unter Ein-
bindung von Studierenden erfolgen. Zusätzlich werden immer wieder Beispiele ge-
nannt, dass in einer Zusammenarbeit die Projektlaufzeiten deutlich überschritten 
werden (und damit die Zusammenarbeit nicht zu einer kurzfristigen Problemlösung 
beitragen kann), weil ein verbindliches Projektmanagement fehlt. Auch besteht die 
Tendenz, Transferprojekte mit weiteren Inhalten anzureichern, sodass letztlich ein so 
großes Projektvolumen entsteht, dass eine öffentliche Förderung erforderlich wird. 
Diese führt wegen der Bewilligungszeiten und des mit der öffentlichen Mittelvergabe 
verbundenen administrativen Aufwands zu weiteren Verzögerungen (vgl. Atzorn/
Clemens-Ziegler 2010). 

Ein weiteres Transferhemmnis besteht in Informations- und Wissensdefiziten. Diese 
betreffen aus Sicht der Wirtschaft die Transferangebote der Hochschulen und auch 
deren Informationsdarstellung und -aufbereitung (vgl. IHK Lübeck 2014: 20). Hierun-
ter fällt eine Unkenntnis über passende Ansprechpartner und über die Forschungs-
profile der Hochschulen. Beklagt wird in diesem Zusammenhang auch eine zu geringe 
aktive Vermarktung der Transferpotenziale durch die Hochschulen (vgl. Wissen-
schaftsrat 2007: 70). Aus regionaler Sicht ist immer wieder festzustellen, dass Unter-
nehmen nach Transferpartnern in anderen Regionen suchen, weil z. B. hier schon 
Vorkenntnisse oder Vorerfahrungen in Kooperationen bestehen, obwohl ein ver-
gleichbares Angebot auch in der jeweiligen Region vorhanden ist (vgl. IHK Lübeck 
2014: 21). Bezogen auf Informationsdefizite ist aber auch in Hochschulen nicht ausrei-
chend bekannt, welchen Bedarf die Wirtschaft nach Transferleistungen hat und wie 
Transferprojekte innerhalb der Unternehmen gehandhabt werden. 

Ein grundsätzliches Problem im Transferprozess besteht darin, dass die Partner den 
Wert einer Transferleistung unterschiedlich einschätzen (Problem der asymmetri-
schen Information) und dass es sehr schwierig ist, das Ergebnis von Anfang an genau 
zu spezifizieren (vgl. Koschatzky 2005). Auch kann es für einzelne Unternehmen ein 
Problem darstellen, externes Wissen adäquat in betriebliche Prozesse und in Innovati-
onsvorhaben zu integrieren. Hier spielt fehlende Absorptionskapazität eine Rolle (vgl. 
Cohen/Levinthal 1990), aber auch die Abneigung, externe Lösungen in die weitere 
betriebliche Praxis zu integrieren „Not invented here“-Syndrom). In jedem Transfer-
prozess sind die Gefahr des unkontrollierten Wissensabflusses und der Verlust der 
technologischen Kernkompetenzen gegeben. Dies ist insbesondere dann der Fall, 
wenn in Transferprojekten gemeinsame patentfähige Lösungen entstehen und sich 
die Notwendigkeit ergibt, Eigentumsrechte des neu erzeugten Wissens zu sichern 
(vgl. Smith/Dickson/Smith 1991: 464).
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Weitere immer wieder genannte Transferhemmnisse sind:

 > Fehlendes Interesse, mangelnde Bereitschaft und Möglichkeiten für Transferakti-
vitäten. Seitens der Hochschulen ist auf individueller und disziplinärer Ebene die 
Transferaffinität unterschiedlich ausgeprägt. Nicht alle Unternehmen sind in der 
Lage bzw. bereit, mit Hochschulen zusammenzuarbeiten.

 > Geringe Anwendungsrelevanz akademischer Forschung aus Sicht der Unterneh-
men.

 > Mangel an (fachlich geeignetem und interessiertem) Hochschulpersonal für 
Transferaktivitäten.

 > Unzureichende Anerkennung des Transfers und fehlende/unzureichende hoch-
schulinterne Anreize für ein Transferengagement.

 > Interessenskonflikte zwischen akademischer (Grundlagen-)Forschung und praxis-
nahem Transfer, einschließlich der Frage, ob knappe Zeit besser für Publikationen 
oder für Transferaktivitäten aufgewendet wird.

 > Administrativer Aufwand verbunden mit der Frage, wem hochschulintern die 
Transfererlöse zugutekommen.

Im Einzelfall können auch noch weitere Transferhemmnisse bestehen, die von spezifi-
schen regionalen Umfeldbedingungen geprägt sind. Hier sind Branchenstrukturen 
und entsprechende Qualifizierungsbedarfe zu nennen, die nicht zum disziplinären 
Profil der Hochschule passen. Auch ist die Unternehmensstruktur, z. B. durch das Feh-
len von großen Betrieben, ein wichtiger Einflussfaktor. Zudem hängt es auch von der 
Rolle und Sichtbarkeit einer Hochschule in ihrer Region ab, inwieweit Transferprozes-
se mit regionalen Unternehmen entstehen (vgl. Dornbusch 2014: 49).

4 Zusammenfassung und weiterer Forschungsbedarf

Das erste Ziel des vorliegenden Beitrags besteht darin, die Kanäle, über die Hochschu-
len Impulse an ihre Standortregion abgeben können, systematisch zu erfassen und zu 
beschreiben. Dies geschieht anhand von drei Forschungslinien, die die regional(öko-
nomisch)e Hochschulforschung im Zeitablauf nacheinander fokussiert hat. Die Exis-
tenz und Kenntnis von Kanälen ist eine notwendige Bedingung dafür, dass Transfers 
aus der Hochschule in die Region fließen können, sie ist aber nicht hinreichend dafür, 
dass dies auch erfolgreich geschieht. Das zweite Ziel des Beitrags ist deshalb, die De-
terminanten sowie wesentliche Hemmnisse des regionalen Transfers aufzuzeigen und 
zu diskutieren. Im Folgenden werden wichtige Ergebnisse des Beitrags zusammenge-
fasst und es wird versucht, hieraus noch offene Forschungsbedarfe zu identifizieren.

Im Beitrag wird zwischen drei Forschungslinien mit unterschiedlichem Erkenntnis- 
fortschritt und Wissensstand unterschieden. In der ersten dabei betrachteten For-
schungslinie standen die Effekte, die Hochschulen allein durch ihre Leistungserstel-
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lung erzielen, im Mittelpunkt des Interesses. Mittlerweile hat das wissenschaftliche 
Interesses an einer ausschließlichen Betrachtung der damit verknüpften nachfragesei-
tigen Zusammenhänge stark nachgelassen, da die methodischen Möglichkeiten, aber 
auch die Grenzen solcher Analysen weitgehend bekannt sind. Da Hochschulleitungen 
und Regionen aber nach wie vor ein Interesse an den Ergebnissen solcher Untersu-
chungen haben, werden diese häufiger von privaten Beratungsunternehmen als von 
wissenschaftlichen Einrichtungen erstellt. Ob die dabei entstehenden Untersuchun-
gen immer wissenschaftlichen Ansprüchen gerecht werden, kann zumindest bezwei-
felt werden. Ein kontinuierliches Forschungs- und Analyseinteresse von Forschungsin-
stituten könnte hier eine wissenschaftlich fundierte Herangehensweise sicherstellen 
und gleichzeitig zur Objektivierung von Ergebnissen beitragen.

Die zweite Forschungslinie führte insofern zu einer Erweiterung des Blickwinkels, als 
neben den nachfrageseitigen auch weitere ökonomische, und zwar angebotsseitige 
Transferkanäle der Hochschulen betrachtet wurden. Mittlerweile ist national wie in-
ternational eine facettenreiche Vielzahl von Analysen entstanden, die sich theoretisch 
und empirisch mit den einzelnen angebotsseitigen Transferkanälen befassen. Durch 
die Resultate dieser Arbeiten konnte der Erkenntnisstand zu den regionalwirtschaftli-
chen Effekten von Hochschulen erheblich verbessert werden. Dennoch verleiben of-
fene Fragen, die einerseits Detailaspekte8 und andererseits die gesamten regional-
wirtschaftlichen Effekte von Hochschulen in ihrem Zusammenwirken betreffen. 
Würde es – ähnlich wie bei der Schätzung der Hochschuleffekte in der Leistungserstel-
lungsphase – gelingen, ein umfassendes Konzept zur Analyse der ökonomischen Effek-
te von Hochschulen zu erstellen und hieraus aufbauende vergleichende Betrachtun-
gen anzustellen, so könnte dies dazu beitragen, Antworten auf eine Reihe von bislang 
weniger umfassend beantworteten Fragen zu erhalten.

Die dritte im Beitrag angesprochene Forschungslinie stellte eine erneute Erweiterung 
des Blickwinkels dar: Während bislang ausschließlich die wirtschaftlichen Effekte von 
Hochschulen in ihrem regionalen Umfeld fokussiert wurden, werden – unter Beibehal-
tung des regionalen Bezugs – inzwischen zumeist alle von Hochschulen ausgehenden, 
in die Gesellschaft hineinwirkenden Impulse in die Betrachtung einbezogen. Der Be-
griff „Transfer“ wird mithin ausgeweitet und umfasst nicht mehr nur den ökonomi-
schen, insbesondere für die regionalen Unternehmen relevanten Transfer, sondern 
generell jegliche Form von Transfer aus der Hochschule in die Gesellschaft. Mit dieser 
Erweiterung sind neue Forschungsfragen verknüpft:

 > In einem ersten Schritt stellt sich dabei die Frage, welche regional wirksamen, ge-
sellschaftlich relevanten Effekte von Hochschulen bei Erfüllung ihrer traditionellen 
Kernaufgaben – Forschung und Lehre – quasi als Nebenprodukt ihrer Aktivität 
ausgehen. Hier geht es also ausschließlich um die wertfreie Erfassung derartiger 
Effekte; im vorliegenden Beitrag wurde zumindest versucht, diese Effekte in die 
Darstellung einzubeziehen.

8  Einige der Beiträge im vorliegenden Forschungsbericht verfolgen solche Detailaspekte.



66 11 _  H o cH s cH u l en u n d i H r b e i t r ag f ü r e i n e n acH H a lt i g e r eg i o n a l en t wi ck lu n g

 > Die aus einer solchen Erfassung stammende Erkenntnis, dass Hochschulen in ih-
rem regionalen Umfeld neben den ökonomischen eine Vielzahl weiterer gesell-
schaftlich relevanter Effekte anstoßen können, hat zu der Fragestellung geführt, 
ob Hochschulen neben den beiden traditionellen Aufgaben in Forschung und Leh-
re nicht auch noch eine dritte Aufgabe – eine Third Mission – haben. Die Wahrneh-
mung dieser Third Mission durch die Hochschulen ist mit weiteren Fragestellun-
gen verknüpft. So ist zu konkretisieren, was genau unter der Third Mission 
verstanden werden soll und was sie umfasst. Im Anschluss daran ist die Frage zu 
beantworten, ob und wie man die Third-Mission-Leistung von Hochschulen quali-
tativ erfassen oder gar quantitativ messen kann. Zwei jüngere, in der Förderlinie 
Wissenschafts- und Hochschulforschung des Bundeministeriums für Bildung und 
Wissenschaft geförderte Forschungsprojekte behandeln genau diese Fragestel-
lungen und spiegeln damit auch das große Interesse an diesen Forschungsfragen 
wider.9 Es ist allerdings kaum davon auszugehen, dass mit der Fertigstellung der 
beiden Projekte die erwähnten Forschungsfragen abschließend behandelt sind. 
Und schließlich drängt sich die Frage auf, wie Hochschulen ihren regionalen 
„Third-Mission-Impuls“ – im Interesse von Hochschule und Region – optimieren 
können. Die Beantwortung dieser Frage wiederum setzt detaillierte Kenntnisse 
von Erfolgsdeterminanten und Hemmnissen bei der Wahrnehmung der Third Mis-
sion voraus.

 > Aus der Feststellung heraus, dass Hochschulen gesellschaftliche Impulse in ihr re-
gionales Umfeld transferieren können und dass dies zu Überlegungen führt, wie 
eine Hochschule – als Beispiel einer „engaged university“ – ein Optimum gesell-
schaftlichen Transfers realisieren kann, resultiert schließlich ein weiterführender 
Fragenkomplex. Dabei geht es um die Frage, ob Hochschulen auch in der Lage 
sind, in ihrem regionalen Umfeld Impulse für gesellschaftliche Transformations-
prozesse zu geben. Mit Blick auf die Ökonomie ist die Frage, ob Hochschulen die 
strukturelle Anpassungsflexibilität von Regionen im Strukturwandel erhöhen und 
somit einen Impuls für eine ökonomische Transformation geben können, nicht 
wirklich neu. Neu ist sie jedoch mit Blick auf die „Große Transformation“ im Sinne 
einer Veränderung von Wirtschaft und Gesellschaft in Richtung ökologischer, öko-
nomischer und sozialer Nachhaltigkeit. Konkret stellt sich die Frage, ob Hochschu-
len in ihrem regionalen Umfeld über die drei „missions“ (Lehre, Forschung, Third 
Mission) wichtige Impulse im Rahmen nachhaltiger Transformationsprozesse ge-
ben oder gar zum Change Agent einer nachhaltigen Entwicklung werden können. 
Im Kontext der regionalen Hochschulforschung ist diese Thematik noch ein recht 
junges Forschungsfeld mit erheblichem Forschungsbedarf, denn die Gesamtthe-
matik ist mit vielen Teilfragen verknüpft, wie z. B. auf welchen Wegen eine Hoch-
schule nachhaltige Effekte anstoßen kann, mit welchen Methoden man derartige 
Effekte messen kann, wann eine Einrichtung als Change Agent gelten kann und 
welche Voraussetzungen hochschul- und regionsseitig vorliegen müssen.10

9  Ziel des vom Institut für Hochschulforschung in Wittenberg (HoF) durchgeführten Projekts „Be-
Mission“ war es, ausgehend von einer Systematisierung der Third-Mission-Aktivitäten ein Bewer-
tungskonzept für die Third Mission zu erarbeiten. Das Projekt „FIFTH“ – durchgeführt vom CHE – 
Centrum für Hochschulentwicklung in Hannover – hatte das Ziel, Indikatoren für forschungsbezo- 
gene Aspekte der Third Mission speziell an Fachhochschulen aufzuzeigen und zu operationalisieren.

10 Vgl. hierzu Schiller/Kanning/Pflitsch et al. in diesem Band.
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Die Diskussion der Transferdeterminanten unterscheidet in diesem Beitrag zwischen 
zwei Gruppen von Einflussfaktoren – den hochschulseitigen und den regionsseitigen. 
Die hochschulseitigen Faktoren nehmen auf Inhalt, Ausmaß und Reichweite des Trans-
fers Einfluss. Zu ihnen gehören Aspekte wie der Hochschultyp, die Hochschulgröße, 
die strategische Ausrichtung einer Hochschule, ihre Ausstattung mit Finanzmitteln 
und ihre „Regional Embeddedness“. Die regionsseitigen Determinanten sind von zen-
traler Bedeutung für den Transfererfolg; sie beeinflussen die regionale Absorptionska-
pazität, d. h. die Fähigkeit, Wissenstransfereffekte einer Hochschule aufzunehmen, zu 
steuern und zu intensivieren. Eine Vielzahl von Faktoren ist in diesem Zusammenhang 
von Bedeutung; zu ihnen gehören die Ausstattung mit Humankapital, die regionalen, 
demografischen Strukturen, das vorhandene Sozialkapital, der Urbanisierungs- und 
Agglomerationsgrad, die regionale Wirtschaftsstruktur, die Wirtschaftsleistung der 
Region, das Gründungsklima und die für Gründungen erforderliche Gründungsinfra-
struktur, das Transferklima und die Transferunterstützung sowie die Wissensinfra-
struktur. 

Die Diskussion der angesprochenen Determinanten erlaubt Schlussfolgerungen auf 
erfolgsrelevante Gegebenheiten für den Transfer aus der Hochschule in die Region. 
Umgekehrt lassen sich aber auch konkrete Faktoren benennen, die den Transfer hem-
men: Dazu gehören unterschiedliche Vorstellungen über Zeitplanungen bei Hoch-
schulen und Unternehmen, Informationsdefizite der Wirtschaft über die Transferan-
gebote der Hochschulen und Informationsdefizite der Hochschulen über den 
Transferbedarf der Unternehmen, unterschiedliche Vorstellungen über den Wert von 
Transferleistungen, fehlendes Interesse sowie mangelnde Bereitschaft für Transferak-
tivitäten, eine niedrige Anwendungsrelevanz akademischer Forschung aus Sicht der 
Unternehmen, Mangel an Personal für Transferaktivitäten in den Hochschulen, unzu-
reichende hochschulinterne Anreize für ein Transferengagement sowie Interessens-
konflikte zwischen akademischer Forschung und praxisnahem Transfer.

Die Diskussion von Kanälen und Determinanten des Transfers zeigt, dass eine Vielzahl 
von Kanälen existiert, über die sich ein Transfer aus der Hochschule in die Region voll-
ziehen kann, und dass eine Fülle von Faktoren erleichternden oder hemmenden Ein-
fluss auf diesen Transfer nimmt. Aussagen darüber, welche dieser Faktoren besonders 
wichtig oder weniger wichtig sind – d. h. ein Ranking nach der Wichtigkeit –, sind dabei 
kaum möglich. Es dürfte vielmehr das Zusammenwirken aller genannten Faktoren 
sein, die z. T. wechselseitig interdependent sind. Das somit ohnehin komplexe Wir-
kungsgeflecht wird allerdings noch vielschichtiger dadurch, dass die Diskussion von 
Kanälen und Erfolgsfaktoren des Transfers zwischen Hochschule und Region allenfalls 
ein unvollständiges Bild vermitteln kann, solange die Frage nach erfolgversprechen-
den Governance-Arrangements für diesen Transfer nicht in die Überlegungen einbe-
zogen wird.11 Kontinuierliche Verbesserungen im Verständnis dieses komplexen Wir-
kungsgeflechts zu erzielen, sollte mithin ein weiteres Ziel zukünftiger Forschung zu 
den regionalen Effekten von Hochschulen sein.

11 Diese Frage wird deshalb in einem weiteren Beitrag des vorliegenden Forschungsberichts ausführ-
lich behandelt (vgl. Kujath/Pasternack/Radinger-Peer).



68 11 _  H o cH s cH u l en u n d i H r b e i t r ag f ü r e i n e n acH H a lt i g e r eg i o n a l en t wi ck lu n g

Literatur

Abramson, H. n.; encarnação, J.; Reid, P. P.; schmoch, u. (1997): Technology Transfer Systems in the 
United States and Germany – Lessons and Perspectives. Washington, D. C.
acosta, m.; azagra-caro, J.; coronado, D. (2016): Access to universities’ public knowledge: who’s 
more regionalist? Valencia, 36-57. = INGENIO Working Paper Series 201405.
almus, m.; egeln, J.; engel, D. (1999): Determinanten regionaler Unterschiede in der Gründungs- 
häufigkeit wissensintensiver Dienstleister. Mannheim. = ZEW Discussion Paper, No. 99-22.
anselin, l.; Varga, a.; acs, Z. (1997): Local geographic spillovers between university research and high 
technology innovations. In: Journal of Urban Economics 42, 422-448.
anselin, l.; Varga, a.; acs, Z. (2000): Geographical Spillovers and University Research: a spatial econo-
metric perspective. In: Growth and Change 31 (4), 501-515.
asheim, B. t.; gertler, m. s. (2005): The Geography of Innovation: Regional Innovation Systems. In:  
Fagerberg, J.; Mowery, D. C.; Nelson, R. R. (Hrsg.): The Oxford Handbook of Innovation. New York, 
291-317.
astor, m.; Klose, g.; steden, P.; Heinzelmann, s.; Berewinkel, J.; salameh, n.; müller, f. (2010): Im-
pact-Analyse des Wissenschaftsstandortes Europäische Metropolregion München (EMM). Prognos 
AG. München.
atzorn, H.-H.; clemens-Ziegler, B. (2010): Ermittlung von Hemmnisfaktoren beim Aufbau von Koope-
rationen von KMU mit Institutionen der Wissenschaft, insbesondere den Fachhochschulen. Berlin.
audretsch, D. B. (1998): Agglomeration and the location of innovative activity. In: Oxford Review of 
Economic Polica 14 (2), 18-29.
audretsch, D.; falck, o.; feldmann, m.; Heblich, s. (2012): Local Entrepreneurship in Context. In:  
Regional Studies 46 (3), 379-389. 
Back, H.-J.; fürst, D. (2011): Der Beitrag von Hochschulen zur Entwicklung einer Region als „Wissens-
region“. Hannover. = E-Paper der ARL 11. 
URL: http://nbn-resolving.de/urn:nbn:de:0156-72960 (23.08.2015).
Backes-gellner, u.; Demirer, g.; moog, P. m.; otten, c. (1998): Unternehmensgründer aus Hochschu-
len als Gegenstand wissenschaftlicher Forschung – Perspektiven aus einem Forschungsprojekt. In:  
Kölner Zeitschrift für Wirtschaft und Pädagogik 13 (24), 27-44.
Backes-gellner, u.; Demirer, g.; sternberg, R. (2002): Individuelle und regionale Einflussfaktoren auf 
die Gründungsneigung von Hochschülern. In: Schmude, J.; Leiner, R.: Unternehmensgründungen. Inter-
disziplinäre Beiträge zum Entrepreneurship Research. Heidelberg, 63-97.
Bathelt, H.; malmberg, a.; maskell, P. (2004): Clusters and knowledge: Local Buzz, Global Pipelines 
and the Process of Knowledge Creation. In: Progress in Human Geography 28, 31-56.
Bcg – Boston consulting group (2010): Erster Kölner Wissenschafts-Wirtschaftsbericht. Kurzversion 
22. Juni 2010. Köln – Wissenschaft – Zukunft. 
http://www.pressestelle.uni-koeln.de/fileadmin/templates/uni/PDF/Stiftungen_pdf/KWR-Wissenschafts- 
Wirtschaftsbericht.pdf (06.01.2015).
Beier, m.; edlich, B. (2007): Die Zusammenarbeit von Hochschulen und Unternehmen auf regionaler 
Ebene am Beispiel Sachsens. Projektbericht. Dresden.
Beise, m.; stahl, H. (1999): Public research and industrial innovations in Germany. In: Research Policy 
28, 397-422.
Benneworth, P.; conway, c.; charles, D.; Humphrey, l.; Younger, P. (2009): Characterising modes of 
university engagement with wider society: A literature review and survey of best practice. Final Report. 
Newcastle upon Tyne.
Benson, l. (1999): Regionalwirtschaftliche Effekte von Hochschulen während ihrer Leistungsabgabe 
(Diplomarbeit). Trier.
Berry, c.; glaeser, e. l. (2005): The Divergence of Human Capital Levels across Cities. In: Regional 
Science 84 (3), 407-444.
Bleaney, m. f.; Binks, m. R.; greenaway, D.; Reed, g. V.; Whynes, D. K. (1992): What does a university 
add to its local economy? In: Applied Economics 24, 305-311.
Blume, l.; fromm, o. (2000): Regionalökonomische Bedeutung von Hochschulen: Eine empirische  
Untersuchung am Beispiel der Universität Gesamthochschule Kassel. Kassel.
Boschma, R.; lambooy, J.; schutjens, V. (2002): Embeddedness and innovation. In: Taylor, M.;
Leonard, S. (Hrsg.): Embedded Enterprise and Social Capital: International Perspectives. Aldershot,
19-35.
Böttcher, m. (2004): Der regionale Wissenstransfer einer neuen Fachhochschule – Das Beispiel des 
RheinAhrCampus Remagen. Dissertation. Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn.



69K a n ä l e,  D e t er m i n a n t en u n D H e m m n i s s e D e s r eg i o n a l en t r a n s f er s au s H o cH s cH u l en

Bozeman, B. (2000): Technology transfer and public policy: A review of research and theory. In:
Research Policy 29, 627-655.
Breznitz, s. m.; feldman, m. P. (2012): The engaged university. In: The Journal of Technology Transfer 
37, 139-157. 
Broekel, t.; Binder, m. (2007): The Regional Dimension of Knowledge Transfers: a Behavioral 
Approach.In: Industry and Innovation 14, 151-175.
Broström, a.; mcKelvey, m.; sandström, c. (2009): Investing in Localized Relationships with Universi-
ties: What are the Benefits for R&D Subsidiaries of Multinational Enterprises? In: Industry and Innova-
tion 16, 59-78.
Bruns, R.; görisch, J. (2002): Unternehmensgründungen aus Hochschulen im regionalen Kontext – 
Gründungsneigung und Mobilitätsbereitschaft von Studierenden. Karlsruhe. = Arbeitspapiere Unter-
nehmen und Region R1/2002.
Buenstorf, g.; Krabel, s. (2012): Mobility of German university graduates: Is (regional) beauty in the 
eye of the beholder? Schriftlicher Tagungsbeitrag für den Workshop „Hochschule und regionale Ent-
wicklung“. Kassel.
Busch, o.; Weigert, B. (2010): Where have all the graduates gone? Internal cross-state migration of 
graduates in Germany 1984–2004. In: Annals of Regional Science 44, 559-572.
caniëls, m. c. J.; Van den Bosch, H. (2011): The Role of Higher Education Institutions in building re-
gional innovation systems. In: Papers in Regional Science 90 (2), 271-287.
caspers, R.; Bickhoff, n.; Bieger, t. (2004): Interorganisatorische Wissensnetzwerke: Mit Kooperatio-
nen zum Erfolg. Berlin, Heidelberg.
charles, D. (2003): Universities and Territorial Development: Reshaping the Regional Role of UK Uni-
versities. In: Local Economy 18, 7-20.
clark, B. (1998): Creating Entrepreneurial Universities: Organizational Pathways of Transformation. 
Bingley.
cohen, W.; levinthal, D. a. (1990): Absorptive capacity. A new perspective on learning and innovation. 
In: Administrative Science Quarterly 35, 128-152.
Coleman, J. S. (1988): Social Capital in the Creation of Human Capital. In: American Journal of Sociolo-
gy 94, 95-120.
cooke, P. (1992): Regional Innovation Systems: Competitive Regulation in the New Europe. In: Geo- 
forum 23, 365-382.
cooke, P. (2002): Regional innovation systems: general findings and some new evidence from biotech-
nology clusters. In: Journal of Technology Transfer 27, 133-145.
cummings, J. l.; teng, B.-s. (2003): Transferring R&D knowledge: the key factors affecting knowledge 
transfer success. In: Journal of Engineering and Technology Management 20, 39-68.
Dinse, H.; Hamm, R.; Jäger, a.; Karl, H.; Kopper, J.; strotebeck, f.; Warnecke, c. (2014): Regionale 
Transfereffekte verschiedener Hochschultypen. Analyse und Strategien für eine verbesserte Potenzial-
ausschöpfung. RegTrans-Abschlussbericht. Bochum. = RUFIS: Beiträge zur Ballungsraumforschung 14.
DiW econ (2008): Wirtschaftsfaktor TU Berlin. Welchen Einfluss hat die TU Berlin auf die Berliner 
Wirtschaft? Berlin.
DiW econ (2012): Wirtschaftsfaktor TU Darmstadt. Die ökonomische Bedeutung der TU Darmstadt. 
Berlin.
Dohse, D. (2007): Cluster-Based Technology Policy – The German Experience. In: Industry and Innova-
tion 14, 69-94.
Dornbusch, f. (2014): Das regionale Engagement von Hochschullehrern im Spannungsfeld individu- 
eller Anreize und lokaler Möglichkeiten. In: Koschatzky, K.; Dornbusch, F.; Hufnagl, M.; Kroll, H.; 
Schnabl, E.: Regionale Aktivitäten von Hochschulen – Motive, Anreize und politische Steuerung. 
Stuttgart, 45-78.
egeln, J.; gottschalk, s.; Rammer, c.; spielkamp, a. (2002): Spinoff-Gründungen aus der öffentlichen 
Forschung in Deutschland. Bonn. = EXIST-Studien 4.
etzkowitz, H.; leydesdorff, l. (1995): The triple helix-university-industry-government relations:  
a laboratory for knowledge-based economic development. In: EASST Review 14, 14-19.
etzkowitz, H.; Ranga, m.; Benner, m.; guaranys, l.; maculan, a. m.; Kneller, R. (2008): Pathways to 
the entrepreneurial university: towards a global convergence. In: Science and Public Policy 35, 681-695.
faggian, a.; mccann, P. (2009): Human capital, graduate migration and innovation in British regions. 
In: Cambridge Journal of Economics 33, 317-333.
falk, s.; Kratz, f. (2009): Regionale Mobilität von Hochschulabsolventen beim Berufseinstieg. In:
Beiträge zur Hochschulforschung 31 (3), 52-67.



70 11 _  H o cH s cH u l en u n d i H r b e i t r ag f ü r e i n e n acH H a lt i g e r eg i o n a l en t wi ck lu n g

florax, R. J. (1992): The University: A Regional Booster? Economic Impacts of Academic Knowledge  
Infrastructure. Aldershot (Hampshire).
florida, R. (2002): The rise of the creative class and how it‘s transforming work, leisure, community 
and everyday life. Cambridge.
frank, a.; meyer-guckel, V.; schneider, c. (2007): Innovationsfaktor Kooperation – Bericht des Stif-
terverbandes zur Zusammenarbeit zwischen Unternehmen und Hochschulen. Essen.
franz, P.; Rosenfeld, m. t. W.; Roth, D. (2002): Was bringt die Wissenschaft für die Wirtschaft in einer 
Region? Empirische Ergebnisse zu den Nachfrageeffekten und Hypothesen über mögliche Angebots- 
effekte der Wissenschaftseinrichtungen in der Region Halle. Halle/Saale. = IWH Discussion Papers 163.
franzoni, c.; lissoni, f. (2009): Academic entrepreneurs: critical issues and lessons for Europe. In: 
Varga, A. (Hrsg.): Universities, Knowledge Transfer and Regional Development. Geography, Entrepre-
neurship and Policy. Cheltenham, 163-190.
fritsch, m. (2003): Von der innovationsorientierten Regionalförderung zur regionalisierten Innovati-
onspolitik. Freiberg. = Freiberger Arbeitspapiere 06/2003.
fritsch, m. (2007): Wissenstransfer und Innovation im regionalen Kontext. Aufsatz im Rahmen einer 
durch die Hans-Böckler-Stiftung geförderten Untersuchung. Friedrich-Schiller-Universität Jena.
fritsch, m. (2016): Entrepreneurship – Theorie, Empirie, Politik. Heidelberg.
fritsch, m.; aamoucke, R. (2012): Regional Knowledge and Innovative Start-Ups – Am Empirical Investi-
gation for Germany 1995–2008. Schriftlicher Tagungsbeitrag zum 52. European Congress of the Re-
gional Science Association International, 21.–25.08.2012, Bratislava, Slovakia.
fritsch, m.; Henning, t.; slavtchev, V.; steigenberger, n. (2007): Hochschulen, Innovation, Region. 
Wissenstransfer im räumlichen Kontext. Düsseldorf.
fritsch, m.; Henning, t.; slavtchev, V.; steigenberger, n. (2008): Hochschulen als regionaler Innovati-
onsmotor? Düsseldorf. = Arbeitspapier 158.
fritsch, m.; noseleit, f.; slavtchev, V.; Wyrwich, m. (2010): Innovative Gründungen und ihre Bedeu-
tung für den Standort Thüringen. Jena.
fritsch, m.; schroeter, a. (2011): „Why does the effect of new business formation differ across re-
gions?“ In: Small Business Economics 36 (4), 383-400.
fritsch, m.; schwirten, c. (1998): Öffentliche Forschungseinrichtungen im regionalen Innovations- 
system. In: Raumforschung und Raumordnung 56, 253-263.
fritsch, m.; slavtchev, V. (2007): What determines the efficiency of regional innovation systems? Jena. 
= Jena Economic Research Papers 2007-006.
fritsch, m.; slavtchev, V. (2011): Determinants of the Efficiency of Regional Innovation Systems. In:  
Regional Studies 45 (7), 905-918.
fromhold-eisebith, m. (1992): Wissenschaft und Forschung als regional-wirtschaftliches Potenzial? 
Aachen.
gibbs, P. (2001): Higher Education as a Market: a problem or solution? In: Studies in Higher Education 
26, 85-94.
goldstein, H. (2005): The Role of Knowledge Infrastructure in Regional Economic Development: The 
Case of the Research Triangle. In: Canadian Journal of Regional Science/Revue canadienne des sciences 
régionales 28 (2), 199-220. 
goldstein, H. (2009): What we know and what we don’t know about the regional economic impacts of 
universities. In: Varga, A. (Ed.): Universities, knowledge transfer and regional development. Geography, 
entrepreneurship and policy – New Horizons in Regional Science. Cheltenham, 11-35.
goldstein, H. a.; maier, g.; luger, m. (1995): The university as an instrument for economic and busi-
ness development: U. S. and European comparisons. In: Dill, D.; Sporn, B. (Eds.): Emerging patterns of 
social demand and university reform: Through a glass darkly. Elmsford, 105-133.
gottschalk, c.; Hamm, R.; imöhl, i. (2010): Die Bedeutung der Kreativen Klasse für die wirtschaftliche 
Entwicklung der nordrhein-westfälischen Regionen. Abschlussbericht des Niederrhein Instituts für Re-
gional- und Strukturforschung (NIERS). Mönchengladbach. 
grande, e.; Jansen, D.; Jarren, o.; Rip, a.; schimank, u.; Weingart, P. (2013): Neue Governance der 
Wissenschaft. Reorganisation – externe Anforderungen – Medialisierung. Bielefeld.
gunasekara, c. (2004): The third role of Australian universities in human capital formation. In: Journal 
of Higher Education Policy and Management 26, 329-343.
gunasekara, c. (2006): Reframing the Role of Universities in the Development of Regional Innovation 
Systems. In: The Journal of Technology Transfer 31, 101-113.
Hamm, R.; Jäger, a. (2012): BrainDrain trotz Fachkräftemangel!? – Brainflows am Niederrhein und ihre 
Determinanten. Veranstaltungsbeitrag für das 10. Regionalökonomische Forum, 08.05.2012, Mönchen-
gladbach.



71K a n ä l e,  D e t er m i n a n t en u n D H e m m n i s s e D e s r eg i o n a l en t r a n s f er s au s H o cH s cH u l en

Hamm, R.; Jäger, a.; Karl, H.; Kopper, J.; strotebeck, f.; Warnecke, c. (2012): Regionale Transfer- 
effekte verschiedener Hochschultypen – Analyse und Strategien für eine verbesserte Potenzialaus-
schöpfung – RegTrans Zwischenbericht I. 
https://www.hs-niederrhein.de/fileadmin/dateien/Institute_und_Kompetenzzentren/NIERS/REGTRANS_
ZWIBI_01.pdf (04.06.2019).
Hamm, R.; Jäger, a.; Karl, H.; Kopper, J.; strotebeck, f.; Warnecke, c. (2013): Regionale Transfer- 
effekte verschiedener Hochschultypen – Analyse und Strategien für eine verbesserte Potenzialaus-
schöpfung – RegTrans Zwischenbericht II. 
https://www.hs-niederrhein.de/fileadmin/dateien/Institute_und_Kompetenzzentren/NIERS/REGTRANS. 
2.ZWIBI.28.10.pdf (04.06.2019).
Hamm, R.; Kopper, J. (2016): Regionale Transfereffekte der Hochschule Niederrhein. Krefeld. 
= Mönchengladbacher Schriften zur wirtschaftswissenschaftlichen Praxis 29.
Hamm, R.; Wenke, m. (2001): Regionalwirtschaftliche Effekte der Fachhochschule Niederrhein. Nach-
frage- und angebotsseitige Impulse, Perspektiven der Zusammenarbeit zwischen Hochschule und Wirt-
schaft. Essen. = Schriften und Materialien zur Regionalforschung 10.
Hass, B. H.; Jung, R. H.; simon, c. (2010): Management in regionalen Netzwerken: Grundlagen, 
Anwendungen, Perspektiven. Aachen.
Heinze, t. (2008): Förderliche Kontextbedingungen für kreative Forschung. Ergebnisse einer empiri-
schen Studie. In: Hochschulmanagement 3 (1), 8-12.
Hemer, J.; Berteit, H.; Walter, g.; göthner, m. (2006): Erfolgsfaktoren für Unternehmensausgründun-
gen aus der Wissenschaft. Karlsruhe. = Studien zum deutschen Innovationssystem 5.
Hemer, J.; Dornbusch, f.; Kulicke, m.; Wolf, B. (2010): Beteiligungen von Hochschulen an Ausgründun-
gen. Karlsruhe.
Heumann, s. (2010): Bewegliche Ziele – Die räumlich-strategische Differenzierung der akademischen 
Gründungsförderung an 50 deutschen Universitäten. In: Beiträge zur Hochschulforschung 32 (3), 
54-77. 
Hufnagl, m. (2014): Politische Steuerungsmöglichkeiten für regionale Aktivitäten von Hochschulen.  
In: Koschatzky, K.; Dornbusch, F.; Hufnagl, M.; Kroll, H.; Schnabl, E. (Hrsg.): Regionale Aktivitäten von 
Hochschulen – Motive, Anreize und politische Steuerung. Stuttgart, 119-149. 
Huggins, R.; Kitagawa, f. (2012): Regional Policy and University Knowledge Transfer: Perspectives 
from devolved regions in the UK. In: Regional Studies 46 (6), 817-832. 
Hülsbeck, m. (2012): Wissenstransfer deutscher Universitäten. Eine empirische Analyse von Universi-
tätspatenten. Wiesbaden.
iHK – industrie- und Handelskammer lübeck (2014): Kooperation von Wirtschaft und Wissenschaft  
in der HanseBelt Region. Bedeutung und regionale Einbindung des BioMedTec Wissenschaftscampus. 
Lübeck.
Jaffe, a. (1989): Real effects of academic research. In: American Economic Review 79, 957-979.
Jäger, a. (2017): Determinanten des Wissenstransfers zwischen Hochschulen und ihren Standort- 
regionen. Diss. Ruhr-Universität Bochum. Bochum.
Jäger, a.; Kopper, J. (2014): Third mission potential in higher education: measuring the regional focus 
of different types of HEIs, In: Review of Regional Research 34, 95-118.
Kauffeld-montz, m.; fritsch, m. (2010): Who Are the Knowledge Brokers in Regional Systems of Inno-
vation? A Multi-Actor Network Analysis. Jena. = Jena Economic Research Papers 2008-089.
Kaufmann, a.; tödtling, f. (2001): Science-industry interaction in the process of innovation: The im-
portance of boundary-crossing between systems. In: Research Policy 30, 791-804.
Kloke, K.; Krücken, g. (2010): Grenzstellenmanager zwischen Wissenschaft und Wirtschaft? Eine Stu-
die zu Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in Einrichtungen des Technologietransfers und der wissen-
schaftlichen Weiterbildung. In: Beiträge zur Hochschulforschung 32 (3), 32-52.
Knappe, s. (2006): Die Regionalwirksamkeit der Wissenschaftseinrichtungen in Potsdam. Potsdam.  
= Praxis Kultur- und Sozialgeographie | PKS 40.
Knödler, R.; tivig, t. (1996): Die Universität Rostock als regionaler Wirtschaftsfaktor. Rostock.  
= Thünen-Reihe Angewandter Volkswirtschaftstheorie 3.
Koschatzky, K. (2002): Hochschulen im regionalen Gründungskontext. In: Koschatzky, K.; Kulicke, M. 
(Hrsg.): Wissenschaft und Wirtschaft im regionalen Gründungskontext. Karlsruhe, 31-36.
Koschatzky, K. (2005): Nutzen von Forschungskooperationen zwischen Wirtschaft und Wissenschaft. 
In: Fritsch, M.; Koschatzky, K. (Hrsg.): Den Wandel gestalten – Perspektiven des Technologietransfers 
im deutschen Innovationssystem. Zum Gedenken an Franz Pleschak. Stuttgart, 51-69.



72 11 _  H o cH s cH u l en u n d i H r b e i t r ag f ü r e i n e n acH H a lt i g e r eg i o n a l en t wi ck lu n g

Koschatzky, K. (2015): Neue Ansätze der öffentlichen Förderung von Forschungspartnerschaften zwi-
schen Wissenschaft und Wirtschaft – das Beispiel Forschungscampus. In: Koschatzky, K.; Stahlecker, T. 
(Hrsg.): Neue strategische Forschungspartnerschaften zwischen Wissenschaft und Wirtschaft im 
deutschen Innovationssystem. Stuttgart, 9-32.
Koschatzky, K.; Dornbusch, f.; Hufnagl, m.; Kroll, H.; schnabl, e.; schulze, n.; teufel, B. (2013): Regi-
onale Aktivitäten von Hochschulen. Fallstudien von neun deutschen Universitäten und Fachhochschu-
len. 
http://www.isi.fraunhofer.de/isi-wAssets/docs/p/de/projektberichte/Regionale-Aktivitaeten-von-HO_
Fallstudien.pdf (02.05.2019).
Koschatzky, K.; Hemer, J. (2009): Firm formation and economic development: what drives academic 
spin-offs to success or failure? In: Varga, A. (Ed.): Universities, Knowledge Transfer and Regional  
Development. Geography, Entrepreneurship and Policy. Cheltenham, 191-218.
Koschatzky, K.; Hufnagl, m.; Kroll, H.; Daimer, s.; Dornbusch, f.; schulze, n. (2013): Regionale Ver-
netzung von Hochschulen. In: Grande, E.; Jansen, D.; Jarren, O.; Rip, A.; Schimank, U.; Weingart, P. 
(Hrsg.): Neue Governance der Wissenschaft. Reorganisation – externe Anforderungen – Media- 
lisierung. Bielefeld, 163-182.
Koschatzky, K.; Kroll, H.; schubert, t. (2016): Wie können Universitätsleitungen die regionale Veran- 
kerung von Hochschulen stärken? Die Rolle dezentraler und zentraler Entscheidungsprozesse. In: die 
hochschule 1/2016, 32-39. 
Koschatzky, K.; stahlecker, t. (2010): New forms of strategic research collaboration between firms 
and universities in the German research system. In: International Journal of Technology Transfer and 
Commercialization 9, 94-110.
Koschatzky, K.; sternberg, R. (2000): R&D cooperation in innovation systems – some lessons from the 
European Regional Innovation Survey (ERIS). In: European Planning Studies 8 (4), 487-501.
Kramer, J.-P.; Diez, J. R. (2012): Catching the Local Buzz by Embedding? Empirical Insights on the Re-
gional Embeddedness of Multinational Enterprises in Germany and the UK. In: Regional Studies 46 (10), 
1303-1317.
Kratzer, J.; Haase, H.; lautenschläger, a. (2010): Benchmarking deutscher Transferstellen. Projekt-
bericht. Berlin, Worms, Jena.
Kroll, H. (2014): Möglichkeiten und Formen der Mitgestaltung regionaler Entwicklung. In: Koschatzky, 
K.; Dornbusch, F.; Hufnagl, M.; Kroll, H.; Schnabl, E.: Regionale Aktivitäten von Hochschulen – Motive, 
Anreize und politische Steuerung. Stuttgart, 7-28.
Krücken, g.; Blümel, a.; Kloke, K. (2009): Towards Organizational Actorhood of Universities: Occupa-
tional and Organizational Change within German University Administrations. Speyer.
Krücken, g.; meier, f. (2006): Turning the University into an Organizational Actor. In: Drori, G.; Meyer, 
J.; Hwang, H.: Globalization and Organization. Oxford, 241-257.
Krücken, g. (2003): Mission Impossible? Institutional Barriers to the Diffusion of the ‘Third Academic 
Mission’ at German Universities. In: International Journal of Technology Management 25, 18-33.
Kuhlmann, s.; schmoch, u.; Heinze, t. (2003): Governance der Kooperation heterogener Partner im 
deutschen Innovationssystem. Karlsruhe. = Fraunhofer ISI Discussion Papers Innovation Systems and 
Policy Analysis 1/2003.
Kujath, H. J.; Pasternack, P.; Radinger-Peer, V. (2019): Governance-Formen des regionalen Wissens- 
transfers. In: Postlep, R.-D.; Blume, L.; Hülz, M. (Hrsg.): Hochschulen und ihr Beitrag für eine nachhalti-
ge Regionalentwicklung. Hannover, 76-118. = Forschungsberichte der ARL 11.
Kulicke, m.; Dornbusch, f.; Kripp, K.; schleinkofer, m. (2012): Nachhaltigkeit der EXIST-Förderung – 
Gründungsunterstützung an Hochschulen, die zwischen 1998 und 2011 gefördert wurden. Bericht zur 
wissenschaftlichen Begleitforschung zu EXIST – Existenzgründungen aus der Wissenschaft. Karlsruhe.
le Bris, J.; Pousttchi, n.; suszka, m. (2010): Good Practises im Wissens- und Technologietransfer von 
Hochschulen – Handlungsempfehlungen. Rechercheergebnisse und Literatursammlung aus der 
TEA-Grundlagenstudie. Augsburg.
lebhart, g. (2002): Internationale Migration – Hypothesen, Perspektiven, Perspektiven und Theorien. 
Berlin.
leicht, R.; lauxen-ulbrich, m.; strohmeyer, R. (2004): Selbstständige Frauen in Deutschland: Umfang, 
Entwicklung und Profil. In: KfW Bankengruppe (Hrsg.): Chefinnensache. Frauen in der unternehme- 
rischen Praxis. Heidelberg, 1-32. = KfW-Publikationen zu Gründung und Mittelstand.
leisering, B.; Rolff, K. (2012): Was bindet junge Akademiker an Arbeitsplätze in der Region? Ergebnisse 
einer Online-Umfrage bei MINT-Studierenden in NRW. Gelsenkirchen. = Forschung Aktuell 3/2012.
leusing, B. (2007): Hochschulen als Standortfaktor – Eine empirische Analyse der regionalökonomi-
schen Effekte der Universität Flensburg. Flensburg. = Discussion Paper 15.



73K a n ä l e,  D e t er m i n a n t en u n D H e m m n i s s e D e s r eg i o n a l en t r a n s f er s au s H o cH s cH u l en

malecki, e. (2010): Global Knowledge and Creativity: New challenges for firms and regions. In: Regional 
Studies 44, 1033-1052.
malecki, e. (2012): Regional Social Capital: Why it matters. In: Regional Studies 46, 1023-1039. 
markowski, n.; grosser, K.; Kuhl, R. (2008): Analyse von Barrieren und Hemmnissen beim Wissens- 
transfer zwischen Hochschulen und KMU. Düsseldorf. = Forschungsberichte des Fachbereichs Wirt-
schaft der Fachhochschule Düsseldorf 5.
maskell, P. (2000): Social capital and competitiveness. In: Baron, S.; Field, J.; Schuller, T. (Eds.): Social 
Capital – Critical Perspectives. Oxford, 111-123. 
mayr, B. (2009): Wissensmanagement, Kompetenzmanagement und Modelltheorie – Ein Integrations-
ansatz zum erfolgreichen Transfer von Expertise in betriebliche Abläufe. Hamburg.
meißner, D. (2001): Wissens- und Technologietransfer in nationalen Innovationssystemen. Dresden.
Miguélez, E.; Merono, R.; Artís, M. (2011): Does Social Capital Reinforce Technological Inputs in the 
Creation of Knowledge? Evidence from the Spanish Regions. In: Regional Studies 45 (8), 1019-1038.
mohnen, P.; Hoareau, c. (2003): What Type of Enterprise Forges Close Links with Universities and  
Government Labs? Evidence from CIS 2. In: Managerial and Decision Economics 24, 133-145.
mohr, H. (2002): Räumliche Mobilität von Hochschulabsolventen. Arbeitsmärkte für Hochqualifizierte. 
In: Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (Hrsg.): Beiträge zur Arbeitsmarkt- und Berufsfor-
schung. Nürnberg, 249-281.
nickel, s. (2004): Dezentralisierte Zentralisierung. Die Suche nach neuen Organisations- und Leitungs-
strukturen für Fakultäten und Fachbereiche. In: die hochschule 13 (1), 87-99.
niermann, u. (1996): Wirtschaftsfaktor Universität – Eine input-output-orientierte Analyse am Bei-
spiel der Universität Bielefeld. Münster.
oecD – organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und entwicklung (2007): Higher Education 
and Regions: Globally Competitive, Locally Engaged. Paris.
oser, u.; schröder, e. (1995): Die Universität Konstanz als Wirtschaftsfaktor für die Region. Konstanz.
Pavel, F. (2008): Wirtschaftsfaktor TU Berlin. Welchen Einfluss hat die TU Berlin auf die Berliner Wirt-
schaft? Berlin.
Perkmann, m.; Walsh, K. (2009): The two faces of collaboration: Impacts of university-industry rela-
tions on public research. In: Industrial and Corporate Change 18, 1033-1065.
Premus, R.; sanders, n.; Jain, R. (2003): Role of the university in regional economic development: The 
US experience. In: International Journal of Technology Transfer & Commercialisation 2 (4), 369-383.
Rabe, c. (2007): Unterstützungsnetzwerke von Gründern wissensintensiver Unternehmen. Zur Bedeu-
tung der regionalen gründungsunterstützenden Infrastruktur. Heidelberg.
Rammer, c.; czarnitzki, D. (2000): Interaktion zwischen Wissenschaft und Wirtschaft – die Situation 
an den öffentlichen Forschungseinrichtungen in Deutschland. In: Schmoch, U.; Licht, G.; Reinhard, M.: 
Wissens- und Technologietransfer in Deutschland. Stuttgart, 38-73. 
Reinhard, m.; schmalholz, H. (1996): Technologietransfer in Deutschland, Stand und Reformbedarf. 
Berlin, München. = Schriftenreihe des ifo Instituts für Wirtschaftsforschung 140. 
Rosner, u.; Weimann, J. (2003): Fiskalische, Humankapital- und Kapazitätseffekte der Otto-von- 
Guericke-Universität Magdeburg und der Hochschule Magdeburg-Stendal. Magdeburg.
schiller, D.; Kanning, H.; Pflitsch, g.; Radinger-Peer, V.; freytag, t. (2019): Hochschulen als Agenten 
des Wandels für eine nachhaltige Regionalentwicklung? Hochschulen und nachhaltige Regionalentwick-
lung aus der Transition-Perspektive. In: Postlep, R.-D.; Blume, L.; Hülz, M. (Hrsg.): Hochschulen und ihr 
Beitrag für eine nachhaltige Regionalentwicklung. Hannover, 119-176. = Forschungsberichte der ARL 11.
schmalholz, H. (2000): Wissens- und Technologietransfer an Fachhochschulen. In: Schmoch, U.; Licht, 
G.; Reinhard, M.: Wissens- und Technologietransfer in Deutschland. Stuttgart, 115-125.
schmoch, u. (2000): Konzepte des Technologietransfers. In: Schmoch, U.; Licht, G.; Reinhard, M.: 
Wissens- und Technologietransfer in Deutschland. Stuttgart, 3-13.
schmoch, u.; licht, g.; Reinhard, m. (Hrsg.) (2000): Wissens- und Technologietransfer in Deutsch-
land. Stuttgart.
smith, H. l.; Dickson, K.; smith, s. l. (1991): There are two sides to every story: Innovation and col-
laboration within networks of large and small firm. In: Research Policy 20, 457-468.
sondermann, m.; simon, D.; scholz, a.-m.; Hornbostel, s. (2008): Die Exzellenzinitiative: Beobach- 
tungen aus der Implementierungsphase. Bonn.
spehl, H.; sauerborn, K.; sauer, m.; Benson, l.; feser, H.-D.; malottki, c.; Von schulze, P.; flohr, m. 
(2005): Regionalwirtschaftliche Wirkungen der Hochschulen und Forschungseinrichtungen in Rhein-
land-Pfalz. Wertschöpfungs-, Einkommens- und Beschäftigungseffekte durch Bau und Betrieb der Ein-
richtungen – Langfassung. Trier.



74 11 _  H o cH s cH u l en u n d i H r b e i t r ag f ü r e i n e n acH H a lt i g e r eg i o n a l en t wi ck lu n g

spehl, H.; sauerborn, K.; sauer, m.; Benson, l.; feser, H.-D.; malottki, c.; Von schulze, P.; flohr, m. 
(2007): Regionalwirtschaftliche Wirkungen der Hochschulen und Forschungseinrichtungen in Rhein-
land-Pfalz – Phase II: Effekte wissenschaftlicher Einrichtungen auf Humankapital, Gründungen, 
Wissens- und Technologietransfer sowie Wachstum und Innovation. Langfassung. Trier.
stahlecker, t. (2006): Regionale Bindungen im Gründungs- und Entwicklungsprozess wissensintensiver 
Dienstleistungsunternehmen – Dargestellt am Beispiel der Regionen Bremen und Stuttgart. Berlin.
stephens, J. c.; Hernandez, m. e.; Román, m.; graham, a. c.; scholz, R. W. (2008): Higher education 
as a change agent for sustainability in different cultures and contexts. In: International Journal of Sus-
tainability in Higher Education 9, 317-338.
sternberg, R. (2000): University-Industry Relationships in Germany and their Regional Consequences. 
In: Acs, Z. J. (Ed.): Regional Innovation, Knowledge and Global Change. London, New York, 89-120.
stoetzer, m.-W.; Krähmer, c. (2007): Regionale Nachfrageeffekte der Hochschulen – Methoden, Prob-
leme und Ergebnisse empirischer Untersuchungen für die Bundesrepublik Deutschland. Jena. = Jenaer 
Beiträge zur Wirtschaftsforschung 06/2007.
strauf, s.; Behrendt, H. (2006): Regionalwirtschaftliche Effekte der Hochschulen im Kanton Luzern – 
Kurzfassung. St. Gallen.
süssenberger, H. (2006): Technologietransfer an einer klassischen Universität – Erfahrungen am Bei-
spiel der Universität Göttingen. In: Wichter, S.; Busch, A. (Hrsg.): Wissenstransfer – Erfolgskontrolle 
und Rückmeldungen aus der Praxis. Frankfurt am Main, 349-358.
thune, t. (2007): University-industry collaboration: The network embeddedness approach. In: Science 
and Public Policy 34, 158-168.
trencher, g.; Yarime, m.; mccormick, K. B.; Doll, ch. n. H.; Kraines, s. B. (2014): Beyond the third 
mission: Exploring the emerging university function of co-creation for sustainability. In: Science and 
Public Policy 41, 151-179.
uyarra, e. (2010): Conceptualizing the Regional Roles of Universities. Implications and Contradictions. 
In: European Planning Studies 18, 1227-1246.
Varga, a. (1998): University Research and Regional Innovation: A Spatial Econometric Analysis of Aca-
demic Technology Transfers. Boston.
Voigt, e. (1995): Die Universität als regionaler Wirtschaftsfaktor – eine Analyse am Beispiel der
TU Ilmenau. Ilmenau.
Voß, R. (2004): Regionale Wirksamkeit von Hochschulen – ein Konzept zur Analyse und Bewertung. In: 
TFH Wildau, Wissenschaftliche Beiträge 2004, 103-113.
Westlund, H. (2006): Social Capital in the Knowledge Economy: Theory and Empirics. Berlin.
Westnes, P.; Hatakenaka, s.; gjelsvik, m.; lester, R. K. (2007): The ‘third role’ of universities in 
strengthening local capabilities for innovation. Stavanger. = Work note IRIS – 2007/095.
Winters, J. V. (2011): Human Capital, Higher Education Institutions, and quality of life. In: Regional 
Science and Urban Economics 41, 446-454.
Wissenschaftsrat (2007): Empfehlungen zur Interaktion von Wissenschaft und Wirtschaft. Wissen-
schaftsrat. Oldenburg.
Wissenschaftsrat (2013): Perspektiven des deutschen Wissenschaftssystems. Braunschweig. = Druck-
sache 3228-13.
Youtie, J.; shapira, P. (2008): Building an innovation hub: A case study of the trans-formation of uni-
versity roles in regional technological and economic development. In: Research Policy 37, 1188-1204.

Autoren

Rüdiger Hamm ist Professor für Volkswirtschaftslehre, insbesondere regionale und 
sektorale Strukturpolitik am Fachbereich Wirtschaftswissenschaften der Hochschule 
Niederrhein in Mönchengladbach. Er leitet außerdem eines der In-Institute der Hoch-
schule, das Niederrhein Institut für Regional- und Strukturforschung (NIERS).

Knut Koschatzky leitete bis zum 30.06.2019 das Competence Center „Politik – Wirt-
schaft – Innovation“ im Fraunhofer-Institut für System- und Innovationsforschung, 
Karlsruhe, und ist jetzt Senior Researcher im Competence Center „Politik und Gesell-



75K a n ä l e,  D e t er m i n a n t en u n D H e m m n i s s e D e s r eg i o n a l en t r a n s f er s au s H o cH s cH u l en

schaft“. Er ist apl. Professor für Wirtschaftsgeographie an der Leibniz Universität Han-
nover, Visiting Professor am Institute of Policy and Management der Chinesischen Aka-
demie der Wissenschaften, Peking, und Honorary Research Fellow am Shanghai Institute 
for Science of Science.



76 11 _  H o cH s cH u l en u n d i H r b e i t r ag f ü r e i n e n acH H a lt i g e r eg i o n a l en t wi ck lu n g

Hans Joachim Kujath, Peer Pasternack, Verena Radinger-Peer

GoVeRnance-FoRmen des ReGionalen  
WissenstRansFeRs

Gliederung

1 Einführung
2 Die Kontextgebundenheit von Wissensaustausch und -produktion  
 und die Governance regionaler Wissensdynamiken
2.1 Governance-Formen: Regionale Akteure und Akteurskonstellationen   
 als Träger ortsspezifischer Wissensdynamiken
2.2 Governance-Struktur: Regionaler institutioneller Wissenskontext  
 als Regelungsstruktur ortsspezifischer Wissensdynamiken
2.3 Organisationale Felder und Wissenstransfers zwischen ihnen
3 Regionale Wissensbasen, Wissensdynamiken und Regionstypen
3.1 Dynamische Industriedistrikte mit starker synthetischer Wissensbasis
3.2 Wissenschaftsregionen mit einer analytisch-technischen Wissensbasis
3.3 Regionen mit einer symbolischen Wissensbasis in der Kultur- und  
 Kreativwirtschaft
3.4 Regionale Wissensdiversität in global aufgestellten Dienstleistungszentren
3.5 Altindustrialisierte Regionen mit erodierender synthetischer Wissensbasis
3.6 Ländliche Regionen mit schwach entwickelter synthetischer Wissensbasis
4 Regionsbezogene Hochschulgovernance
4.1 Modelle regionsbezogener Hochschulgovernance
4.2 Diskussion der Modelle
5 Fazit und Ansatzpunkte für eine nach Wissensbasen und Regionstypen  
 differenzierte Hochschule-Region-Governance
Literatur

Kurzfassung
Die wissensbasierte und -intensive Ökonomie hat eine neue Positionierung von Hoch-
schulen im „knowledge triangle“ bewirkt, wobei das regionale Umfeld als Aktionsraum 
an Bedeutung gewonnen hat. Ausgehend von einem allgemeinen Governance-Ver-
ständnis wird die regionale Governance von Wissensprozessen behandelt, in Bezug zu 
Ansätzen der „organisationalen Felder“ gesetzt, auf Basis des Ansatzes regionaler 
Wissensbasen werden Regionstypen differenziert, Modelle regionsbezogener Hoch-
schulgovernance diskutiert und die den Regionstypen zugeordneten Governance-An-
sätze mit den Hochschulgovernance-Formen konfrontiert. Ergebnis: Da regionale 
Politik und Verwaltung gegenüber den Hochschulen kaum über Möglichkeiten direk-
ter Einflussnahme verfügen, muss ein produktives Kooperationsverhältnis konsensual 
erfolgen. Eine Öffnung der Hochschulen setzt voraus, Transdisziplinarität als Denk-
weise und Forschungszugang zu etablieren. Netzwerke verschiedenster Art gelten 
hier als erfolgsträchtiger Weg. 
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sensbasis – synthetische Wissensbasis – symbolische Wissensbasis – Hochschulgover-
nance

Governance forms of regional knowledge transfer

Abstract
The knowledge-based and knowledge-intensive economy has brought about a new 
positioning of universities in the ‘knowledge triangle’, whereby the regional environ-
ment has become more important as an area of action. Drawing on a general under-
standing of governance, the regional governance of knowledge processes is consid-
ered in relation to ‘organisational fields’. Based on notions of regional knowledge 
bases, region types are differentiated, models of regional higher education govern-
ance are discussed, and the governance approaches assigned to the regional types 
compared with the forms of higher education governance. Findings: since regional 
politics and the administration have very limited ways of directly influencing universi-
ties, a productive relationship of cooperation must be consensual. Opening up the 
universities presupposes the establishment of transdisciplinarity as a way of thinking 
and an understanding of research. A wide variety of networks are regarded as prom-
ising paths to success here.

Keywords
Governance structure – knowledge transfer – organisational fields – analytical knowl-
edge base – synthetic knowledge base – symbolic knowledge base – university govern-
ance

1 Einleitung

Die immer stärker wissensbasierte und wissensintensive Ökonomie vor allem in Euro-
pa und den USA zog und zieht auch strukturelle Veränderungen innerhalb der Hoch-
schulen nach sich. Dazu gehören die Institutionalisierung von Wissenstransfer- und 
Kommerzialisierungsprozessen und Verschiebungen innerhalb der Förderlandschaft. 
Insbesondere die öffentliche Mittelvergabe wird zunehmend von dem zu erwartenden 
Beitrag für Wirtschaft und Gesellschaft abhängig gemacht (Etzkowitz/Webster/
Gebhardt et al. 2000). Diese Entwicklungen haben eine neue Positionierung von Hoch-
schulen im sogenannten „knowledge triangle“ (Innovation – Forschung – Bildung) 
bewirkt, bei der das regionale Umfeld von Hochschulen als Aktionsraum an Bedeu-
tung gewonnen hat. 

Obwohl die Region als Bezugs- und Betrachtungsebene zunehmend an Interesse ge-
wonnen hat, bleiben Hochschulen komplexe Organisationen, die mit ihren Aktivitäten 
– Lehre, Forschung, gesellschaftliches Engagement – auf unterschiedliche räumliche 
Ebenen zielen. Die Erwartungen an Hochschulen gehen dahin, dass sie als Netzwerk-
knoten die Brücke schlagen zwischen überregionalen (Wissens-)Ressourcen einer-
seits und der lokalen/regionalen Nachfrage andererseits. Innerhalb eines solchen Er-
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wartungshorizonts kommt es zu einer weitreichenden Verschiebung der Rolle von 
Hochschulen im regionalen Umfeld. Von den Hochschulen werden nicht mehr nur re-
gionale Anwesenheitseffekte, sondern auch explizite Aktivitätseffekte erwartet (Pas-
ternack/Schneider/Zierold 2015). 

Mit dem Governance-Begriff wurde eine analytische Perspektive auf verschiedene 
Formen absichtsvollen interpersonalen und kollektiven Handelns entwickelt (Mayntz 
2008). Governance verweist zum einen auf unterschiedliche Formen und Mechanis-
men der Bewältigung von gesellschaftlichen Problemen und in diesem Zusammen-
hang auf die kausalen Verbindungen zwischen Institutionen (generalisierte Erwartun-
gen, Werte, Normen, Rollen, Attribute der Akteure), Interessen und Interaktionen. 
Zum anderen können die aus dem Zusammenwirken der Akteure innerhalb eines Go-
vernance-Typs resultierenden Folgen und Wirkungen im Hinblick auf ihre Vor- und 
Nachteile untersucht werden (Kilper 2010: 12). 

Governance lässt sich als Koordination von und Kontrolle zwischen voneinander (mehr 
oder weniger) unabhängigen, aber interdependenten Akteuren begreifen. Beides fin-
det in einem Regelsystem statt, in dem die unterschiedlichen Handlungsrationalitäten 
der Akteure zu einer gemeinsamen Arena für kollektives Handeln verknüpft werden 
(Benz 2007: 3). Operativ geht es dabei immer um die Erzeugung von kollektiv binden-
den Entscheidungen und deren Implementation.

Governance kann auf verschiedenen räumlichen Maßstabsebenen angesiedelt sein. 
Besondere Beachtung findet in jüngster Zeit die regionale Ebene, was zwei Gründe 
hat: Zum einen sprengen viele Problemlagen den lokalen Rahmen. Zum anderen wird 
im Zusammenhang mit der Internationalisierung und Europäisierung der wirtschaftli-
chen, sozialen und politischen Beziehungen eine Tendenz der Regionalisierung beob-
achtet, die die Region zu einer neuen politischen Handlungsebene in einem „multi-le-
vel-governance-model“ aufsteigen lässt. Für die in jeweils unterschiedlichem Maße 
sowohl lokal verankerten als auch global vernetzten Hochschulen ergeben sich aus 
diesen neuen Formen regionaler Governance weitreichende Konsequenzen. Standen 
in den 1960er und 70er Jahren vor allem jene Wirkungen von Hochschulen, welche 
durch deren reine Präsenz hervorgerufen werden, im Vordergrund, so lässt sich eine 
Zunahme der Bedeutung von Interaktionen mit dem regionalen Umfeld (z. B. „mode 2 
knowledge production“, vgl. Gibbons/Limoges/Nowotny 1994; Nowotny/Scott/Gib-
bons 2001) sowie der Rolle von Hochschulen im Ankurbeln von Kooperationen beob-
achten (Goldstein/Glaser 2012). 

Im Folgenden werden, ausgehend von einem allgemeinen Governance-Verständnis, 
theoriegeleitet zunächst Formen und Strukturen der regionalen Governance von Wis-
sensprozessen behandelt (Abschnitt 2). Es folgt eine Typisierung von Regionen an-
hand regionaler Wissensbasen, aus denen sich spezifische regionale Governance-For-
men ableiten lassen (Abschnitt 3). In einem weiteren Abschnitt werden parallel dazu 
stattfindende Veränderungen regionsbezogener Hochschulgovernance vorgestellt 
(Abschnitt 4). Abschließend werden die den Regionstypen zugeordneten Governan-
ce-Ansätze mit den Formen der Hochschulgovernance konfrontiert und Optionen ei-
nes Third-Mission-Engagements der Hochschule innerhalb der unterschiedlichen Re-
gionstypen erörtert (Abschnitt 5).
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Abb. 1: Struktur der Darstellung /Quelle: Eigene Darstellung

2 Die Kontextgebundenheit von Wissensaustausch und -produktion  
 und die Governance regionaler Wissensdynamiken

Im vorausgehenden Kapitel wurden Transferkanäle und Erfolgsfaktoren des Wissen-
stransfers zwischen Hochschule und regionalen Akteuren vor allem aus der Wirt-
schaft diskutiert. Daran anknüpfend und vor dem Hintergrund positiver, aber auch 
negativer Erfahrungen im Zusammenspiel von Hochschulen und anderen regionalen 
Akteuren aus Wirtschaft, Politik, Verwaltung und Zivilgesellschaft stellt sich in diesem 
Abschnitt vor allem eine Frage: Welche Governance-Arrangements sind besonders 
geeignet für Wissenstransfer, Wissensproduktion und Wissenstransformation auf re-
gionaler Ebene?

Antworten hierauf lenken den Blick zuerst auf die persönlichen Wissens- und Erfah-
rungshintergründe, denn neues Wissen muss in die individuellen kognitiven Modelle 
eingepasst werden. Dieses persönliche Wissen entfaltet sich in der Regel aber erst 
dann praktisch, wenn es mit dem Wissen anderer Personen zusammengeführt und 
dessen Nutzung organisatorisch gebündelt wird (Unternehmen, Hochschulen, Ver-
waltungen, Interessengruppen usw.). Berücksichtigt werden müssen ferner die am 
Ort (in der Region) vorherrschenden Erklärungsmodelle, soziokulturellen Kontexte 
und Arbeitskulturen. Schließlich ist die Fähigkeit, fremdes, durch kognitive, soziale 
und kulturelle Distanzen separiertes Wissen mit dem eigenen Wissen zu verbinden, zu 
berücksichtigen. Zum Beispiel ist die Überwindung von Wissensdistanzen einschließ-
lich unterschiedlicher soziokultureller Kontexte eine Grundvoraussetzung für eine ge-
lingende Kommunikation zwischen den Hochschulen und regionalen Akteuren, die 
sich außerhalb des Lehr- und Forschungsbetriebes bewegen. 

Daraus ergeben sich drei Dimensionen, die im Folgenden näher beleuchtet werden 
sollen: die regionalen Akteure und Akteurskonstellationen als Träger ortsspezifischer 
Wissensdynamiken (Governance-Formen) und die regionalen institutionellen Wis-
senskontexte als Regelungsstruktur der Wissensdynamiken (Governance-Struktur), 
das „ organisationale Feld“, mit dem sich die Möglichkeiten einer Annäherung über 
institutionelle Grenzen hinweg und damit von Wissenstransfers darstellen lassen.
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2.1 Governance-Formen: Regionale Akteure und Akteurskonstellationen  
 als Träger ortsspezifischer Wissensdynamiken

Die erste Dimension des regionalen Kontextes sind die organisierten Akteure, die in-
teragieren und kommunizieren, Wissen austauschen und (von- und miteinander) ler-
nen, z. B. Unternehmen, Hochschulen, zivilgesellschaftliche Akteure, Vertreter der 
Politik und Verwaltung. Die jeweiligen Akteurskonstellationen entwickeln sich abhän-
gig von den regionalen Besonderheiten (Spezialisierungen) in der Wirtschaft (Bran-
chenzusammensetzung) und der Wissensproduktion (Schulen, Hochschulen, For-
schungsinstitute), der Politik (Parteien) und der Zivilgesellschaft in ländlichen und 
großstädtischen Räumen. 

Die Akteure repräsentieren den Wissensbestand einer Region, wobei das in den Orga-
nisationen und Menschen verankerte Vorwissen die Grundlage für regionsgebundene 
Wissensdynamiken bildet (Strambach/Dieterich 2011: 4). In den Kommunikationspro-
zessen zwischen den regionalen Akteuren werden technische Kompetenzen, aber 
auch Erfahrungen, Routinen und das Wissen über regionale, aber auch überregionale 
Gegebenheiten weitergegeben. Es entsteht auf diese Weise ein regionaler Raum mit 
einem regionsspezifischen Vorrat unterschiedlichen Wissens, z. B. mit einem spezifi-
schen Arbeitskräftepool, mit Wissensbeständen konkurrierender und komplementä-
rer Firmen sowie dem Wissen von Akteuren aus Politik, Bildung, Forschung und Zivil-
gesellschaft. 

Akteurskonstellationen, d. h. das Zusammenspiel der Akteure, bestimmen maßgeblich 
den Umgang, die Art und Weise der Nutzung dieses Wissensvorrats, d. h. die Gover-
nance der regionalen Wissensdynamiken (Strambach/Dieterich 2011). Von ihnen 
hängt es ab, wie die Prozesse der Wissensproduktion, -nutzung, -transformation und 
-diffusion organisiert werden und wie die Zusammenführung von Wissen durch kom-
munikative Zusammenarbeit gelingt (Wissensteilung). Aus der Vielzahl möglicher Go-
vernance-Formen lassen sich bestimmte Muster abgrenzen, die Wissensdynamiken 
befördern oder behindern können. Diese sich verselbstständigenden Muster geben 
den beteiligten Akteuren Halt und die Richtung ihres Agierens vor. 

In der Governance-Forschung lassen sich vier Pole identifizieren, zwischen denen die 
organisationalen Grundmuster, in die sich auch die Handlungsweisen der Hochschule 
einfügen, angesiedelt sind:

Markt und Hierarchie: Diese beiden verbreitetsten Governance-Formen scheinen 
aus verschiedenen Gründen für die Organisation und Koordination von Wissensdyna-
miken weniger geeignet. Märkte sind nur begrenzt in der Lage, Wissensdynamiken zu 
organisieren, denn Wissen muss in diesem Fall bereits produziert und expliziert sein, 
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z. B. in Form eines Buches oder digitalen Textes, einer Software oder eines Patents, 
und es muss darüber hinaus einen Knappheit ausdrückenden monetären Gegenwert 
besitzen.1 

Es gibt Wirtschaftsbranchen, die auf die Vermarktung von Wissensprodukten oder 
auf wissensangereicherte Produkte spezialisiert sind, z. B. Softwareproduzenten, Pro-
duzenten von virtuellen Spielen, Verlage, Firmen der IT-Branche usw. Auch Hochschu-
len engagieren sich auf den Märkten für derartige Produkte (z. B. mit Lizenzen und 
Patenten), soweit sie sich neben ihren Funktionen als lehrende und forschende Ein-
richtungen unternehmerisch betätigen dürfen. Das Modell der „entrepreneurial uni-
versity“ z. B. sieht explizit eine Marktorientierung primär zum wirtschaftlichen Nutzen 
der Hochschule vor. Als Nebenprodukt kann hierbei auch ein Nutzen für regionale 
Akteure abfallen, die diese Wissensprodukte nutzen und mit Dienstleistungen der 
Hochschule verbinden können. Doch ist die wirtschaftliche Ausrichtung der unterneh-
merischen Hochschule primär überregional orientiert. 

Insoweit lässt sich die Erzeugung neuen Wissens unter bestimmten Bedingungen auch 
über Märkte organisieren, indem explizites, auf Märkten erworbenes Wissen mit be-
reits vorhandenem Wissen in Firmen oder auch Hochschulen kombiniert wird. Doch 
zur Mobilisierung und Nutzung impliziten, an Personen gebundenen Wissens bedarf 
es Governance-Formen, die sog. „untraded interdependencies“ ermöglichen. Eine 
Methode, auf diese Weise den Wissensaustausch zu organisieren, sind hierarchische 
Organisationsformen. Allerdings dienen hierarchisch, d. h. vertikal strukturierte Aus-
tauschbeziehungen in Wirtschaft und Gesellschaft vor allem dazu, klar definierte Auf-
gaben bürokratisch abzuarbeiten und schränken dabei notwendigerweise die Hand-
lungsautonomie der untergeordneten Akteure ein (feste Kopplung). 

Hierarchien verfügen nur begrenzt über „kreative Freiräume“ für den Wissensaus-
tausch und das Generieren neuen Wissens. Jansen (2004: 9) hebt hervor, dass hierar-
chische Organisationen bestehendes Wissen zwar effizient anwenden, jedoch neues 
Wissen nur schwer hervorbringen können. Dominiert in einer Region also ein hierar-
chischer Governance-Typ (autoritärer Politikstil, beherrschende Firmen), so be-
schränkt sich die Wissensdynamik vorrangig auf routinisierte Leistungen, die sich neu-
erem Wissen häufig verschließen („lock in“-Effekt). Hochschulen sind zwar auch in 
der Regel bürokratisch organisiert und stehen zum Staat in einem hierarchischen Ab-
hängigkeitsverhältnis hinsichtlich Finanzierung, Stellung der Beschäftigten und des 
rechtlichen Rahmens. Doch entzieht sich die Praxis von Lehre und Forschung dieser 
Abhängigkeit und lässt sich auch nicht in eine hierarchisch strukturierte regionale Go-
vernance einbinden.

1  Zur Vermeidung von Missverständnissen ist hier an die Unterscheidung von Markt und Wettbewerb 
zu erinnern. Letzteren gibt es selbstredend auch bei der Entfaltung von Wissensdynamiken, sowohl 
was den Wettbewerb um Ressourcen (Drittmitteleinwerbung in der Forschung) als auch den um 
Wissensanwendungen betrifft. Aber ist zwar Markt nicht ohne Wettbewerb denkbar, so Wettbe-
werb durchaus ohne Markt. Wettbewerb bezeichnet die Konkurrenz von mindestens zwei Akteuren 
um ein gemeinsames Ziel. Dagegen ist der Markt ein Gefüge, bei dem aufseiten der Anbieter und der 
Nachfrager Akteure im Wettbewerb um ein zu tauschendes Objekt stehen. Während also Wettbe-
werb nur die Rivalität auf einer Marktseite bezeichnet, konstituiert sich ein Markt erst, wenn zwei-
seitiger Wettbewerb herrscht. Das ist z. B. bei hochschulischen Forschungsleistungen nur aus-
nahmsweise der Fall (Vgl. Nullmeier 2000: 210 f.).
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Lundvall (2006: 9) zieht daraus folgenden Schluss: „This is why we see a drive towards 
flat organisations with strong focus on decentralisation and horizontal communica-
tion“. Zwei sich in der Wissensgesellschaft ausbreitende andere Formen der Organisa-
tion einer kommunikativ gestalteten Wissensteilung, die auch für die wissenschaftlich 
fundierte Arbeit von Hochschulen relevant sind, scheinen den von Lundvall beschrie-
benen Tendenzen der Wissensverarbeitung in besonderer Weise zu genügen. Dies 
sind Kooperationsnetzwerke und Soziale Gemeinschaften. 

Kooperationsnetzwerke: In einer von Wissen, der Wissensgenerierung, Wissen-
stransformation und dem Wissenstransfer geprägten Gesellschaft gewinnen koope-
rative Formen der Zusammenarbeit an Gewicht. Die Bedeutung formeller Kooperati-
onsnetzwerke leitet sich vor allem aus einem Umstand ab: Die Akteure (Organisationen) 
in einer von Wissen geprägten Gesellschaft sind zunehmend gezwungen, sich auf ihre 
wichtigsten Wissensdomänen zu konzentrieren und in vertraglich geregelter Zusam-
menarbeit mit anderen Akteuren unterschiedliches Wissen zusammenzuführen, neu-
es Wissen zu generieren und zu teilen (Diffusion). Bezogen auf die Wertschöpfungs-
prozesse in der Wirtschaft weist Nooteboom (1992) z. B. darauf hin, dass Daten und 
Informationen vergleichsweise problemlos auszutauschen seien, Wissensproduktion 
mit und Wissensaustausch zwischen Partnern dagegen Fähigkeiten erfordere, Sach-
verhalte zu erklären und die vom Sender verbreitete Information zu verstehen und zu 
verarbeiten. Das setzt eine zweckbezogene geregelte Kommunikation und Zusam-
menarbeit zwischen den Akteuren für einen zumindest mittleren Zeitraum voraus.

Ziel und Zweck solcher interorganisatorischen Arrangements ist die gemeinsame Nut-
zenmaximierung mittels Wissenserzeugung und Wissensnutzung im Rahmen einer 
„symbiotischen“ Beziehung. Kooperationsnetzwerke spielen auf der regionalen Ebene 
bei der Bewältigung politischer und gesellschaftlicher Probleme eine wichtige Rolle. 
Dabei können sich auch Hochschulen beteiligen, sofern sie sich als „engaged universi-
ty“ mit regionalen Handlungsschwerpunkten in wirtschaftsrelevanten Feldern, aber 
auch im Wohlfahrtsbereich, in der räumlichen Planung, der Kultur usw. definieren. 
Regionale Unternehmen sind, wenn sie Kooperationsbeziehungen eingehen, ebenfalls 
häufig regional eingebunden, vor allem, wenn sie sich auf Hochschulen, Bildungsein-
richtungen, die regionale Politik usw. beziehen. Wie die Hochschulen sind sie gleichzei-
tig aber häufig Vorreiter der Globalisierung, die ihre Wirtschafts- und Wissensbezie-
hungen in weltweiten Netzwerken aufspannen (Faulconbridge/Hall/Beaverstock 2008; 
Herrigel/Zeitlin 2009). 

Soziale Gemeinschaften: Hinter dem formal institutionalisierten Governance-Typ 
der Kooperationsnetzwerke zwischen Organisationen findet sich zugleich ein Netz-
werk interpersoneller informeller Beziehungen des Wissensaustausches. So kann z. B. 
eine Kooperation zwischen Hochschule und Unternehmen zum Zwecke der Technolo-
gieentwicklung nicht nur einen vertraglich vorgesehenen Wissenstransfer, sondern 
auch den Transfer von Wissensträgern aus den Hochschulen in die kooperierenden 
Firmen beinhalten oder durch informelle Kontakte zwischen den beteiligten Personen 
einen Zugang zu neuem Wissen eröffnen. Eine aus zwischenmenschlichen Kontakten 
hervorgehende Organisationsform ist die soziale Gemeinschaft. Derartige Gemein-
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schaften entstehen aus kooperativen Forschungszusammenhängen, gemeinsamer 
Ausbildung, aus geteilten Erfahrungen im Berufsleben und in der Freizeit, aus einem 
Engagement zur Erreichung spezifischer sozialer Ziele auf regionaler Ebene. 
Zündorf (1994) beschreibt z. B. die Bedeutung „kollegialer Gemeinschaften“ für die 
Ausbreitung von Expertenwissen zwischen Fachkollegen und deren Organisationen. 
Hochschulangehörige finden sich vor allem in als „epistemische Gemeinschaften“ be-
zeichneten Zusammenhängen des Wissensaustausches zwischen Wissenschaftlern. 
Ein anderes Beispiel sind „Nutzergemeinschaften“, die zu Trägern von Innovations-
netzwerken werden und heute vor allem in den neuen Ansätzen der „open innovation“ 
von zentraler Bedeutung sind (Chesbrough 2003). Auch in solchen Gemeinschaften 
können Mitarbeiter aus den Hochschulen eine führende Funktion einnehmen. Wissen 
wird hier nicht mehr als exklusives Eigentum der Unternehmen und anderer Organisa-
tionen verstanden, sondern verteilt sich auf zahlreiche Individuen, die ihre Potenziale 
für kreative Lösungen zusammenfügen. 

Derartige Gemeinschaften bilden sich aber auch zum Erfahrungsaustausch, zur Be-
ratschlagung und Hilfe im Alltagsleben, was für die Regionalentwicklung von beson-
derem Wert ist. Gemeinschaften, die sich um Fragen des Zusammenlebens in der 
Region kümmern, sind so etwas wie ortsgebundene „social learning systems“, in de-
nen Probleme gelöst, Ideen geteilt, Standards gesetzt, Tools entwickelt und Bezie-
hungen aufgebaut werden. Als Mitglieder innerhalb solcher Gemeinschaften können 
Hochschulangehörige als Impulsgeber für die Regionalentwicklung fungieren – ein 
Handlungsbereich, der ebenfalls vom „engaged university“-Modell abgedeckt wird. 

Alle diese Gemeinschaften sind Akteurskonstellationen, die von Individuen gebildet 
werden, die Gemeinsamkeiten bzw. gemeinsame Interessen aufweisen und ihr Wissen 
darüber als Mitglieder innerhalb der Gemeinschaft kommunizieren und praktisch um-
setzen (Gläser 2007: 85). Für die Region sind solche Gemeinschaften praxisrelevante 
Wissensspeicher, die Wissen nicht nur aufbewahren, sondern erhalten, aktualisieren 
und weiterentwickeln. Wenn mehrere Gemeinschaften mit unterschiedlicher Orien-
tierung ihr Wissen kombinieren, besteht sogar die Möglichkeit der Generierung von 
neuem, an die Region gebundenen Wissen (Ibert 2010: 154; Wenger/McDermott/
Snyder 2003).

2.2 Governance-Struktur: Regionaler institutioneller Wissenskontext   
 als Regelungsstruktur ortsspezifischer Wissensdynamiken

„Knowledge production is fundamentally grounded in complex social learning pro-
cesses which in turn are embedded and shaped by institutional settings. Both knowl-
edge interactions and the value of knowledge are highly context-dependent“, so 
Strambach (2015: 3). Die verschiedene Wissensdynamiken organisierenden Koordi-
nationsformen entfalten sich also nicht unabhängig vom institutionellen Kontext. 
Vielmehr besteht eine logische Verbindung zwischen der prozessualen und durch in-
stitutionelle Kontexte gesetzten strukturellen Komponente der Koordination von 
Wissensdynamiken. Akteure sind auf sozial konstruierte Regeln angewiesen, um sich 
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in ansonsten chaotischen sozialen Umgebungen zurechtzufinden (Scharpf 2000: 
78). Institutionelle Arrangements, in die die Akteure eingebettet sind, wirken sich 
folglich auch auf deren Wissenspraktiken aus.

Im Einzelnen umfasst der institutionelle Kontext (1) regulative Institutionen (Regeln, 
Gesetze: können mit rechtlichen Sanktionen durchgesetzt werden), (2) normative 
Institutionen (Normen, Werte: generalisierte Verhaltenserwartungen, die sich aus 
Werten ableiten und moralisch geregelt sind), (3) kulturell-kognitive Institutionen 
(selbstverständliches praktisches Wissen, unhinterfragtes Routinehandeln: kulturell 
verfestigte Deutungs- und Handlungsmuster), die sich von den individuellen Interes-
sen und Absichten der beteiligten Akteure ablösen, jedoch die Interaktion zwischen 
den Akteuren, deren Routinen der Zusammenarbeit regeln und koordinieren (vgl. 
Scott 2001: 51 ff.; Peiker 2017: 38 ff.). Für die einzelnen Akteure vereinfacht das Wis-
sen über institutionelle Kontexte die Kommunikation bzw. Verständigung, solange 
man sich innerhalb des eigenen Kontextes bewegt. Es beeinflusst damit das Ausmaß 
und die Art und Weise, in der Organisationen und Personen ihr Handeln koordinieren, 
positiv (vgl. Boschma/Frenken 2010: 123).

Das institutionelle Umfeld begünstigt einerseits bestimmte Koordinationsmechanis-
men, die sich wiederum in idealtypische Modi der Handlungskoordination (Governan-
ce-Formen) übersetzen lassen (vgl. Scharpf 2000). Obwohl dieses Umfeld von den 
interagierenden Akteuren geschaffen ist, erklären sich dessen funktionale Eigenschaf-
ten nicht aus dem Verhalten der einzelnen Akteure, sondern bilden eine übergeordne-
te Struktur, die das Verhalten der Akteure in bestimmter Weise koordiniert. Die Ein-
bindung in institutionelle Kontexte erschwert damit andererseits aber auch eine 
Zusammenarbeit mit Akteuren, die sich in anderen Kontexten bewegen. Eine Folge der 
vielfältigen Kontextbindungen in organisationalen Feldern ist, dass die Akteure ihre 
Fähigkeiten und Praxen nicht einfach aus einem Kontext in einen anderen transferie-
ren können. Die positive Wirkung von Institutionen schlägt also in ihr Gegenteil um, 
wenn die Akteure (Personen oder Organisationen) den institutionellen Kontext, in 
den sie eingebettet sind, verlassen und ihr Handeln an Regeln und Verhaltensweisen in 
fremden Kontexten anpassen müssen. Kontextwissen gilt als besonders distanzsensi-
bel, weil es nur zu einem Teil aus expliziten, leicht nachvollziehbaren Regeln (z. B. Ge-
setzen) besteht. Indem es zu einem großen Teil impliziter Natur ist, stellt es gesell-
schaftliches Hintergrundwissen dar.

Am Beispiel der Hochschulen lässt sich zeigen, dass eine regionale Zusammenarbeit 
mit Unternehmen, mit Akteuren der Zivilgesellschaft oder Verwaltungen durch die 
spezifischen kontextualen Bindungen der Hochschule behindert wird: 

 > Regulative Institutionen stehen der Wahrnehmung von z. B. „third mission“-Aufga-
ben in den Standortregionen der Hochschulen entgegen. So wird eine Zusammen-
arbeit mit regionalen Akteuren nicht oder kaum im Ressourcenvergabesystem der 
leistungsorientierten Mittelvergabe (LOM) berücksichtigt. In den Regelwerken 
der Hochschulen selbst spielen Third-Mission-Aktivitäten häufig überhaupt keine 
Rolle. 
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 > Das Nebentätigkeitsrecht und das Beihilfeverbot erschweren oder behindern im 
deutschen Hochschulsystem die Wahrnehmung von zusätzlichen Aufgaben neben 
den klassischen Aufgaben von Lehre und Forschung. 

 > In normativer Hinsicht artikuliert sich mikropolitisch Widerstand gegen eine (ver-
meintliche) Instrumentalisierung von Forschung und Lehre für außerwissen-
schaftliche Zwecke, welche aber von Hochschulleitungen häufig zur Standortsi-
cherung angestrebt und von der nationalen sowie regionalen Politik eingefordert 
werden. Im Zentrum steht dabei die Frage, wie stark Wissenschaft vor einer Funk-
tionalisierung für außerwissenschaftliche Anliegen geschützt werden muss, um 
wissenschaftlich erfolgreich zu sein (vgl. Henke/Pasternack/Schmid 2017: 51 ff.).

 > Betrachtet man die kognitiven institutionellen Koordinationsmechanismen, so 
zeigt sich: Die Wissenschaftler agieren an den Hochschulen gegenüber der Hoch-
schulorganisation relativ autonom, und wissenschaftliche Reputation ist weniger 
durch regionales Engagement zu erringen als durch wissenschaftliche Leistungen, 
die innerhalb der fachlichen Gemeinschaft verbreitet werden. Die individuelle Au-
tonomie der Wissenschaftler und ihrer Fachgebiete begrenzt die Durchgriffsmög-
lichkeiten der Leitungsebene zugunsten eines regionalen Engagements gegenüber 
der Arbeitsebene (Henke/Pasternack/Schmid 2016: 32 f.). 

Schließlich sind es nicht nur die hochschulspezifischen Institutionen, die ein regionales 
Engagement der Hochschulen fördern oder behindern können, sondern auch die in-
nerregionalen institutionellen Rahmenbedingungen. Günstige regionale institutionel-
le Konstellationen – z. B. Rechtssicherheit, Offenheit für neue Ideen, Bereitschaft, wis-
senschaftliche Erkenntnisse für die Regionsentwicklung zu nutzen usw. – sorgen im 
Sinne von „location advantages“ für Wissensdynamiken begünstigende Rahmenbe-
dingungen. Umgekehrt kann z. B. die Persistenz von altindustriellen institutionellen 
Rahmenbedingen „lock in“-Prozesse auslösen und Ansätze kooperativ gestalteter 
Wissensteilung oder „open innovation“-Prozesse behindern. Beispiele aus altindustri-
alisierten Regionen zeigen, dass eingespielte Routinen, Werte wie Ruhe und Ordnung, 
ökonomische Stabilität und Sicherheit mehr gelten als Prinzipien der Selbstentfaltung 
und der Ansätze von Open Innovation. Innerhalb solcher Konstellationen wird es dann 
für Hochschulen nahezu unmöglich, regionale Wirksamkeit zu entfalten, selbst wenn 
die diesbezüglichen Widerstände innerhalb der eigenen Institution überwunden wer-
den.

2.3 Organisationale Felder und Wissenstransfers zwischen ihnen

Nur wenn die institutionellen Rahmenbedingungen als veränderbar angenommen 
werden, bestehen auch Möglichkeiten der Annäherung über bestehende institutionel-
le Grenzen hinweg sowie der Erzeugung neuer Institutionen. Mit dem Ansatz der orga-
nisationalen Felder wird eine derartige Dynamisierung der institutionellen Bindungen 
aufgezeigt, die es regionalen Akteuren und Hochschulen erlauben, Wissenschaft und 
außerwissenschaftliche Praxis zu verkoppeln, ohne dass die Kernfunktionen des 
Hochschulsystems und des regionalen sozioökonomischen Systems davon negativ be-
rührt werden. 



86 11 _  H o cH s cH u l en u n d i H r b e i t r ag f ü r e i n e n acH H a lt i g e r eg i o n a l en t wi ck lu n g

Ausgangspunkt ist eine Gelingensbedingung: Die beteiligten Akteure konzentrieren 
ihre Interaktion und Kommunikation auf bestimmte, begrenzte Handlungsschwer-
punkte z. B. zur Steigerung der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit, zur Beschleuni-
gung von Wissensdynamiken oder zur Erhöhung der Durchsetzungsmacht von Inter-
essen. Nach DiMaggio/Powell (2000: 149) bilden sich um derartige Handlungs- 
schwerpunkte organisationale Felder, die einen begrenzten Bereich des institutionel-
len Lebens abbilden. „The organizational field is composed by all those organizations 
that in the aggregate, constitute a recognized area of institutional life (consumers, 
suppliers, regulatory agencies, competitors“ (Pinheiro 2011). Neue organisationale 
Felder mit Hochschulbeteiligung können sich z. B. in der Industrie um hochschulüber-
greifende Forschungscluster mit Industriekooperationen und staatlicher Förderung 
oder in Wissenschaftsparks mit staatlich geförderter Selbstorganisation der Koopera-
tion von wissenschaftlichen Einrichtungen untereinander und mit Unternehmen bil-
den. Sie sind geprägt von jeweils gemeinsamen regulativen, kognitiven und normati-
ven Orientierungen, die sich in den Routinen der Zusammenarbeit festigen. 

Viele der in einem organisationalen Feld tätigen Akteure sind gleichzeitig in mehreren 
organisationalen Feldern mit jeweils anderen institutionellen Rahmenbedingungen en-
gagiert. Dies wird möglich, weil in den organisationalen Feldern eine Tendenz zur Ho-
mogenisierung (Isomorphie) durch Anpassung vorherrscht, die umso stärker in Er-
scheinung tritt, je länger das organisationale Feld bereits institutionalisiert ist. 
Mechanismen der Anpassung sind nach DiMaggio und Powell Zwang (Gesetzesrah-
men), normativer Druck sowie Imitation von Verhaltensweisen erfolgreicher Akteure. 
Auf der individuellen Ebene findet sich eine Lösung für das Problem des Tätigseins in 
verschiedenen organisationalen Feldern darin, dass zumindest ein Teil der Akteure 
Fähigkeiten entwickelt, sich in mehreren institutionellen Kontexten zu bewegen, d. h. 
sich in die Lage zu versetzen, das eine organisationale Feld für ein anderes anschluss-
fähig zu machen. Diese Akteure bilden gewissermaßen „boundary spanners“ oder 
Übersetzer zwischen unterschiedlichen Wissenskontexten und Akteurskonstellatio-
nen in unterschiedlichen organisationalen Feldern. Es sind häufig besonders qualifi-
zierte Individuen, die diese Funktion übernehmen. Zunehmend bearbeiten aber auch 
Unternehmen, vor allem Dienstleistungsunternehmen, derartige Aufgaben. Sie spezi-
alisieren sich darauf, vermittelnd zwischen unterschiedlichen organisationalen Fel-
dern tätig zu werden (Unternehmensberater, Rechtsberater). Auch in den Hochschu-
len finden sich bereits vereinzelt institutionell verankerte Koordinierungseinrichtungen, 
die weltweit verteilte Wissensbestände der Hochschulen für praxisbezogene Nutzun-
gen übersetzen (vgl. Henke/Pasternack/Schmid 2017: 106).

Die Notwendigkeit einer solchen Übersetzungsfunktion über institutionelle Grenzen 
hinweg und zwischen Akteuren in diesen Kontexten lässt sich auch in räumlicher Hin-
sicht (Regionen, Staaten) beobachten, wie etwa das Beispiel der Verflechtung des Sili-
con Valleys mit der Region Hsinchu in Taiwan belegt (vgl. Kujath/Stein 2011: 137). Das 
Beispiel zeigt: Die Abstraktion regionalen Wissens (Dekontextualisierung) des einen 
Kontextes und die folgende Integration dieses Wissens in einen anderen Kontext (Re-
kontextualisierung) sind für die Anschlusssicherung von Regionen an die globalen Wis-
sensvorräte wichtige Schritte – vorausgesetzt, es sind Vermittler und Übersetzer frem-
den Wissens (Kontextwissen, Prozesswissen, Abstraktionswissen) über die Kontext- 
grenzen hinweg vorhanden. Das Beispiel belegt auch, dass es den Boundary Spanners 
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gelingt, die institutionellen Distanzen zwischen den beteiligten Akteuren und ihren or-
ganisationalen Feldern zu verringern, indem sie vermittelnde formale Regelungen 
schaffen, den von den beteiligten Akteuren ausgehenden normativen Druck verringern 
und durch Anregung zur Imitation erfolgreicher Verhaltensweisen schrittweise einen 
Prozess der Homogenisierung (Isomorphie) und im Verlauf der Zusammenarbeit ein 
eigenständiges transnationales organisationales Feld der IT-Branche organisieren.

3 Regionale Wissensbasen, Wissensdynamiken und Regionstypen

Bisher sind die regionalen Wissensdynamiken nur in Hinblick auf die Organisationsfor-
men (Governance-Formen), kontextspezifischen Bindungen (Governance-Struktu-
ren) sowie die organisationalen Felder, innerhalb derer die Akteure handeln, betrach-
tet worden. Dieser Ansatz muss um regionale Wissensspezialisierungen bzw. um die in 
einer Region vorherrschenden Wissensbasen erweitert werden.

Der hier heranzuziehende Wissensbasenansatz wird bislang vor allem in wirtschafts-
bezogenen Argumentationen benutzt, d. h. die Bedeutung von Alltagswissen wird 
weitgehend ausgeklammert, obwohl zwischen den ökonomisch nutzbaren Wissens-
basen und dem Alltagswissen in einer Region Wechselwirkungen bestehen. Bezogen 
auf die ökonomischen Beziehungen geht der Wissensbasenansatz von drei zentralen 
Annahmen aus: (1) Den Wissensdynamiken in den verschiedenen Wirtschaftsberei-
chen liegen unterschiedliche Wissensbasen zugrunde, und diese wiederum basieren in 
ihrem Kern auf unterschiedlichen Eigenschaften des Wissens. (2) Die Besonderheiten 
der Wissensbasen prägen die Organisation des Wissensaustausches (Wissenstrans-
fer und dessen Kanäle), der Wissensgenerierung, der Wissenskombination und der 
Wissenstransformation (Übersetzung). (3) Ferner stützt sich jede Wissensbasis auf 
bestimmte Qualifikationen, die von den Wissensanwendern nachgefragt werden, auf 
unterschiedliche Lernformen und ein jeweils andersartiges Innovationsverständnis. 

Unterschieden werden auf dieser Grundlage drei Wissensbasen: die analytische wis-
senschaftsbasierte, die synthetische praxisbezogene und die symbolische kreative 
Wissensbasis (vgl. Asheim/Boschma/Cooke 2011; Plum/Hassink 2011):

 > Die analytische Wissensbasis stützt sich auf deduktive wissenschaftliche Model-
le, erzeugt durch Erforschung natur- und gesellschaftswissenschaftlicher Zusam-
menhänge neues Wissen, das auf hohem Abstraktionsniveau in kodifizierter Form 
in globalen „scientific communities“ als universales Wissen zirkuliert. Die Wis-
sensproduktion findet vor allem im Organisationsfeld der Hochschulen und For-
schungseinrichtungen statt, teilweise aber auch in den Forschungsabteilungen 
großer Konzerne und Hightechunternehmen (Pharmazie, Biotechnologie). Sie ist 
ortsgebunden und muss sich deshalb nationalen und regionalen Regelungsstruk-
turen (institutionellen Kontexten) unterwerfen. Zugleich aber ist dieses wissen-
schaftliche Wissen weltweit anschlussfähig, soweit es auf der Anwendung welt-
weit akzeptierter wissenschaftlicher Methoden und Argumentationen, Codes und 
Regeln der jeweiligen, sich fachspezifisch definierenden globalen „scientific com-
munity“ basiert. Nach Stichweh (2000: 138) verkörpert das Wissenschaftssystem 
„den extremen Fall weltweit gelingender Anschlussfähigkeit“. 
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 > Die synthetische Wissensbasis zeichnet sich dadurch aus, dass sie aus indukti-
ven praktischen Problemlösungsprozessen entsteht, d. h. aus der Interaktion mit 
Kunden, Zulieferern und Partnern. Es handelt sich einerseits um technisches und 
ökonomisches Erfahrungswissen, das in der Regel personengebunden ist („tacit 
knowledge“, „know-how“) und sich in den Prozessen des „learning by doing“, „le-
arning by using“ und „learning by interacting“ bildet. Andererseits findet sich die-
ser Typ der Wissensbasis im organisationalen Feld wissensbasierter Dienstleistun-
gen, die Lernprozesse aus einer Kombination eigener Expertise mit dem 
Handlungswissen ihrer Kunden generieren. Dieser Wissenstyp dient vor allem 
dem Lösen konkreter Problemstellungen durch kumulative Wissensakkumulation 
und kombinatorische Wissensdynamiken. Nach Plum/Hassink (2011: 177) sind 
hier beispielhafte Tätigkeiten das computergestützte Entwerfen komplexer tech-
nologischer Systeme, die Konstruktion von Prototypen, Wirtschafts- und Rechts-
beratung usw. Entsprechend sind die Rekrutierungsquellen von Trägern dieses 
Wissens Berufsschulen, Fachhochschulen, aber auch das Training on the Job. For-
schungsleistungen sind in diesem Zusammenhang anwendungsbezogen und zielen 
meist auf Produkte, Dienstleistungen und Prozesse, deren Bausteine häufig aus 
der Interaktion mit Kunden und Zulieferern gewonnen werden. Im Gegensatz zum 
analytischen Wissen zeichnet diese Wissensbasis eine starke Bindung an nationale 
und regionale Wissenskontexte aus, die eine große Persistenz besitzen. Dement-
sprechend sind die regionalen Wirtschafts- und Wissenskonzentrationen häufig 
durch eine an den Ort gebundene evolutorische Wissensdynamik charakterisiert 
(Klepper 2008). Die große Herausforderung besteht hier darin, dass diese lokal 
gebundene Wissensbasis Anschluss an die anderen Wissensbasen und deren Kon-
texte, z. B. durch Zusammenarbeit mit Hochschulen, findet und sich in die globa-
len Wissensnetzwerke integriert.

 > Wirtschaftszweige, die sich auf eine symbolische Wissensbasis stützen, prägen 
das organisationale Feld des kulturellen und kreativen Handelns wie z. B. der Film-
produktion, der Musik, der Mode, der Literaturveröffentlichung, der Werbung, 
des Designs und der Spieleindustrie (Scott 1997). Akteure in diesem Feld erzeu-
gen Bedeutungen, Symbole, Zeichen als sozial konstruierte immaterielle Güter, die 
allesamt von künstlerisch-ästhetischer Qualität sind. Das symbolische Wissen in-
terpretiert die Gewohnheiten und Normen gesellschaftlicher Gruppen und be-
zieht die Alltagskultur dieser gesellschaftlichen Gruppen in ihre Produktion ein 
(Plum/Hassink 2011: 179). Es ist stark kontextabhängig, an Personen und deren 
Kreativität gebunden sowie in hohem Maße distanzsensitiv (Mariussen/Asheim 
2003; Strambach/Dieterich 2011: 8). Während bei der synthetischen Wissensbasis 
die Interaktion mit Kunden und Zulieferern einen hohen Stellenwert besitzt, fin-
den die Produktions- und Lernprozesse innerhalb der symbolischen Wissensbasis 
durch „learning by doing“ oft in zeitlich und örtlich begrenzten Projektnetzwerken 
statt. Der Wissenstransfer vollzielt sich primär über lokale Kanäle, die eine Kom-
munikation kultursensiblen Wissens auf direktem Wege zwischen den Akteuren 
erlaubt. Wissensnetzwerke in Projektgruppen bilden auch in den beiden anderen 
Wissensbasen ein wichtiges Organisationselement. Doch sind sie dort zielgerich-
tet auf mittlere Sicht ausgelegt und von größerer Stabilität, während in dem orga-
nisationalen Feld der symbolischen Wissensbasis die Projektarbeit eher spontan 
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stattfindet und von disruptivem Charakter ist. Symbolisches Wissen kann durch 
die Zusammenarbeit von Akteuren aus unterschiedlichen beruflichen und bil-
dungsbezogenen Hintergründen in einem kreativen Prozess der wechselseitigen 
Anregung entstehen. Es überbrückt Unterschiede zwischen den Wissensbasen 
und kann insbesondere synthetisches Wissen integrieren. Schwieriger wird es, ei-
nen Zugang zur analytischen Wissensbasis zu finden, da diese mit ihrer strengen 
analytischen Logik dem spontanen Charakter der Erzeugung symbolischen Wis-
sens widerspricht.

Die mögliche Rolle von Hochschulen in ihrer jeweiligen Standortregion hängt unter 
Berücksichtigung dieser drei Wissensbasen nicht nur von der Fähigkeit der Hochschu-
len ab, aus ihrem organisationalen Feld und institutionellen Kontext heraus ihr spezifi-
sches analytisches Wissen in die regionalen Kontexte einzubringen. Vielmehr ist sie 
wesentlich auch von der regionalen Resonanzfähigkeit für die hochschulischen Ange-
bote abhängig. Diese Resonanzfähigkeit wird durch die regionsspezifischen institutio-
nalisierten Praxen der Nutzung der dort existierenden Wissensbasen bestimmt. Es 
lassen sich sechs regionsspezifische, an dominanten Wissensbasen ansetzende Typen 
institutionalisierter Praxen identifizieren, wobei zu berücksichtigen ist, dass in allen 
Regionstypen auch die anderen Wissensbasen von Bedeutung sind und die regionalen 
Wissensdynamiken beeinflussen. Die Typen basieren auf regionalisierten Clusterana-
lysen zur wissensgesellschaftlichen und wissensökonomischen Entwicklung in der 
Bundesrepublik Deutschland und Europa (Kujath/Zillmer 2010; Stein/Kujath 2013; Ku-
jath 2015; Kujath 2016). Durch Kombination mit dem Wissensbasenansatz konnten sie 
in einem heuristischen Verfahren auf die im Folgenden vorgestellten Regionstypen 
eingegrenzt werden.

3.1 Dynamische Industriedistrikte mit starker synthetischer Wissensbasis

Hierbei handelt es sich um organisatorisch und institutionell dichte und hochspeziali-
sierte Regionen, oft im ländlichen Raum oder an den Rändern von Agglomerationsräu-
men, mit einer starken, aber oft einseitigen industriellen Basis (Maschinenbau, Medi-
zintechnik, Automobilbau usw.). Wissensdynamiken stützen sich bevorzugt auf 
personengebundenes Wissens (Know-how), das sich als praktisches, anwendungsbe-
zogenes Wissen kumulativ in kleinen Schritten und durch Kombination mit neuem 
Wissen (Kundenwissen, Zulieferwissen) weiterentwickeln kann. Die Governance-For-
men sind durch die vorhandenen sektoralen Industrieschwerpunkte geprägt. Neben 
den Industrieunternehmen bilden Arbeitnehmerorganisationen und regionale politi-
sche Vertreter tendenziell ein durch Kooperationen und soziale Kontakte zusammen-
gehaltenes Netzwerk. 

Die sich herausbildenden Governance-Formen sind komplex, da es die Akteure mit 
Kooperationspartnern aus unterschiedlichen organisationalen Feldern zu tun haben. 
Um Kooperationen mit dem Ziel einer regionalen Stärkung der industriellen Innovati-
onsfähigkeit zu fördern, sind die beteiligten Akteure besonders gefordert, die Kom-
munikation über institutionelle Grenzen hinweg zu organisieren („boundary span-
ners“). Im Erfolgsfall kann aus der engen Zusammenarbeit durch schrittweise An- 
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passung eine institutionelle Homogenisierung stattfinden (Normen und kognitive Ins-
titutionen) und ein dauerhaftes regionales organisationales Feld entstehen, das sich 
als Industriedistrikt mit einer entwicklungsfähigen technikbezogenen synthetischen 
Wissensbasis beschreiben lässt (Trippl/Martin/Tödtling 2014: 34). 

Im Unterschied zu den altindustrialisierten Regionen (siehe Abschnitt 3.5) basiert der 
Erfolg dieser Industriedistrikte auf einer größeren Offenheit gegenüber externem 
Wissen und der Bereitschaft, dieses mit den eigenen Wissensbeständen zu neuem 
Wissen zu verbinden (kombinatorische Wissensdynamik). Neben der innerregiona-
len Vernetzung unter Führung der Privatwirtschaft schließt ein solches organisatio-
nales Feld die Nutzung internationaler Wissensquellen vor allem durch Unternehmen 
innerhalb der Wertschöpfungskette ein. In diesem Zusammenhang finden auch Ver-
knüpfungen mit symbolischem Wissen statt, welches den Produkten eine besondere 
Aura von Mode, Luxus und modernem Design verleihen kann und den betroffenen 
Industriedistrikten eine zusätzliche Wissensdynamik verleiht (z.  B. Schweizer Uh-
renindustrie). Für die Entwicklung der Industriedistrikte wird auch die Zusammenar-
beit mit regionalen Hochschulen und die Nutzung des dort generierten analytischen 
Wissens immer wichtiger. Dabei kommt es darauf an, dass vor allem die Fachhoch-
schulen mit ihrer anwendungsbezogenen Wissensproduktion an die Bedürfnisse der 
industriellen Spezialisierung innerhalb der Region anschließen und umgekehrt die Un-
ternehmen lernen, das analytische Wissen der Fachhochschulen für die Erweiterung 
ihrer eigenen Wissensbasis und für kombinatorische Innovationen zu nutzen (Plum/
Hassink 2011: 184).

3.2 Wissenschaftsregionen mit einer analytisch-technischen    
 Wissensbasis

Die organisatorisch und institutionell hochspezialisierten Regionen dieses Typs sind 
geprägt durch eine führende Rolle der Hochschulen und Forschungseinrichtungen. 
Diese stellen analytisches Basiswissen über die verschiedensten Transferkanäle bereit, 
z. B. Fachkräfteausbildung, Ausbau regionaler Innovationsstrukturen, Spin-offs usw. 
Regionen dieses Typs sind zumeist Wissenschafts- und darauf bezogene (private) 
Dienstleistungsstandorte mit einem Kern von Unternehmen in der Spitzentechnologie 
(z. B. Kaiserslautern, Konstanz, Jena). Governance-Formen (Akteure, Interaktionsfor-
men) sowie Governance-Strukturen (Regelungssysteme) sind sehr stark durch Hoch-
schulen, Forschungseinrichtungen und deren Akteure bzw. durch eine ausgeprägte 
Kooperation zwischen Universitäten, Forschungseinrichtungen, Forschungs- und Ent-
wicklungsunternehmen und deren organisationales Feld geprägt. 

Neben einer kritischen Masse an hochqualifizierten Arbeitskräften, die an die Region 
gebunden werden müssen, gibt es einige wichtige Elemente der Entfaltung einer Wis-
senschaftsregion: Zugang zu Forschungsinfrastrukturen (Labore) auch für kleine und 
mittlere Unternehmen, Unterstützung von Kooperationen zwischen Industrie und 
Wirtschaft mittels Technologietransfer-Agenturen, Beratungsangebote zu Patent-
strategien und zur Kommerzialisierung von Forschungsergebnissen sowie Aufbau von 
Gründer- und Technologiezentren (vgl. Plum/Hassink 2011: 183). Die lokale Politik be-
findet sich eher in der Rolle von Vollzugsorganen des global orientierten Wissen-
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schafts-, Forschungs- und Technologiebetriebes und konzentriert sich auf die Schaf-
fung von Infrastrukturen für alle Phasen eines technologiebasierten Innovations- und 
Wachstumszyklus. Dies schließt die Bildung regionaler sozialer Gemeinschaften ein, in 
denen Wissenschaftler und Schlüsselpersonen aus den Hochschulen als Ideengeber 
für die Weiterentwicklung des Wissenschaftsstandortes eine führende Rolle einneh-
men können. 

Gelingt das Zusammenwirken regionaler Akteure aus verschiedenen organisationalen 
Feldern mit unterschiedlichen institutionellen Kontexten, so kann durch Anpassung 
die Wissenschaftsregion als ein eigenständiges neues organisationales Feld mit einem 
spezifischen, von der Wissenschaft geprägten institutionellen Arrangement entste-
hen. Solche Arrangements basieren weniger auf gemeinsamen regulativen Institutio-
nen, die durch die Länder und den Bund vorgegeben sind, als auf Normen und Werten 
sowie kognitiven Deutungs- und Handlungsmustern, die sich stark am Wissenschafts-
system orientieren und sich im Verlauf der Zusammenarbeit verfestigen.

3.3 Regionen mit einer symbolischen Wissensbasis in der Kultur- und   
 Kreativwirtschaft

Die Kultur- und Kreativwirtschaft findet sich räumlich hoch konzentriert in den urba-
nen Zentren (Mossig/Müller 2014: 21), wo sie begrenzte urbane Milieus herausbilden. 
Die Entwicklung dieser Spots ist weniger von den objektiven Gegebenheiten geprägt 
als von der subjektiven Wahrnehmung der Kreativen im Sinne der Maslowschen Pyra-
mide (Maslow 1970), d. h. vom subjektiven Erleben und der Transformation des per-
sönlichen Weltbildes. Charakteristisch für diese Milieus sind die visuelle Stadtqualität 
bzw. das „look and feel“ des Ortes, die hier erwarteten Chancen der sozialen Anerken-
nung, Möglichkeiten der Selbstinszenierung, der Kontakte und der Netzwerkbildung. 
Es dominieren offene Governance-Formen, geprägt durch temporäre Projekte, locke-
re persönliche und soziale Netzwerke, Praktikergemeinschaften, die sich auf einen 
gemeinsamen Wissenspool beziehen.

Die Anwendung symbolischen Wissens ist hochgradig kontextgebunden, sie ist auf 
das Engste mit einem bestimmten Lifestyle, kulturellen Konventionen und Normen 
verbunden (Asheim 2007). Dieser Wissenstyp zirkuliert relativ frei über die organisa-
torischen Grenzen der Projektpartner hinweg. Er bleibt aber wegen der intensiven 
Face-to-Face-Interaktion, der Einbeziehung lokaler kultureller Erfahrungen in die Pro-
dukte symbolischen Wissens sowie der Suche nach neuen kreativen Talenten der Lo-
kalität verhaftet. Gleichzeitig sind auch einzelne Bereiche der Kultur- und Kreativ- 
wirtschaft in globale Beziehungssysteme eingebunden, was auf deren globale An-
schlussfähigkeit verweist (Popmusik, Spiele). 

Klar abgrenzbare regionale organisationale Felder finden sich in dieser von ständigen 
Veränderungen und disruptiven Umbrüchen geprägten Beziehungswelt nicht. Inner-
halb solcher wenig strukturierten organisationalen Felder, die sich noch branchenspe-
zifisch ausdifferenzieren (z. B. Mode, Musik, Design, Werbung usw.), kann die regiona-
le Politik nur zweierlei tun: Sie muss breit angelegt sein und sich darauf fokussieren, 
anregende Lebensräume zu unterstützen, die sich durch Vielfalt und Toleranz aus-
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zeichnen (Asheim/Coenen/Moodysson et al. 2007). Kunsthochschulen sind Bestand-
teil solcher organisationalen Felder als Impulsgeber, aber nicht Teil einer zielgerichte-
ten Wissensdynamik, wie wir sie bei der forschungsorientierten analytischen 
Wissensbasis oder in den Wirtschafts- und Wissensclustern der Anwender von syn-
thetischem technischen Wissen finden.

3.4 Regionale Wissensdiversität in global aufgestellten    
 Dienstleistungszentren

Vor allem in den global aufgestellten Zentren findet man einen Mix aus unterschiedli-
chen Wissensbasen, ihnen zugeordneten Branchen, institutionellen Kontexten und 
organisationalen Feldern. Diese Orte sind auch Knoten in großräumigen Wissensnetz-
werken (Kujath/Peiker 2014: 12 ff.). Eine herausragende Bedeutung haben hier wissen-
sintensive Dienstleister (Knowledge intensive business services, KIBS): Sie konzentrie-
ren sich auf das Management von Wertschöpfungsbeziehungen in der Industrie 
(synthetisch-normatives Wissen: Rechts-, Steuer-, Unternehmensberatung, Markt-, 
Meinungsforschung, und analytisch-technisches Wissen: Bauingenieurwesen, Indust-
rie-, Umwelttechnik u. a.).

Die von diesen Dienstleistern entwickelten lokalen Governance-Formen und -Struktu-
ren sowie organisationalen Felder des Wissensaustausches mit Kunden, Partnern und 
Konkurrenten werden mit der sich international ausweitenden Dienstleitungstätigkeit 
in Form von internationalen Filialsystemen zunehmend von globalen „Eigenstruktu-
ren“ überlagert und durchdrungen. So gelten in den internationalen Wirtschaftsbe-
ziehungen bei der Vertragsgestaltung einer Zusammenarbeit in der Regel unter ande-
rem die Prinzipien des anglo-amerikanischen Common Law (Peiker 2017). Um ein 
internationales Filialsystem zu steuern, sind die Unternehmen gezwungen, neben ih-
rer Tätigkeit in lokalen organisationalen Feldern mit ortsspezifischen institutionellen 
Gegebenheiten weltweit gültige institutionelle Regelsysteme, Kommunikationsstruk-
turen und Normen aufzubauen (Jones 2007). 

Die einzelnen Zentren dieses Filialsystems werden damit zu Schnittstellen von zwei 
Systemen: Sie sind einerseits Knotenpunkt eines tendenziell sich institutionell verein-
heitlichenden Systems globaler Dienstleistungs- und Wissensbeziehungen, das sich im 
Entstehen globaler organisationaler Felder manifestiert. Andererseits sind sie aber 
auch Zentren eines historisch gewachsenen regionalen und nationalen Umfeldes. Da-
raus ergeben sich wichtige neue Aufgaben für die Governance, die sich mit dem Bild 
der Übersetzungsleistung zwischen globalen und lokalen Wissenskontexten und ihren 
organisationalen Feldern umschreiben lässt. 

Soweit erkennbar, entwickelt sich diese Doppelstruktur in einem schrittweisen Lern-
prozess bisher mehr oder weniger von selbst – unterstützt durch die Liberalisierung 
und Deregulierung des internationalen Handels von Dienstleistungen (GATS). Für die 
Hochschulen, die selbst in ein globales Beziehungssystem eingebunden sind, ergeben 
sich aus der neuartigen regionalen Konstellation wirtschaftlicher und sozialer Bezie-
hungen zwei neue Aufgabenfelder: Sie sind hinsichtlich einer anwendungsbezogenen 
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Forschung und Lehre – hier vor allem die Vermittlung globalen Wissens – gefordert. 
Des Weiteren liegt die unterstützende und beratende Zusammenarbeit mit den Ak-
teuren aus Wirtschaft, Politik und Zivilgesellschaft in der Region hinsichtlich der Über-
setzung lokalen Wissens in globales Wissen und umgekehrt nahe.

3.5 Altindustrialisierte Regionen mit erodierender synthetischer   
 Wissensbasis

Altindustrialisierte Regionen sind in der Regel, ähnlich wie die wissensdynamischen 
Industriedistrikte, industriell hochspezialisiert, d. h. von einem sektoralen wirtschaftli-
chen Schwerpunkt dominiert. Traditionelle Industrien – Stahl, Gebrauchsgüter, Textil, 
Schuhe usw. – haben diesen Regionstyp meist über Jahrzehnte erfolgreich geprägt. 
Der Erfolg basierte auf einer vorwiegend synthetischen regionalen Wissensbasis, auf 
zentral gesteuerten Arbeits- und Organisationsstrukturen, in die die relevanten Ak-
teure aus Wirtschaft, Politik, Verwaltung, Gewerkschaft (Governance-Form) einge-
bunden sind, und einer diese Organisationsformen stützenden institutionellen Rege-
lungsstruktur (Governance-Struktur). Eine kumulative Pfadentwicklung durch eng 
gekoppelte regionale Verbundsysteme in einem dichten organisationalen Feld, das 
nach dem Modell des „tripartistischen Korporatismus“, d. h. der konsensualen Abstim-
mung von Politik/Verwaltung, Gewerkschaften und Arbeitgebervertretungen organi-
siert ist, war lange Zeit ein Erfolgsrezept für viele Industrieregionen (Neumann 2000).
 
Allerdings zeigt sich in diesen Regionen, dass die starke Spezialisierung in Verbindung 
mit relativ starren „tripartistischen Governance-Strukturen“ zur Verteidigung des Sta-
tus quo und zur Unbeweglichkeit beitragen kann. Dadurch werden Optionen zur in-
dustriellen, technologischen, organisatorischen und institutionellen Erneuerung, wie 
sie in den dynamischen Industriedistrikten genutzt werden, blockiert. Derartige Wis-
sensdynamiken unterdrückende Entwicklungspfade, führen zu sog. negativen Lock-
ins (Hassink 2005; Trippl/Martin/Tödtling 2014), die eine Anpassung an neuere Ent-
wicklungen in Wirtschaft und Gesellschaft verhindern. Es kommt zur Auflösung des 
regionalen Entwicklungspfades, Akteure scheiden aus dem Verbund aus, die organisa-
torischen Bindungen werden löchrig, das organisationale Feld verliert seine Dichte 
und endet schließlich in Bedeutungslosigkeit. 

Ungeachtet der Pfadauflösung sind in diesen Regionen aber nach wie vor institutionel-
le Regelungsstrukturen (Normen, Einstellungen) des alten Systems wirksam (institu-
tionelle Hysterese). Sie behindern die notwendigen und vielfach auch erkannten 
Schritte zur Pfaderneuerung oder auch einen Pfadbruch. Wenn sich aus den innerre-
gionalen Akteurskonstellationen und Beziehungssystemen keine Auswege aus den ne-
gativen Lock-ins ergeben, werden als Schritte aus der Krise externe Wissensimpulse 
für den Aufbau neuer regionaler Entwicklungspfade für unumgänglich gehalten. Ein 
solcher Wissensimport durch Ansiedlung innovativer Unternehmen, von Forschungs-
einrichtungen, vor allem aber auch von Hochschulen können in einem lang andauern-
den Umbauprozess, der auch einen Wandel der Qualifikationsstrukturen beinhaltet, 
zur Wissensdiversität in der Region beitragen sowie eine Anpassung des institutionel-
len Kontextes und des organisationalen Feldes bewirken.
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3.6 Ländliche Regionen mit schwach entwickelter synthetischer   
 Wissensbasis

Für viele ländliche Regionen stellt sich die Frage, ob und wie sie Anschluss an die Wis-
sensgesellschaft und Wissensökonomie finden können. Diese Regionen standen und 
stehen zum Teil noch heute im Schatten der wirtschaftlichen und gesellschaftlichen 
Entwicklung. In vielen dieser Regionen findet sich zwar eine wirtschaftliche Basis in 
der Agrarwirtschaft und in Low- und Mediumtechbetrieben des verarbeitenden Ge-
werbes. Die Möglichkeiten, ein regionales organisationales Feld zur Stärkung der re-
gionalen Wissensdynamiken aufzubauen, sind jedoch aufgrund der geringen Zahl an 
Akteuren in Wirtschaft, Ausbildung, Forschung begrenzt. Es dominieren Klein- und 
Mittelbetriebe mit einer synthetischen Wissensbasis sowie größere, von außerhalb 
der Region gesteuerte Firmen. Insgesamt fehlt es an einer kritischen Masse innovati-
ver Unternehmen sowie sie stützender Akteure im Bildungs- und Forschungssektor, 
sodass inkrementelle Neuerungen innerhalb bestehender Branchen charakteristisch 
für diesen Regionstyp sind (Trippl/Martin/Tödtling 2014: 35). 

Eine solche Konstellation ist allerdings nicht zwingend. Wie viele ländliche Regionen 
belegen, gelingt es den dort ansässigen Firmen zunehmend, ihren Bedarf an neuen 
Technologien, Unternehmensorganisations- und Marketingstrategien von externen 
Kunden, Zulieferern und Wissensspezialisten zu beziehen und in ihre Anwendungskon-
texte zu integrieren. Hirsch-Kreinsen (2012) weist darauf hin, dass diese Form, Wis-
sensdynamiken über die Nutzung externer Wissensquellen zu organisieren, typisch 
für die wirtschaftliche und soziale Stabilisierung vieler ländlicher Regionen ist. Wie das 
organisationale Feld dieses regionalen Entwicklungstyps gestaltet ist, welche norma-
tiven und kognitiven Institutionen die regionsübergreifende Zusammenarbeit regulie-
ren und welche Rolle Hochschulen innerhalb eines solchen Kontextes spielen, ist aller-
dings noch wenig erforscht.

4 Regionsbezogene Hochschulgovernance

Hochschulgovernance muss sich notwendig auf die organisationsinternen Prozesse 
und die Interaktionen mit den Akteuren des organisationalen Feldes beziehen. Beide 
Gestaltungsebenen enthalten jeweils charakteristische Eigenheiten, die für regionales 
Engagement ggf. hemmend wirksam werden können und deshalb sensibel prozessiert 
werden müssen.

Für die Hochschulen gilt, dass sie sich sowohl top down als auch bottom up konstitu-
ieren. Daraus entstehen wechselnde Kontrollprobleme, etwa Spannungen zwischen 
kollegialen und hierarchischen Steuerungsmustern. Hierbei haben die Wissenschaft-
lerinnen und Wissenschaftler einige Vorteile gegenüber den Hochschulleitungen, die 
nach außen die Hochschule vertreten. Insbesondere verfügt das wissenschaftliche 
Personal hinsichtlich der konkreten Aufgabenerfüllung in Forschung und Lehre über 
uneinholbare Informationsvorsprünge gegenüber den Leitungen. Da Hochschulen 
um ihrer Expertise willen existieren, stellt das Wissen ihr wichtigstes Produktionsmit-
tel dar. Dieses befindet sich in der Hand der Experten, die deshalb über hohe indivi-



95G ov er n a n ce- Fo r m en d e s r eG i o n a l en Wi s s en s t r a n s F er s

duelle Autonomie verfügen. Die Autonomie wird dadurch gesteigert, dass Forschung 
und Lehre durch nur unklare, schwer formalisierbare Technologien gekennzeichnet 
sind. 

Werden diesen Expertiseträgern Ansinnen angetragen, die ihren Werthaltungen oder 
Interessen widersprechen, können sie ein reichhaltiges Arsenal an Obstruktionstech-
niken mobilisieren. Da es zur professionellen Grundausstattung von Wissenschaftle-
rinnen und Wissenschaftlern gehört, das Geschäft der Kritik zu beherrschen, sind sie 
in der Lage, jede empfundene Zumutung einer Daueranfechtung durch rational be-
gründete Infragestellung und faktische Nichtbeachtung zu unterwerfen. Hinzu tritt, 
dass die Loyalität der Wissenschaftler gegenüber der Hochschule geringer ist als ge-
genüber ihrer jeweiligen Fachcommunity: Die Fachkollegen verteilen überlokale Re-
putation, die Hochschule lediglich lokale. Infolgedessen kann im Falle der Hochschu-
len kein konstantes Engagement der Organisationsmitglieder vorausgesetzt werden 
(vgl. Grossmann/Pellert/Gotwald 1997).

Dem versucht man dadurch zu begegnen, dass Hochschulen zu Organisationen ge-
staltet werden, d. h. zu zielgebundenen handelnden und steuerungsfähigen Einrich-
tungen, deren Mitglieder auf Mitwirkung verpflichtet werden können. Diese Bemü-
hungen treffen dann naturgemäß auf einige Probleme. Sowohl die Problemlagen als 
auch die individuellen und kollektiven Präferenzen sind an Hochschulen aufgrund des 
Leistungscharakters – Forschung und Lehre – unklar. Lineares Entscheiden – von der 
Definition einer Problemlage und dem Abwägen von Problemlösungsoptionen über 
die systematische Problembearbeitung bis hin zur erfolgreichen Problemlösung – ist 
selten. Vielmehr bleiben zielgerichtete Entscheidungsfindungen dauerhaft unwahr-
scheinlich. Die konkreten Techniken, mit denen die Organisationsziele erreicht wer-
den können, sind ebenfalls oft unklar, da insbesondere Forschungsprozesse nicht 
standardisiert werden können (vgl. Hüther 2010; Meier 2009).

Daher werden Hochschulen als organisierte Anarchien charakterisiert. Sowohl nach 
innen als auch nach außen handele es sich um lediglich lose gekoppelte Organisatio-
nen (Cohen/March/Olsen 1972). Mag dies im Einzelfall auch dysfunktional wirken, so 
ist es aber häufig auch Voraussetzung dafür, Forschung und akademische Lehre er-
folgreich zu realisieren. Die wissenschaftssoziologische Forschung hat die Gründe da-
für herausgearbeitet:

 > „Die Governance der Wissenschaft muss der eigentümlichen sozialen Ordnung 
der Fachgemeinschaften Rechnung tragen, die durch ein endogenes Governan-
ce-Defizit charakterisiert ist (1). Dadurch entsteht ein systematisches ‚Gemein-
schaftsversagen‘ der Wissenschaft bei der Erfüllung externer Leistungserwartun-
gen (2). Formale Organisationen und Förderprogramme kompensieren dieses 
Gemeinschaftsversagen (3), sind aber auf die Partizipation der Wissenschaft in 
ihrer eigenen Governance angewiesen und deshalb in ihrer Wirksamkeit begrenzt 
(4). Neue Entwicklungen in der sozialen Ordnung und der Governance der Wis-
senschaft verringern die Autonomie des einzelnen Wissenschaftlers, können aber 
die inhärenten Begrenzungen einer Governance der Wissenschaft nicht grund-
sätzlich überwinden (5)“ (Gläser/Lange 2007: 437 f.).



96 11 _  H o cH s cH u l en u n d i H r b e i t r ag f ü r e i n e n acH H a lt i g e r eg i o n a l en t wi ck lu n g

Das organisationale Feld, in dem sich die in dieser Weise eigensinnigen Hochschulen 
bewegen, setzt sich aus staatlichen Akteuren, anderen Universitäten und Forschungs-
einrichtungen im nationalen und internationalen Rahmen, wissenschaftlichen Fachge-
sellschaften, wissenschaftspolitischen Interessenvertretungen sowie Beratungs- und 
Akkreditierungseinrichtungen zusammen. Darüber hinaus können lokale und regiona-
le Organisationen aus Wirtschaft, Politik, Verwaltung und Zivilgesellschaft in unter-
schiedlicher Konfiguration und in unterschiedlichem Ausmaß Teil des organisationa-
len Feldes der Hochschulen sein. Hinsichtlich der Handlungsschwerpunkte der 
Hochschulen ist anzunehmen, dass Lehre und Forschung nach wie vor die zentralen 
Orientierungspunkte darstellen, die vom Staat auch priorisiert werden, während die 
Möglichkeiten von Hochschulen, aktiv Einfluss auf das lokale und regionale Geschehen 
zu nehmen, begrenzt sind.

Dennoch zielt die regionsbezogene Hochschulgovernance auf die Umsetzung inhalt-
lich bestimmter Ziele und geht damit über frühere Vorstellungen hinaus, dass Hoch-
schulen allein durch ihr Vorhandensein schon hinreichend zur regionalen Entwicklung 
beitrügen. Die Ziele der regionsbezogenen Hochschulgovernance weisen naturgemäß 
Zusammenhänge zu den traditionellen Kernaufgaben der Hochschulen – Forschung 
und Lehre – auf, gehen aber zugleich darüber hinaus. Um dies sprachlich prägnant zu 
fassen, hat sich unterdessen der Begriff „Third Mission“ durchgesetzt. 

Darunter werden hier all jene Aktivitäten einer Hochschule verstanden, die außer-
hochschulische Entwicklungsinteressen unterstützen, dabei aber nicht oder nicht 
allein Lehre bzw. Forschung sind, allerdings einen Bezug zu Lehre oder Forschung 
aufweisen. Die Aktivitäten sind insoweit dadurch charakterisiert, dass sie (a) Interak-
tionen mit Akteuren jenseits der akademischen Sphäre darstellen, (b) gesellschaftli-
che Entwicklungsinteressen bedienen, die mit der herkömmlichen Leistungserbrin-
gung in Lehre und Forschung allein nicht zu bedienen sind, und (c) dabei auch 
Ressourcen aus Forschung und/oder Lehre nutzen. Die Third Mission kann hinsicht-
lich ihres geografischen Aktionsbereiches räumlich unspezifisch sein (etwa Weiter-
bildung, PUSH, Citizen Science) oder regional fokussiert (ebenso Kooperationen mit 
regionaler Wirtschaft wie sozialraumbezogene Interaktionen) (Henke/Pasternack/
Schmid 2017: 77 f.).

Im Folgenden wird auf die regional fokussierte Third Mission abgehoben, und die regi-
onsbezogene Hochschulgovernance wird unter dem Aspekt verhandelt, wie sich Bei-
träge im Rahmen der regional fokussierten Third Mission ermöglichen, anreizen und 
fördern lassen.

4.1 Modelle regionsbezogener Hochschulgovernance

Die Hochschule ist in Bezug auf (auch) regionale Wirkungen vielfältig konzeptualisiert 
worden. Einschlägige Konzepte firmieren unter den Titeln „Hochschule als regionaler 
Bildungsfaktor“, „Triple Helix“, „Bildung in gesellschaftlicher Verantwortung“, „Re-
sponsible Research and Innovation“, „Hochschule als regionaler Innovationsfaktor“ 
oder „Hochschule als Standortfaktor“. Zwischen einzelnen dieser Konzepte gibt es 
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zahlreiche inhaltliche Überlappungen. Gruppieren lassen sie sich vor allem danach, ob 
sie primär ökonomische Aspekte thematisieren oder sich vorrangig nichtökonomi-
schen Wirkungsaspekten der Hochschulen widmen. 

Die inhaltlichen Überschneidungen machen es möglich, an dieser Stelle drei zentrale 
Konzepte in den Mittelpunkt zu rücken, die dadurch charakterisiert sind, dass sie auch 
praktisch, nicht zuletzt wissenschaftspolitisch wirksam geworden sind. Sie lassen sich 
insofern auch als Governance-Typen kennzeichnen, die sich auf ökonomische und ge-
sellschaftliche Dimensionen beziehen und für eine Governance-Typisierung des Hand-
lungsbereichs der Third Mission geeignet sind: das Entrepreneurial-University-Modell, 
das RIS-University-Modell und das Modell der Engaged University.

Entrepreneurial-University-Modell 
Wissenstransfer in Form von Spin-off-Gründungen, Lizenzen und Patenten wurden 
lange Zeit als Nebenprodukt und nicht als Ziel akademischer Forschung wahrgenom-
men. Mit dem Modell der „entrepreneurial university“ (Clark 2001; Etzkowitz 1983; 
Etzkowitz/Webster/Gebhardt et al. 2000) wird dagegen ein systematischer Ansatz 
verfolgt, welcher die unterschiedlichen Kanäle des Wissenstransfers und deren Insti-
tutionalisierung konzeptionell erfasst. Neben Lehre und Forschung soll über eine ziel-
gerichtete Kommerzialisierung des in der Hochschule generierten Wissens zur wirt-
schaftlichen Entwicklung der Region, aber auch der Hochschule selbst beigetragen 
werden. 

Die Zusammenarbeit mit Unternehmen und die Vermarktung von Wissen wird in die-
sem Modell von den Hochschulen zur Gewinnerzielung genutzt, was in Deutschland 
aber rechtlich weitgehend ausgeschlossen ist. Allerdings gibt es auch dort seitens der 
Hochschulen Bestrebungen, Einnahmen zu generieren. Teils werden dafür Unterneh-
men ausgegründet, wobei aber weniger die Gewinnabsicht als der Ausgleich anfallen-
der Aufwendungen und die Erwirtschaftung zusätzlicher FuE-Mittel im Fokus steht. 
Die Hochschulen werden damit zu aktiven Stakeholdern in regionalen, aber auch über-
regionalen Unternehmensnetzwerken. Neben gemeinsamer Forschung und Auftrags-
forschung bieten die Hochschulen den Unternehmen Beratungsleistungen, Aus- und 
Fortbildungsangebote, Absolvententransfer und curriculare Kooperationen (Prakti-
ka, Abschlussarbeiten), Entrepreneurship-Ausbildung durch Hochschulen, Unterstüt-
zung von Spin-off-Aktivitäten, die gemeinsame Nutzung von Einrichtungen und das 
gemeinsame Betreiben von Forschungszentren (Etzkowitz/Zhou 2008: 628 ff.). Zu-
dem wird von der Lehre erwartet, sich an wirtschaftlichen Erfordernissen zu orientie-
ren.

Die „entrepreneurial university“ ist ein zentrales Konzept des Modells der „Triple  
Helix“. Dieses ist vom Verständnis geprägt, dass Innovationsprozesse in ihrer Natur 
nicht linear sind (mit den Hochschulen als Anbietern von neuem Wissen am Beginn 
des Innovationsprozesses), sondern kreative Prozesse kollektiven Lernens darstellen, 
welche von der Präsenz verschiedener Akteure und deren Bereitschaft zu kooperieren 
abhängig sind (OECD 2007: 7). Zwar sind die Kommerzialisierungsaktivitäten dieser 
Hochschulen auch auf der regionalen Ebene wirksam, aber sie sind nicht bevorzugt 
auf die Bedarfe der regionalen Wirtschaft ausgerichtet. Die OECD (2007) führt hierzu 
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an, dass es keine „one-size-fits-all“-Definition der „entrepreneurial university“ gibt, sie 
sich aber über sieben Komponenten erfassen lasse: a) Leadership und Governance,  
b) organisatorische Kapazitäten, c) Unternehmertum als Thema in der Lehre, d) Ent-
wicklungsmöglichkeiten für Unternehmer/Gründer, e) Universität-Industrie/Wirt-
schaft-Beziehungen, f) Internationalisierung sowie g) die erzielten Wirkungen (intern, 
lokal, regional).2

RIS-University-Modell 
Im Ansatz der Regionalen Innovationssysteme (RIS) sind die Hochschulen Schlüsse-
lakteure innerhalb eines Netzwerkes von anderen an regionalen Innovationsprozessen 
beteiligten Akteuren. Wie im Entrepreneurial-University-Modell steht auch hier der 
Wissenstransfer zwischen Hochschule und Unternehmen im Vordergrund. Im Gegen-
satz zu ersterem bildet aber nicht die Kommerzialisierung von Wissen den Aktivitäts-
schwerpunkt. Im RIS-Modell laufen die Wissenstransferprozesse in stärkerem Maße 
außerhalb und neben den kommerziellen Kanälen ab. 

Die Hochschulen definieren sich dementsprechend auch weniger als unternehmerisch 
handelnde Akteure, sondern eher als Schlüsselakteure einer regionalen Wissensinfra-
struktur. Die Rolle der Hochschule folgt in diesem Modell aus der Einschätzung, dass 
sich die regionale Ebene zu einem tragenden Wirtschafts- und Wissenskontext sowie 
Innovationsverbund entwickelt. Ein wesentlicher weiterer Unterschied zur Entrepre-
neurial University besteht folglich darin, dass Hochschulen als Bestandteil eines RIS 
ihre Strategien nicht unabhängig von den regionalen Kontextbedingungen entwickeln. 
Vielmehr schneiden sie ihre Wissensoutputs bevorzugt auf die regionalwirtschaftli-
chen Bedarfe zu (Autio 1998: 134; Asheim/Gertler 2005: 302).

Die Hochschulen stellen also keine ausschließlich autonom handelnden Akteure dar, 
sondern stehen in Abhängigkeit des regionalen Innovationssystems, der Nachfra-
geseite des regionalen Umfeldes wie auch der regionalpolitischen Ausrichtung 
(Koschatzky/Sternberg 2000; Cooke 2005). Eingebunden in regionale Kontexte kön-
nen sie eine einzigartige Rolle innerhalb der Region übernehmen und die verschiede-
nen Elemente nationaler Politik, die sich auf Lernen, Forschung und Innovation bezie-
hen, in das RIS einbringen. Hochschulen als Wissensproduzenten und Wissens- 
transferknoten sind ferner wie keine andere regionale Organisation in der Lage, das 
RIS in überregionale Netzwerke einzubinden und diesem externes, in der Region nicht 
vorhandenes Wissen zuzuführen, d. h. kombinatorische Wissensdynamiken anzusto-
ßen (Fritsch/Slavtchev 2008). Die öffentliche Finanzierung der Hochschulen versetzt 
sie in die Lage, derartige Beziehungsgeflechte auch dann aufzubauen, wenn diese erst 
auf längere Sicht einen wirtschaftlichen Mehrwert versprechen.

Innerhalb dieses Ansatzes sind vielfältige formelle und informelle Interaktionsbezie-
hungen zu anderen Akteuren des Systems für die Wissensverbreitung möglich. Wis-
sensproduktion und -transfer schließen Kontraktforschung, kooperative Forschungs-
verbünde (Wissenscampi), Spin-offs, die Bereitstellung von Absolventen für den 
örtlichen Arbeitsmarkt und informelle Beziehungen zwischen den Firmen und den 
Hochschulen ein. 

2  Vgl. hierzu z. B. Fürst/Back (2011) zur Leuphana Universität Lüneburg mit ihrem Schwerpunkt „Aus-
gründungen“.
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Engaged-University-Modell
Während das Modell der „entrepreneurial university“ und das „RIS university“-Modell 
vorwiegend auf die ökonomische Dimension zielen, weist das Konzept der „engaged 
university“ den Hochschulen einen umfassenderen gesellschaftlichen Beitrag zur regi-
onalen, kulturellen und lokalen Entwicklung zu (Arbo/Benneworth 2007: 60). Der An-
satz der Engaged University sieht Hochschulen als aktive „Animateure“ (Breznitz/
Feldman 2012) regionaler Entwicklung mit einem klaren Fokus auf regionale Bedürf-
nisse und in laufender Interaktion mit regionalen öffentlichen und privaten Akteuren 
(Chatterton/Goddard 2000). Howard/Sharma (2006: 3) bezeichnen diese Schwer-
punktsetzung als „communities engagement“. Sie beschreiben damit Interaktionen 
der Hochschule mit Communities in künstlerischen, religiösen, sportbezogenen und 
Wohltätigkeitsbereichen. 

Die Engaged University bezieht also neben der ökonomischen auch die soziale und die 
politische Dimension in ihre Third Mission ein (Goldstein 2010; Uyarra 2010). Teilwei-
se, aber nicht immer ist dies auch durch eine entsprechende Hochschulstrategie abge-
deckt (Koschatzky/Dornbusch/Hufnagl et al. 2014: 1 ff.). Wo das der Fall ist, kommt es 
darin zum Ausdruck, dass z. B. bestimmte Leistungen der Ausbildung auch Nichtmit-
gliedern der Hochschule angeboten, Studierende und Wissenschaftler der Hochschu-
le in (regionale) soziale Projekte eingebunden und Forschungsprojekte durchgeführt 
werden, die sich auf die Lösung regionaler und lokaler Probleme (Stadtplanung, 
Transport, Gesundheit, nachhaltige Entwicklung usw.) beziehen, dass Koordinations-
aufgaben in regionalen Netzwerken übernommen werden und Mitglieder der Hoch-
schule in der regionalen Politikberatung aktiv sind.

4.2 Diskussion der Modelle 

Die in den dargestellten Modellen geforderte regionale Rolle von Hochschulen über 
die Kanäle Forschung, Lehre und Third Mission werden nun hinsichtlich der Heraus-
forderungen für die Hochschulen als Organisation sowie des Einflusses des organisa-
tionalen Feldes betrachtet. Es wird damit der schon konstatierten Gegebenheit Rech-
nung getragen, dass die Erfüllung der regionalen Mission kein Selbstläufer ist, sondern 
als „offenes System“ (Pinheiro 2011) in Interaktion mit und Abhängigkeit vom (regio-
nalen) Umfeld steht. Mit welchen Herausforderungen sind Hochschulen konfrontiert, 
und in welchem Wechselwirkungs- und Abhängigkeitsverhältnis stehen sie zum orga-
nisationalen Feld und institutionellen Umfeld für die Realisierung ihres regionalen En-
gagements?

Jedes der genannten Hochschulmodelle zieht die Notwendigkeit organisatorischen 
und institutionellen Wandels nach sich, mit unterschiedlichen Formen der Institutio-
nalisierung der geforderten Aufgaben. Die Institutionalisierung regionaler Aktivitäten 
findet in Form von formellen und informellen Regeln, einem Repertoire an Stan-
dardabläufen, strukturellen Veränderungen innerhalb der Organisation sowie bereit-
gestellten Ressourcen – Personen, Finanzierung, Infrastruktur – statt (Olsen 2007). 
Werden die Konzeptualisierungen, auf deren Basis die Akteure des organisationalen 
Feldes agieren, in Augenschein genommen, zeigen sich bereits potenziell heikle Prob-
leme für die Institutionalisierung regionaler Kooperationen. 
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So sind etwa die kommunale Selbstverwaltung und die Hochschulautonomie je für 
sich leistungsfähige Konzepte. Doch verfügen die Regionen gegenüber den Hochschu-
len kaum über Steuerungsmechanismen und umgekehrt. Stattdessen sind eigensinni-
ge Funktionslogiken in Rechnung zu stellen, die aus unterschiedlichen Handlungsrati-
onalitäten in den Governance-Arenen resultieren:

 > In der Wissenschaft sind Wahrheitsorientierung, Methodenbindung und intersub-
jektive Nachvollziehbarkeit zentral. Um diese unbeeinflusst realisieren zu können, 
gelten individuelle Autonomie und die Selbstbestimmung der Professionsgemein-
schaften als funktional unabdingbar.

 > In der (Regional-)Politik gilt einerseits das Rationalitätskalkül des Erwerbs und der 
Erhaltung von Gestaltungsmacht – ohne deren Inrechnungstellung müsste das 
Handeln der Inhaber von Wahlämtern unverständlich bleiben. Andererseits funkti-
oniert die kommunale Verwaltung entsprechend der verwaltungsspezifischen Ra-
tionalität. Sie folgt der an Regelkonformität und Ressourcenverfügbarkeit gebun-
denen Unterscheidung „machbar/nicht machbar“, d. h. dem Ziel, bürokratische 
Anschlussfähigkeit zu früherem Verwaltungshandeln herzustellen und zu künfti-
gem Verwaltungshandeln zu ermöglichen, also Risiken zu vermeiden.3 Dazu müs-
sen politisch gewollte Projekte in administrative Vorgänge transformiert werden, 
um sie abarbeitbar und anschlussfähig an früheres und nachfolgendes exekutives 
Handeln zu machen. Üblicherweise sind also Projekte den Zwängen der Verwal-
tungsvorgänge, die zu ihrer Umsetzung nötig sind, anzupassen.

Gleichwohl wird versucht, Steuerungsinstrumente anzuwenden, um regionale und 
Hochschulentwicklungen aufeinander zu beziehen bzw. gegenseitig nutzbar zu ma-
chen. Dies setzt einerseits nicht den Umstand außer Kraft, dass Regionen und Hoch-
schulen wechselseitig über keine verbindlichen Steuerungsmechanismen verfügen. 
Andererseits ist es nicht prinzipiell unsinnig oder von vornherein wirkungslos, Koope-
rationsverträge zu schließen, regelmäßige Treffen auf Leitungsebene abzuhalten, Len-
kungsausschüsse einzusetzen, jährlich aktualisierte Maßnahmenpläne zu vereinbaren, 
Netzwerke zu unterhalten oder Stabsstellen „Wissenschaft“ in Stadtverwaltungen zu 
etablieren.

Allerdings handelt es sich dabei – entgegen dem landläufigen Verständnis – nicht um 
Steuerungsinstrumente. Denn es geht nicht um punktgenaue Interventionen, in de-
nen ein Steuerungssubjekt Veränderungsimpulse an ein Steuerungsobjekt sendet und 
erwarten darf, zu einem festgelegten Zeitpunkt Vollzugsmeldung zu erhalten. Viel-
mehr handelt es sich um Abstimmungsinstrumente. Denn alle Anstrengungen, ein 
produktives Kooperationsverhältnis zwischen Region und Hochschule(n) zu erzeu-
gen, müssen konsensual erfolgen, da sie wechselseitig über keine Sanktionspotenziale 
verfügen.

3  Im Anschluss an Luhmann (2010: 126): „Die Verwaltung befasst sich […] mit der Ausführung des po-
litisch Möglichen und Notwendigen durch Ausarbeitung verbindlicher Entscheidungen nach Maßga-
be schon festliegender […] Entscheidungsprämissen.“
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Als den einzig wirklich erfolgsträchtigen Weg, um Hochschule-Region-Koordinations-
probleme aufzulösen, bezeichnet auch die einschlägige Literatur immer wieder die 
Kooperation. Das generelle Ziel von Abstimmungen – statt Steuerungsversuchen – 
besteht dabei darin, Gelegenheitsstrukturen für potenziell produktive, wechselseitige 
Verstärkungen der Hochschul- und Regionalentwicklung zu schaffen. Es geht also da-
rum, die entsprechenden Rahmenbedingungen für – zunächst immer punktuelle – Ko-
operationen zu verbessern und auf diese Weise sukzessive ein eigenständiges organi-
sationales Feld aufzubauen. Dafür gilt, gemeinsam mit der räumlichen Verdichtung 
von Institutionen, das regionale Netzwerk als zentrale Strukturoption – Cluster, Ko-
operationsplattformen und dergleichen sind Varianten davon. Mit dem Netzwerk ste-
he, so wiederum der Konsens in der Forschungsliteratur, dem aktiven Hochschulregi-
onalismus eine Struktur zur Verfügung, die adäquat sei für wissensgesellschaftliche, 
innovative und Kreativitätsentwicklungen sowie zur Umsetzung von Third-Missi-
on-Ambitionen (Hechler/Pasternack 2013). Daran schließen auch die oben näher 
vorgestellten Hochschulgovernance-Modelle an.

Das Modell der Entrepreneurial University beinhaltet im Kern die Kommerzialisierung 
von Produkten, die von der Hochschule produziert werden, in der wissensbasierten 
Gesellschaft Anwendung finden und letztlich zu monetären Gewinnen führen. Dieser, 
von Etzkowitz als „second academic revolution“ (Etzkowitz/Zhou 2008) bezeichnete 
institutionelle Wandel der Hochschule ziehe weitreichende Herausforderungen für 
die Hochschule als Organisation und ihr organisationales (Um-)Feld nach sich. 

Dies umfasse einerseits die Annäherung der Hochschulführung an Methoden und Ar-
beitsweisen privater Unternehmen, welche mit der Implementierung neuer Steue-
rungsmodi einhergehen (Siegel/Veugelers/Wright 2007; Goldstein 2010). Zu einer 
Notwendigkeit der Professionalisierung der Schnittstelle Hochschule – Unternehmen 
zählten des Weiteren die Gründungen nicht-traditioneller Organisationseinheiten, wie 
beispielsweise Transferstellen. Hierzu gehörten aber auch die Einführung von Inkuba-
toren, welche das notwendige unternehmerische Know-how vermitteln und eine 
sichtbare Zahl von Unternehmensgründungen aus der Hochschule (Spin-offs) her-
vorbringen. Neben diesen strukturellen Veränderungen bedarf es eines weitreichen-
den kognitiven und normativen Wandels innerhalb der Hochschule. 

Dieser umfasse den Wandel der generellen Mission der Hochschule hin zu einer öko-
nomischen Mission (Etzkowitz/Ranga/Benner et al. 2008: 683) sowie die allgemeine 
Etablierung einer „entrepreneurial culture“. Letztere betreffend wird sogenannten 
„entrepreneurial scientists“ eine wesentliche Rolle zugesprochen (Etzkowitz 1983: 
201). Eine Öffnung der Hochschule gegenüber dem unternehmerischen Umfeld bein-
halte aber auch die Notwendigkeit, Transdisziplinarität als Denkweise und Forschungs-
zugang zu etablieren. 

Auch der regulative Rahmen ist Veränderungen ausgesetzt: Kommerzialisierungser-
folge werden zu einem wichtigen Evaluationskriterium. Dies ist an Änderungen in der 
Entlohnungs- und Anreizstruktur für individuelle Hochschulangehörige geknüpft 
(Trippl 2015). Vor allem Letzteres steht in Zusammenhang mit der Hochschulpolitik, 
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die Aktivitäten der Kommerzialisierung – Patentanmeldungen, Lizenzen und Spin-off- 
Gründungen – in die Evaluierung, Leistungsvereinbarungen, aber auch die Finanzie-
rung aufnimmt.

Diese in diesem Modell als notwendig angesehenen umfassenden organisatorischen 
Veränderungen bleiben nicht ohne Kritik. Perkmann/Tartari/McKelvey et al. (2013) 
bemängeln eine unzureichende Mikrofundierung des Ansatzes und heben auf Basis 
empirischer Untersuchungen hervor, dass Hochschulangehörige eine eher geringe 
Bereitschaft zur Kommerzialisierung von Wissen aufweisen. Sie würden anderen For-
men des Wissenstransfers – z. B. Auftragsforschung, Forschungskooperationen – po-
sitiver gegenüberstehen. Dies bestätigt auch eine empirische Untersuchung von Gold-
stein/Radinger-Peer/Sedlacek (2017), welche in Bezug auf universitäre Spin-off- 
Gründungen herausarbeitet, dass das mangelnde persönliche Interesse an der Ver-
wertung von Forschungsergebnissen, das mangelnde unternehmerische Know-how 
sowie eine fehlende Wertschätzung vonseiten der Hochschulleitung Barrieren für die 
Gründung derselben darstellen.

Breznitz/Feldman (2012) betonen des Weiteren, dass es der Mehrheit der Hochschu-
len bisher nicht gelungen sei, finanzielle Gewinne aus der Verwertung von intellektuel-
len Eigentumsrechten zu ziehen. Auf die Region und die regionalen Impulse der Hoch-
schule zurückkommend weisen Martinelli/Meyer/Tunzelmann (2008) darauf hin, dass 
es nicht automatisch eine Übereinstimmung zwischen den Kommerzialisierungsaktivi-
täten und den Bedarfen der regionalen Wirtschaft gebe. Die regionale Wirksamkeit 
der Entrepreneurial University wird damit auch in Abhängigkeit von der Absorptions-
fähigkeit ihres regionalen Umfeldes und der Struktur sozialer Netzwerke gesehen.

Das RIS-University-Modell umfasst eine Reihe von Akteuren und Ressourcen, die in 
effektive Wechselwirkung zueinander treten mit dem Ziel, Innovation in der Region zu 
stimulieren. An die Hochschulen werden dabei mannigfaltige Erwartungen gerichtet, 
welche unter anderem beinhalten, dass sie gut ausgebildete Personen in die Region 
lenken, Wissen anziehen (Antennenfunktion) und bereitstellen, sich in Clusterinitiati-
ven und regionalen Steuerungsnetzwerken integrieren und das Gründungsgeschehen 
ankurbeln (Trippl 2015). Besonders betont wird für den Erfolg der RIS-University der 
große Einfluss regionsspezifischer Faktoren. Zu diesen zählen der Regionstyp, die ins-
titutionelle Konfiguration sowie die vorherrschenden Wissensbasen. Von allen hier 
diskutierten Regions- und Hochschulkonzepten dürfte das RIS-University-Modell mit 
seinem Fokus auf kooperativen Ansätzen auch am ehesten dem Rollenmodell und den 
Persönlichkeitseigenschaften von Forscherinnen und Forschern entsprechen. 

Inwiefern die Hochschule den regionalen Wissenstransfer in die Wirtschaft als regio-
nale Mission gestaltet, bezeichnet Trippl (2015) als noch weitgehend unerforscht. Die 
Untersuchungen von Goldstein/Radinger-Peer/Sedlacek (2016) legen nahe, dass die 
Gründungsgeschichte („historical imprinting“), das Fächerspektrum wie auch die 
Vorbildwirkung der Hochschulleitung Einfluss auf das regionale Engagement der 
Hochschule und ihrer Angehörigen nehmen. Dieses Engagement ist keineswegs ein 
rein selbstloses, sondern kann Teil einer Strategie sein, um die Hochschul- und Stand-
ortattraktivität zu erhöhen, welche im Wettbewerb mit anderen um Studierende, 
Wissenschaftler und Unternehmen zum Tragen kommt.
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Die Anforderung des Engaged-University-Modells besteht darin, dass die regionale 
Dimension Eingang in Lehre, Forschung und Third-Mission-Aktivitäten findet. Damit 
soll der technologisch-ökonomische Fokus regionaler Aktivitäten um die soziale bzw. 
gesellschaftliche und politische Dimension erweitert werden. Die Herausforderun-
gen, die sich aus diesem Modell für Hochschulen ergeben, stellen sich wie folgt dar: 
Die Etablierung als Engaged University verlangt nach einem umfassenden Wandel der 
Einstellung und des Bewusstseins. Dieser beinhaltet sowohl die Verankerung der regi-
onalen Mission im Leitbild und Entwicklungsplan der Hochschule als auch in der Ein-
führung von Anreizsystemen für die Hochschulangehörigen. Ein Anreiz, welcher bis-
her nur vereinzelt auftritt, stellt beispielsweise die Reduktion des Lehrdeputats bei 
nachweisbarem regionalen Engagement dar. 

Praktische Herausforderungen des dargestellten Wandels in Richtung regionalem En-
gagements bestehen vor allem in zweierlei: Einerseits findet die wissenschaftliche Er-
folgsmessung anhand von Publikationstätigkeiten, eingeworbenen Drittmitteln sowie 
zunehmend auch Kommerzialisierungstätigkeiten statt. Andererseits lassen unsichere 
und befristete Arbeitsverhältnisse keine personellen und zeitlichen Ressourcen für re-
gionales Engagement übrig. 

Zur Umsetzung einer Engaged University kann Einzelpersönlichkeiten („institutional 
entrepreneurs“) (Radinger-Peer/Pflitsch 2017) und deren Engagement nicht genug 
Aufmerksamkeit zukommen. Geprägt durch die Persönlichkeit des Mentors, der in der 
Organisationseinheit gelebten Kultur sowie dem Wissenschaftsverständnis finden 
formeller und informeller Wissenstransfer durch Kooperationen mit regionalen Sta-
keholdern, Mitwirkung an unterschiedlichen regionalen Gremien sowie Beratungstä-
tigkeiten häufig außerhalb der über den Entwicklungsplan und die Leistungsvereinba-
rungen erfassten und geforderten Aktivitäten statt (ebd.). Aus einer Untersuchung 
der Johannes Kepler Universität Linz und der Karl-Franzens-Universität Graz geht her-
vor, dass vor allem das regionale Engagement der Hochschulleitung und deren Vernet-
zung mit Stakeholdern im politischen, wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Bereich 
Vorbildwirkung entfalten und wesentlich zu organisatorischen und institutionellen 
Veränderungen in Richtung einer engagierten Universität beitragen (Goldstein/Radin-
ger-Peer/Sedlacek 2016). 

Gunasekara (2006) hebt hervor, dass die Fähigkeiten von Universitäten, ihre Aktivitä-
ten und Missionen am regionalen Bedarf anzupassen, überschätzt werden. Das liege 
unter anderem am Spielraum, der ihnen für diese Aktivitäten zur Verfügung stehe 
(Trippl 2015). Die Ursachen für diese Aktivitätsbeschränkungen liegen darin, dass die 
für die Hochschulen zuständigen Wissenschaftsministerien (in Deutschland auf Lan-
desebene, in Österreich auf Bundesebene) Landesinteressen bzw. gesamtstaatliche 
Interesse vertreten – und diese sind nicht identisch mit Regionalinteressen. Zugleich 
allerdings verzeichnen Deutschland und Ende der 1990er Jahre auch Österreich eine 
ausgeprägte hochschulgestützte Regionalstrukturpolitik, was sich vor allem in der De-
zentralisierung und Regionalisierung von Fachhochschulstandorten niederschlägt. 
Obgleich diese Gründungen eine starke Verbindung zur regionalen Mission aufweisen, 
stehen aber auch diese Einrichtungen im nationalen und internationalen Wettbewerb 
um Reputation, Studierende und qualifizierte Arbeitskräfte.
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Neben einer Berücksichtigung in der Basisfinanzierung oder in Förderrichtlinien be-
darf es eines grundlegenden kulturellen Wandels hin zum gesellschaftlichen Engage-
ment der Hochschulen. Dieser erscheint notwendig, um das Selbstverständnis der 
Hochschule zu verändern. Gefördert werden kann dieser Kulturwandel, indem das 
Anliegen Eingang in Steuerungsinstrumente wie die leistungsorientierte Mittelverga-
be (LOM), Hochschulentwicklungspläne (HEP) oder Zielvereinbarungen findet.

Das Engaged-University-Modell unterstellt, dass an den Hochschulen breit gefächerte 
Kapazitäten vorhanden sind, um die vielfältigen, mit dieser Erweiterung des externen 
(regionalen) Hochschulengagements verbundenen Aufgaben zu bewältigen. Im 
Selbstverständnis und in der Praxis der Hochschulen hat das Modell bisher allerdings 
nur ansatzweise Eingang gefunden. Während die ökonomische Orientierung der 
Hochschulen in unterschiedlichen Varianten auf nationaler und europäischer Ebene 
unterstützt wird und sich z. B. in neuen strategischen Forschungspartnerschaften zwi-
schen Wissenschaft und Wirtschaft niederschlägt (Koschatzky/Stahlecker 2015: 161), 
fehlt bisher eine vergleichbare politische und finanzielle Unterstützung des gesell-
schaftlichen Engagements von Hochschulen (vgl. Henke/Pasternack/Schmid 2015: 
11).

5 Fazit und Ansatzpunkte für eine nach Wissensbasen und    
 Regionstypen differenzierte Hochschule-Region-Governance

Grundsätzlich sind und bleiben Hochschulen komplexe Organisationen, die mit ihren 
Aktivitäten auf unterschiedliche räumliche Ebenen zielen. Sie sind sowohl global orien-
tiert, insoweit sie Institutionen einer weltumspannenden Wissenschaft sind, als auch 
gesamtstaatlich, regional und lokal verankert. Ihre Einbindung in das globale Wissen-
schaftsnetz ermöglicht es zugleich, die in der Region verbreiteten Erfahrungshinter-
gründe mit fremden Wissenskontexten zu konfrontieren. Dem entspricht eine weitrei-
chende Verschiebung der Rolle von Hochschulen im regionalen Umfeld: Von ihnen 
werden nicht mehr nur regionale Anwesenheitseffekte, sondern auch explizite Aktivi-
tätseffekte im sogenannten „knowledge triangle“ (Innovation – Forschung – Bildung) 
erwartet. 

Hinsichtlich der diesbezüglichen Governance hat die Ansicht Akzeptanz gewonnen, 
dass es weniger um intervenierende Steuerung, sondern stärker um die Gestaltung 
von kooperationsfördernden Kontexten geht. Entsprechende Governance-Konzepte 
befassen sich mit den Formen und Mechanismen der Bewältigung von gesellschaftli-
chen Problemen und den kausalen Verbindungen zwischen Institutionen (generali-
sierte Erwartungen, Werte, Normen, Rollen, Attribute der Akteure), Interessen und 
Interaktionen. Gibt es Governance-Arrangements, die besonders geeignet sind für 
Wissenstransfers, Wissensproduktion und Wissenstransformation auf regionaler 
Ebene? 

Dazu wurde oben von (a) einem allgemeinen Governance-Verständnis ausgegangen, 
um sodann (b) die Regionalgovernance von Wissensprozessen und (c) die regions-
bezogene Hochschulgovernance zu einer (d) Hochschule-Region-Governance zu-
sammenzuführen. Dies geschah im Einzelnen, indem drei Aspekte beleuchtet wur-
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den: (1) die Dimensionen des regionalen institutionellen Kontextes und die daraus 
resultierenden Faktoren für die Organisation von Wissensdynamiken (Governan-
ce-Formen, Governance-Strukturen, organisationale Felder), (2) Typen institutiona-
lisierter regionaler Praxen, wozu sich der Wissensbasenansatz mobilisieren ließ, und 
(3) Modelle regionsbezogener Hochschulgovernance. 

Regionalgovernance von Wissensprozessen
Zunächst lassen sich regionale Wissenskontexte durch zwei systemische Dimensionen 
charakterisieren: die regionalen Akteure und Akteurskonstellationen als Träger orts-
spezifischer Wissensdynamiken (Governance-Formen) und die regionalen institutio-
nellen Wissenskontexte als Regelungsstruktur ortsspezifischer Wissensdynamiken 
(Governance-Struktur). Dies führt zur Beschreibungsfigur der „organisationalen Fel-
der“, mit der sich die Möglichkeiten einer Annäherung über institutionelle Grenzen 
hinweg und damit von Wissenstransfers darstellen lassen.

Hinsichtlich der Governance-Formen lassen sich vier Muster abgrenzen, die Wissens-
dynamiken befördern oder behindern können: Markt, Hierarchie, Kooperationsnetz-
werke und Soziale Gemeinschaften. Die Koordinationsformen, mit denen verschiede-
ne Wissensdynamiken organisiert werden, entfalten sich nicht unabhängig vom 
jeweiligen institutionellen Kontext. Dieser legt die Spielregeln der Akteure fest bzw. 
korrigiert sie. Er umfasst (1) regulative Institutionen (Regeln, Gesetze), (2) normati-
ve Institutionen (Normen, Werte), (3) kulturell-kognitive Institutionen (selbstver-
ständliches praktisches Wissen, unhinterfragtes Routinehandeln).

Die Einbindung in institutionelle Kontexte erleichtert eine Zusammenarbeit der zu die-
sem Kontext gehörenden Akteure, erschwert aber auch eine Zusammenarbeit mit Ak-
teuren, die sich in anderen Kontexten bewegen. Am Beispiel der Hochschulen konnte 
bereits aufgezeigt werden, dass eine regionale Zusammenarbeit mit Unternehmen, 
mit Akteuren der Zivilgesellschaft oder Verwaltungen durch die spezifischen kontex-
tualen Bindungen der Hochschule sich äußerst schwierig gestaltet. Günstige regionale 
institutionelle Konstellationen (z. B. Rechtssicherheit, Offenheit für neue Ideen, Be-
reitschaft, wissenschaftliche Erkenntnisse für die Regionsentwicklung zu nutzen usw.) 
können zwar im Sinne von „location advantages“ für Rahmenbedingungen sorgen, die 
Wissensdynamiken und Wissenstransfers zwischen der Region und den Hochschulen 
begünstigen. Umgekehrt kann z. B. die Persistenz von altindustriellen institutionellen 
Rahmenbedingen Lock-in-Prozesse auslösen und Ansätze kooperativ gestalteter Wis-
sensteilung oder Open-Innovation-Prozesse, an denen sich die Hochschule beteiligen 
kann, behindern. 

Wenn jedoch die institutionellen Rahmenbedingungen als veränderbar angenommen 
werden, dann bestehen auch Möglichkeiten einer Annäherung über institutionelle 
Grenzen hinweg. Mit dem Ansatz der organisationalen Felder ließ sich eine derartige 
Dynamisierung und Lockerung der institutionellen Bindungen aufzeigen. Eine Lösung 
des Problems der Verknüpfung verschiedener organisationaler Felder findet sich auf 
der individuellen Ebene darin, dass zumindest ein Teil der regionalen Akteure Fähigkei-
ten entwickelt, ein organisationales Feld für ein anderes anschlussfähig zu machen. 
Diese Akteure wirken als Boundary Spanners oder Übersetzer zwischen unterschied-
lichen Wissenskontexten und Akteurskonstellationen. Ihnen kann es gelingen, die ins-
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titutionellen Distanzen zwischen den beteiligten Akteuren und ihren organisationalen 
Feldern zu verringern – indem sie vermittelnde formale Regelungen schaffen, den von 
den Beteiligten ausgehenden normativen Druck verringern und durch Anregung zur 
Imitation erfolgreicher Verhaltensweisen schrittweise einen Prozess der Homogeni-
sierung (Isomorphie) organisieren. Im Prozess der Kooperation entstehen auf diese 
Weise neue institutionelle Kontexte und organisationale Felder, die einer Zusammen-
arbeit zwischen Akteuren aus unterschiedlichen institutionellen Kontexten eine gewis-
se Sicherheit und Stabilität verleihen, z. B. regionale Innovationssysteme (RIS). An-
hand des Problems der Verknüpfung unterschiedlicher organisationaler Felder mit 
jeweils spezifischen institutionellen Kontexten wird bereits deutlich, dass die mögliche 
Rolle von Hochschulen in ihrer jeweiligen Standortregion nicht nur von der Fähigkeit 
der Hochschulen abhängt, ihr spezifisches analytisches Wissen in die regionalen Kon-
texte einzubringen, sondern auch von der regionalen Resonanzfähigkeit für die hoch-
schulischen Angebote. Diese Resonanzfähigkeit wird durch die regionsspezifischen 
institutionalisierten Praxen der Nutzung der dort existierenden Wissensbasen be-
stimmt. Die Besonderheiten der Wissensbasen prägen die Organisation (1) des Wis-
sensaustausches (Wissenstransfer und dessen Kanäle), (2) der Wissensgenerierung, 
(3) der Wissenskombination und (4) der Wissenstransformation (Übersetzung). Un-
terschieden wurden oben drei Wissensbasen: 

 > Die analytische Wissensbasis stützt sich auf deduktive wissenschaftliche Model-
le, erzeugt durch Erforschung von Zusammenhängen neues Wissen, das auf ho-
hem Abstraktionsniveau in kodifizierter Form in globalen Scientific Communities 
als universales Wissen zirkuliert. Die Wissensproduktion findet vor allem im Orga-
nisationsfeld der Hochschulen und Forschungseinrichtungen statt. 

 > Die synthetische Wissensbasis zeichnet sich dadurch aus, dass sie aus indukti-
ven praktischen Problemlösungsprozessen entsteht. Es handelt sich vor allem um 
technisches und ökonomisches Erfahrungswissen, das in der Regel personenge-
bunden ist („tacit knowledge“, „know-how“). Dieser Wissenstyp dient 
überwiegend dem Lösen konkreter Problemstellungen durch kumulative Wissens-
akkumulation und kombinatorische Wissensdynamiken. 

 > Wirtschaftszweige, die sich auf eine symbolische Wissensbasis stützen, prägen 
das organisationale Feld des kulturellen und kreativen Handelns. Dessen Akteure 
erzeugen Bedeutungen, Symbole, Zeichen als sozial konstruierte immaterielle Gü-
ter, die allesamt von künstlerisch-ästhetischer Qualität sind. Das symbolische Wis-
sen ist in starkem Maße kontextabhängig, an Personen und deren Kreativität ge-
bunden sowie in hohem Maße distanzsensitiv. 

Darauf aufbauend ließen sich sechs regionsspezifische, an dominanten Wissensbasen 
ansetzende Typen institutionalisierter Praxen identifizieren:

 > Industriedistrikte mit starker synthetischer Wissensbasis

 > Wissenschaftsregionen mit einer analytisch-technischen Wissensbasis

 > Regionen mit einer symbolischen Wissensbasis in der Kultur- und Kreativwirtschaft
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 > Regionale Wissensdiversität in global aufgestellten Dienstleistungszentren

 > Altindustrialisierte Regionen mit erodierender synthetischer Wissensbasis

 > Ländliche Regionen mit schwach entwickelter synthetischer Wissensbasis

Regionsbezogene Hochschulgovernance
Wie lässt sich auf Basis der dargestellten Governance-Formen, Governance-Struktu-
ren, organisationalen Felder, Wissensbasen und der daran anknüpfenden regionalen 
Typen institutionalisierter Praxen die Rolle von Hochschulen operationalisieren? Die 
Ziele einer regionsbezogenen Hochschulgovernance weisen naturgemäß Zusammen-
hänge zu den traditionellen Kernaufgaben der Hochschulen – Forschung und Lehre – 
auf, gehen aber zugleich darüber hinaus. Dafür hat sich der Begriff „Third Mission“ 
durchgesetzt. Drei zentrale Hochschulkonzepte lassen sich als regionsbezogene Go-
vernance-Typen kennzeichnen, die sich auf ökonomische und gesellschaftliche Dimen-
sionen beziehen und für eine Governance-Typisierung des Handlungsbereichs der 
Third Mission geeignet sind: 

 > Das Leitbild der Entrepreneurial University ist eine Hochschule, die über eine 
zielgerichtete Kommerzialisierung des generierten Wissens zur wirtschaftlichen 
Entwicklung nicht nur der Region, sondern auch der Hochschule selbst beitragen 
will. 

 > Im Ansatz der Regionalen Innovationssysteme (RIS) sind die Hochschulen Schlüs-
selakteure innerhalb eines Netzwerkes von Akteuren, die an regionalen Innovati-
onsprozessen beteiligt sind. Wie im Entrepreneurial-University-Modell steht im 
RIS-University-Modell der Wissenstransfer zwischen Hochschule und Unterneh-
men im Vordergrund, doch bildet nicht die Kommerzialisierung von Wissen den 
Aktivitätsschwerpunkt. Die Hochschulen definieren sich vor allem als Schlüsselak-
teure einer regionalen Wissensinfrastruktur. 

 > Während die Modelle der Entrepreneurial University und der RIS University vor-
wiegend auf die ökonomische Dimension zielen, weist das Konzept der Engaged 
University den Hochschulen einen umfassenderen gesellschaftlichen Beitrag zur 
regionalen, kulturellen und lokalen Entwicklung zu. 

Mit Blick auf die Institutionalisierung regionaler Kooperationen ist in Rechnung zu 
stellen, dass die regionale Politik und Verwaltung aufgrund ihrer von Hochschulen 
abweichenden Interessen und Steuerungsmechanismen gegenüber den Hochschu-
len kaum über Möglichkeiten der direkten Einflussnahme verfügen und umgekehrt. 
Daher müssen alle Anstrengungen, ein produktives Kooperationsverhältnis zwischen 
Region und Hochschule(n) zu erzeugen, konsensual erfolgen. Als am ehesten er-
folgsträchtiger Weg, um Hochschule-Region-Koordinationsprobleme aufzulösen, 
gelten Netzwerke verschiedenster Art. Eine Öffnung der Hochschule gegenüber dem 
unternehmerischen Umfeld beinhaltet aber auch die Notwendigkeit, Transdisziplina-
rität als Denkweise und Forschungszugang zu etablieren (vgl. Schiller/Kanning/
Pflitsch et al. in diesem Band). Herausforderungen bestehen darin, die Mechanismen 
der wissenschaftlichen Erfolgsmessung – die nicht regional stattfindet – einzubezie-



108 11 _  H o cH s cH u l en u n d i H r b e i t r ag f ü r e i n e n acH H a lt i g e r eg i o n a l en t wi ck lu n g

hen sowie die Ressourceneinschränkungen für regionales Engagement durch unsi-
chere und befristete Arbeitsverhältnisse zu prozessieren. Bei all dem erscheint die 
vermittelnde Ebene – die Boundary Spanners – letztlich als entscheidend. Gerade in 
der Brückenfunktion zwischen regionalem Handeln und globalen Herausforderun-
gen liegen die besonderen Potenziale für Hochschulen, sich gegenüber anderen Ins-
titutionen im Transformationsfeld der nachhaltigen Entwicklung zu profilieren (vgl. 
Schiller/Kanning/Pflitsch et al. in diesem Band). Die etablierten Transferstellen der 
Hochschulen leisten dies nur schlecht. Deren eindimensionaler Ansatz kann aber hin 
zur Schaffung von regionalen organisationalen Feldern entwickelt werden, um Hoch-
schule-Praxis-Kooperationen institutionell, strukturell und prozessual zu verankern.

Hier bietet gerade in der Perspektive nachhaltiger Regionalentwicklung die Systemati-
sierung regionsbezogener Aktivitäten der Hochschulen als Third Mission Chancen, um 
die regionale Wirksamkeit der Hochschulen zu stärken. Bereits heute leisten Hoch-
schulen durch Aufgaben wie Weiterbildung, Wissenstransfer, aktive Wissenschafts-
kommunikation oder Gründungsförderung weit mehr, als grundständige Studienan-
gebote oder zweckfreie Grundlagenforschung zu betreiben. In Interaktion mit 
hochschulexternen Akteuren wird so auf gesellschaftliche Bedürfnisse Bezug genom-
men, die mit der herkömmlichen Leistungserbringung in Lehre und Forschung allein 
nicht bedient werden. Dabei ist die regionale Wirksamkeit von Hochschulen dann am 
aussichtsreichsten, wenn diese ihre Region an überregionale Kontaktschleifen der 
Wissensproduktion und -distribution anschließen – was zugleich kein anderer Akteur 
in der Region als eben die Hochschulen zu leisten vermag. Indem derart die drei Hand-
lungsbereiche der Third Mission – Weiterbildung, Forschungs- und Wissenstransfer 
sowie gesellschaftliches Engagement – bedient werden, können die Hochschulen so-
wohl Beiträge zur nachhaltigen Regionalentwicklung erbringen als auch sich eine zu-
sätzliche Legitimationsressource erschließen (vgl. Schiller/Kanning/Pflitsch et al. in 
diesem Band). Dazu erscheint es sinnvoll, die Umweltkontakte zu systematisieren. 
Dies wiederum muss vor allem von der Hochschulleitungsebene geleistet werden, da 
die meisten Third-Mission-Aktivitäten selbst überwiegend auf individueller Ebene der 
Professuren oder auf Instituts- oder Fachbereichsebene initiiert und betrieben wer-
den, aber die Systematisierung und öffentliche Kommunikation dieser Aktivitäten 
nicht genau jene Ressourcen in Anspruch nehmen dürfen, die für die Durchführung 
von Third-Mission-Aktivitäten benötigt werden.

Hochschule-Region-Governance
Werden die regionsspezifischen Praxen der Wissensverarbeitung und Wissensbasen 
(Regionstypen) mit den in Hochschulen entwickelten Modellen für Third-Mission-Ak-
tivitäten konfrontiert, zeigen sich für jeden Regionstyp Besonderheiten und Heraus-
forderungen für die Hochschule-Praxis-Kooperationen. Zugespitzt lassen sich die 
sechs Regionstypen mit spezifischen, besonders geeignet erscheinenden Ansätzen 
regionsbezogener Hochschulgovernance kombinieren, was nicht ausschließt, dass 
auch andere Kombinationen regionaler Kooperation und ein gleichzeitiges Engage-
ment der Hochschule in unterschiedlichen institutionellen Kontexten einer Region 
möglich sind (vgl. Tab. 1): 
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Regions-
typ

Wissens-
basis

Rolle der Hochschulen Herausforderungen

Industrie- 
distrikt

synthetisch  > Boundary Spanner vor al-
lem der auf anwendungs-
orientierte Forschung fo-
kussierten Hochschulen 
hin zu Kontaktpunkten in 
der Grundlagenforschung

 > Regional bezogene Wei-
terbildungs- und Ausbil-
dungsprogramme

 > Anreicherung des synthe-
tischen Wissens mit ana-
lytischem und symboli-
schem Wissen 
(Innovationsimpulse)

 > Dezentralisierung der 
Wissensangebote in die 
Industriedistrikte (Ein-
richtung dezentraler  
spezialisierter Hochschul- 
campi)

 > (RIS-University)

 > Normativer und kogniti-
ver Wandel (institutio-
neller Wandel)

 > Entwicklung einer Kultur 
der Transdisziplinarität in 
einem von der Privatwirt-
schaft dominierten Netz-
werk

 > Gefahr des Verlustes an 
innovativem Potenzial 
durch anwendungsorien-
tierte Forschung, wenn 
nicht Impulse aus der 
Grundlagenforschung 
aufgegriffen werden

 

Wissen-
schafts- 
region

analytisch- 
technisch

 > Analytisches Basiswissen 
wird über verschiedene 
Transferkanäle (Fach-
kräfteausbildung, Spin-
offs, Auftragsforschung) 
bereitgestellt

 > Transferstellen und Be- 
ratungsangebote unter-
stützen die Kooperation 
zwischen Industrie und 
Wirtschaft 

 > Hochschulen und For-
schungseinrichtungen 
nehmen in diesem Regi-
onstyp eine führende 
Rolle ein 

 > Governance-Formen und 
-Strukturen werden 
durch die Hochschule  
geprägt, z. B. auf gemein-
samen Forschungscampi 
von Industrie und Hoch-
schulen 

 > (RIS University)

 > Kooperationen und regi-
onale Netzwerke treten 
als Abstimmungsinstru-
mente in den Vorder-
grund 

 > Politik in der Rolle als 
Vollzugsorgan des global 
orientierten Wissen-
schafts-, Forschungs- 
und Technologiebetriebs

 > Gefahr/Herausforderung, 
dass andere regionale 
Herausforderungen in 
den Hintergrund geraten
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Regions-
typ

Wissens-
basis

Rolle der Hochschulen Herausforderungen

Kultur- und 
Kreativ-
wirtschaft 
in urbanen 
Zentren

symbolisch  > Indirekte Wirkungen über 
die Ausbildung von Künst-
lern und Kulturschaffen-
den

 > Kaum zielgerichtete 
Hochschulaktivitäten 
möglich, da kreative Ar-
beit mit symbolischem 
Wissen eher spontan in 
kurz- bis mittelfristigen 
Projekten stattfindet und 
von disruptivem Charak-
ter ist

 > Bereitstellung eines in-
haltlich anregungsstarken 
Umfelds

 > Bereitstellung offener Ko-
operationsgelegenheiten

 > Milieubildungseffekte 
durch die Anwesenheit 
von Studierenden (und 
Absolventen)

 > Kunsthochschulen als Im-
pulsgeber, aber nicht als 
Teil einer zielgerichteten 
Wissensdynamik, wie wir 
sie bei der forschungsori-
entierten analytischen 
Wissensbasis kennen

 > Ausnahme (klassische 
Musik): Musikhochschu-
len als Träger und Grün-
der lokaler Orchester und 
Off-Angebote

 > (Engaged University)

 > Temporäre Projekte do-
minierend

 > Netzwerke eher locker 
organisiert und daher 
fluide

 > Administrative Limitie-
rungen für Kooperatio-
nen mit schwach formali-
sierten bzw. informellen 
Strukturen, temporäre 
Projekte dominierend

 > Entwicklung der Kunst-
hochschulen zu einem 
Netzwerkknoten in der 
offenen regionalen Kunst- 
und Kulturszene mit eige-
nen Kunst- und Kulturan-
geboten (Bindung an das 
lockere regionale organi-
sationale Feld der Kultur-
wirtschaft)

 > Kunsthochschulen als 
Vermittler zwischen der 
regionalen Kultur- und 
Kreativwirtschaft und ex-
ternen (internationalen) 
Hot Spots.

Globale 
Dienst- 
leistungs-
zentren

verschie-
dene

 > Vermittlung globalen 
Wissens

 > Übersetzung lokalen Wis-
sens in globales Wissen 
und umgekehrt

 > Kopplung der eigenen 
überregionalen/-nationa-
len Einbindungen mit  
denen der Global Player 
vor Ort

 > (Entrepreneurial 
University)

 > Überlagerung regionaler 
durch globale Eigenstruk-
turen: Übersetzungsleis-
tungen in einem doppel-
ten organisationalen Feld 
lokaler und globaler Bin-
dungen von unterneh-
mensbezogenen Dienst-
leistungen (KIBS)
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Regions-
typ

Wissens-
basis

Rolle der Hochschulen Herausforderungen

Altindustri-
alisierte 
Regionen

(erodie-
rende) 
syntheti-
sche 

 > Wissensinput in Form 
neuer Studiengänge, 
Weiterbildungsprogram-
me, Forschungskoopera-
tionen

 > Förderung von innovati-
ven Unternehmensgrün-
dungen / Spin-offs

 > (Engaged University, 
RIS-University)

 > Anschlussfähigkeit neuer 
Impulse an bestehende 
Wissensbasis (Pfad- 
erneuerung)

 > Einleiten eines kognitiven 
Wandels in die bestehen-
den verkrusteten Struk-
turen

Ländliche 
Regionen

schwach 
entwickelte 
syntheti-
sche 

 > Erstansprechpartner 
mangels anderer Wis-
sensproduzenten: Beiträ-
ge zur wirtschaftlichen 
und kulturellen Belebung 

 > Entsprechend potenziell 
durchsetzungsstark und 
prägefähig

 > Aufbau eines organisatio-
nalen Feldes entlang der 
regionalen anwendungs-
bezogenen Wissens-
schwerpunkte mit dezen-
tralen Hochschulcampi 
als Impulsgeber (duales 
Studium, Forschungs- 
infrastruktur)

 > Hebung des allgemeinen 
regionalen Bildungsstan-
des (offene Hochschu-
len)

 > (Engaged University)

 > Dominanz von Klein- und 
Mittelbetrieben

 > Fehlende kritische Masse
 > Begrenzte absorptive Ka-

pazität fremden Wissens 
durch vermittelnde Über-
setzungsleistungen über-
winden, Hochschule als 
treibende Kraft

Tab. 1: Regionstypen und mögliche regionsbezogene Rollen der Hochschulen / Quelle: Eigene Darstel-
lung

In dynamischen Industriedistrikten und Wissenschaftsregionen übernehmen 
Hochschulen als Wissensproduzenten häufig eine Innovation anstoßende und beför-
dernde Funktion auf Basis des Governance-Modells der Regionalen Innovationssyste-
me (RIS). Im Idealfall sind die Hochschulen und ihr organisationales Feld durch vielfäl-
tige Beziehungen mit den Wissensanwendern im unternehmerischen Bereich und 
ihrem organisationalen Feld verbunden, wodurch es zu einem intensiven Austausch 
von Wissen, Humankapital und anderen Ressourcen auf regionaler Ebene kommen 
kann. Im Erfolgsfall können die beteiligten Akteure zum Aufbau eines neuen gemein-
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samen regionsspezifischen institutionellen Kontextes und zur Organisation eines neu-
en organisationalen Feldes – des RIS – beitragen, in das die beiden Subsysteme der 
Wissenserzeuger (Hochschulen) und Wissensanwender (Unternehmen) eingebettet 
sind. 

Hochschulen können als Bestandteil eines RIS ihre Strategien nicht unabhängig von 
den regionalen Kontextbedingungen entwickeln. Vielmehr schneiden sie ihre Wissen-
soutputs bevorzugt auf die regionalwirtschaftlichen Bedarfe zu: In Industriedistrikten 
profitieren die ortsansässigen Unternehmen vom Wissenstransfer aus den Hochschu-
le, indem sie die analytische Wissensbasis der Hochschulen für Innovationen ihrer von 
synthetischem Wissen geprägten Praxis nutzen. Wissenschaftsregionen sind dagegen 
vollständig vom analytischen Wissen und seinen Subsystemen dominiert. Dies ist be-
sonders in der Biotechnologie, ICT oder der Materialtechnologie der Fall. Neue Pro-
dukte werden hier in direktem Kontakt mit den Hochschulen und ihren Forschern in 
gemeinsamen Forschungsprojekten von Industrie und Wissenschaft (Wissenschafts-
parks, Forschungscampi) entwickelt. Hochschulen übernehmen in diesen Kontexten 
eine führende Rolle bei der Entwicklung radikaler Neuerungen, die dann in die innova-
tive Weiterentwicklung von Spitzentechnologien bei den Hochtechnologieunterneh-
men einfließen. Aber auch in diesem Fall sind die Hochschulen an die Vorgaben der mit 
ihnen verbundenen regionalen Unternehmen gebunden.

Im Gegensatz zu den beiden erfolgreichen industriellen Regionstypen sind die Hoch-
schulen in Regionen mit ungünstigen Umfeldbedingungen, z. B. den altindustriali-
sierten Regionen und ländlichen Regionen mit einer schwach entwickelten synthe-
tischen Wissensbasis, in einem doppelten Sinne herausgefordert. Sie sind hier zum 
einen zentrale und oft sogar die einzigen Wissensträger, die zur wirtschaftlichen und 
kulturellen Belebung ihrer Region beitragen können, indem sie sich Themen des Struk-
turwandels und regionalen Umbaus (Pfadbruch) zuwenden. Zum anderen herrschen 
in Regionen dieses Typs oft Anschauungen, die sich einem Erneuerungsprozess entge-
genstellen, sei es in Form eines Beharrens auf alten Denkmustern (Hysterese in altin-
dustrialisierten Regionen), sei es in Form einer geringen Absorptionsfähigkeit neuen, 
fremden Wissens (unterentwickelte Wissensbestände in ländlichen Regionen). 

Die Problematiken beider Regionstypen bieten aber auch Zukunftschancen, denn die 
Handlungsoptionen sind in beiden Falltypen weniger an vorgegebene Entwicklungs-
pfade gebunden, sondern öffnen den Hochschulen Möglichkeiten, auf ganz unter-
schiedliche Weise einen regionalen Neuanfang zu stimulieren. Insbesondere der An-
satz der Engaged University scheint für die Gestaltung von Umbruchsituationen 
geeignet. Von ihm wird erwartet, dass er mit kulturellen und sozialen Beiträgen einen 
Bewusstseinswandel zugunsten eines sozialen und wirtschaftlichen Umbaus der Regi-
on anregt und teilweise in soziale, kulturelle und bildungsbezogene Projekte umsetzt. 
Sind die Schwerpunkte der Lehre und Forschung im MINT-Bereich angesiedelt, beste-
hen auch Chancen eines industriellen Neuanfangs. Die Hochschulen werden in diesem 
Fall zu pro-aktiv handelnden Organisationen in regionalen, aber auch überregionalen 
Kontexten. Dabei bietet es sich an, sich als Entrepreneurial University zu profilieren, 
z. B. durch Angebote von Beratungsleistungen, Aus- und Fortbildungsangebote, duale 
Studienorganisation, Absolvententransfers und curriculare Kooperationen (Praktika, 
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Abschlussarbeiten), Entrepreneurship-Ausbildung, Unterstützung von Spin-off-Akti-
vitäten usw. Neben Lehre und Forschung können Hochschulen mit dem Entrepreneu-
rial-Ansatz einerseits das Ziel verfolgen, die Region beim wirtschaftlichen Umbau vor-
anzubringen und andererseits sich selbst zu profilieren – wenn nicht zu einem 
Entrepreneur, so doch zu einem erfolgreichen, nach wirtschaftlichen Prinzipien arbei-
tenden Schlüsselakteur innerhalb und außerhalb der Region. 

Die beiden Regionstypen, globale Dienstleitungszentren und Milieus der Kultur- 
und Kreativwirtschaft mit ihren jeweiligen Wissensbasen, weisen ebenfalls auf be-
sondere Rollen und Aufgabenfelder der Hochschulen im Rahmen ihres Third-Missi-
on-Engagements hin. 

Für die Hochschulen, die selbst in ein globales Beziehungssystem eingebunden sind, 
ergeben sich aus den Wissenskonstellationen in den globalen Dienstleistungszentren 
zusätzliche neue Aufgabenfelder der Third Mission: Hier bietet es sich für Hochschu-
len an, in Zusammenarbeit mit den wissensintensiven global verflochtenen Dienstleis-
tern als Berater und globaler Beobachter mit Antennenfunktion, als Lieferant von spe-
ziell ausgebildeten Fachkräften, als Informant über globale Marktentwicklungen und 
über Veränderungen im globalen Institutionensystem usw. tätig zu werden. Insbeson-
dere in den Wirtschaftswissenschaften bilden Forschung und Lehre vielfach ein Pen-
dent zu den Praxisfeldern des Dienstleistungszentrums (z. B. der Finanzwirtschaft, 
der Geld- und Währungspolitik). Der Austausch und die Kooperation mit der Wirt-
schaft sind nicht nur für die Dienstleistungswirtschaft von Vorteil. Sie geben auch den 
Hochschulen inhaltliche Anregungen und öffnen ihnen einen Zugang zu aktuellen Da-
ten von gesellschaftlicher Relevanz. Je enger sich solche kooperativen Verflechtungen 
gestalten, desto mehr ist auch zu erwarten, dass zumindest die beteiligten Einrichtun-
gen der Hochschule sich unternehmerisch orientieren und Prinzipen der Entrepreneu-
rial University übernehmen. 

Eine Sonderstellung sowohl hinsichtlich der Regionstypologie als auch des hier zur 
Geltung kommenden Hochschulengagements nehmen die Milieus der Kultur- und Kre-
ativwirtschaft ein. Letztere entwickeln Kreativität durch Modifikation der symboli-
schen Wissensbasis, d. h. von subjektiven Wahrnehmungen, von subjektivem Erleben. 
Wichtig sind die visuelle Stadtqualität bzw. das „look and feel“ des Ortes, die hier er-
warteten Chancen der sozialen Anerkennung, Möglichkeiten der Selbstinszenierung, 
der Kontakte und der Netzwerkbildung. Es dominieren temporäre Projekte, lockere 
persönliche und soziale Netzwerke, Praktikergemeinschaften, die sich auf einen ge-
meinsamen Wissenspool beziehen. Kreative Arbeit mit symbolischem Wissen findet 
eher spontan in kurz- bis mittelfristigen Projekten statt und ist von disruptivem Cha-
rakter. Kunsthochschulen, die in der Lehre symbolisches Wissen vermitteln, können, 
wenn es sich um national und international bedeutsame Einrichtungen handelt, einen 
inhaltlich strukturierenden Einfluss auf die lokale Künstlerszene (Schwerpunkte in den 
bildenden Künsten oder der Musik) ausüben. Ansonsten sind zielgerichtete inhaltliche 
Einflussnahmen eher dysfunktional. Lediglich bei der Schaffung eines flexiblen organi-
satorischen Rahmens und eines Informationsnetzwerkes, die die regionale Arbeit und 
Präsentation der Künstler fördern und erleichtern, können Hochschulen, die sich als 
Engaged University positioniert haben, hilfreich sein.
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Kurzfassung
In diesem Beitrag werden Hochschulen als Agenten des Wandels für eine nachhaltige 
Regionalentwicklung konzeptionell aus Perspektive der Transition-Forschung und der 
Multi-Level-Perspektive gefasst. Der Beitrag setzt sich zunächst mit der Zieldimension 
der nachhaltigen Regionalentwicklung in Bezug auf Hochschulen und ihre Teilsysteme 
auseinander. Danach wird die Frage behandelt, was die Transition-Forschung zum Ver-
ständnis von Wandlungsprozessen in Hochschulen und Hochschulsystemen beitragen 
kann. Schließlich werden hochschulbezogene Herausforderungen bei der Unterstüt-
zung von nachhaltigen regionalen Entwicklungsprozessen mit Fokus auf der Third Mis-
sion diskutiert. Der Beitrag kommt zum Fazit, dass die Nachhaltigkeitstransformation 
in Wechselwirkung mit dem jeweils spezifischen regionalen Kontext der Hochschule 
gestaltet werden sollte. Regionale Strategien zur Einbindung von Hochschulen sollten 
diese daher sowohl als Agenten des Wandels als auch als Objekt der Transformation 
betrachten.
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Universities as Change Agents for Sustainable Regional Development?  
Universities and Sustainable Regional Development from the Transition  
Perspective

Abstract
In this article, universities are conceptualized as agents of change for sustainable re-
gional development from the perspective of transition research and the multi-level 
perspective. The contribution first deals with the target dimension of sustainable re-
gional development in relation to universities and their subsystems. It then addresses 
the question of what transition research can contribute to understanding change pro-
cesses in universities and higher education systems. Finally, university-related chal-
lenges in supporting sustainable regional development processes with a focus on the 
Third Mission will be discussed. The paper concludes that sustainability transforma-
tion should be designed in interaction with the specific regional context of the univer-
sity. Regional strategies for integrating higher education institutions should therefore 
regard them both as agents of change and as objects of transformation.

Keywords
University – sustainable regional development – change agents – Third Mission – tran-
sition perspective– multi-level perspective – higher education system

1 Einleitung

Dieses Kapitel widmet sich explizit dem Beitrag von Hochschulen zu einer nachhalti-
gen Regionalentwicklung. Es wird herausgearbeitet, wie Hochschulen für nachhaltige 
Regionalentwicklung eintreten und in ihrem regionalen Umfeld zu Pionieren des Wan-
dels für eine nachhaltige Entwicklung werden können. Im weiteren Zusammenhang 
geht es auch darum, ob Hochschulen auf diese Weise zukünftig einen noch bedeuten-
deren Beitrag zu den großen gesellschaftlichen Herausforderungen und einer Trans-
formation zur Nachhaltigkeit leisten können.

In den letzten 20 Jahren haben sich Hochschul- und Innovationsforschung intensiv mit 
der sogenannten Dritten Mission von Hochschulen (Etzkowitz/Leydesdorff 1997; La-
redo 2007) und der dadurch an Bedeutung gewinnenden anwendungsorientierten 
Grundlagenforschung im Sinne des Pasteur-Quadranten von Stokes (1997) beschäf-
tigt. Diese Dritte Mission ergänzt die beiden klassischen Missionen Forschung und 
Lehre um die Erbringung akademischer Dienstleistungen und den Transfer von Wissen 
in die Gesellschaft. Der Beitrag der Regionalforschung zu dieser Debatte lag u. a. in der 
Untersuchung der unterschiedlichen Rollen, die Hochschulen durch ihre Dritte Missi-
on im regionalen Kontext einnehmen können (Uyarra 2010).
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In den bisherigen Arbeiten zum Beitrag von Hochschulen zur Regionalentwicklung 
wurde der Fokus überwiegend auf regionalwirtschaftliche Impulse und das Modell der 
unternehmerischen Hochschule gelegt (Etzkowitz 2000). In der jüngeren Debatte 
wird jedoch zunehmend gefordert, dass sich Hochschulen nicht nur gegenüber wirt-
schaftlichen Aktivitäten öffnen, sondern auch eine aktive Rolle in gesellschaftlichen 
Prozessen übernehmen sollen (Breznitz/Feldman 2012). Das Modell der unternehme-
rischen Hochschule wird in diesem Zuge vom Modell der engagierten Hochschule ab-
gelöst, die sich in umfassender Weise in gesellschaftliche Prozesse einbringt und da-
mit in die Lage versetzt wird, auf spezifische regionale Bedürfnisse einzugehen 
(Chatterton/Goddard 2000).

Zeitgleich mit diesem veränderten Rollenverständnis kam die Forderung auf, dass 
Hochschulen wissensbasierte gesellschaftliche Suchprozesse zu einer nachhaltigen 
Entwicklung durch Forschung, Lehre und Transfer gezielt unterstützen und damit eine 
zentrale Position in der Großen Transformation einnehmen sollten (WBGU 2011). In 
diesem Zusammenhang wird ein integratives, inter- und transdisziplinäres Wissen-
schaftsverständnis und eine partizipative Forschung eingefordert. Die Wissenschaft 
ist in der transformativen Forschung nicht mehr die ausschließliche Produzentin neu-
en Wissens. Stattdessen verfolgt das neue Wissenschaftsverständnis nunmehr den 
Ansatz, transdisziplinäre Erkenntnisse durch Kooperation eines Kollektivs aus Wissen-
schaft und Gesellschaft hervorzubringen (Schneidewind/Singer-Brodowski 2013). 

Die Region erlangt als Handlungsarena bei dieser Form der gemeinsamen Erarbeitung 
von Lösungen (co-creation) für die großen gesellschaftlichen Herausforderungen 
eine zentrale Bedeutung. Auf der regionalen und lokalen Ebene können partizipative 
und interaktive Prozesse aufgrund gemeinsamer Betroffenheit und Identifikation der 
Akteure organisiert werden. Der unmittelbare räumliche Bezug schafft wichtige Vor-
aussetzungen für gemeinsames Handeln der Akteure aus den Bereichen Wissenschaft, 
Wirtschaft, Gesellschaft und Politik (Kanning/Schiller 2014).

Das Forschungsfeld „Hochschulen und nachhaltige Regionalentwicklung“ kann dem-
entsprechend durch die Interaktion der Begriffe Hochschule, Nachhaltigkeit und Regi-
on beschrieben werden (Abb. 1). Die Beziehungen zwischen Hochschule und Region 
wurden in der Forschung bisher am ausführlichsten untersucht und in den vorange-
gangenen Kapiteln des vorliegenden Bandes umfassend aufgearbeitet.

Die Beziehungen zwischen Hochschulen und Nachhaltigkeit werden vom Wissen-
schaftlichen Beirat der Bundesregierung Globale Umweltveränderungen (WBGU) in 
dem vielbeachteten Gutachten „Gesellschaftsvertrag für eine große Transformation“ 
(2011) als eine zentrale Dimension herausgestellt, um die wissensbasierten gesell-
schaftlichen Suchprozesse zur Nachhaltigkeit mit Forschung und Bildung gezielt zu 
unterstützen. Die damit verbundenen Herausforderungen für die Transformation des 
Wissenschaftssystems werden prominent u. a. von Schneidewind und Singer-Brodow-
ski (2013) behandelt. Demzufolge besteht für Hochschulen die Möglichkeit, nachhal-
tige Entwicklung auf unterschiedliche Weise zu unterstützen (Nachhaltigkeits- 
forschung, Lehre, Transformation bzw. Transfer, nachhaltige Bewirtschaftung der 
Hochschule). In diesen Arbeiten fehlt jedoch der Bezug zur Region als Handlungs- und 
Betroffenheitsebene.
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Abb. 1: Forschungsfeld Hochschulen und nachhaltige Regionalentwicklung / Quelle: Eigene Darstellung

Im vorliegenden Beitrag erfolgt eine integrative Betrachtung der Schlüsselbegriffe 
Hochschule, Nachhaltigkeit und Region. Durch die Fokussierung auf nachhaltige Ent-
wicklung wird ein innovativer Mehrwert zu bestehenden Studien zur Bedeutung von 
Hochschulen für die Regionalentwicklung geleistet, da nicht nur Beiträge zur wirt-
schaftlichen Entwicklung, sondern auch zu den großen gesellschaftlichen Herausfor-
derungen erfasst werden. Die Erhöhung der Komplexität in Bezug auf die Zieldimensi-
onen des Handelns von Hochschulen führt allerdings dazu, dass nicht alle in Abbildung 
1 dargestellten Teilaspekte des Themas mit gleicher Gewichtung behandelt werden 
können. Der Beitrag greift daher die Achse „Hochschulen – Region“ nicht mehr eigen-
ständig auf, sondern verweist auf die vorangegangenen Beiträge in diesem Sammel-
band. Bezüglich der Achse „Hochschulen – Nachhaltigkeit“ wird auf bestehende Lite-
ratur und Empfehlungen der Wissenschaftsorganisationen zurückgegriffen.

Die Leitfrage des vorliegenden Kapitels lautet: (Wie) können das Hochschulsystem 
bzw. einzelne Hochschulen in die Lage versetzt werden, einen Beitrag zur nachhaltigen 
Regionalentwicklung zu leisten? Der Fokus liegt also auf der Ausleuchtung der Zieldi-
mension auf der Achse „Nachhaltigkeit – Region“ und der Beschreibung, Erklärung 
und Bewertung von Transformationsprozessen des Hochschulsystems bzw. in einzel-
nen Hochschulen.

In der öffentlichen Debatte wird momentan intensiv darüber gestritten, ob und in 
welcher Form sich Hochschulen und Hochschulsysteme zur Erbringung eines Bei-
trags zur Lösung der großen gesellschaftlichen Herausforderungen gegenüber trans-
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formativer Forschung öffnen sollen und ob sie dazu aufgrund ihrer institutionellen 
Verfasstheit überhaupt in der Lage sind. Diese Diskussion setzt in verschärfter Form 
die Auseinandersetzung darüber fort, ob die Region überhaupt eine relevante Hand-
lungsebene für Hochschulen ist, die sich auf der Suche nach allgemeingültigen wis-
senschaftlichen Erkenntnissen befinden und sich dabei zunehmend als Akteure in ei-
nem überregionalen und teilweise auch internationalen Wettbewerb verstehen. In 
diesem Zusammenhang ist gegenwärtig zu beobachten, dass eine Reihe von Hoch-
schulen verstärkt für nachhaltige Entwicklung im regionalen Kontext und darüber 
hinaus eintreten möchte und sich damit zum Teil auch eine bessere Zukunftsfähigkeit 
und einen möglichen Wettbewerbsvorteil gegenüber anderen Hochschulen erhofft. 
Diese Bemühungen werden u. a. durch den Rat für Nachhaltige Entwicklung (2016a) 
unterstützt, auf dessen Initiative ein Nachhaltigkeitskodex für Hochschulen konzi-
piert wird, dessen Beta-Version bereits von mehreren Hochschulen in Deutschland 
getestet wird. Auch der Wissenschaftsrat fordert in einem aktuellen Papier wissen-
schaftliche Einrichtungen ausdrücklich auf, stärkere Verantwortung für Regionen 
wahrzunehmen. Dieses stehe einer überregionalen und internationalen Positionie-
rung nicht entgegen (Wissenschaftsrat 2018: 5 ff.).

Die Gegensätzlichkeit der Positionen in der Debatte um den Stellenwert transformati-
ver Wissenschaft kann anhand der Protagonisten Uwe Schneidewind (Präsident und 
wissenschaftlicher Geschäftsführer des Wuppertal Instituts für Klima, Umwelt, Ener-
gie gGmbH) und Peter Strohschneider (Präsident der Deutschen Forschungsgemein-
schaft) illustriert werden. Schneidewind (2010) hebt die Notwendigkeit hervor, dass 
sich das deutsche Hochschulsystem für transdisziplinäre Nachhaltigkeitsforschung 
öffnet, um den großen gesellschaftlichen Herausforderungen zu begegnen. Er bringt 
jedoch seine Skepsis bezüglich der Frage zum Ausdruck, ob das Hochschulsystem wil-
lens und in der Lage ist, sich zu ändern. Gründe dafür seien die einseitige externe Ein-
flussnahme vor allem durch ökonomisch motivierte Interessen sowie fachkulturell 
geprägte wissenschaftsimmanente Selbstbeschränkungen und Orthodoxie in einzel-
nen Disziplinen (Schneidewind 2015).

Strohschneider (2014) hingegen steht der Politik der transformativen Wissenschaft 
ausgesprochen kritisch gegenüber und sieht sie nicht als erstrebenswertes Ziel an. 
Zum einen werde die wissenschaftliche Wahrheitssuche preisgegeben, wenn Wissen 
nicht mehr nach innerwissenschaftlichen Prinzipien der Wahrheit und Neuheit, son-
dern nach ihrem Nutzen für außerwissenschaftlich definierte und normativ gesetzte 
Ziele bewertet wird. Zum anderen könne die transformative Wissenschaft demokrati-
sche Entscheidungsprozesse aushebeln und zu einer unangemessenen Überhöhung 
der Wissenschaft führen.

In einem aktuellen Positionspapier zum wissenschaftspolitischen Diskurs über große 
gesellschaftliche Herausforderungen nimmt der Wissenschaftsrat (2015) eine ver-
mittelnde Position ein. Die Bewältigung großer gesellschaftlicher Herausforderungen 
wird zur dritten wissenschaftspolitischen Zielvorstellung erklärt, die neben die Grund-
lagenforschung und die Unterstützung von Innovationsprozessen treten solle, ohne 
deren Bedeutung zu mindern. Der Wissenschaftsrat konstatiert jedoch auch, dass 
sich aus dieser Aufgabe weitreichende Implikationen für das Hochschulsystem, einzel-
ne Hochschulen und die beteiligten Wissenschaftler selbst ergeben. Dabei sei es aus 
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Sicht des Wissenschaftsrates am besten, wenn der Wandel durch eine Vielfalt weitge-
hend autonomer Einrichtungen und die Entwicklung spezifischer Strategien dezentral 
vorangetrieben würde.

Die Intensität dieser Auseinandersetzung verdeutlicht nicht nur die Relevanz des The-
mas, sondern unterstreicht auch das Potenzial für raumbezogene Disziplinen wie Geo-
graphie und Planungswissenschaften, die Perspektive der nachhaltigen Regionalent-
wicklung in dieser Debatte zu positionieren und Transformationsprozesse einzelner 
Hochschulen in ihren spezifischen regionalen Kontexten zu beschreiben, zu erklären 
und zu bewerten. Dazu soll der vorliegende Text einen konzeptionellen Beitrag leisten.
Die Argumentation wird im Folgenden durch vier Forschungsfragen bzw. Unterkapitel 
strukturiert.

1 Was bedeutet nachhaltige Regionalentwicklung?  
In vielen Arbeiten der Transition-Forschung werden Wandlungsprozesse vor allem 
abstrakt beschrieben. Im Kontext der nachhaltigen Entwicklung erscheint es je-
doch notwendig, zunächst die Zieldimension des Wandels klarer zu fassen. Nur 
auf dieser Basis können die Herausforderungen herausgearbeitet werden, vor de-
nen Hochschulen und Hochschulsysteme stehen, wenn sie zur Erbringung eines 
Beitrags zur nachhaltigen Regionalentwicklung befähigt werden sollen und sich in 
regionale Prozesse zur Nachhaltigkeit einbringen sollen oder wollen. Besondere 
Herausforderungen ergeben sich dadurch, dass für eine transformative und trans-
disziplinäre Forschung der im traditionellen Verständnis von der Hochschule aus-
gehende unidirektionale Charakter des Wissenstransfers durch interaktive Pro-
zesse zwischen Hochschule und regionalen Akteuren erweitert werden muss 
(Kap. 2).

2 Welchen Beitrag leistet die Transition-Forschung zum Verständnis  
von Wandlungsprozessen in Hochschulen und Hochschulsystemen?  
Hochschulen und Hochschulsysteme können als sozio-technische Systeme im Sin-
ne von Geels (2004) verstanden werden. Der konzeptionelle Rahmen der Mul-
ti-Level-Perspektive (MLP) ermöglicht es, Veränderungsprozesse komplexer so-
zio-technischer Systeme auf unterschiedlichen strukturellen Ebenen zu erfassen 
(Markard/Raven/Truffer 2012). Die Ansätze aus der Transition-Forschung werden 
dazu unter Nutzung von Erkenntnissen aus der internationalen Hochschulfor-
schung (u. a. Clark 1983a) und Erkenntnissen zu früheren Wandlungsprozessen in 
Deutschland (u. a. Kehm/Pasternack 2001) auf das Hochschulsystem übertragen. 
Entsprechend der „demand-response imbalance“ (Clark 1998) wird davon ausge-
gangen, dass Hochschulen und Hochschulsysteme den an sie gestellten Anforde-
rungen nur dann gerecht werden können, wenn sie bereit und in der Lage sind, 
sich zu verändern (Kap. 3).

3 Vor welchen Herausforderungen stehen Hochschulen, um nachhaltige  
regionale Entwicklungsprozesse zu unterstützen? Wie lässt sich die  
Wechselwirkung zwischen Hochschulen und nachhaltiger Regional- 
entwicklung aus der Transition-Perspektive beschreiben?  
Auf Basis der Zieldimension „Nachhaltige Regionalentwicklung“ und der Erkennt-
nisse über den Ablauf von Wandlungsprozessen an Hochschulen wird ein Bewer-
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tungsrahmen für (qualitative) Einschätzungen von Leistungen der Hochschulen 
in den Bereichen Forschung, Lehre, Transfer / Third Mission, Betrieb und Gover-
nance entwickelt (Kap. 4). 

4 Inwiefern sind Transformationsprozesse in Richtung nachhaltige Regional-
entwicklung an ausgewählten Hochschulen und im Hochschulsystem bereits 
zu erkennen?  
Dieser weiterführende Schritt in Abschnitt 3.2 dient dazu, die bisherigen Erkennt-
nisse an konkreten Fallbeispielen zu illustrieren und weitere Forschungen vorzube-
reiten.

2 Nachhaltige Raum- und Regionalentwicklung

In diesem Teilkapitel liegt der Fokus auf den Verbindungen zwischen Nachhaltigkeit 
und Region. Dabei gehen wir insbesondere der Frage nach, was eine nachhaltige Regi-
onalentwicklung kennzeichnet (vgl. Abb. 1). Aus der Fülle und Vielfalt an Material, das 
es zum Themenfeld gibt, wird für den vorliegenden Kontext vor allem der mit der 
räumlichen Planung(swissenschaft) verbundene Diskurs zur nachhaltigen Raum- und 
Regionalentwicklung in Deutschland zugrunde gelegt, da dieser – zumindest theore-
tisch – einen übergreifenden Ansatz verfolgt, der die Dimensionen Ökologie, Ökono-
mie und Soziales umfasst. Mit dem erweiterten Selbstverständnis, das die räumliche 
Planung etwa seit den 1990er Jahren prägt und neben Ordnungs- explizit auch Ent-
wicklungsfunktionen einschließt (§ 1 Abs. 1, § 13 ROG), verbinden sich hier räumliche 
und regionalökonomische Perspektiven. Im Folgenden wird daher auch das Begriffs-
paar „nachhaltige Raum- und Regionalentwicklung“ verwendet. Nicht näher betrach-
tet werden Diskurse, die vornehmlich im regionalökonomischen, strukturpolitischen 
und wirtschaftsgeographischen Bereich geführt werden und den Fokus (noch) über-
wiegend auf die ökonomische Dimension legen. Weiterführend sei hierzu exempla-
risch verwiesen auf Schulz (2012), Schulz/Bailey (2014) sowie den Arbeitskreis „Post-
wachstumsökonomien“ der ARL, der sich 2017 konstituiert hat und von dem weitere 
Beiträge für die Transformation zu einer nachhaltigen Regionalentwicklung zu erwar-
ten sind, die beispielsweise auch für schrumpfende Regionen neue Perspektiven eröff-
nen können. Demgegenüber fließen Erkenntnisse aus der persönlichen Mitwirkung in 
dem seit 2016 bestehenden ARL-Arbeitskreis „Nachhaltige Raumentwicklung für die 
große Transformation“ in den vorliegenden Beitrag ein.

Ausgehend von dem allgemeinen Verständnis einer nachhaltigen Raum- und Regional-
entwicklung, welche die Umsetzung der allgemeinen Leitvorstellungen nachhaltiger 
Entwicklung in die räumliche Dimension beinhaltet (Spehl 2005: 683), werden für die 
vorliegende Fragestellung drei Zugänge zugrunde gelegt: Aus der allgemeinen Leit-
bilddiskussion wird 1) der politisch-normative Rahmen skizziert (2.1) und es werden 
2) theoretische Fundamente geklärt (2.2). Vor diesem Hintergrund werden 3) Beiträ-
ge aus der räumlichen Planung(swissenschaft) dargestellt (vgl. Radinger-Peer/Pflitsch/
Freytag et al. in diesem Band), um abschließend mit Blick auf die weiteren Analysen 
zur Rolle der Hochschulen ein zusammenfassendes Zwischenfazit zu ziehen (2.4).
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2.1 Politisch-normativer Rahmen

Der grundlegende allgemeine Konsens über das gesellschaftspolitische Leitbild nach-
haltiger Entwicklung, das 1992 auf der Rio-Konferenz von mehr als 170 Staaten ver-
einbart wurde und später in das als Agenda 21 bezeichnete Aktionsprogramm für das 
21. Jahrhundert mündete, entspricht auch heute – etwa 30 Jahre später – noch der 
im Brundtland-Bericht von 1987 vorgeschlagenen Definition. Demnach ist eine Ent-
wicklung dann nachhaltig, wenn sie „die Bedürfnisse der Gegenwart befriedigt, ohne 
zu riskieren, dass künftige Generationen ihre eigenen Bedürfnisse nicht befriedigen 
können“ (Hauff 1987: 46). 

Der Schlüssel für die Gestaltung nachhaltiger Entwicklungsprozesse liegt danach in 
der Auseinandersetzung mit den menschlichen Bedürfnissen (Bedürfnisorientie-
rung). Zugleich sind damit im Kern zwei normative Elemente verbunden: 

1 das Gerechtigkeitsgebot bzw. die ethische Forderung nach einem Ausgleich so-
wohl zwischen Industrie- und Entwicklungsländern (intragenerative Gerechtig-
keit) als auch zwischen gegenwärtigen und zukünftigen Generationen (intergene-
rative Gerechtigkeit),

2 das Integrationsgebot, begründet auf die Einsicht, dass ökonomische, soziale und 
ökologische Entwicklungen notwendig als eine innere Einheit zu sehen sind.

Konsens besteht zudem darüber, dass eine nachhaltige Entwicklung nur als partizipa-
tiver Prozess gestaltet werden kann. Der Ruf nach einer Stärkung und Beteiligung der 
verschiedenen gesellschaftlichen Gruppen zieht sich wie ein roter Faden durch die 
Agenda 21 (BMU o. J.). Explizit werden neun verschiedene Gruppen hervorgehoben, 
die einer besonderen Stärkung bedürfen. Hierzu gehören u. a. die Kommunen (Kap. 
28), die Privatwirtschaft (Kap. 30) sowie Vertreter aus Wissenschaft und Technik 
(Kap. 31). Weitergehend werden für „Die Wissenschaft im Dienst einer Nachhaltigen 
Entwicklung“ konkrete Maßnahmen ausgeführt (Kap. 35).

Die explizite Ausrichtung der Agenda 21 auf den gesellschaftlichen Diskurs trägt so-
wohl dem offenen Nachhaltigkeitsleitbild wie auch der begrenzten Fähigkeit zur Ana-
lyse komplexer systemischer Zusammenhänge Rechnung. Sie macht außerdem deut-
lich, dass jede Gesellschaft für sich selbst beantworten muss, was eine nachhaltige 
Entwicklung konkret für sie bedeutet und wie sie diese verwirklichen kann. Die Umset-
zung muss daher auf den verschiedenen gesellschaftlichen Ebenen (Nation, Land, Re-
gion, Gemeinde etc.) im Rahmen kontinuierlicher zukunftsbezogener, gesellschaftli-
cher Such-, Lern- und Verständigungsprozesse erfolgen (vgl. Deutscher Bundestag 
1998: 72). 

Dabei wurde der lokalen und regionalen Ebene von Beginn an eine Schrittmacherfunk-
tion zugesprochen (vgl. SRU 1996: Tz 35). Für die kontinuierliche Abstimmung und 
Konsensbildung über ökonomische, soziale und ökologische Entwicklungen werden 
kleinräumige Einheiten als besonders geeignet angesehen. Erklären lässt sich dieses 
durch den Aspekt der „räumlichen Nähe“. Zum einen sind hier die Folgen des individu-
ellen Handelns am ehesten und am direktesten erfahrbar, was das Problembewusst-
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sein und die Handlungsmotivation bei den politischen Akteuren verstärkt. Zum ande-
ren haben auch die Akteure untereinander im Allgemeinen eine größere Nähe und sind 
teilweise sogar über persönliche Netzwerke miteinander verbunden, sodass sich par-
tizipative Lösungsprozesse leichter organisieren lassen (vgl. Jung/Loske/Rapf et al. 
1997: 3).

Besonders die Kommunen sind dem Aufruf der Agenda 21, „in einen Dialog mit den 
Bürgern, den örtlichen Organisationen und der Privatwirtschaft einzutreten“ (Agen-
da 21, Kap. 28), in vielen Fällen schon früh gefolgt und haben die Lokalen Agenda 
21-Prozesse (LA 21) zu einer weltweiten Bewegung werden lassen. Im Jahr 2009 
konnten in Deutschland noch ca. 2.600 LA 21-Prozesse in ca. 12.000 Kommunen ver-
zeichnet werden (Kirst/Trockel/Heinrichs 2014: 552). Allerdings nahmen ab Beginn 
der 2000er Jahre neue LA 21-Initiativen ab und auch bestehende begannen zu ermü-
den. Eine Vorreiterrolle in Deutschland haben beispielsweise die Städte Freiburg und 
Augsburg eingenommen (vgl. dazu weiter Radinger-Peer/Pflitsch/Freytag et al. in die-
sem Band). 

So ist der Nachhaltigkeitsbegriff heute in aller Munde, zugleich ist er aber oft auch in-
haltsleer. Kritiker sprechen sogar von einer problematischen Entwicklung, da der 
Nachhaltigkeitsbegriff willkürlich und inflationär verwendet werde, sodass seine Allge-
genwart gepaart mit der Bedeutungsunschärfe auch selbst als Ursache für die nach 
wie vor bestehende Umsetzungsproblematik gesehen wird (vgl. z. B. SRU 2002: Tz 1*). 
So kann der Begriff heute Leitbild und Leerformel zugleich sein. Eindrucksvoll wird 
dies in einer aktuellen Studie des Centrums für Hochschulentwicklung (CHE) bestä-
tigt: Von den 399 bundesweit untersuchten Hochschulen wird das Thema Nachhaltig-
keit mit 21 Nennungen – und damit mit großem Abstand vor anderen Themenfeldern 
wie beispielsweise Globalisierung (7 Nennungen), Gesellschaft (6 Nennungen) und 
Umwelt (5 Nennungen) – zur Profilierung in entsprechenden Hochschuldokumenten 
genutzt (Stuckrad/Röwert 2017: 25). Allerdings führen die Autoren dies nicht auf in-
haltliche Übereinstimmungen, sondern gerade auf die begriffliche Unschärfe bzw. das 
hohe Abstraktionsniveau verbunden mit dem „schillernden Charakter“ und einer wei-
ten Verbreitung des Nachhaltigkeitsbegriffs in Wissenschaft, Wirtschaft und Gesell-
schaft zurück (Stuckrad/Röwert 2017: 32 f.). 

Eine neue Dynamik erfährt die politische und damit verbunden auch die inhaltliche 
Diskussion durch die am 25. September 2015 von der UN verabschiedete „Agenda 
2030“. In einem mehrjährigen partizipativen Prozess wurden unter Beteiligung der Zi-
vilgesellschaft zwei zuvor getrennt voneinander geführte UN-Verhandlungsprozesse 
– der 1992 mit dem Erdgipfel begründete Rio-Prozess und der zunächst vor allem auf 
Entwicklungsländer ausgerichtete Prozess der Millenniumentwicklungsziele (Millenni-
um Development Goal-Prozess – MDGs) – unter dem Begriff „Transformation zu nach-
haltiger Entwicklung“ zusammengeführt (ausführlich dazu vgl. Kercher 2015). Mit 17 
international gültigen Nachhaltigkeitszielen (Sustainable Development Goals – SDGs) 
und 169 Unterzielen hat sich die Weltgemeinschaft erstmals auf einen international 
gültigen Zielkatalog geeinigt, auf dessen Grundlage die globale Entwicklung sozial, 
ökologisch und wirtschaftlich nachhaltig gestaltet werden soll. Es wird erwartet, dass 
die Agenda 2030 einen grundlegenden Einschnitt in der internationalen Zusammenar-
beit und im Verhältnis von Nachhaltigkeit und wirtschaftlichem Wachstum markiert, 
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da die Zielsysteme und Instrumente aller mit den SDGs angesprochenen Politikfelder 
überprüft und angepasst werden müssen. Nur so könne der integrierte, innovative 
Wohlstandsbegriff der Agenda 2030, wie die Messung von Wohlstand jenseits des 
Wirtschaftswachstums, die Wechselwirkungen zwischen Wohlstand/Einkommen und 
Umweltzustand/-verbrauch und die Abhängigkeit von Wohlstand von der Bereitstel-
lung globaler Gemeingüter, angemessen abgebildet werden (Rat für Nachhaltige Ent-
wicklung 2016b: 1 f.). 

Auf nationaler Ebene haben der Umsetzungsprozess und politische Diskurs begonnen. 
In einem Dialogprozess hat die Bundesregierung mit verschiedenen Vertretern auch 
aus der Zivilgesellschaft eine neue deutsche Nachhaltigkeitsstrategie erarbeitet (Bun-
desregierung 2016), die explizit als Neuauflage tituliert wird und für die 17 Zielberei-
che insgesamt 63 Indikatoren und jeweils zumeist quantitative Ziele definiert. Noch 
lässt die nationale Nachhaltigkeitsstrategie jedoch eine integrierte Betrachtung der 
verschiedenen Zieldimensionen offen. Zielkonflikte, wie z. B. solche zwischen wirt-
schaftlichem Wachstum (SDG 8) und einer nachhaltigen Nutzung von Meeres- und 
Landökosystemen (SDG 14 und 15), werden dabei bisher nicht thematisiert. Verbin-
dungen mit ökologischen oder planetarischen Leitplanken, wie sie von der deutschen 
Bundesregierung in den internationalen Diskussionen auf Basis eines Positionspapiers 
des (2014) eingefordert wurden, werden insbesondere von Wissenschaftlern des 
Stockholm Resilience Centre (SRC) weiter ausgearbeitet (Rockström/Sukdev 2016; 
Folke et al. 2016 in: Stockholm Resilience Centre 2017). In Deutschland werden diese 
in der politischen Diskussion insbesondere vom Bundesumweltministerium vertreten. 
Eine Übersicht, was Nachhaltigkeit aktuell für die politischen Parteien in Deutschland 
bedeutet, bietet eine Umfrage des Rates für Nachhaltige Entwicklung (Rat für Nach-
haltige Entwicklung 2017).

Im Weiteren gilt es, die SDGs auf die verschiedenen Ebenen und Institutionen herun-
terzubrechen (vgl. zu den Bundesländern z. B. Fischer/Scholz 2015). Nordrhein-West-
falen hat als erstes Bundesland eine Nachhaltigkeitsstrategie mit Bezug zu den SDGs 
erarbeitet (Landesregierung Nordrhein-Westfalen 2016), auch einige Vorreiter-Kom-
munen, wie z. B. Dresden, Hamburg und Hannover, haben sich auf den Weg begeben. 
Für die regionale Ebene steht dieser Prozess noch aus.

2.2 Theoretische Fundamente

Eine konsistente und integrierte theoretische Fundierung des Nachhaltigkeitsleit- 
bildes fehlt bis heute. Bisher lässt sich eine nachhaltige Entwicklung weder aus den 
Naturwissenschaften noch aus den Wirtschafts- und Sozialwissenschaften heraus 
umfassend theoretisch begründen, wie es beispielsweise Renn und Kastenholz (1996) 
bereits in einem frühen Beitrag herausgearbeitet haben. In der Diskussion sind ver-
schiedene Nachhaltigkeitsmodelle („Ein-Dimensionen-“ und „Mehr-Dimensionen-Mo-
delle“) und/oder Nachhaltigkeitskonzepte („starke“ bis „schwache“ Nachhaltigkeit 
sowie vermittelnde Konzepte), die jeweils von Vertretern verschiedener Disziplinen 
präferiert und/oder kritisiert werden (zur Übersicht vgl. z. B. Michelsen/Adomßent 
2014: 24 ff.).
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Die weitreichendsten theoretischen Fundierungen lassen sich im Bereich der Ökolo-
gischen Ökonomie identifizieren. Diese Denkrichtung ist etwa Ende der 1980er Jahre 
in den USA entstanden und hat sich von Anfang an als „the science and management 
of sustainability“ bzw. „Wissenschaft von der Nachhaltigkeit“ (Costanza/Daly/Bartho-
lomew 1991; vgl. Lerch/Nutzinger 1998: 215) verstanden, deren gemeinsame norma-
tive Basis das Leitbild der nachhaltigen Entwicklung darstellt (vgl. z. B. van den Bergh 
2000: 7). Auf internationaler Ebene ist die Ökologische Ökonomie v. a. aus dem natur-
wissenschaftlichen Bereich heraus entstanden, im deutschsprachigen Raum spielt 
daneben die sozioökonomische Perspektive eine stärkere Rolle (vgl. z. B. Majer 1999; 
Busch-Lüty 2000). Die wesentliche Zielsetzung besteht darin, die ökologischen und 
ökonomischen Wissenschaften wieder zusammenzubringen, denn die infolge der 
neoklassischen Ökonomie gewachsene Trennlinie zwischen den beiden Disziplinen 
wird als eine wesentliche Ursache für die mangelnde Nachhaltigkeit der modernen 
Gesellschaften angesehen (vgl. Costanza/Cumberland/Daly et al. 2001: 59, 76; van 
den Bergh 2000: 2). 

Doch umfasst die Ökologische Ökonomie noch kein geschlossenes, allgemein geteil-
tes Paradigma fest gefügter Prämissen und Theorien. Vielmehr kann die für eine The-
orierichtung noch recht junge Erscheinung als eine Disziplin begriffen werden, die 
immer noch im Entstehen ist, sich dabei gleichfalls weiter ausdifferenziert und entwi-
ckelt. Neben den frühen Arbeiten von Daly (1990; 1994) sind die Beiträge, die interna-
tional und national unter dem Label der Ökologischen Ökonomie firmieren und im 
deutschsprachigen Raum auch mit Ansätzen der Sozial-ökologischen Ökonomie bzw. 
Forschung korrespondieren, äußerst vielfältig und sowohl hinsichtlich der vertrete-
nen Konzeptionen als auch der Methoden bewusst pluralistisch angelegt. Gleichwohl 
können einige grundlegende, richtungsweisende Gemeinsamkeiten und Erkenntnisse 
herausgestellt werden, die sie von der Mainstream-Ökonomie fundamental unter-
scheiden (weiterführend vgl. Kanning 2005). 

Als zentrales gemeinsames Merkmal kann die von Vertretern der Ökologischen Öko-
nomie selbst auch als „voranalytisch“ bezeichnete Vision hervorgehoben werden, das 
sozioökonomische System als Subsystem des übergreifenden ökologischen Systems 
zu betrachten (Busch-Lüty 2000: 75). Im Unterschied zu den populären Nachhaltig-
keitsdreiecken und -säulen wird dieses Verständnis üblicherweise mit einer Abbildung 
zum Ausdruck gebracht, die sich umgangssprachlich einprägsam auch als „Spiegelei“ 
bezeichnen lässt (Abb. 2). Vergleichbare Darstellungen werden heute auch im (hoch-
schul-)politischen Raum verwendet (z. B. WWF 2014; HNEE 2016, vgl. Abb. 3) sowie in 
dreidimensionaler Darstellungsweise auch zur Einbindung planetarischer Leitplanken 
in die aktuelle Diskussion zur Strukturierung der SDGs eingebracht (Stockholm Resili-
ence Centre 2017, vgl. Kap. 2.1).

Während diese voranalytische Vision für die meisten Wissenschaften keine neue Er-
kenntnis ist und oberflächlich betrachtet eher trivial klingen mag, bedeutet sie doch 
für Ökonomen einen fundamentalen Wandel im Denken – wie es sich auch in den Dis-
kussionen im Rahmen des ARL-Arbeitskreises immer wieder gezeigt hat. Denn gegen-
über der vorherrschenden neoklassischen Lehrmeinung impliziert die „neue“ vor- 
analytische Vision eine grundlegend veränderte Wahrnehmung der Probleme der Res-
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sourcenallokation und ihrer Lösungen. Insbesondere bedeutet sie eine Verlagerung 
des analytischen Schwerpunkts von Ressourcen, die auf Märkten gehandelt werden, 
zu den biophysischen Grundlagen interdependenter ökologischer und ökonomischer 
Systeme (Costanza/Cumberland/Daly et al. 2001: 74). 

Abb. 2: Wirtschaft, Gesellschaft und Natur als vernetztes System / Quelle: Busch-Lüty 1994: 13

Abb. 3: Schema zum Verhältnis von Ökonomie, Gesellschaft und Ökosystemen / Quelle: HNEE 2016: 12 
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Insgesamt finden sich in den vielfältigen Beiträgen der Ökologischen Ökonomie und 
ihren Erweiterungen zur Sozial-ökologischen Ökonomie naturwissenschaftlich (z. B. 
Daly 1990; 1994; Norgaard 1994; Costanza/d‘Arge/de Groot et al. 1997; Costanza/
Cumberland/Daly et al. 2001; Costanza/Farber 2002) sowie ökonomietheoretisch und 
philosophisch (z.  B. Immler/Hofmeister 1998; Busch-Lüty 2000; Biesecker/Schmid 
2001; Biesecker/Hofmeister 2010) fundierte theoretische Begründungen für die fun-
damentale Bedeutung des ökologischen Systems (weiterführend zu den verschiede-
nen Beiträgen auf Basis zugrunde liegender Weltbilder s. Kanning 2005). Hiermit lässt 
sich die immer noch kontrovers diskutierte Frage nach der Gewichtung von Ökologie, 
Ökonomie und Sozialem (vgl. Michelsen/Adomßent 2014: 28 ff.) leicht beantworten: 
Ohne die Funktionsfähigkeit und die produktiven Kräfte des ökologischen Systems ist 
das sozioökonomische System nicht überlebensfähig. Jedoch lässt sich aus den ver-
schiedenen Erklärungsansätzen nicht per se ein Vorrang der ökologischen Dimension 
ableiten. Wie tragfähig ökologische Systeme sind bzw. wo die Grenzen ihrer Belastbar-
keit liegen, hängt vielmehr von der naturräumlichen Ausprägung, dem Grad der Nut-
zung und bereits vorhandenen Belastungen ab. Dieses kann nur raum- und zeitspezi-
fisch beurteilt werden, wie es auch bereits in den frühen Beiträgen zur Fundierung der 
räumlichen Planung herausgearbeitet wurde. Theoretisch weisen die Beiträge und 
gleichzeitig auch noch offenen Fragen der Ökologischen Ökonomie auf eine Verknüp-
fung mit der räumlichen Planung hin. Letztere hat seit den 1970er Jahren – mit der 
Landschaftsplanung als Fachplanung und der Raumplanung als integrierender räumli-
cher Gesamtplanung – entsprechende Planungssysteme für eine zeit- und raumbezo-
gene Analyse der Leistungen des Naturhaushaltes sowie für eine ökologische Orientie-
rung gesellschaftlichen Handelns aufgebaut (zum System der Landschaftsplanung vgl. 
von Haaren 2004; weiterführend zur Definition von Ökosystemleistungen sowie von 
Naturhaushalts-, Landschafts- und Umweltfunktionen vgl. Kanning 2005: 120 ff.). Fak-
tisch sind bisher aber kaum Bezüge zwischen den verschiedenen Disziplinen erkenn-
bar. Erst in jüngerer Zeit zeigen sich erste Verbindungen im Kontext der Diskussionen 
um die Bestimmung von Ökosystemleistungen (Haaren/Lovett/Albert 2019), wenn-
gleich die hierzu seitens der Landschaftsplanung eingebrachten Ansätze noch eher 
antizipativen Charakter haben und sich bisher nicht auf einen radikalen Wandel im 
ökonomischen Denken richten, wie er in der Ökologischen Ökonomie angelegt ist.

2.3 Ansätze der räumlichen Planung und Planungswissenschaft

In der räumlichen Planung und Planungswissenschaft wurde die Diskussion um die 
Umsetzung des Nachhaltigkeitsleitbildes früh geführt, in Folge der Rio-Konferenz 
1992 etwa bereits ab Mitte der 1990er Jahre bis in die erste Dekade der 2000er Jahre. 
Zusammenfassende Übersichten zur Entwicklung und zum Diskussionsstand geben 
insbesondere die Beiträge von Spehl (2005) und Hofmeister (2014; 2017). Eine prä-
gende Rolle in der frühen wissenschaftlichen Diskussion hatten vor allem die im Rah-
men verschiedener ARL-Arbeitskreise durchgeführten Forschungsarbeiten. In diesem 
Kontext wurden u.  a. grundlegende Begriffsklärungen und Positionierungen (ARL 
1994), regionsspezifische Ausgestaltungen (ARL 1998) und eine Handreichung zur 
Operationalisierung des Nachhaltigkeitsprinzips in der Regionalplanung (ARL 2000) 
erarbeitet. Eine zusammenfassende kritische Synopse der ARL-Forschungsarbeiten 
findet sich zudem bei Wolfram (2002). Auch anlässlich der Rio-Folgekonferenz 2002 
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in Johannesburg erfolgten kritische Reflexionen durch Ritter und Zimmermann 
(2003). Zudem haben Lendi und Hübler (2004) weiterführend ethische Fragen bear-
beitet. 

Einen wichtigen Meilenstein im wissenschaftlichen Diskurs stellt daneben die von 
Hübler/Kaether/Selwig et al. (2000) im Auftrag des deutschen Umweltbundesam- 
tes (UBA) durchgeführte Studie dar. Zur Prüfung bestehender regionaler Pläne und 
Programme im Hinblick auf die Umsetzung des Nachhaltigkeitsleitbildes wurde hierin 
vor dem Hintergrund des allgemeinen Diskussionsstandes ein umfangreicher, dimen-
sionsübergreifender Prüfrahmen entwickelt. Unterschieden werden darin vier konsti-
tutive Elemente und elf strategische Prinzipien, die zur Umsetzung nachhaltiger Regi-
onalentwicklungen als besonders bedeutsam erachtet werden (ebd.: 25 ff., vgl. Abb. 
4). Dieser Ansatz kann bis heute als weitreichendster Ansatz zur Operationalisierung 
des Nachhaltigkeitsleitbildes für die Regionalplanung und regionale Entwicklung ange-
sehen werden (vgl. Hofmeister 2017: 15).

Region

- Risikovorsorge
- Suffizienz
- Effizienz
- Vielfalt

- Konsistenz
- Vernetzung

- Kooperation
- Transparenz
- Beteiligung

- Intragenerative 
Gerechtigkeit

- Intergenerative 
Gerechtigkeit

Nachhaltigkeit

Dauerhaftigkeit

Integration Partizipation

Verteilungsgerechtigkeit

Abb. 4: Konstitutive Elemente und strategische Prinzipien der nachhaltigen Entwicklung / Quelle: 
Hübler/Kaether/Selwig et al. 2000: 29, verändert



133H o cH s cH u l en a l s ag en t en d e s Wa n d el s f ü r e i n e n acH H a lt i g e r eg i o n a l en t Wi ck lu n g?

Korrespondierend mit dem eingangs skizzierten normativen Rahmen (Kap. 2.1) wer-
den als konstitutive Elemente genannt (vgl. Abb. 4):

1 die Integration von ökologischen, ökonomischen, sozialen und kulturellen Belan-
gen,

2 die Berücksichtigung des Aspektes der Dauerhaftigkeit der ökonomischen und so-
zialen Lebensbedingungen sowie der natürlichen Lebensgrundlage,

3 die Berücksichtigung der Verteilungsgerechtigkeit sowohl intra- als auch interge-
nerativ,

4 die Partizipation bzw. Beteiligung aller gesellschaftlichen Gruppen.

Zu den elf – in Abb. 4 dargestellten – strategischen Prinzipien gehören u. a. die auch in 
der allgemeinen Nachhaltigkeitsdiskussion als bedeutsam herausgestellten Strategien 
Effizienz, Suffizienz und Konsistenz. Diese gelten nicht als alternative, sondern als kom-
plementäre Strategien für die Transformation zur Nachhaltigkeit, insbesondere, weil 
reine Effizienzsteigerungen häufig durch Rebound-Effekte aufgezehrt werden (vgl. 
BUND/Brot für die Welt/Evangelischer Entwicklungsdienst e.  V. 2008: 216 ff.; von 
Gleich/Hofmeister/Huber 1999; weiter dazu in Kanning 2013). Während sich die Effizi-
enz- und die Suffizienz-Strategie auf die Reduzierung des Mengendurchsatzes an Stoff- 
und Energieströmen richten, bezieht sich die Konsistenzstrategie auf die qualitativen 
Aspekte der Stoffe, die eine Rückführung in die natürlichen Stoffkreisläufe gewährleis-
ten sollen (vgl. Huber 1996; von Gleich/Hofmeister/Huber 1999). Hübler/Kaether/Sel-
wig et al. (2000) verbinden mit diesen Strategien u. a. die dauerhafte Ausrichtung der 
ökonomischen Entwicklung an der Tragekapazität der ökologischen Systeme, die 
Übereinstimmung der Zeitmaße der anthropogenen Eingriffe mit den natürlichen re-
aktiven Prozessen der Umwelt, z. B. durch ressourceneffiziente Flächenbewirtschaf-
tungen, vorsorgendes Wirtschaften, Stärkung regionaler Wirtschaftskreisläufe, nach-
haltige Konsummuster etc. Ergänzend verweisen sie hierzu auch auf das Prinzip der 
Vernetzung, z. B. durch Beteiligungen aller gesellschaftlichen Gruppen und eine ver-
stärkte regionale Kommunikation und Kooperation (ebd.: 82 ff.).

Dieser weitreichende Ansatz zur Operationalisierung und auch die anderen wissen-
schaftlichen Beiträge stehen jedoch im Kontrast zur praktischen Umsetzung, sowohl 
im Hinblick auf die gesetzliche Implementierung des Leitbildes als auch in Bezug auf 
die Planungspraxis. Zwar ist eine nachhaltige Entwicklung seit 1998 als Leitvorstellung 
der Raumordnung gesetzlich verankert (§ 1 Abs. 2 ROG), doch wird die Umsetzung 
der Nachhaltigkeitsidee durch die Raumplanung bis heute kritisch gesehen, weil sie zu 
keinen grundlegenden substanziellen und instrumentellen Veränderungen geführt 
habe (Wolfram 2002; Weber 2004; Scholich 2008; Hofmeister 2014). Auch liege der 
Fokus vornehmlich auf der ökologischen Dimension (Spehl 1994: 84; Wolfram 2002). 
Dennoch trägt der vorstehend skizzierte planungswissenschaftliche Diskurs zur Klä-
rung der Frage bei, welche gesellschaftlichen Herausforderungen an eine nachhaltige 
Regionalentwicklung gestellt werden.
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Parallel zur planungswissenschaftlichen Diskussion wurde die Operationalisierung 
des Nachhaltigkeitsleitbildes auch auf Projektebene früh vorangetrieben. Bräuer/Hö-
her/Lucas et al. (2000) identifizieren in einer Ende der 1990er Jahre durchgeführten 
Studie bereits 1.650 Projekte nachhaltiger Regionalentwicklung in Deutschland. Vor-
reiterfunktion hatten die eher konzeptionell ausgerichteten Projekte NARET (Spehl/
Tischer 1994; Peters/Sauerborn/Spehl et al. 1996) und SUDECIR (Sauerborn/Tischer 
1996) sowie praxisorientierte Umsetzungskonzepte, wie z. B. der Ulmer Initiativkreis 
für nachhaltige Wirtschaftsentwicklung (1996/1997), die Region Bergisches Land 
(Lucas/Weißner 1997; Molitor 1997) und das „Industrielle Gartenreich“ Dessau 
(Bauhaus 1996/1997; Spehl 1998: 24). Diese frühen Modellprojekte konnten direkt an 
die Ansätze der „eigenständigen“ bzw. „endogenen Regionalentwicklung“ anschlie-
ßen, die schon in den 1980er Jahren in Deutschland und Österreich im Rahmen der 
Debatten um die Regionalisierung von Ökonomien breit diskutiert wurden. Charakte-
ristisch für die Ansätze der eigenständigen Regionalentwicklung ist, dass endogene 
Entwicklungspotentiale genutzt werden sollen, um Unternehmen regional zu vernet-
zen und regionale Wertschöpfungsketten aufzubauen, mit denen regionale Stoff-
kreisläufe geschlossen und Transportwege verringert werden (vgl. Spehl 1998: 23; 
Hofmeister 2017: 7 f.). Diese Beiträge werden auch in den aktuellen Transformations- 
und Postwachstumsdiskussionen wiederentdeckt. Subsummiert unter dem Begriff 
Subsistenz wird die Regionalwirtschaft als ergänzendes Versorgungssystem betrach-
tet (Paech 2005, 2012) und hiermit das Verhältnis von Fremd- und Eigenversorgung 
zugunsten einer stärkeren regionalen Eigenständigkeit verschoben (Hahne 2000; 
Hahne 2017: 49 ff.). 

Zu den Grundpfeilern nachhaltiger Regionalentwicklung zählen Kooperationen und 
Netzwerke. Dabei galt und gilt bis heute wie in der allgemeinen Nachhaltigkeitsdiskus-
sion (vgl. Kap. 2.1) die regionale Ebene als geeignete Handlungsebene (Spehl 1998: 
29; ARL 2000: 189 f.; Vogt 2004: 64 f.; Weber 2004: 177; Wiechmann 2004: 3), allge-
mein verstanden als die Ebene oberhalb von Kommunen und unterhalb der Ländere-
bene. Dementsprechend richteten sich auch die ersten öffentlich geförderten Mo-
dellvorhaben zur nachhaltigen Raumentwicklung ab Ende der 1990er Jahre an die 
Regionen bzw. die regionalen Akteursnetzwerke (vgl. Wiechmann 2004: 3). Zu nen-
nen sind hier zunächst der Bundeswettbewerb „Regionen der Zukunft“ für die Raum-
ordnung im Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr, Bau- und Woh-
nungswesen (BMVBW) und der Wettbewerb „Regionen Aktiv“ im Geschäftsbereich 
des Bundesministeriums für Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft 
(BMVEL). Auf Basis dieser Modellvorhaben, die jeweils durch entsprechende Folge-
projekte fortgesetzt wurden, sind wichtige Erkenntnisse sowie offene Fragen und 
Hemmnisse sichtbar geworden: 

 > Die formellen Planungsträger, insbesondere die Regionalplanungen, waren an den 
Projekten nur in geringem Maße beteiligt. Ritter führt dies u. a. darauf zurück, 
dass diese oftmals davon ausgingen, „Nachhaltigkeit sei in der Raumplanung so  
etwas wie eine gelebte Selbstverständlichkeit“ (2003: 3). Diese Annahme könne 
dazu verleiten, dass die mit der Umsetzung des Nachhaltigkeitsprinzips in der Re-
gionalplanung verbundenen neuen Herausforderungen nicht ausreichend wahrge-
nommen würden (vgl. Hübler/Kaether/Selwig et al. 2000; Hofmeister 2017: 8).
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 > Zur Handlungsebene der Region fasst Spehl (2005) zusammen, dass diese nach 
wie vor als adäquate räumliche Ebene angesehen wird, um Konzepte nachhaltiger 
Raumentwicklung zu erstellen und umzusetzen. Die räumlichen Abgrenzungen 
sind dabei variabel, in erster Linie handelt es sich um regionale Netzwerke und re-
gionale Kooperationen, die neben marktliche und staatliche Koordinationsformen 
treten. Daneben bleiben aber auch die politisch verfassten Räume von Bedeutung, 
wie die Städte und Landkreise, wo sich überwiegend auch die Lokalen Agenden 
21-Initiativen angesiedelt haben, da diese über Finanzmittel verfügen und poli-
tisch-administratives Handeln weiterhin eine wichtige Komponente darstellt 
(Spehl 2005: 682).

 > In Bezug auf die Etablierung regionaler Wirtschaftskreisläufe wird ein Spannungs-
verhältnis zwischen Globalisierung und Regionalisierung konstatiert. Einerseits 
müssen sich die regionalen Wirtschaftsakteure im globalen Wettbewerb bewäh-
ren, andererseits sollen sie das Anliegen unterstützen, innerregionale Kooperatio-
nen einzugehen, um vor Ort ökologische und soziale Nachhaltigkeitsziele zu errei-
chen (vgl. Danielzyk/Deppe/Mose 1997). Diese „Gratwanderung“ wirke sich nicht 
immer zugunsten einer nachhaltigen Entwicklung aus (vgl. Hofmeister 2017: 7 f.). 

 > In den mit den Programmen zur ländlichen Entwicklung verbundenen Projekten 
zeigte sich zudem, dass sich diese v. a. auf einzelne Sektoren und Bereiche bezie-
hen, wie Landwirtschaft und Ernährung, nachhaltige Energieversorgung und 
nachhaltigen Tourismus. Zudem wird hier konstatiert, dass Unternehmen – so-
wohl aus dem landwirtschaftlichen als auch dem nichtlandwirtschaftlichen Be-
reich – größtenteils nicht in ausreichendem Maße in die Prozesse eingebunden 
sind (Langguth/Schubert/Elbe 2011).

Der planungswissenschaftliche Diskurs um eine nachhaltige Raumentwicklung hat 
sich, verbunden mit dem Bedeutungszuwachs regionaler Netzwerke und dem verän-
derten Planungsverständnis in Richtung einer diskursiven, kooperativen Planungskul-
tur, in den letzten Jahrzehnten vor allem auf die prozedurale Ebene verlagert (Nuissl 
2007; Hofmeister 2014). Mit der Diskussion um Regional Governance (Fürst 2011) 
gehen zwar keine weiteren substanziellen Beiträge zur Umsetzung nachhaltiger Regio-
nalentwicklungen einher, doch schließt das hiermit aufgebaute Wissen an die eingangs 
in Kap. 2.1 skizzierten prozeduralen Anforderungen an, die das Nachhaltigkeitsleitbild 
an die Umsetzung stellt (Hofmeister 2014: 308). Die Governance-Diskussion fokus-
siert vornehmlich auf den Trias aus Staat, Wirtschaft und Zivilgesellschaft und bezieht 
beispielsweise Aspekte wie Netzwerke, die Einbeziehung von Fach- und Machtpromo-
toren und das Zusammenspiel der verschiedenen Ebenen (Mehrebenen-Governance) 
ein (Fürst 2011; Kilper 2010; Spehl 2005: 681). Die Rolle der Hochschulen wird dabei 
zwar im Kontext der Wissensökonomie betrachtet (Kujath/Schmidt 2010), doch steht 
deren systematische Verortung im Hinblick auf die Entwicklung integrierter nachhalti-
ger Entwicklungsstrategien auf regionaler Ebene noch aus. Demgegenüber wird eine 
Öffnung der regionalen Entwicklungsprozesse gegenüber Forschungsinstituten und 
Hochschuleinrichtungen als sinnvoll erachtet (Wolfram 2002: 61 ff.).
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Dimension Inhalte, Defizite und Herausforderungen

Substanziell

 > Nachhaltigkeitsbegriff ist nach wie vor unscharf 
 > Menschliche Bedürfnisse bilden Orientierungsrahmen
 > Integrationsgebot erfordert integrative Betrachtung der drei Di-

mensionen Ökologie, Ökonomie/Wirtschaft und Soziales/Gesell-
schaft

 > Ökologische Ökonomie bietet naturwissenschaftlich fundierte Er-
klärungen für Bedeutung des ökologischen Systems als notwendige 
Lebensgrundlage für Wirtschaft und Gesellschaft

 > Physische Dimensionen des Wirtschaftens (Stoff- und Energieströ-
me) bilden Schnittstelle zwischen Ökologie, Wirtschaft und Gesell-
schaft

 > Effizienz, Suffizienz, Konsistenz sind komplementäre, strategische 
Leitprinzipien

 > SDGs bilden politisch-normativen Rahmen; ökologische Tragekapa-
zitäten / planetarische Leitplanken sollten dabei berücksichtigt wer-
den

Prozedural

 > Nachhaltige Regionalentwicklung ist ein kontinuierlicher gesell-
schaftlicher Such-, Lern- und Verständigungsprozess

 > Kooperationen und Netzwerke sind Grundpfeiler
 > (Regional) Governance-Diskussion ist anschlussfähig

Akteursbezogen

 > Räumliche Planung bietet Kompetenzen zur Gestaltung kontinuierli-
cher gesellschaftlicher Such-, Lern- und Verständigungsprozesse 
sowie zur Bestimmung ökologischer Tragekapazität / planetarischer 
Leitplanken, spielt in regionalen Prozessen bisher aber eine unter-
geordnete Rolle 

 > Unternehmen sind bisher unzureichend in nachhaltige regionale 
Entwicklungsprozesse/Wirtschaftskreisläufe eingebunden

 > Rolle der Hochschulen ist bisher v. a. aus ökonomischer Sicht be-
trachtet, im Hinblick auf Nachhaltigkeitsleitbild nicht systematisch 
untersucht 

Räumlich

 > Regionen sind wichtige Handlungsebenen, daneben spielt auch die 
politisch verfasste kommunale Ebene eine bedeutsame Rolle (Lo-
kale Agenda 21-Initiativen) 

 > Räumliche Abgrenzung von Regionen ist variabel, nachhaltige Regi-
onen sind v. a. geprägt durch regionale Akteursnetze (offener/ak-
teurszentrierter Regionsbegriff)

 > Regionale Wirtschaftskreisläufe implizieren Spagat zwischen Globa-
lisierung und Regionalisierung

Zeitlich
Gerechtigkeitsgebot erfordert:

 > Einbeziehung des Zeitfaktors
 > Langfristige Betrachtungen

Tab. 1: Dimensionen und Herausforderungen zur Gestaltung nachhaltiger Raum- und Regionalentwick-
lungen / Quelle: Eigene Darstellung
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2.4 Zwischenfazit zur Gestaltung nachhaltiger Raum- und    
 Regionalentwicklungen

Wie die vorstehenden Ausführungen gezeigt haben, sind die Diskussionen zur Gestal-
tung nachhaltiger Raum- und Regionalentwicklungen noch nicht abgeschlossen. Doch 
können aus der allgemeinen Leitbilddiskussion sowie den Beiträgen aus dem planungs-
wissenschaftlichen Raum Hinweise gewonnen werden, was es zu beachten gilt, um 
anschließend die Frage zu beantworten, welche Gestaltungspotenziale Hochschulen 
in diesem Kontext haben bzw. welche Impulse sie setzen (können). 

Stichwortartig lassen sich hierzu die in Tabelle 1 zusammengefassten Inhalte sowie 
Defizite und Herausforderungen festhalten.

3 Hochschulsysteme aus der Transition-Perspektive

Die Transition-Forschung hat vor einigen Jahren eine neue Perspektive in den wissen-
schaftlichen und politischen Nachhaltigkeitsdiskurs eingebracht. Nachhaltigkeitstran-
sitionen werden als radikale systemische Veränderungsprozesse hin zu nachhaltigeren 
Produktions-, Konsum- und Verhaltensmustern verstanden (Markard/Raven/Truffer 
2012; McCormick/Anderberg/Coenen et al. 2013). Die Transition-Forschung analy-
siert die komplexen Dynamiken dieser gezielt oder ungezielt angestoßenen Transfor-
mationen in spezifischen gesellschaftlichen Funktionssystemen (z. B. Energie- oder 
Mobilitätssystem, Markard/Raven/Truffer 2012), deren technologische und soziale 
Elemente sich bereits über einen sehr langen Zeitraum ko-evolutionär entwickelt ha-
ben. Basierend auf dem Ansatz sozio-technischer Regime werden daher nicht nur 
technologische Innovationen, sondern auch gesellschaftliche, politische und kulturel-
le Veränderungen berücksichtigt, die mit der Entwicklung und Implementierung neuer 
Technologien oder sozialer Praktiken einhergehen (Geels 2004; 2011). 

Die Transition-Forschung stellt inzwischen eine Wesentliche, wenn nicht die Haupt-
forschungsperspektive für Transformationen zur nachhaltigen Entwicklung dar. Eine 
Übertragung auf das Hochschulsystem ermöglicht es, nicht nur Teilaspekte bzw. die 
Aktivitäten einer bestimmten Akteursgruppe zu beleuchten, sondern das Zusammen-
wirken verschiedener Elemente im Kontext einer systemischen Transformation des 
Hochschulsektors zu untersuchen (siehe auch Stephens/Graham 2010, Hume 2015). 
Als Analyseraster eignet sich dazu die Multi-Level-Perspektive (MLP), die maßgeblich 
von Frank Geels (2002; 2004) entwickelt wurde und zu den Hauptforschungsansät-
zen der Transition-Forschung gehört (Markard/Raven/Truffer 2012; Wolfram/Frant-
zeskaki 2016). Sie bietet eine Heuristik, um komplexe systemische Veränderungspro-
zesse in sozio-technischen Regimen auf unterschiedlichen strukturellen Ebenen zu 
erfassen (Geels 2004; Markard/Raven/Truffer 2012). Im Folgenden beschreiben wir 
zunächst die MLP, bevor wir diese anschließend auf das Hochschulsystem anwenden. 
Abbildung 5 stellt den MLP-Ansatz grafisch dar.
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3.1 Die Multi-Level-Perspektive (MLP) zur Analyse sozio-technischer   
 Transitionen

Die MLP basiert auf der Annahme, dass radikale Innovationen in sog. Nischen entste-
hen, die von den bestehenden Selektionskriterien etablierter Regime geschützt sind. 
Die weiteren Rahmenbedingungen, in die Nischen und Regime eingebettet sind, wer-
den durch die Landschaftsebene beschrieben. Das Zusammenwirken von Dynamiken 
auf diesen drei Ebenen beeinflusst, ob sich eine radikal neue Technologie oder eine 
soziale Innovation langfristig durchsetzen kann. Im Folgenden werden die unter-
schiedlichen Ebenen genauer beschrieben.

Das sozio-technische Regime stellt die zentrale Ebene in der MLP dar (Geels 2011). Es 
beschreibt die relativ stabile bestehende Konfiguration institutioneller und materieller 
Elemente sowie die entsprechenden Akteursnetzwerke in einem spezifischen so-
zio-technischen System (Geels 2004). Aus einer institutionentheoretischen Perspek-
tive definiert Geels (2004) das sozio-technische Regime als ein organisatorisches 
Feld, welches auf die Erfüllung einer bestimmten gesellschaftlichen Funktion wie z. B. 
die Bereitstellung von Energie oder Wasser ausgerichtet ist. Dieses sozio-technische 
Regime setzt sich aus den aufeinander bezogenen regulativen, kognitiven und norma-
tiven Institutionen verschiedener Regime zusammen, z.  B. des wissenschaftlichen, 
technologischen und politischen Regimes. Die institutionelle Ebene eines sozio-tech-
nischen Regimes stellt also eine Art „Meta-Koordinierung“ zwischen Akteursgruppen 
aus mehreren institutionellen Feldern dar, die grundsätzlich unterschiedlichen Logi-
ken folgen (Geels 2004; Fünfschilling/Truffer 2015). Durch die Ko-Evolution dieser 
verschiedenen Elemente über einen sehr langen Zeitraum finden innerhalb des so-
zio-technischen Regimes nur inkrementelle Veränderungen statt (Markard/Raven/
Truffer 2012). Während sozio-technische Regime somit für langfristige Stabilität sor-
gen, bergen sie auch die Gefahr, dass die Notwendigkeit von radikaleren Veränderun-
gen (z. B. aufgrund des Klimawandels und der Verknappung natürlicher Ressourcen) 
nicht rechtzeitig erkannt und umgesetzt wird (Geels 2004). 

Nischen werden hingegen als (relationale) Räume definiert, deren Strukturen wenig 
ausgeprägt sind und in denen Akteure von den Selektionskriterien des entsprechen-
den sozio-technischen Regimes zeitweilig geschützt sind. Dieser Schutz kann sowohl 
gezielt geschaffen werden (z. B. durch politische Förderprogramme), als auch auf na-
türliche Weise entstehen (z. B. durch räumlich bedingte Abkopplung von bestehenden 
Strukturen) (Geels 2004; Smith/Raven 2012). In Nischen können Akteure mit neuen 
sozialen Praktiken experimentieren, indem beispielsweise potenziell nachhaltige Tech-
nologien im Rahmen von Experimenten in ihrer Nutzerumgebung getestet werden 
(Smith/Raven 2012). Während der zeitweisen Abschirmung können Lernprozesse 
stattfinden, auf deren Basis die Performance der Nischeninnovation verbessert wer-
den kann, bevor diese mit den Anforderungen des Regimes konfrontiert wird (Smith/
Raven 2012). Gleichzeitig können sich in der Nische bereits wichtige Akteursnetzwer-
ke bilden, die die weitere Diffusion der Nischeninnovation unterstützen. In Nischen 
werden zudem Visionen und Erwartungen kreiert, die ebenfalls dazu dienen, breitere 
Unterstützung für diese Visionen zu gewinnen (Geels 2011). Laut Geels (2011: 27) 
sind Nischen das Saatbeet für systemische Veränderungen und daher von zentraler 
Bedeutung für Transformationsprozesse. 
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Abb. 5: Die Multi-Level-Perspektive (MLP) des Transition-Ansatzes / Quelle: Geels/Schot 2010: 25

Bei Nische und Regime handelt es sich also in beiden Fällen um ein organisatorisches 
Feld, welches nicht nur Akteure aus einem institutionellen Feld wie z. B. Firmen um-
fasst, sondern auch Akteure aus anderen institutionellen Feldern einbezieht, wie Zu-
lieferer, Konsumenten, politische Akteure, Regulierungsorganisationen und NGOs, die 
ein gemeinsames „meaning system“ haben. Jedoch sind diese in der Nische weniger 
ausgeprägt bzw. gefestigt als im Regime (Geels/Schot 2007; Fünfschilling/Truffer 
2015). 

Die Landschaftsebene unterscheidet sich davon deutlich. Sie bildet die tieferliegende 
Struktur, die von den Akteuren nicht direkt beeinflusst werden kann (Geels/Schot 
2007) bzw. den breiteren Kontext, der sich nur über einen sehr langen Zeitraum oder 
durch radikale Ereignisse wie Naturkatastrophen, politische Umstürze etc. verändert. 
Auf dieser Ebene werden materielle Elemente verortet, die eine strukturierende Wir-
kung auf das Handeln von Akteuren sowie die bestehenden Regelsysteme haben. Dar-
unter fallen z. B. umfangreiche Infrastrukturen, die nicht einfach kurzfristig ausge-
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tauscht werden können und somit bestehende Regime stabilisieren (Geels 2004). 
Zudem sind auf der Landschaftsebene tieferliegende kulturelle Praktiken und auch das 
jeweils vorherrschende Wachstumsparadigma angesiedelt, auf die Akteure auf der Ni-
schen- und Regimeebene in ihren Handlungen zurückgreifen, die sie aber nicht direkt 
beeinflussen können (Geels 2004; Geels/Schot 2007). „The landscape level, which has 
similarities to the concept of longue durée proposed by the historian Braudel, high-
lights not only the technical and material backdrop that sustains society, but also in-
cludes demographical trends, political ideologies, societal values, and macro-eco-
nomic patterns” (Geels 2011: 28).

Ein Kritikpunkt an dem in Abbildung 5 dargestellten Transitionspfad ist der starke Fo-
kus auf Nischenbildung und -entwicklung. Der vom Regime abgeschirmte Handlungs-
raum wird als essenziell für die Initiierung neuer Pfade angesehen, da radikale Innova-
tionen in der Selektionsumgebung des bestehenden sozio-technischen Regimes zum 
Scheitern verurteilt seien (Smith/Raven 2012: 1025). Hommels, Peters und Bijker 
(2007) stellen jedoch zur Diskussion, ob es nicht besser sei, Nischentechnologien von 
vornherein mit bestehenden Regimestrukturen zu konfrontieren. Diese Kritik wird ge-
nauso wie die in jüngster Zeit stärkere Akteursorientierung im folgenden Kapitel für 
die Anwendung der MLP auf das Hochschulsystem aufgegriffen.

3.2 Übertragung der Multi-Level-Perspektive auf das Hochschulsystem

Eine Übertragung des Analyserasters der MLP auf das Hochschulsystem ermöglicht 
es, eine analytische Trennung zwischen dem Status Quo des Hochschulsystems und 
neuen innovativen Tendenzen vorzunehmen sowie den weiteren Kontext, in den diese 
Entwicklungen eingebunden sind, systematisch zu erfassen. Anhand des Zusammen-
wirkens von Dynamiken auf diesen unterschiedlichen Ebenen kann die langfristige Ent-
wicklung von einem derzeit stark unternehmerisch geprägten zu einem an Nachhaltig-
keit ausgerichteten Hochschulsystem beschrieben und analysiert werden. Aufgrund 
der spezifischen Struktur von einzelnen Hochschulen und dem Hochschulsystem ist 
eine Anpassung der MLP nötig, die eine Abbildung spezifischer Prozesse und unter-
schiedlichen Akteursgruppen im Hochschulsystem ermöglicht.

3.2.1 Anwendung der Ebenen der Multi-Level-Perspektive  
 auf das Hochschulsystem

Besonderheiten bei der Anwendung der Begrifflichkeiten der MLP
Der Regime-Begriff kann im Kontext von Hochschulen darauf bezogen werden, wie 
der Mainstream des Hochschulsystems aktuell funktioniert. Auf dieser Ebene gibt es 
eine Vielzahl von Faktoren, die eine Nachhaltigkeitstransformation fördern oder hem-
men können. Stephens und Graham (2010: 213) nennen in diesem Zusammenhang 
unter anderem Stabilität und Grundsätze der verschiedenen Fachdisziplinen, den sich 
wiederholenden akademischen Kalender im Jahresverlauf und die Unabhängigkeit des 
Lehrkörpers. Die Regime-Ebene wird u. a. von der vorherrschenden bildungspoliti-
schen Ausrichtung und den Erwartungen der Mehrheit der Studierenden an ihre Aus-
bildung angesiedelt (vgl. unten zum Landschaftsbegriff im Hochschulsystem).



141H o cH s cH u l en a l s ag en t en d e s Wa n d el s f ü r e i n e n acH H a lt i g e r eg i o n a l en t Wi ck lu n g?

Das Regime im Hochschulsystem unterscheidet sich durch wesentliche Besonderhei-
ten von Regimen in anderen sozio-technischen Systemen. Das institutionelle Umfeld 
der Hochschulen fußt auf dem Prinzip der Wissenschaftsfreiheit, welches in der MLP 
auf der Landschaftsebene angesiedelt werden kann. Wissenschaftsfreiheit wirkt sich 
entscheidend auf die Wandlungsfähigkeit und Komplexität des Regimebegriffs an 
Hochschulen aus. Der Wissenschaftssoziologe Burton Clark (1983a) hat die spezifi-
schen Eigenschaften der Hochschule als Organisation in internationaler Perspektive 
herausgearbeitet. Mit Bezug auf den Wandel in Hochschulsystemen arbeitet er die 
Widersprüchlichkeiten heraus, die sich durch die spezifischen Institutionen und Orga-
nisationsformen an Hochschulen ergeben und die dazu führen, dass Prozesse des 
Wandels anders verlaufen als von der staatlichen Bildungspolitik erwartet (Clark 
1983b).

Aufgrund dieser Besonderheit wird erwartet, dass Regimestrukturen an Hochschulen 
eine geringere Homogenität aufweisen als andere sozio-technische Systeme. Weick 
(1976) bezeichnet Hochschulen als „loosely coupled systems“. Innerhalb der Hoch-
schule besitzen die Hochschulleitungen nur ein begrenztes Steuerungspotenzial. Fa-
kultäten, Fächer und einzelne Wissenschaftler oder Arbeitsgruppen können über die 
inhaltliche Ausrichtung und verschiedene organisatorische Aspekte frei entscheiden. 
Einzelne Wissenschaftler haben beispielsweise die Möglichkeit, ein nachhaltigkeitsori-
entiertes Forschungsprogramm innerhalb bestehender Regimestrukturen zu etablie-
ren. Daher sind für das Hochschulsystem die Überlegungen von Hommels, Peters und 
Bijeker (2007) zur Wandlungsfähigkeit des Regimes von besonderer Bedeutung.

Die Analyse mikropolitischer Wandlungsprozesse an Hochschulen wird von Jahr 
(2009) als Forschungslücke identifiziert. Bestehende Fallstudien zum Wandel an 
Hochschulen beziehen sich häufig auf die Schnittstelle von Hochschule und Staat (u. a. 
Kehm/Pasternack 2001) oder werden im deutschsprachigen Raum aus der Perspekti-
ve der Frauen- und Geschlechterforschung thematisiert.

Mit Blick auf den Nachhaltigkeitsdiskurs erscheint die Charakterisierung des Regimes 
anhand von fünf Bereichen sinnvoll, denen auch in diesem Kontext eine Bedeutung 
beigemessen wird (vgl. Kap. 3.2). Hierzu gehören zunächst die beiden Kernaufgaben 
Forschung und Lehre. Daneben ist die zunehmend an Bedeutung gewinnende Third 
Mission ein wichtiger Aufgabenbereich, der weitgehende Überschneidungen mit dem 
Begriff Transfer aufweist (Wissenschaftsrat 2016: 8 f.) und daher im Folgenden ver-
einfacht synonym angesprochen wird. Darüber hinaus sind auch der Betrieb und die 
Governance der Hochschulen bedeutsam. Diese fünf Bereiche können als Sub-Regime 
des Hochschulsystems angesehen werden. Auch hier gibt es gängige Praktiken, die 
bereits über einen mehr oder weniger langen Zeitraum etabliert sind.

Für den Bereich Lehre lässt sich das beispielsweise folgendermaßen charakterisieren: 
Das Regime setzt sich aus einer Reihe aufeinander bezogener institutioneller Struktu-
ren verschiedener Regime bzw. Akteursgruppen zusammen: den Bildungsproduzen-
ten bzw. -anbietern, die z. B. formale Vorgaben wie Lehrpläne und Modulhandbücher 
haben, die ein bestimmtes Selbstverständnis und ggf. auch Leitbilder haben, und die 
gewissen Heuristiken sowie Routinen folgen etc. Das Regime der Lehre umfasst natür-
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lich auch die Studierenden, die bestimmte Erwartungen und Präferenzen an die Lehre 
haben und diese ja im Hochschulbereich z. B. auch durch das Einbringen von eigenen 
Themen in Seminare mitgestalten können, aber auch die Wissenschaft selbst, die 
Lehrkonzepte (wie z. B. transdisziplinäre Lehrkonzepte) entwickelt. 

Nischen sind im Rahmen der MLP Handlungsräume, in denen mit nachhaltigen Prakti-
ken experimentiert wird, z. B. Gruppen, die das Konzept der Engagierten Hochschule 
umsetzen oder die Citizen-Science-Bewegung. Diese Gruppen müssen nicht an einzel-
nen Hochschulen verortet sein, sondern können auch Netzwerke aus Akteuren an un-
terschiedlichen Orten sein. Möglichkeiten für Wandlungsprozesse auf der Ebene von 
Nischen ergeben sich sowohl auf der Ebene einzelner Pioniere unter den Forschenden 
als auch auf der Ebene gesamter Fachbereiche und Hochschulen, die ihre Organisati-
onsstruktur und Wertekultur entsprechend dem Paradigma der nachhaltigen Ent-
wicklung angepasst haben (Stephens/Graham 2010: 213). 

Die Landschaftsebene kann nicht durch einzelne Akteure beeinflusst werden. Auf der 
Landschaftsebene sind z. B. das Wachstumsparadigma, die Freiheit von Lehre und 
Forschung und die Sustainable Development Goals oder die Lokale Agenda 21 zu ver-
orten. Die Landschaftsebene stellt das breitere Umfeld dar, in welches das Hochschul-
system eingebettet ist, und umfasst somit auch andere Systeme, die Auswirkungen 
auf dieses haben. Dazu gehören auch das System der Hochschulfinanzierung und spe-
zifische Förderprogramme, die z. B. Anreize in Richtung der Forschung zur nachhalti-
gen Entwicklung setzen können, aber auch die Ausgestaltung des Hochschulzugangs 
sowie grundlegende gesellschaftliche Überzeugungen und Ansprüche an das Hoch-
schulsystem (Stephens/Graham 2010: 213).

Erste Forschungsarbeiten zu Hochschulsystemen aus der Transition- 
Perspektive
Die Anwendung der MLP auf Hochschulen und Hochschulsysteme befindet sich in der 
Literatur noch in ihren Anfängen. Im Vergleich zu anderen sozio-technischen Syste-
men wie dem Energie- oder dem Mobilitätssystem gibt es noch sehr wenige Studien 
mit dieser Ausrichtung. Erste Arbeiten sind aber in Form von Zeitschriftenartikeln als 
Ergebnisse von Promotionsprojekten erschienen.

Stephens und Graham (2010) konstatierten, dass es vorwiegend empirische Studien 
zu Beispielen guter Praxis an einzelnen Hochschulen bzw. zu einzelnen Programmen 
oder Initiativen gibt, aber wenig konzeptionelle Beiträge zu dem Thema existieren. 
Stephens/Hernandez/Roman et al. (2008) unterscheiden zwischen Studien, die unter-
suchen, wie Hochschulen zu einer Transition in ihrem externen Umfeld beitragen (z. B. 
Stephens/Hernandez/Roman et al. 2008; Sedlacek 2013; Trencher/Yarima/Kharrazi 
2013) und solchen, bei denen die Transition einzelner Hochschulen zur Nachhaltigkeit 
selbst im Vordergrund steht (z.  B. Ferrer-Balas/Adachi/Banas et al. 2008; Hamiti/ 
Wydler 2014; Lozano/Ceulemans/Alonso-Almeida et al. 2015).

Im Sinne des erstgenannten Ansatzes untersuchen beispielsweise König und Evans 
(2013) mit Bezug zu Transition-Forschung und MLP an verschiedenen Beispielen welt-
weit die Rolle von Universitäten in sogenannten Living Labs. Letztere werden als räum-
lich abgrenzbare Experimentierräume bzw. Nischen verstanden, in denen Stakeholder 
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aus unterschiedlichen Bereichen zusammenarbeiten und Veränderungen in sozio- 
technischen Systemen anstoßen. Untersuchungsgegenstand ist die Rolle von Univer-
sitäten in diesen Projekten.

Im Sinne des zweitgenannten Ansatzes wird das Hochschulsystem selbst als so-
zio-technisches System verstanden und die MLP zur Analyse seiner Transformation 
angewendet. Nur sehr wenige Autoren beschäftigen sich bisher mit der Frage, wie sich 
das Hochschulsystem insgesamt wandelt bzw. wandeln sollte, damit Hochschulen ei-
nen Beitrag zur gesellschaftlichen Nachhaltigkeitstransition im Allgemeinen und im 
Besonderen einen unmittelbaren Beitrag zur nachhaltigen Regionalentwicklung in ih-
rer Umgebung leisten können. In dieser Hinsicht sind vor allem die Arbeiten von 
Stephens/Graham (2010) und Hume (2015) zu erwähnen, die dazu auf Ansätze aus 
der Transition-Forschung zurückgreifen. 

Der grundlegende Gedanke dieser Arbeiten ist, dass Hochschulen nur dann langfristig 
einen Beitrag zur gesellschaftlichen Transformation zur Nachhaltigkeit leisten können, 
wenn sich das gesamte Hochschulsystem selbst verändert. Dazu ist ein fundamentaler 
Wandel der Struktur, Kultur sowie vorherrschender Praktiken im Hochschulsystem 
erforderlich (Hume 2015). Das Ziel dieser Transformation dürfe laut Hume (2015) 
aber nicht als „dogmatisch“ verstanden werden, sondern müsse als flexibel und ge-
staltbar angesehen werden; eine permanente Reflexion und Lernprozesse auf ver-
schiedenen Ebenen seien erforderlich (Hume 2015).

Stephens und Graham (2010) nutzen den Transition-Management-Ansatz, um syste-
mische Veränderungsprozesse und die damit verbundenen Governance-Aktivitäten im 
Hochschulsystem zu analysieren. Zusätzlich zu den drei Skalen der MLP beleuchten sie 
vier unterschiedliche Governance-Aktivitäten (strategic, tactical, operational, reflexi-
ve), die eine solche Transition vorantreiben können, und sie unterscheiden vier Phasen 
(pre-development, take-off, breakthrough, stabilization) einer solchen Transition.

Strategische Aktivitäten erfordern in besonderem Maße Führungsqualitäten und die 
Schaffung von Visionen auf Ebene der Hochschulleitung und der Politik. Es handelt 
sich eher um top-down-getriebene Aktivitäten, während Wandel in Hochschulen oft-
mals eher durch Bottom-up-Prozesse getrieben wird. Taktisch handelt es sich vor al-
lem um die Bildung von Allianzen mit Akteuren aus anderen gesellschaftlichen Berei-
chen, die wichtige Impulse für den Wandel geben können. Hier ist z. B. an regionale 
Akteure und Allianzen zu denken. Operationell geht es um die Umsetzung von Projek-
ten, bei den reflexiven Aktivitäten um die Reflektion der Fortschritte durch die Hoch-
schule selbst (Stephens/Graham 2010). 

Stephens und Graham (2010) argumentieren, dass Hochschulen aufgrund ihrer ein-
zigarten Lernkultur ein großes Potenzial für eine solche Transition besitzen, ihre frag-
mentierte Organisationsstruktur aber auch gleichzeitig eine Herausforderung dar-
stellt.

Hume (2015) zeigt, dass die Anwendung der MLP auf das Hochschulsystem möglich 
und gewinnbringend ist, aber auch Anpassungen notwendig sind. Die MLP ist auf die 
Analyse sozio-technischer Systeme, mit einem starken Fokus auf Technologien, ausge-
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richtet. Die Anwendung der MLP auf ein soziales System, wie das Hochschulsystem, 
zeigt die Grenzen des Ansatzes auf. Die Abgrenzung zwischen den unterschiedlichen 
Ebenen ist in diesem Fall noch schwieriger. So argumentiert Hume (2015), dass bei-
spielsweise Organisationen, die Hochschulpolitik implementieren, an der Schnittstelle 
zwischen Landschafts- und Regimeebene angesiedelt sind. Sie interpretieren politi-
sche und gesellschaftliche Trends auf der Landschaftsebene und setzen diese in kon-
krete Gesetze, Verordnungen, Anreizsysteme und Empfehlungen um.

Hochschulen beeinflussen viele andere Regime durch ihre Forschung und werden 
auch wieder von diesen beeinflusst. Die Landschaftsebene ist hier also besonders viel-
fältig. Sie umfasst laut Hume (2015) neben der direkten Hochschulpolitik ein breites 
Spektrum an anderen Politikfeldern. Neben grundsätzlichen Trends mit Bezug zu 
Hochschulen sind auch breitere gesellschaftliche Entwicklungen und Ereignisse zu be-
rücksichtigen (Klimawandel, Wirtschaftskrisen etc.).

Jede einzelne Hochschule wird von Hume als Regime-Akteur angesehen. Allerdings ist 
das Regime im Hochschulsektor von Heterogenität und Diversität gekennzeichnet. So 
kann die Reaktion einzelner Hochschulen auf Entwicklungen auf der Landschaftsebe-
ne (z. B. nationale Gesetze und Strategien) stark variieren. Dennoch gibt es auch 
Strukturen, die das Verhalten von Akteuren über einzelne Hochschulen hinweg prä-
gen.

Die institutionelle Flexibilität des Regimes könnte gerade im Hochschulsektor größer 
sein, weil Lernen und Innovation grundsätzlich große Bedeutung zugemessen wird 
und dafür generell Räume geschaffen werden. Diese Flexibilität können Akteure inner-
halb und außerhalb des Regimes nutzen, um Wandel anzustoßen. In diesem Umfeld 
können einzelne Hochschulen Nischen kreieren. Eine Nische mit Bezug zu Hochschu-
len wird von Hume (2015: 88) definiert als „a space where more innovative, ‚sustain-
able‘ [higher education] practices […] might occur”. Nischenakteure können anhand 
ihrer Mitwirkung an diesen Prozessen identifziert werden (Hume 2015: 89).

Hume (2015) hebt hervor, dass „Agency“ und Narrative von Nischenakteuren genutzt 
werden, um das Regime zu transformieren. Gleichzeitig können Regime-Akteure 
„Windows of Change“ kreieren. Wichtig ist also die Interaktion zwischen Nische und 
Regime. Mit diesem Punkt geht Hume auf die Kritik in der Literatur ein, dass die Verän-
derbarkeit von Regimen oft unterschätzt wird und das Regime als starr angenommen 
wird. Zudem betont sie, dass gerade im Hochschulsektor Akteure viel Freiraum haben 
und daher das Potenzial für Bottom-up-Engagement hoch ist (siehe auch Stephens/
Graham 2010).

Die Selbstwahrnehmung und die Struktur von einzelnen Hochschulen spielt eine wich-
tige Rolle für Nischen-Aktivitäten. Hier können verschiedene Strategien unterschie-
den werden, die aber in der Literatur bisher nicht umfassend ausgearbeitet worden 
sind. Die Fallstudien in dem Beitrag Radinger-Peer/Pflitsch/Freytag et al. in diesem 
Band bieten erste empirische Illustrationen für die zu erwartende Diversität. In diesem 
Themenfeld besteht jedoch nach wie vor großer Forschungsbedarf, da systematische 
Arbeiten zum deutschen Hochschulsystem aus diesem konzeptionellen Blickwinkel 
bislang fehlen.
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Radinger-Peer/Pflitsch (2017) zeigen, dass eine Unterscheidung zwischen der Transi-
tion der Hochschule und der Transition durch die Hochschule schwierig ist. Hier gibt 
es Wechselwirkungen, die auch in den Fallstudien in dem Beitrag Radinger-Peer/
Pflitsch/Freytag et al. in diesem Band deutlich werden. Die jeweilige Hochschulregion 
hat einen starken Einfluss auf die Hochschule und ihre Transition in Richtung Nachhal-
tigkeit. Die konzeptionelle Ausarbeitung dieser Wechselwirkung besitzt großes Poten-
zial für eine wichtige Erweiterung der bisherigen MLP und trägt zu einem besseren 
Verständnis der Geographie von Nachhaltigkeitstransformation bei.

Insgesamt zeigt die Literatur, dass es viele gute Projekte innerhalb von Hochschulen 
gibt und viele wertgetriebene Einzelakteure ein außerordentliches Engagement zei-
gen. Aber letztlich scheint irgendwann eine Grenze dieses bottom-up-getriebenen 
Prozesses erreicht zu sein. Hume (2015) kommt in ihrer Untersuchung zu dem Ergeb-
nis, dass es in beiden betrachteten Hochschulsystemen (Nord-Irland und Republik Ir-
land) noch an einer langfristigen Unterstützung dieser einzelnen Aktivitäten fehlt. Es 
gibt keine langfristige Perspektive, keine Vision, keine Leadership auf Ebene der Hoch-
schulleitung und der Politik. Zu ähnlichen Ergebnissen kommen die Fallstudien zu 
Augsburg und Linz in dem Beitrag Radinger-Peer/Pflitsch/Freytag et al. in diesem Band, 
ebenso wie die Studie des Centrums für Hochschulentwicklung (Stuckrad/Röwert 
2017; vgl. Kap.2.1).

Die folgende Tabelle 2 fasst wesentliche in diesem Kapitel diskutierte Besonderheiten 
des Hochschulsystems in Bezug auf die Multi-Level-Perspektive zusammen und ver-
knüpft sie mit ihrem Einfluss auf die Transformationsfähigkeit im Sinne einer nachhal-
tigen Entwicklung.

Ebene Besonderheiten des 
Hochschulsystems

Einfluss auf die Transformationsfähigkeit

Positiv Negativ

Landschaft  > Freiheit von For-
schung und Lehre

 > Fachtraditionen
 > Leitbilder (z. B.  

unternehmerische 
HS)

 > Geringere Starrheit 
des Regimes

 > Prozesse weniger 
gleichgerichtet

 > Widersprüchliche 
Landschaftseinflüs-
se

 > Fragmentierung 
von Transformati-
onswissen

Regime  > Schwach ausge-
prägte Hierarchien

 > „Loosely Coupled 
Systems“

 > Freiräume inner-
halb des Regimes

 > Nische-Regime- 
Interaktionen

 > Selbstreferentielles 
Bewertungssystem

 > „Elfenbeinturm“

Nische  > Hohes Maß an Au-
tonomie auf Ebene 
einzelner Forscher 
und Arbeitsgrup-
pen

 > Bottom-up-Dyna-
mik

 > Experimentieren in 
etablierten Struktu-
ren

 > Fehlende Bünde-
lung von Aktivitäten

 > Hemmnisse für 
„Up-Scaling“

Tab. 2: Ausgewählte Besonderheiten des Hochschulsystems und ihr Einfluss auf die Transformations- 
fähigkeit / Quelle: Eigene Darstellung
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Das folgende Kapitel greift diese grundsätzlichen Überlegungen zur Anwendung der 
MLP auf Hochschulen und Hochschulsysteme auf und spezifiziert sie für den 
Aufgabenbereich der Third Mission. Dieser Fokus wird gesetzt, da insbesondere durch 
Aktivitäten in diesem Bereich eine Wechselwirkung zwischen Hochschulen und 
nachhaltiger Regionalentwicklung erwartet wird.

3.2.2 Übertragung der Transition-Perspektive auf die Third Mission

Allgemeines und Definition
Hinter dem Begriff der Third Mission verbirgt sich kein gänzlich neuer Aufgabenbe-
reich der Hochschule. Vielmehr subsumiert dieser Begriff Tätigkeiten, Aufgaben, 
Funktionen und Erwartungshaltungen, welche die Hochschulen – neben Forschung 
und Lehre als Kernaufgaben – bereits seit vielen Jahren durchführen. Conway/
Humphrey/Benneworth et al. (2009) konstatieren, dass die gesellschaftliche Rolle der 
Hochschule bereits bei der Gründung der ältesten Universität, der Universität von 
Bologna (1088) eine Rolle spielte. Die vermehrte Thematisierung der Third Mission in 
den letzten Jahrzehnten ist in Zusammenhang mit einem verstärkten Stellenwert von 
Innovation und Wissen in Wirtschaft und Gesellschaft zu sehen. Die Third Mission hat 
sich als Leistungsdimension der Hochschule etabliert und beinhaltet jene Aktivitäten, 
die über das grundständige Studienangebot und die zweckfreie Grundlagenforschung 
hinausgehen. Henke, Pasternack und Schmid (2016) identifizieren verschiedene 
Quellen der Third-Mission-Debatte (Abb. 6). 

Abb. 6: Quellen der Third-Mission-Debatte / Quelle: Henke/Pasternack/Schmid 2017: 35
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Dieses „Darüber-Hinausgehen“ wird jedoch auf unterschiedliche Weise abgegrenzt, 
definiert und konzeptionalisiert. Mit dem Begriff Third Mission werden unterschiedli-
che Interaktionen der Hochschulen mit der Gesellschaft beschrieben: meist Reaktio-
nen der Hochschulen auf gesellschaftliche Veränderungen oder auf veränderte Anfor-
derungen der Gesellschaft an die Hochschulen. Eine Unterscheidung bestehender 
Diskurse und Konzepte ist nach den folgenden Kriterien möglich (in Anlehnung an 
Henke/Pasternack/Schmid 2016; Lassnigg/Trippl/Sinozic et al. 2012):

 > Grad an Institutionalisierung im Hochschulsystem (gering – hoch), 

 > Enge bzw. Weite der Definition,

 > Third Mission als Teil bestehender Hochschulfunktionen (integrativ) versus zu-
sätzlicher Aufgaben für die Hochschulen (additiv),

 > Ökonomischer Fokus (Entrepreneurial University, Triple Helix, Mode 2, Regionale 
Innovationssysteme) versus nichtökonomischer Fokus (Engaged University, 
Transdisziplinarität, Nachhaltige Hochschule, Transformative Wissenschaft) der 
Third-Mission-Aktivitäten (Henkel/Pasternack/Schmid 2016: 7).

Neben den dargelegten Unterschieden in den Diskursen um die Third Mission von 
Hochschulen identifizieren Lassnigg, Trippl und Sinozic et al. (2012) den sich damit 
auseinandersetzenden Wissenschaftsdisziplinen inhärente Unterschiede. Während 
bei der Hochschulforschung ein Erkenntnisinteresse im Bereich der institutionellen 
Entwicklung der Hochschulsysteme und in den Implikationen, die sich aus Third-Missi-
on-Aktivitäten für das Hochschulmanagement ergeben, liegt, fokussiert die Innovati-
onsforschung die Rolle der Hochschule in der Wissensproduktion sowie die Rolle von 
Wissen im Innovationsprozess. Die dargestellte Breite des Diskurses um die Third Mis-
sion von Hochschulen spiegelt sich im Mangel an konkreten Definitionen wie auch 
Begrifflichkeiten wieder. 

Richtungweisend erscheinen in diesem Zusammenhang die Arbeiten von Henke, Pas-
ternack und Schmid (2015; 2016), welche das Modell der Third Mission abgrenzen und 
operationalisieren. Nach Henke, Pasternack und Schmid (2016) wird die Third Missi-
on charakterisiert durch:

 > Interaktion mit Akteuren außerhalb der akademischen Sphäre,

 > einen Fokus auf gesellschaftliche Entwicklungsinteressen, die mit herkömmlichen 
Leistungen in Forschung und Lehre nicht zu bedienen sind, und 

 > die Nutzung von Ressourcen aus Forschung und Lehre.

Im gegensätzlichen Schluss gelten nach Henke/Pasternack/Schmid (2016) Aktivitäten, 
die Teil des grundständigen Studienangebotes sind, fachübliche Forschungsaktivitä-
ten darstellen oder keinerlei Bezug zu Lehre und Forschung als den Kernaufgaben 
aufweisen, nicht zur Third Mission. Zu Third-Mission-Aktivitäten zählen daher: Weiter-
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bildung, Forschungs- und Wissenstransfer sowie gesellschaftliches Engagement. Die-
se Abgrenzung findet sich auch im EU-Projekt E3M.1 Henke, Pasternack und Schmid 
(2016) gehen dabei einen Schritt weiter und differenzieren die genannten Teilberei-
che in Handlungsfelder. Unter den Bereich Weiterbildung fällt hierbei sowohl die be-
rufsbezogene Fortbildung als auch die akademische Weiterbildung. Der Bereich des 
Forschungs- und Wissenstransfers wird differenziert in die Wissensentwicklung (Ko-
operationen und Netzwerkbildung, Förderung von Innovationen, Gründungsförde-
rung), Wissensvermittlung (Vernetzung, Vermittlung von wissenschaftlichem Wissen 
an nichtwissenschaftliche Zielgruppen) sowie die Wissensvermarktung (Vermark-
tung hochschulischer Wissensressourcen in Form von Patenten, Lizenzen oder Auf-
tragsforschung). Das gesellschaftliche Engagement umfasst bürgerschaftliches En-
gagement, Community Services, Widening Participation. 

Den Konzeptionalisierungen der Third Mission gemein ist, dass sich Hochschulen in 
einer kooperativen Austauschbeziehung mit der Gesellschaft wiederfinden (Roessler/
Duong/Hachmeister 2015). Während einige Autoren den regionalen und lokalen Be-
zugsraum in den Vordergrund stellen (Lassnigg/Trippl/Sinozic et al. 2012; Trippl/Sino-
zic/Lawton Smith 2012), sind in anderen Betrachtungen die räumlichen Komponenten 
von nachrangiger Bedeutung (Henke/Pasternack/Schmid 2016; Roessler/Duong/
Hachmeister 2015). In einigen Diskursen steht die Hochschule primär mit der Wirt-
schaft im Austausch, wobei zunehmend auch weitere Gruppen der Gesellschaft mit-
einbezogen werden. Dabei hält mittlerweile die Überzeugung Einzug, dass die Erfolgs-
aussichten für Wissenstransfer sehr viel besser sind, wenn die Transferprozesse 
anspruchsvoller und vielseitiger sind. Dies bedeutet, dass anstelle des klassischen line-
aren Modells von Wissensgenerierung, -transfer und -nutzung nunmehr Modelle re-
kursiver Transferprozesse treten (Froese/Mevissen/Böttcher et al. 2014). Ein rekursi-
ves Innovationsverständnis bedingt, dass es zu vielfältigen Rückkoppelungen zwischen 
Hochschulen und Praxis kommt, welche durch Nicht-Linearität gekennzeichnet sind 
(Wissenschaftsrat 2007). 

Obwohl sich das Hochschulsystem durch eine zunehmende Autonomie in Betrieb und 
Wahrnehmung der Kernaufgaben auszeichnet, unterliegen Hochschulen wie auch de-
ren Angehörige gesellschaftlichen und institutionellen Rahmenbedingungen, die ihre 
Entscheidungen beeinflussen (Stifterverband 2010). Bezogen auf die hochschulspezi-
fische Ausprägung und Bedeutung der Third Mission hebt der Stifterverband vier Di-
mensionen von Einflussfaktoren hervor: 

1 Institutionelle Dimension: Hochschulen sind im Rahmen ihrer internen und exter-
nen Legitimation dem Anspruch von rationalen Entscheidungen unterworfen; Ak-
tivitäten im Rahmen der Third Mission müssen deshalb mit einer Form von Re-
putationsgewinn (monetär, rechtlich, Image etc.) einhergehen.

2 Kulturelle Dimension: beinhaltet, inwiefern Aktivitäten im Bereich der Third Missi-
on der Hochschule von der Gesellschaft erwartet, goutiert oder abgelehnt wer-
den.

1  http://www.e3mproject.eu/ (24.04.2019).
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3 Politische Dimension: gesetzliche Rahmenbedingungen und finanzielle Instrumen-
te können zu Verhaltensänderungen beitragen bzw. diese über Druck oder Zwang 
herbeiführen.

4 Individuelle Dimension: die Karrierechance, die man sich über Engagement erwar-
tet, sowie die Persönlichkeitsentwicklung prägen die Bereitschaft zu Aktivitäten 
im Rahmen der Third Mission.

Roessler, Duong und Hachmeister (2015) fügen hinzu, dass auch die Gründungsge-
schichte und der Anlass die Bereitschaft einer Hochschule zu Aktivitäten im Bereich 
der Third Mission beeinflussen. Des Weiteren heben Lassnigg/Trippl/Sinozic et al. 
(2012) hervor, dass es auch von Bedeutung ist, wie die beiden traditionellen Funktio-
nen institutionalisiert sind und wie die „dritte“ im Verhältnis dazu konzeptionalisiert 
wird, was häufig auch eine Frage des Typs der Hochschule ist. 

„Die Dritte Mission fasst als begriffliche ‚Dachmarke‘ Leistungen zusammen, die zu 
einer gewinnbringenden Verflechtung der Hochschule mit ihrer außerhochschuli-
schen Umwelt durch wechselseitige Interaktionen im Bereich von Transfer und Hum-
ankapital führen. Third Mission sind somit die Leistungen (Aktivitäten, Resultate und 
daraus entstehende Folgen) von Hochschulen, die unmittelbar in die Gesellschaft und 
Wirtschaft hineinwirken, sowie Strömungen aus der Wirtschaft und Gesellschaft, die 
ihrerseits in die Hochschulen hineinwirken“ (Roessler/Duong/Hachmeister 2015: 39).

Übertragung der Multi-Level-Perspektive und des Transition-Ansatzes  
auf die Third Mission
Die Third Mission kann in der MLP-Perspektive als ein Sub-Regime des Hochschulsys-
tems aufgefasst werden und wird als solches von ihrem regulativen, normativen und 
kulturell-kognitiven institutionellen Umfeld der Regimeebene (beispielsweise was 
hochschulbezogene Strategien, Werthaltungen anbelangt) wie auch der Landschafts-
ebene (Förderprogramme, Gesetzgebung etc.) geprägt. Zugleich beeinflussen unter-
schiedliche organisationstypische Eigenschaften, wie die Hochschulen auf diese Ein-
flüsse reagieren. Dieses komplexe Zusammenwirken des Hochschulsystems mit 
seinem Umfeld soll nachfolgend aus institutionentheoretischer Sicht – an welche auch 
die Transition-Forschung Anlehnung nimmt – dargestellt werden.

Jene Faktoren des organisatorischen Umfeldes, denen der größte Einfluss auf das re-
gionale Engagement von Hochschulen zugesprochen wird sind a) Hochschulpolitik 
(Gesetzgebung, Strategien, Schwerpunktsetzung), b) Finanzierung und Förderpro-
gramme auf der Landschaftsebene sowie c) regionale Governancestrukturen auf der 
Regimeebene (Pinheiro 2011; Radinger-Peer/Pflitsch 2017). Die beiden erstgenannten 
Einflussfaktoren sind dem regulativen Rahmen zuzuordnen. Der regulative institutio-
nelle Rahmen des Hochschulsystems setzt sich zusammen aus der Gesetzgebung, den 
Leistungsvereinbarungen, hochschulpolitischen Strategien und Leitbildern etc. und 
kann sowohl Zwang oder Druck auf die einzelne Hochschule ausüben als auch Anreize 
setzen. In Bezug auf die Third Mission stellt sich dieser regulative Rahmen als durchaus 
nicht unumstritten dar (Lassnigg/Trippl/Sinozic et al. 2012). Während die OECD und 
auch die EU als supranationale Institutionen immer wieder eine Vorreiterrolle im Hin-
blick auf die regionale Rolle von Hochschulen eingenommen haben, wird die Third 
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Mission in zentralen Dokumenten (OECD 2008; EU-KOM 2001) nur indirekt angespro-
chen. Im Unterschied dazu hebt aber die „European University Association“ (Europe-
an University Association 2006) neben Lehre und Forschung auch „Knowledge Trans-
fer“ als dritte Aufgabe der Universitäten hervor. 

Auf nationalstaatlicher Ebene treten Unterschiede vor allem nach dem Typ der Hoch-
schule auf. Eine nähere Betrachtung der Universitäts- und Hochschulgesetze in 
Deutschland und Österreich führt zum Ergebnis, dass bei Universitäten vor allem die 
Lehre und Grundlagenforschung in den Mittelpunkt gestellt wird, während bei den 
Fachhochschulen der regionale Bezug durch die anwendungsbezogene Lehre und For-
schung verankert ist, auch wenn in der Praxis zwischen beiden Typen Angleichungen 
stattfinden (vgl. Wissenschaftsrat 2010). Nichtsdestotrotz heben Henke, Pasternack 
und Schmid (2016) hervor, dass in den unterschiedlichen Hochschulgesetzen der 
Bundesländer in Deutschland in den letzten 15 Jahren die Erwartung an die Hochschu-
len sowohl im Hinblick auf eine aktive Kommunikation mit der Gesellschaft über Zu-
kunftsfragen als auch hinsichtlich eines stärkeren regionalen Wirksamwerdens gel-
tend gemacht wurden.

In Österreich verankert das Universitätsgesetz von 2002 demgegenüber für alle 
Universitäten, dass sie der „wissenschaftlichen Forschung und Lehre, der Entwicklung 
und der Erschließung der Künste sowie der Lehre der Kunst zu dienen und hierdurch 
auch verantwortlich zur Lösung der Probleme des Menschen sowie zur gedeihlichen 
Entwicklung der Gesellschaft und der natürlichen Umwelt beizutragen [haben]“ (§ 1 
UG 2002). Konkretisiert wird das Aufgabenspektrum der Universitäten in den Leis-
tungsvereinbarungen, welche in Österreich die Kategorie „gesellschaftliche Zielset-
zungen“ beinhalten. Hierunter fallen vor allem Maßnahmen zur besseren Durchlässig-
keit, Erhöhung des Frauenanteils in leitenden Funktionen, gezielte Förderung von 
Nachwuchsforschern, Ausbau von gesellschaftlich relevanten Kunst-, Kultur- und For-
schungsbereichen sowie Wissens- und Technologietransfer. Im Formalbudget werden 
jedoch die gesellschaftlichen Zielsetzungen bei weitem geringer gewichtet als Lehre 
und Forschung und ihnen werden auch keine klaren Indikatoren für die Erfolgsmes-
sung zugeordnet.

Lassnigg/Trippl/Sinozic et al. (2012) resümieren aus ihrer Analyse hochschulpoliti-
scher Gesetze, Strategien und Berichte, dass eine Third Mission im Sinne einer gleich-
wertigen Aufgabe oder Funktion zusätzlich zu Lehre und Forschung als ihren Kernauf-
gaben zumindest in Österreich nicht aufzufinden ist. Hochschulspezifische 
Unterschiede gibt es lediglich in der Aufnahme von Patenten als Indikatoren für die 
Kommerzialisierung von Wissen zur Evaluierung der Hochschulleistungen. Die Initiie-
rung von Aktivitäten im Bereich der Third Mission kann vielmehr auf Anreizsysteme 
zurückgeführt werden. Förderprogramme (z.  B. die Ausschreibung des BMBF in 
Deutschland zur „Innovativen Hochschule“ oder auch der Österreichische Klima- und 
Energiefonds) fördern Experimentierräume, in denen neue Formen der Interaktion 
mit dem regionalen Umfeld, aber auch thematische Schwerpunktsetzungen z. B. auf 
Nachhaltigkeit oder nachhaltige Regionalentwicklung erprobt werden können. Finan-
zierungsinstrumente und Förderprogramme mit solchen spezifischen Ausrichtungen 
und Schwerpunkten nehmen dabei maßgeblich einen steuernden Einfluss auf die 
Hochschulen ein, da Letztere durch einen steigenden Bedarf an Drittmitteleinwer-
bung gekennzeichnet sind (Radinger-Peer/Pflitsch 2017).
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Das normative Umfeld setzt sich aus Werthaltungen und Maßstäben zusammen. Die-
se beinhalten einerseits die Einstellung des Hochschulsystems und seiner Mitglieder 
zur Third Mission und andererseits auch die Erwartungen, die vonseiten regionaler 
Akteure an die Region herangetragen werden. Scott (2001) hebt hervor, dass in die-
sem Zusammenhang vor allem den Positionen, die einzelne Individuen einnehmen, 
eine ausgeprägte Initiativkraft (agency) zukommt, da sie über gewisse Entscheidungs-
spielräume und Ressourcen verfügen. 

Das kulturell-kognitive Umfeld setzt sich aus Ansichten, Überzeugungen und Annah-
men zusammen, die Einstellung und Verhalten – wie z. B. das regionale Engagement 
von Hochschulen – prägen. Colyvas und Powell (2007) heben hervor, dass als selbst-
verständlich angesehene Annahmen den größten Einfluss auf die Diskussion und In-
terkation unterschiedlicher Stakeholder haben. In diesen Bereich fällt auch der As-
pekt der „Kultur des regionalen Austausches und der regionalen Netzwerke“. 
Inwiefern eine Hochschule über Aktivitäten im Bereich der Third Mission zur (nach-
haltigen) Entwicklung der Region beiträgt, hängt demnach sehr stark damit zusam-
men, ob sie als strategischer Akteur der Regionalentwicklung (an)erkannt wird und 
inwiefern sie in regionale Entscheidungs- und Governancestrukturen eingebunden ist 
(Goddard/Puukka 2008).

Neben diesen das Sub-Regime Third Mission beeinflussenden Faktoren des institutio-
nellen Umfeldes werden Aktivitäten im Bereich der Third Mission in ihrer Ausgestal-
tung auch vom Typ der Hochschule, von ihrem Selbstverständnis, ihrer disziplinären 
Ausrichtung und ihrer Gründungsgeschichte beeinflusst. Im Kontext des gesellschaft-
lichen Engagements müssen laut Stifterverband (2010) einige der folgenden Bedin-
gungen erfüllt sein, damit sich Hochschulen engagieren: a) ein akademischer Vorteil 
kann gesichert werden, b) eine monetäre bzw. finanzielle Wirkung kann erzielt wer-
den, c) eine rechtliche Vorgabe ist zu erfüllen, d) ein monetärer Verlust ist zu vermei-
den, e) einem allgemein beobachteten Trend wird gefolgt, f) ein Alleinstellungsmerk-
mal kann dadurch eingenommen werden und g) die Beteiligung an dieser Aktivität 
wird als gesellschaftlicher Standard angesehen.

Aus organisationstheoretischer Perspektive kann es als eine natürliche Reaktion der 
Hochschule angesehen werden, dass sie versucht, ihre Kernfunktionen der Lehre und 
Forschung gegenüber externen Einflüssen bzw. Erwartungshaltungen abzusichern 
(Thompson 2008). Ein häufig in der Literatur herausgearbeitetes Verhalten von Orga-
nisationen ist das sogenannte „organizational decoupling“, d. h. das Auslagern gewis-
ser Funktionen durch das Schaffen neuer Organisationseinheiten. Vor allem für den 
Bereich der Third Mission kann dies beobachtet werden: das Einrichten von Transfer-
stellen, Gründungszentren an den Hochschulen, Abteilungen oder Zentren für Weiter-
bildung sind nur einige Beispiele dafür, dass das „academic heartland“ (Clark 1998) 
geschützt wird und strukturelle Transformationen in der „extended perihpery“ (Clark 
1998; Benneworth/Hospers 2007) angesiedelt werden. Pinheiro und Benneworth 
(2012) kommen zum Schluss, dass die Third Mission nur dann von Hochschulen er-
folgreich und langfristig wahrgenommen werden kann, wenn sie als solche auch in die 
Kernfunktionen der Lehre und Forschung einfließt und aufgenommen wird, wenn eine 
enge Verbindung zwischen dem „academic heartland“ und der „extended periphery“ 
hergestellt wird und wenn dabei ein gewisses Maß an Institutionalisierung stattfindet 
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(Pflitsch/Radinger-Peer 2018). Während in den Bereichen des Technologietransfers 
und der Weiterbildung eine zunehmende Institutionalisierung und Professionalisie-
rung festzustellen ist, ist der Bereich des gesellschaftlichen Engagements noch in grö-
ßerem Maße von der Motivation und dem Engagement (agency) einzelner Hoch-
schulangehöriger (Akteure auf der Mikroebene, sog. „frontrunners“) abhängig. Diese 
Individuen zeichnen sich häufig durch ein hohes Ausmaß an „relational proximity“ 
(Coenen/Benneworth/Truffer 2012) aus, denn sie stehen oft in einem engen Bezie-
hungsgeflecht zu regionalen Stakeholders und orientieren sich an einem in diese Rich-
tung ausgeprägten Wissenschaftsverständnis. Dies gilt es vor allem vor dem Hinter-
grund zu berücksichtigen, dass Aktivitäten im Bereich der Third Mission (ausgenommen 
Patentmeldungen und Lizenzen) nicht der wissenschaftlichen Karriere zugerechnet 
werden. 

Neben diesem Hinderungsgrund werden im Weiteren einerseits das Spannungsfeld 
zwischen regionalem Engagement und andererseits der Anspruch internationaler Ex-
zellenz angeführt (Henke/Pasternack/Schmid 2016). Aber auch finanzielle und perso-
nelle Engpässe (Lassnigg/Trippl/Sinozic et al. 2012) sowie das Fehlen von Commit-
ment und Strategie der Hochschulleitung (Goldstein/Radinger-Peer/Sedlacek 
forthcoming) können erhebliche Barrieren darstellen. Zwar betonen Radinger-Peer 
und Pflitsch (2017), dass das Engagement der Hochschulleitung keine zwingende Vo-
raussetzung ist, es kann jedoch im Sinne eines kognitiven Wandels auf die einzelnen 
Hochschulangehörigen Einfluss nehmen. Dem wird von Grossmann, Pellert und Got-
wald (1997) entgegengesetzt, dass die Leitungsebene häufig nur eine geringe Durch-
griffskraft hat, weil Wissenschaftler über einen hohen Grad an Autonomie verfügen.

4 Zieldimension Hochschulen und nachhaltige Regionalentwicklung

Wie die vorangegangenen Ausführungen in Kapitel 3 gezeigt haben, bietet die Transi-
tion-Forschung einen heuristischen Rahmen, mit dem der Status quo und Verände-
rungsprozesse von Hochschulsystemen systematisch beschrieben werden können. 
Noch nicht beantwortet ist damit aber die Frage, wie sich Hochschulen verändern 
(sollen), um nachhaltige Regionalentwicklungen zu befördern. Was kennzeichnet 
nachhaltige Hochschulsysteme auf regionaler Ebene? Wie und in welche Richtung kön-
nen sich Hochschulregime bzw. deren Sub-Regime verändern, um nachhaltige Regio-
nalentwicklungen zu unterstützen? Um diese Zieldimension zu konkretisieren und zu 
operationalisieren, wird im Folgenden ein Profil der Herausforderungen bzw. ein Be-
wertungsrahmen entwickelt, anhand dessen auf Basis der Transition-Perspektive qua-
litative Einschätzungen vorgenommen werden können, inwieweit Hochschulen oder 
einzelne Hochschulakteure zu einer nachhaltigen Regionalentwicklung beitragen 
(können) und damit in ihrem jeweiligen regionalen Umfeld zu Agenten des Wandels 
werden (können). Hierzu werden zwei Wissensbereiche zusammengeführt:

1 Für den Bereich „Hochschulen – Nachhaltigkeit“ (vgl. Abb. 1) wird auf bestehende 
Literatur und Empfehlungen der Wissenschaftsorganisationen zurückgegriffen, 
die im Allgemeinen noch keine räumlichen Bezüge beinhalten (Kapitel 4.1). 
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2 Grundlage für die Zusammenführung mit dem raumbezogenen, regionalen Fokus 
ist der in Kapitel 2 rezipierte Stand des Wissens zur nachhaltigen Raum- und Regi-
onalentwicklung (Kapitel 4.2).

4.1 Hochschulen und Nachhaltigkeit

Wie einleitend in Kapitel 2.1 skizziert, hat schon die Agenda 21 den Hochschulen eine 
besondere Verantwortung für die Gestaltung nachhaltiger Entwicklungsprozesse zu-
gesprochen (Kap. 31, 35). So hat die Europäische Rektorenkonferenz (CRE) früh zur 
Orientierung am Nachhaltigkeitsleitbild und Unterzeichnung der COPERNICUS Charta 
(CRE 1994) aufgerufen und ein Netzwerk europäischer Hochschulen (COPERNICUS 
Alliance) angestoßen. In der ersten Dekade der 2000er Jahre haben auch die deutsche 
Hochschulrektorenkonferenz (HRK) und die Deutsche UNESCO-Kommission zur 
Umsetzung der UN-Dekade „Bildung für nachhaltige Entwicklung“ (BNE) eine Erklä-
rung verabschiedet, wonach sich die Hochschulen umfassend am Leitbild der Nach-
haltigkeit orientieren und dieses in ihre Organisationen integrieren sollen (HRK/DUK 
2010). Deutlich an Bedeutung und Dynamik gewonnen hat der Diskurs um die Rolle 
der Hochschulen zur Unterstützung nachhaltiger Entwicklungsprozesse, wie einlei-
tend dargestellt, jedoch besonders durch das Gutachten des WBGU zur „Großen 
Transformation“ (2011) (Kap. 1). 

Der WBGU verweist darin explizit auf die zentrale Rolle von Hochschulen und Wissen-
schaft, um die wissensbasierten gesellschaftlichen Suchprozesse zur Nachhaltigkeit 
mit Forschung und Bildung gezielt zu unterstützen, und schlägt weitreichende Weiter-
entwicklungen vor. Empfohlen wird ein „transformatives Quartett der Wissensgesell-
schaft“ (WBGU 2011: 23), das sowohl eine gezielte Forschung und Bildung zu Trans-
formationsprozessen (Transformationsforschung, -bildung) als auch deren aktive 
Mitgestaltung (transformative Forschung, Bildung) etabliert und miteinander ver-
zahnt (vgl. Abb. 7). Hierzu wird ein neues Zusammenspiel von Politik, Gesellschaft, 
Wissenschaft und Wirtschaft gefordert (WBGU 2011: 26).

Dies strahlt auch auf die Förderpolitiken von Bund und Ländern aus. Auf Bundesebene 
ist insbesondere das vom BMBF geförderte Projekt „HochN“ zu nennen, das zum Ziel 
hat, anwendungsorientiert in den Handlungsfeldern Governance, Nachhaltigkeitsbe-
richterstattung, Lehre, Forschung, Betrieb und Transfer zu forschen und das größte 
deutschlandweite Netzwerk für nachhaltige Entwicklung an Hochschulen aufzubau-
en.2 So entwickelt sich ein verändertes Bild von Hochschulen und Wissenschaft, das 
sowohl die beiden Kernbereiche Forschung und Lehre als auch die Third Mission bzw. 
den Transfer sowie die Hochschule als Betrieb und die Hochschul-Governance um-
fasst. Aus den inzwischen vielfältig vorliegenden Diskussionsbeiträgen werden im Fol-
genden einige wesentliche Grundzüge skizziert und in Tabelle 3 zusammengefasst 
dargestellt. Weiterführend sei neben den angegebenen Quellen auch auf den Blog 
nachhaltigewissenschaft.de verwiesen, der einen breiten Überblick zum Themenfeld 
bietet und die Diskussionen proaktiv mitgestaltet.

2  www.hochn.org (24.04.2019).
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Abb. 1: Forschung und Bildung für die Transformation (WBGU 2011, S. 23)

Transformations-
forschung (Tf) 

Transformations-
bildung (Tb) 

transformative-
Forschung (tF) 

transformative-
Bildung (tB) 

Abb. 7: Forschung und Bildung für die Transformation / Quelle: WBGU 2011: 23

In der Forschung gewinnen neben interdisziplinären Arbeiten insbesondere trans-
disziplinäre Ansätze an Bedeutung, wie sie sich im Rahmen der sozial-ökologischen 
Forschung bereits entwickelt und etabliert haben (Brand 2000; Becker/Jahn 2006). 
Daneben wird eine partizipative Forschung eingefordert (Schneidewind/Singer-Bro-
dowski 2013), wie auch die Global-Change-Forschung dieses mit der Vorsilbe „Co“ als 
Prozess der „co-creation of knowledge for sustainability“ charakterisiert. Mit diesem 
Verständnis ist nicht mehr ausschließlich die Wissenschaft Produzentin neuen Wis-
sens, sondern ein Kollektiv aus Wissenschaft und Gesellschaft. Inhaltlich wird zudem 
die integrative, systemische Perspektive hervorgehoben, mit besonderem Augen-
merk auf die Ko-Evolution komplexer Systeme und ihrer Umwelt (Michelsen/Adom-
ßent 2014: 44). Erwartet werden Lösungsbeiträge zu gesellschaftlichen Herausfor-
derungen („societal challenges“), u. a. auch zu den Sustainable Development Goals 
(SDGs) (Wedl/Reimoser 2016: 41). Hervorhebenswert ist in diesem Kontext der „Re-
flexionsrahmen für Forschen in gesellschaftlicher Verantwortung“ (Ferretti/Daed-
low/Kopfmüller et al. 2016), der gemeinsam von den drei großen außeruniversitären 
Forschungseinrichtungen Fraunhofer-Gesellschaft, Helmholtz-Gemeinschaft und 
Leibniz-Gemeinschaft im Rahmen des vom BMBF geförderten Verbundprojekts 
„LeNa“ erarbeitet wurde. Er zielt darauf ab, Orientierungen zu geben, „wie“ verant-
wortungsvolle Forschung aussehen sollte, und nicht dogmatisch vorzugeben, „was“ 
geforscht werden soll (Ferretti/Daedlow/Kopfmüller et al. 2016: 5). Vorgeschlagen 
wird hierzu ein intern auf Anwendbarkeit getestetes Set von acht Kriterien. Damit soll 
reflektiert werden, inwieweit Forschungsprozesse einer gesellschaftlichen Verant-
wortung gerecht werden. Die acht Kriterien Ethik, Integrative Herangehensweise, 
Interdisziplinarität, Nutzerorientierung, Reflexion von Wirkungen, Transdisziplinari-
tät, Transparenz sowie Umgang mit Komplexität und Unsicherheit werden hierzu je-
weils in Fact Sheets beschrieben und fassen dabei auch den Stand des Wissens zum 
jeweiligen Kriterium komprimiert zusammen (Ferretti/Daedlow/Kopfmüller et al. 
2016: 13 ff.).
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Bereich Herausforderungen für Hochschulen und Wissenschaft

Forschung  > Transformationsforschung, transformative Forschung
 > Inter- und transdisziplinäre Forschung 
 > Partizipative Forschung/”co-creation of knowledge for sustainability”
 > Integrative, systemische Perspektive mit besonderem Augenmerk 

auf die Ko-Evolution komplexer Systeme und ihrer Umwelt
 > Lösungsbeiträge zu gesellschaftlichen Herausforderungen  

(„societal challenges“) und Sustainable Development Goals (SDGs)
 > LeNa Reflexionsrahmen für „Forschen in gesellschaftlicher  

Verantwortung“ 

Lehre Maßnahmen für Studierende:
 > Transformationsbildung, transformative Bildung
 > Vermittlung von Gestaltungs- und Schlüsselkompetenzen
 > Lernen durch Ausprobieren, reflexives Lernen 
 > Vermittlung von Ziel- und Transformationswissen neben System- 

wissen
Maßnahmen für Lehrende:

 > Entwicklung von Lehrveranstaltungen zum Thema Nachhaltigkeit, 
Vermittlung von Nachhaltigkeitskompetenzen für Lehrende

Transfer /  
Third Mission

 > Transferprojekte, Hochschulpartnerschaften, Gesellschaftspartner-
schaften mit explizitem Nachhaltigkeitsbezug

 > Politische Anwaltschaft zu Gunsten der Nachhaltigkeit; öffentliche 
Stellungnahmen, Gutachten etc.

 > Wissensvermittlung zwischen Wissenschaft, Zivilgesellschaft, Politik 
und Wirtschaft; intensiver Austausch mit und Einbindung von gesell-
schaftlichen Akteuren

 > Rekursiver Wissenstransfer

Betrieb  > Betriebliches Umweltmanagement für Hochschulen (EMAS) 
 > Unterstützende Prozesse z. B. Beschaffung, Mobilitätsmanagement 
 > Umwelt-/Nachhaltigkeitsberichterstattung, Deutscher Nachhaltig-

keitskodex (DNK) für Hochschulen

Governance  > Grundprinzipien: Good Governance, verantwortungsvoller Umgang 
mit Ressourcen

 > Durch die Organisationsleitung:
 - Implementierung eines Strategischen Nachhaltigkeitsmanagements 

   als dynamischer und kontinuierlicher Prozess
 - Systematische, partizipative Integration des Nachhaltigkeitsthemas 

Tab. 3: Herausforderungen im Transformationsfeld Hochschulen und Wissenschaft / Quelle: Eigene 
Darstellung u. a. nach Brand (2000); Becker/Jahn (2006); De Haan (2006); WBGU (2011); Deutsche 
UNESCO-Kommission (2011); Wiek/Withycombe/Redman (2011); Wörz (2012); Schneidewind/Singer- 
Brodowski (2013); Michelsen/Adomßent (2014); Rat für Nachhaltige Entwicklung (2016a); Wedl/ 
Reimoser (2016); Ferretti/Daedlow/Kopfmüller et al. (2016)
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Für die Lehre wird die Vermittlung von Kompetenzen als bedeutsam erachtet, die 
Menschen dazu befähigen, sich aktiv an der Entwicklung von nachhaltigen Entwick-
lungsprozessen zu beteiligen, wie sie im Rahmen der UN-Dekade „Bildung für nachhal-
tige Entwicklung 2004–2015“ (BNE) insbesondere für den Bereich der schulischen 
Bildung entwickelt wurden. Prägend sind die Arbeiten von de Haan (2006), der in 
Anlehnung an das Kompetenzmodell der OECD zwölf Gestaltungskompetenzen defi-
niert, sowie die von Wiek, Withycombe und Redman (2011), die für den akademischen 
Bereich fünf Schlüsselkompetenzen hervorheben: die Kompetenz zum systemischen 
Denken, zum strategischen Denken und Handeln, zur interpersonellen Zusammenar-
beit sowie die antizipatorische und normative Kompetenz. In methodischer Hinsicht 
werden besonders das Lernen durch Ausprobieren und reflexives Lernen als bedeut-
sam erachtet (Michelsen/Adomßent 2014: 44 mit Verweis auf Martens 2006, Kemp/
Martens 2007). Mit Blick auf eine transformative Wissenschaft weisen Schneidewind 
und Singer-Brodowski (2013) zudem darauf hin, dass es auch im universitären Bereich 
neben der Vermittlung von Systemwissen stärker um das Erlernen von Ziel- und Trans-
formationswissen gehen sollte. Weiterführende Hinweise zur Bildung für eine nach-
haltige Entwicklung finden sich beispielsweise bei Barth/Michelsen/Rieckmann et al. 
(2015), Stoltenberg/Burandt (2014), Buckler/Creech (2014)3, Beispiele guter Praxis 
z. B. in Deutsche UNESCO-Kommission (2011, 2013), Weisser/Geibel (2016), ISCN 
(2017). Generelle Hinweise für Bildung zu SDGs finden sich darüber hinaus in der von 
der UNESCO herausgegebenen Publikation „Education for Sustainable Development 
Goals“ (UNESCO 2017).

Um die avisierten Veränderungen in der Lehre überhaupt bewältigen zu können, steht 
darüber hinaus noch die große Herausforderung im Raum, den Lehrenden selbst die 
erforderlichen Kompetenzen zum Thema Nachhaltigkeit zu vermitteln bzw. geeignete 
Lehrveranstaltungen zu entwickeln, um eine adäquate Bildung für nachhaltige Ent-
wicklung in allen Hochschulen anbieten zu können (Deutsche UNESCO-Kommission 
2011).

Der Transfer hat sich in den Hochschulen neben den Kernaufgaben Forschung und 
Lehre als wichtige „Dritte Mission“ (Third Mission) entwickelt (vgl. Kap. 3.2.2). Im 
Kontrast zu dem großen Stellenwert, den dieser Bereich in den letzten Jahrzehnten in 
den Hochschulen erlangt hat und den er als Schnittstelle zur Gesellschaft auch theo-
retisch für die Gestaltung nachhaltiger Entwicklungsprozesse hat, steht die auffallend 
geringe Resonanz, die dieser Bereich bisher im wissenschaftlichen, hochschulbezoge-
nen Nachhaltigkeitsdiskurs erlangt hat. Lediglich Henke, Pasternack und Schmid 
(2016) führen die Themen Nachhaltige Hochschule und Transformative Wissenschaft 
als neue Aufgabenfelder im Rahmen der Third Mission auf (vgl. Abb.6), ohne diese 
jedoch im Weiteren zu spezifizieren. 

Auch Wedl und Reimoser (2016: 34 f.) benennen „Transfer und Austausch“ zwar als 
ein Handlungsfeld im Bereich der Organisationsführung. Adressiert wird die Wissens-
vermittlung zwischen Wissenschaft, Zivilgesellschaft, Politik und Wirtschaft sowie ein 
intensiver Austausch mit und die Einbindung von gesellschaftlichen Akteuren (Wedl/
Reimoser 2016: 34 f.). Jedoch bleiben die diesbezüglichen Empfehlungen noch vor-

3  www.hochn.org/2-handlungsfelder/03-lehre.html (24.04.2019).
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nehmlich dem ökonomisch geprägten Transferverständnis verhaftet, ergänzt um all-
gemeine Hinweise zum gesellschaftlichen Engagement (Wedl/Reimoser 2016: 34 f.). 
Bezüge zur ökologischen Dimension der Nachhaltigkeit sowie zu einem integrativen 
Nachhaltigkeitsverständnis bleiben offen. Hervorgehoben sei an dieser Stelle jedoch, 
dass sich das hier vorzufindende Transferverständnis im Grunde mit dem rekursiven 
Transferverständnis des Wissenschaftsrates deckt (Wissenschaftsrat 2016; Froese/
Mevissen/Böttcher et al. 2014), das wiederum an die im Rahmen der Innovationsfor-
schung erarbeiteten rekursiven Modelle anschließt (Wissenschaftsrat 2007). Im Un-
terschied zu klassischen linearen Modellen betonen rekursive Innovationsmodelle die 
wechselseitige Anlage der Wissensgenerierung und -nutzung durch Interaktionen zwi-
schen Wissenschaft, Wirtschaft, Politik und Gesellschaft sowie auch in die Hochschu-
len hinein (Kline/Rosenberg 1986; Lundvall 1988; vgl. Koschatzky 2012 – vgl. dazu die 
Ausführungen an anderer Stelle im vorliegenden Band). Der Wissenschaftsrat weist in 
diesem Zusammenhang für Hochschulen explizit darauf hin, dass die Erfolgsaussich-
ten in den meisten Fällen sehr viel besser seien, wenn die Transferprozesse anspruchs-
voller und vielseitiger angelegt sind. Dies betreffe zum einen die systematische 
Rückbindung von Transfervorhaben an die anderen Leistungsbereiche einer wissen-
schaftlichen Einrichtung, wie Forschung, Lehre und Infrastrukturleistungen. Zum 
anderen gelte es besonders für Austauschprozesse mit den Transferpartnern. Ein 
bi- oder multidirektionaler und rekursiver Austausch zwischen Akteuren aus der Wis-
senschaft und unterschiedlichen gesellschaftlichen Bereichen umfasse vielfach auch 
Prozesse, die wechselseitig Übersetzungen von wissenschaftlich generierten 
Ergebnissen in eine für Partner außerhalb der Wissenschaft verständliche, zugängliche 
und umsetzbare Form beinhalten, sowie umgekehrt auch Übersetzungen von außer-
wissenschaftlich generierten Fragen und Problemen in Forschungsfragen. Hierdurch 
würden praktische Fragen und Probleme in wissenschaftliche Fragestellungen trans-
formiert und damit anschlussfähig für das Fachwissen, die Methoden und Ansätze 
verschiedener Disziplinen (Wissenschaftsrat 2016: 11). Ein entsprechendes rekursi-
ves Transferverständnis erscheint gerade für die Unterstützung nachhaltiger regiona-
ler Entwicklungsprozesse als besonders bedeutsam, um die geforderten kontinuierli-
chen „Such-, Lern- und Verständigungsprozesse“ wissenschaftlich zu begleiten.

Möglicherweise sind die Schwachstellen, welche die hochschulbezogenen Nachhaltig-
keitsdiskurse im Bereich Transfer / Third Mission derzeit noch aufweisen, auch darauf 
zurückzuführen, dass der wissenschaftliche Diskurs zur Transformation der Hoch-
schulen bisher hauptsächlich auf Universitäten bezogen wird (Schneidewind/Sin-
ger-Brodowski 2013), während der Transfer bzw. die Third Mission traditionell den 
Fachhochschulen aufgrund ihrer anwendungsbezogenen Forschung und Lehre näher-
steht (vgl. Kap. 3.2.2). So lässt sich denn auch bei den Fachhochschulen eine Vorrei-
terrolle identifizieren, den Transfer ebenfalls auf Nachhaltigkeit auszurichten. Im Rah-
men des Netzwerks „Hochschulen für Nachhaltige Entwicklung“ (HNE), das beim 
Referat für Technik- und Wissenschaftsethik (rtwe)4 angesiedelt ist, haben die Fach-
hochschulen Baden-Württembergs mit der landesweiten Einführung von Senatsbe-
auftragten für Nachhaltige Entwicklung bereits 2008 einen konzertierten Prozess in 

4  Das Referat für Technik- und Wissenschaftsethik (www.rtwe.de/hne.html 24.04.2019) ist für alle 
Hochschulen für Angewandte Wissenschaften (HAW) des Landes Baden-Württemberg zuständig 
und dem Rektor der Hochschule Karlsruhe zugeordnet (www.hs-karlsruhe.de/rtwe/ 24.04.2019).
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Gang gesetzt, das Nachhaltigkeitsthema in den Fachhochschulen des Landes zu veran-
kern. Dieser schließt auch den Aufgabenbereich Transfer ein. Danach gilt es beispiels-
weise, Transferprojekte mit explizitem Nachhaltigkeitsbezug zu entwickeln und auch 
Kooperationen mit anderen gesellschaftlichen Gruppen einzugehen, wie z. B. mit Kin-
dergärten, Schulen und Zivilgesellschaft, sowie politische Anwaltschaften zugunsten 
der Nachhaltigkeit zu übernehmen, z. B. im Rahmen öffentlicher Stellungnahmen, von 
Gutachten etc. (Wörz 2012). Lohnenswert wäre eine empirische Untersuchung, in-
wieweit diese Empfehlungen in der Praxis bereits umgesetzt werden. Ein Konzept für 
den Nachhaltigkeitstransfer entwickelt aktuell zudem die Hochschule für nachhaltige 
Entwicklung Eberswalde (HNEE) (Nölting/Pape/Dembski et al. 2017), die auch in dem 
Projekt HochN die Verantwortung für das Handlungsfeld Transfer übernommen hat.

Für den Betrieb der Hochschulen gibt es bereits weit entwickelte Instrumente, ange-
lehnt an die Vorbilder aus dem betrieblichen Umweltmanagement. Insbesondere das 
System EMAS (Eco-Management and Audit Scheme) bietet als freiwilliges Instrument 
der Europäischen Union einen Rahmen, um Umweltleistungen von Unternehmen und 
Organisationen jeder Größe und Branche kontinuierlich zu verbessern, indem bei-
spielsweise Emissionen und Ressourcenverbräuche verringert werden. Auch Hoch-
schulen können freiwillig an diesem System teilnehmen und sich zertifizieren lassen 
(vgl. z. B. Deutsche UNESCO-Kommission 2011: 40 ff.; Wörz 2012). Explizit werden 
daneben beispielsweise auch das Beschaffungswesen und ein Mobilitätsmanagement 
als unterstützende Prozesse genannt (Wedl/Reimoser 2016: 52 ff.). Mit Umweltma-
nagementsystemen, insbesondere mit EMAS, ist auch eine Umweltberichterstattung 
verbunden, die sich in Verbindung mit den internationalen Standards der Global Re-
porting Initiative (GRI) allgemein inzwischen zu einer Nachhaltigkeitsberichterstat-
tung weiterentwickelt hat. Zur weiteren Verbreitung dieser betrieblichen Manage-
mentinstrumente wurde als vereinfachte Form der Deutsche Nachhaltigkeitskodex 
(DNK) für eine an branchenübergreifenden Transparenzstandards orientierte laufen-
de Berichterstattung über unternehmerische Nachhaltigkeitsleistungen konzipiert, 
der auf Initiative des Rates für Nachhaltige Entwicklung (RNE) inzwischen auch zu ei-
ner hochschulspezifischen Beta-Version ausgestaltet wurde. Erste Entsprechenserklä-
rungen haben u. a. die Leuphana Universität Lüneburg und die Hochschule für nach-
haltige Entwicklung Eberswalde (HNEE) abgegeben.5 

Mit diesen Managementinstrumenten sind die Übergänge zur Governance der Hoch-
schulen fließend. Allgemein lässt sich in diesem Kontext zunächst auf die eingangs 
genannte gemeinsame Erklärung der Hochschulrektorenkonferenz (HRK) und der 
Deutsche UNESCO-Kommission (DUK) hinweisen, mit der die Hochschulleitungen 
aufgefordert wurden, das Prinzip der Nachhaltigkeit allen Mitgliedern ihrer Hochschu-
le mit den Bezügen zu ihren einzelnen Arbeitsfeldern als Grundlage ihrer Tätigkeiten 
zu vermitteln (HRK/DUK 2010). Auch diesbezüglich kann dem Netzwerk HNE der 
Fachhochschulen Baden-Württembergs eine Vorreiterrolle zugesprochen werden. 
Für diesen Aufgabenbereich wurden ebenfalls bereits einige konkrete Vorschläge be-
nannt (Wörz 2012). 

5  www.deutscher-nachhaltigkeitskodex.de/de/aktuelles/aktuelles/nachricht/artikel/dnk-jetzt-auch- 
fuer-hochschulen.html (20.08.2017).
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Weitergehend sind insbesondere im Rahmen des vorstehend genannten Verbundpro-
jektes LeNa Empfehlungen für Governanceprozesse in außeruniversitären For-
schungseinrichtungen erarbeitet worden. Zwar bleibt zu klären, inwieweit diese auf 
Hochschulen übertragbar sind, doch können sie hier zumindest als Orientierung die-
nen. Vor dem allgemeinen Hintergrund von Good-Governance-Prinzipien sowie ei-
nem verantwortungsvollen Umgang mit Ressourcen empfehlen Wedl und Reimoser 
(2016) ein Strategisches Nachhaltigkeitsmanagement, das vergleichbar mit dem vor-
stehend genannten EMAS-Prozess als dynamischer und kontinuierlicher Manage-
mentprozess angelegt ist und in der Regel sechs Phasen umfasst: 1) Commitment der 
Organisationsleitung zum Nachhaltigkeitsleitbild, 2) Analyse des Status quo in rele-
vanten Handlungsfeldern, 3) Festlegung strategischer Ziele sowie Entwicklung einer 
Roadmap für die Umsetzung (Strategien und Policies), 4) Implementierung: Benen-
nung von Verantwortlichen und Umsetzung der Maßnahme, 5) Monitoring mit Indika-
torensystem und regelmäßiger Messung der Zielerreichung, 6) Kommunikation nach 
innen und außen mit standardisierter Berichterstattung, die mit der vorstehend ge-
nannten Umwelt-/Nachhaltigkeitsberichterstattung bzw. dem DNK korrespondiert 
(Wedl/Reimoser 2016: 18 ff.). Daneben werden für die Organisationsführung vier 
Handlungsfelder benannt, um das Nachhaltigkeitsthema systematisch in alle Bereiche 
der Hochschule zu implementieren. Hierzu gehört: 1) eine rahmengebende, integra-
tive Strategieplanung, die das Nachhaltigkeitsthema mit der Weiterentwicklung des 
wissenschaftlichen Profils der Einrichtung verknüpft, bereichsübergreifend in eine 
konsistente Gesamtstrategie einbettet und als reflexiver Vorgang verstanden wird6, 2) 
eine partizipative Organisationsentwicklung, die als systematischer Veränderungs-
prozess angelegt ist, 3) die Förderung einer Compliance-Kultur, mit der u. a. auch die 
Einhaltung ethischer Leitlinien verbunden wird, sowie 4) integriert der vorstehend 
bereits angesprochene Transfer und Austausch mit gesellschaftlichen Gruppen 
(Wedl/Reimoser 2016: 31 ff.). 

Im Projekt HochN werden daneben normative, d. h. auf Nachhaltigkeit bezogene, Go-
vernance-Verständnisse und ihre Implikationen an Hochschulen erforscht. Hierzu 
wird die entwickelte Heuristik eines „Governance-Reglers“ verwendet, der die fünf 
Dimensionen Politik, Organisation, Wissen, Profession und Öffentlichkeit umfasst, die 
als funktionale Anforderungen verstanden werden. Jeder der fünf Regler wird im Pro-
jekt in Bezug auf die Nachhaltigkeitsagenda und verschiedene Zielgruppen untersucht. 
Empirisch geklärt werden soll, wie bedeutsam die Dimensionen in Abhängigkeit von 
der Ausrichtung der strategischen Aufgabe und den Akteursperspektiven sind (Nied-
lich/Bormann/Kummer et al. 2017a, b). 

Zusammenfassend betrachtet liegen mit vorstehend skizzierten Beiträgen bereits 
weitreichende Orientierungen vor, welche Veränderungsprozesse Hochschulen in den 
verschiedenen Sub-Regimen durchlaufen können/sollten, um Transformationen zur 
Nachhaltigkeit zu unterstützen. Räumliche Dimensionen werden dabei bisher jedoch 
nicht systematisch thematisiert, hierauf wird im folgenden Kapitel eingegangen.

6  Gerade diese integrative Herangehensweise und konsistente Gesamtstrategie fehlt bisher überwie-
gend in der Praxis, wie die Untersuchung des CHE 2017 ergeben hat. Stattdessen wird der Nachhal-
tigkeitsbegriff in den Profildokumenten bisher zur „vertikalen“, d. h. inhaltsleeren Subsummierung 
von Themenbereichen verwendet (vgl. Stuckrad/Röwert 2017).
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4.2 Hochschulen und nachhaltige Regionalentwicklung

Die Zusammenführung des in Kapitel 2 dargelegten Wissensstandes zur Gestaltung 
nachhaltiger Regionalentwicklungen mit hochschulbezogenen Aufgaben fokussieren 
wir im Folgenden auf die Third-Mission-Aktivitäten. Wie in Kapitel 3.2.2 dargestellt, 
werden unter dem Begriff der Third Mission die Leistungen von Hochschulen zusam-
mengefasst, die das gesellschaftliche Engagement umfassen und über das grund-
ständige Studienangebot sowie die zweckfreie Grundlagenforschung hinausgehen. 
Diese Leistungsdimension bildet damit auch die maßgebliche Schnittstelle zur Koope-
ration mit regionalen Akteuren und Unterstützung nachhaltiger regionaler Entwick-
lungsprozesse. 

Eine richtungweisende Grundlage zur Operationalisierung bildet die von Henke, Pas-
ternack und Schmid (2016) entwickelte Third-Mission-Systematik. Diese baut gleich-
falls auf einer – auch auf europäischer Ebene vertretenen – Definition auf, wonach die 
drei Leistungsbereiche Forschung, Lehre und Third Mission miteinander verwoben 
sind (Henke/Pasternack/Schmid 2017: 65 ff.). Mit diesem Verständnis sind die 
Third-Mission-Aktivitäten also nicht isoliert von den Kernaufgaben einer Hochschule 
zu betrachten. Die in Kap. 4.1 dargestellten Herausforderungen in den Bereichen For-
schung, Lehre, Betrieb und Governance sind daher also gleichermaßen von Bedeu-
tung für den Weg zu einer Hochschule, die nachhaltige regionale Entwicklungsprozes-
se unterstützt. 

Perspektivisch erscheint zudem das im angloamerikanischen Raum von Goddard, Ha-
zelkorn und Kempton et al. (2016) entwickelte Modell der „Civic University“ auch für 
den Weg zu einer nachhaltigen regionalen Hochschule richtungweisend. Es baut auf 
dem Modell der engagierten Hochschule (vgl. Kap. 1) auf und entwickelt dieses gleich-
falls weiter. Betont wird dazu insbesondere eine stärkere Anbindung an die Region, 
ohne jedoch den globalen Kontext zu vernachlässigen: 

 “The engaged civic university ... is one which provides opportunities 
for the society of which it forms part. It engages as a whole with its surroundings, 

not piecemeal; it partners with other universities and colleges; and is managed in a 
way that ensures it participates fully in the region of which it forms part. 

While it operates on a global scale, it realises that its location helps to form its 
identity and provide opportunities for it to grow and help others, 

including individual learners, business and public institutions, to do so too” 
(Goddard/Hazelkorn/Kempton et al. 2016: 5).

Gerade in dieser Brückenfunktion zwischen regionalem Handeln und globalen Heraus-
forderungen liegen die besonderen Potenziale für Hochschulen, sich gegenüber ande-
ren Institutionen im Transformationsfeld der nachhaltigen Entwicklung zu profilieren.

Im Modell der „Civic University“ (vgl. Abb. 8) verschwimmen zudem die Grenzen so-
wohl innerhalb der Hochschule als auch nach außen in Bezug auf Kooperation mit der 
Gesellschaft. Die Third Mission wird nicht mehr als dritte zusätzliche Aufgabe verstan-
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den, die in der Peripherie angesiedelt ist, während die Hochschul-Governance maß-
geblich auf die Kernaufgaben Forschung und Lehre fokussiert. Vielmehr wird das ge-
sellschaftliche Engagement zu einer verbindenden Dimension und die Grenze zwischen 
Hochschule, Wissenschaft und Gesellschaft ist fließend. 

Abb. 8: The “Civic” University / Quelle: Goddard/Hazelkorn/Kempton et al. 2016: 6

Auf diesen Erkenntnissen aufbauend haben wir bezogen auf die von Henke, Paster-
nack und Schmid (2016) entwickelte Third-Mission-Systematik in Tabelle 4 exempla-
risch hochschulbezogene Maßnahmen zusammengestellt, die nachhaltige regionale 
Entwicklungsprozesse im Sinne des in Kapitel 2 dargestellten Wissensstandes unter-
stützen. Diese Zusammenstellung ist als erstes Brainstorming und Diskussionsange-
bot zu verstehen, das in weiteren Forschungsarbeiten validiert und weiterentwickelt 
werden sollte. Einen ersten Baustein dazu stellen die in Radinger-Peer/Pflitsch/Freytag 
et al. (in diesem Band) skizzierten Fallbeispiele dar.
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Teilbereich Handlungsfeld Maßnahmen zur Unterstützung nachhaltiger 
Regionalentwicklungen (Beispiele)

Weiterbildung Berufsbezogene 
Fortbildung

Customized further education programmes  
(z. B. Energiemanagement-Lehrgang in Linz)

Akademische 
Weiterbildung

Customized education programmes  
(Peer/Stöglehner 2013)

Forschungs- und 
Wissenstransfer

Wissens- 
entwicklung

Ko-Produktion von System-, Ziel- und Transfor-
mationswissen in transdisziplinären Forschungs-
settings gemeinsam mit der Gesellschaft 
(WBGU 2011); 
wissenschaftliche Begleitung kontinuierlicher  
gesellschaftlicher Such-, Lern- und Verständi-
gungsprozesse, u. a. auch zur Aushandlung  
ökologischer Tragekapazitäten/Leitplanken; 
Citizen Science

Wissens- 
vermittlung

Hochschulen können als „brokering“ and „brid-
ging organisations“ auftreten und unterschiedli-
che am Nachhaltigkeitsprozess beteiligte Akteu-
re (Staat, Wirtschaft, Zivilgesellschaft)  
zusammenführen sowie zwischen regional und 
global bedeutsamem Wissen vermitteln;
interpretierende Rolle und Vermittlung von 
Nachhaltigkeitswissen/-zusammenhängen an 
nichtwissenschaftliche Zielgruppen;
rekursiver Wissenstransfer als wechselseitige 
Wissensvermittlung und -produktion zwischen 
Hochschule und regionalen Akteuren mit dem 
Ziel des „ownership of knowledge and values“ 
(im Gegensatz zu einem rein unidirektionalen 
Wissenstransfer);
Einbringen der integrativen Sichtweise  
(Ökologie, Soziales, Ökonomie);
Einbringen der komplementären Nachhaltig-
keitsstrategien (Effizienz, Suffizienz, Konsistenz)

Wissens- 
vermarktung

Vermarktung hochschulischer nachhaltigkeits- 
bezogener Wissensressourcen

Gesellschaftliches 
Engagement

Bürgerschaftli-
ches Engagement

Förderung von social entrepreneurship; ergänzt 
um ökologische Orientierungen
Förderung und Kommunikation der Werte der 
Nachhaltigkeit und eines wissenschaftlich fun-
dierten Nachhaltigkeitsverständnisses
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Teilbereich Handlungsfeld Maßnahmen zur Unterstützung nachhaltiger 
Regionalentwicklungen (Beispiele)

Community  
Services

Förderung von Engagement in der nachhaltigen 
Regionalentwicklung (z. B. Teilnahme an LA 21- 
Prozessen oder an Nachhaltigkeitsinitiativen)

Widening  
Participation 

Förderung bislang unterrepräsentierter Grup-
pen (im Sinne der Integration, Partizipation und 
Verteilungs-gerechtigkeit);
Lehrangebote für Nichtstudierende: Senioren-
akademie, Sommerschulen etc. – Einbringen der 
Thematik nachhaltige Regionalentwicklung

Tab. 4: Maßnahmen zur Unterstützung nachhaltiger Regionalentwicklungen / Quelle: Eigene Darstellung 
bezogen auf die Third-Mission-Systematik nach Henke/Pasternack/Schmid 2016: 27 ff.

5 Fazit, Ausblick

5.1 Potenziale der MLP als Heuristik für die Transition    
 des Hochschulsystems

Der vorliegende Beitrag hat es sich zum Ziel gesetzt, Hochschulen als Agenten des 
Wandels für eine nachhaltige Regionalentwicklung konzeptionell aus Perspektive der 
Transition-Forschung und der Multi-Level-Perspektive zu fassen. Dazu war es nötig, 
sich zunächst intensiv mit der Zieldimension der nachhaltigen Regionalentwicklung 
auseinanderzusetzen. Diese spezifische Zieldimension erfordert in Teilen eine Trans-
formation des Hochschulsystems, aber auch einzelner Hochschulen und ihrer Teilsys-
teme. Die Diskussion um unterschiedliche Ansätze der nachhaltigen Regionalentwick-
lung machte bereits deutlich, dass Hochschulen je nach spezifischer regionaler 
Ausgangssituation auf vielfältige Weise Einfluss nehmen können.

Die Transition-Forschung und insbesondere die Multi-Level-Perspektive bieten eine 
Heuristik, die einen wichtigen konzeptionellen Beitrag zum Verständnis von Nachhal-
tigkeitstransformationen im Hochschulsystem bzw. an einzelnen Hochschulen leisten 
kann. Bei der Übertragung wurde deutlich, dass einzelne Aspekte der MLP bei der 
Übertragung auf das Hochschulsystem angepasst werden müssen. Dies liegt u. a. dar-
an, dass es sich bei den technischen Aspekten des Hochschulsystems vor allem um 
soziale Techniken handelt und zu erwarten ist, dass Regimestrukturen in Hochschul-
systemen deutlich mehr Möglichkeiten für Bottom-up-Aktivitäten aus der Mitte des 
Regimes heraus bieten und weniger rigide sind als andere sozio-technische Systeme.

Bislang gibt es noch sehr wenige Arbeiten, die Hochschulsysteme aus dieser konzepti-
onellen Perspektive untersuchen. Eine Übertragung des Konzeptes bietet aber großes 
Potenzial, auch zu einer Weiterentwicklung der MLP beizutragen und einige der Kritik-
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punkte aufzugreifen, insbesondere zur Starrheit von Regimen und zur deterministi-
schen Fixierung auf Nischenprozesse. Neuere Ansätze aus der Institutionentheorie 
heben hervor, dass bestehende Institutionen immer auch Raum für Veränderung bie-
ten, auch wenn sie bereits stark verfestigt sind (Streeck/Thelen 2005; Mahoney/The-
len 2010). Neuere Ansätze aus der evolutionären Wirtschaftsgeographie zeigen dies 
am Beispiel regionaler Pfade auf. Das Konzept der Pfadplastizität (Strambach 2010; 
Strambach/Halkier 2013) basiert auf der Annahme, dass Institutionen immer einen 
gewissen Spielraum bieten, der von besonders kreativen und reflektierten Akteuren 
genutzt werden kann, um Wandel anzustoßen. Diese graduellen Veränderungen kön-
nen über die Zeit zu einem fundamentalen Wandel im Pfad einer Region bzw. Industrie 
führen (Strambach/Pflitsch 2018).

Gerade am Beispiel des Hochschulsystems lässt sich dies zeigen: Universitäten besit-
zen flache Hierarchien und dezentralisierte Governance-Strukturen, die Wissen-
schaftlern sehr viel Freiraum bieten. Wenn individuelle Wissenschaftler etwas verän-
dern wollen, haben sie dazu größere Spielräume als individuelle Akteure in anderen 
sozio-technischen Systemen. Das Regime im Hochschulbereich ist also nicht so starr 
wie andere Regime. Auch Hodson, Geels und Meekin (2017) weisen darauf hin, dass 
unterschiedliche sozio-technische Regime sich teilweise stark hinsichtlich der Einfluss-
möglichkeiten bestimmter Akteursgruppen unterscheiden. Dieser Beitrag liefert also 
Argumente dafür, dass der MLP-Ansatz in diesem Bereich angepasst werden sollte.

Gleichzeitig kann aus der Diskussion eine politische Botschaft abgeleitet werden. In 
der aktuellen Debatte wird insbesondere der Ansatz von Schneidewind und Sin-
ger-Brodowski (2013), der eine transformative Wissenschaft nur durch einen radika-
len Umbau des Hochschulsystems für realisierbar hält, kontrovers diskutiert. Unter 
der Annahme, dass Regimestrukturen im Hochschulsystem deutlich weniger rigide 
sind als in anderen sozio-technischen Systemen, bieten sich jedoch Möglichkeiten für 
einen Wandel des bestehenden Hochschulsystems ohne einen vollumfänglichen Um-
bau, der teilweise in Konflikt mit Grundprinzipien der Wissenschaft steht (Freiheit von 
Wissenschaft und Lehre versus normative Vorgabe von Nachhaltigkeit).

Eine Vertiefung der Diskussion erfolgte in diesem Beitrag mit besonderem Fokus auf 
Aktivitäten im Bereich der Third Mission, da hier unmittelbare Auswirkungen von 
Hochschulen auf die Regionalentwicklung erwartet werden. Dennoch sind auch weite-
re Dimensionen des Handelns von Hochschulen von Bedeutung (Forschung, Lehre, 
Betrieb und Governance) bzw. stehen in Wechselwirkung mit der Third Mission.

In diesem Bereich bietet die Anwendung der MLP eine Möglichkeit, zur Weiterentwick-
lung der geographisch orientierten Transition-Forschung beizutragen (u. a. Truffer/
Coenen 2012; Coenen/Bennworth/Truffer 2012). Dieser Forschungsstrang hebt die 
räumliche Heterogenität von Regimen hervor und zeigt damit ebenfalls, dass Regime 
weniger starr sind als bislang vermutet. Räumliche bedingte Unterschiede in Regi-
me-Strukturen können Ansatzpunkte für Veränderungen bieten. Jedoch müssen sich 
die lokalen Akteure immer mit Akteuren auf anderen räumlichen Ebenen auseinander-
setzen, da einige Regime-Strukturen außerhalb des Einflusses lokaler Akteure liegen 
(Rohracher/Späth 2014). 
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In Bezug auf Hochschulen sind hier zum einen unterschiedliche Strategien von Hoch-
schulen hervorzuheben, aber auch die Wechselwirkungen zwischen Hochschulen und 
regionalem Umfeld bei der Transformation der Hochschulen und einer stärkeren Hin-
wendung zur nachhaltigen Regionalentwicklung.

Auch aus diesem Aspekt lässt sich eine politische Botschaft ableiten: Die Nachhaltig-
keitstransformation von Hochschulen sollte nicht unabhängig vom jeweils spezifi-
schen regionalen Kontext der Hochschule gestaltet werden. Zum einen sind Ausrich-
tungen zu bevorzugen, die eine unmittelbare Relevanz zur Lösung lokaler und 
regionaler Nachhaltigkeitsprobleme bieten. Damit können die Ziele einer stärkeren 
Hinwendung der Hochschule zur Region und zur Nachhaltigkeit gleichzeitig erreicht 
werden. Zum anderen sind regionale Akteure wichtige Agenten des Wandels, die von 
außen auf die Transformation der Hochschule einwirken können (Pflitsch/Radin-
ger-Peer 2018). Regionale Strategien zur Einbindung von Hochschulen sollten diese 
daher sowohl als Agenten des Wandels als auch als Objekt der Transformation be-
trachten. Diese beiden Dimensionen stellt auch der Wissenschaftsrat (2018) mit sei-
nen Empfehlungen für wissenschaftliche Einrichtungen zur Stärkung regionaler Ko-
operationen unter den Stichworten „Region als Gelegenheitsraum“ und „Region als 
Verantwortungsraum“ in den Vordergrund.

5.2 Forschungsbedarf aus der Transition-Perspektive

Aus den konzeptionellen Überlegungen in diesem Kapitel ergeben sich vielfältige For-
schungsperspektiven an der Schnittstelle von Hochschulforschung und Forschung für 
nachhaltige Entwicklung. In besonderem Maße bieten sich hier Potenziale für Arbeiten 
aus der Transition-Perspektive unter Leitung der Fächer Wirtschaftsgeographie und 
Raumplanung. Diese Perspektiven können sowohl im Rahmen von grundlagenorien-
tierten Arbeiten mit Fokus auf die konzeptionelle Weiterentwicklung des Verständnis-
ses von Transformationspfaden von Hochschulen und Hochschulsystemen als auch 
im Rahmen angewandter Forschung mit Bezug auf die Gestaltung konkreter Transfor-
mationspfade umgesetzt werden.

Seit den 1990er Jahren haben Hochschulen in Deutschland unter dem Paradigma der 
„unternehmerischen Hochschule“ ihre Aktivitäten im Bereich des Wissenstransfers 
zwischen Wissenschaft und Wirtschaft (university-industry linkages) verstärkt. Dabei 
ging es vor allem um den Beitrag der Hochschulen zu einer wissensbasierten Regional-
entwicklung. Darüber hinausgehende Herausforderungen bestehen aktuell in Bezug 
auf eine große gesellschaftliche Transformation mit dem Ziel einer nachhaltigen Ent-
wicklung. Dies hat der Wissenschaftliche Beirat der Bundesregierung Globale Umwelt-
veränderungen (WBGU) in seinem Hauptgutachten aus dem Jahr 2011 deutlich ge-
macht. Dabei steht vor allem die Sicherung der natürlichen Lebensgrundlagen als 
Voraussetzung für eine sozial gerechte und zukunftsfähige Entwicklung im Mittel-
punkt.

Damit Hochschulen einen Beitrag zu dieser Transformation und zu einer nachhaltigen 
Regionalentwicklung leisten können, sind Veränderungen des Hochschulsystems nö-
tig. Dies wird derzeit intensiv und kontrovers diskutiert (z. B. Strohschneider 2014; 
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Wissenschaftsrat 20157). Aus der regionalwissenschaftlichen Forschung ist bekannt, 
dass sich die regionale Ebene in besonderem Maße als Arena für Innovationen eignet. 
Dies wird auch in den aktuellen Empfehlungen des Wissenschaftsrats (2018) zu regi-
onalen Kooperationen wissenschaftlicher Einrichtungen hervorgehoben. In den Dis-
kussionen zur Rolle der Hochschulen für Nachhaltigkeitstransformationen werden 
diese räumlichen Bezüge bisher aber weitgehend ausgeblendet und sind nicht unter-
sucht. Hier besteht ein grundlegendes Forschungsdefizit, zu dem die im vorliegenden 
interdisziplinären ARL-Arbeitskreis versammelten Experten fundierte Beiträge erar-
beiten könnten. 

Um der Wissenschaftspolitik eine Grundlage für zukünftige Maßnahmen zur Verstär-
kung des Engagements der Hochschulen für eine nachhaltige Regionalentwicklung an 
die Hand geben zu können, besteht besonderer Forschungsbedarf in drei Bereichen:

1 (Wie) Werden Hochschulen zu regionalen Change Agents?

 − Umsetzungspotenziale innerhalb einzelner Hochschulen / Hochschulgovernan-
ce Zentrale Akteure, ihre Motivationen und Interaktionen,

 − Auswirkungen auf die Profilierung von Hochschulen, 

 − Beiträge der Wissenschaftspolitik von Bund und Ländern (Rahmensetzung und 
Förderpolitik).

2 (Wie) Wirken die Hochschulen als Change Agents in der Region?

 − Hochschulen und ihre Forschung als Impulsgeber hinsichtlich einer Verände-
rung hin zu einer nachhaltigeren Ausrichtung der Region,

 − Wechselwirkungen der Hochschulen mit Gesellschaft und Politik in der Regio-
nalentwicklung,

 − Auswirkungen von Hochschulen auf die wirtschaftliche, soziale und ökologi-
sche Entwicklung in ihrem Umfeld.

3 Welche Möglichkeiten und Grenzen ergeben sich für Hochschulen, um als regio- 
nale Change Agents für die große Transformation zu fungieren?

 − Umsetzbarkeit der Paradigmen „engagierte“ und „nachhaltige“ Hochschule,

 − Spannungsfeld von internationaler Exzellenz und regionaler Verankerung,

 − Neue Wege der inter- und transdisziplinären Arbeit und der gesellschaftlichen 
Einbettung,

 − Unterschiede zwischen den Hochschultypen (Universitäten, Fachhochschulen).

7  blog http://nachhaltigewissenschaft.de/ (03.05.2019).
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Kurzfassung
Der Beitrag beleuchtet Transformationsprozesse in Richtung nachhaltige Regional-
entwicklung an ausgewählten Hochschulen in Deutschland und Österreich. Mittels 
vier Fallstudien (Universität Augsburg, Albert-Ludwigs-Universität Freiburg, Johan-
nes Kepler Universität Linz und Hochschule Darmstadt) wird illustriert, welche orga-
nisatorisch-institutionellen Rahmenbedingungen die Hochschulen geprägt haben, 
wer sich mit welcher Motivation engagiert hat und worin die Beiträge der Hochschule 
für eine nachhaltige Regionalentwicklung bestehen. Während die Hochschule Darm-
stadt explizit als „change agent“ auftritt, sind die Transformationsprozesse an den 
übrigen Hochschulen gebunden an „windows of opportunity“, das hohe Engagement 
einzelner Hochschulangehöriger sowie die Bereitschaft und kognitive Basis für das 
Thema Nachhaltigkeit in der Region. Der regionale Transitionspfad lässt sich daher als 
fallspezifisches und einmaliges Wechselspiel der Hochschule mit dem zivilgesellschaft-
lich und politisch engagierten Umfeld verstehen.

Schlüsselbegriffe
Hochschule – nachhaltige Regionalentwicklung – Transformation –  Windows of op-
portunity – Fallstudien – Forschung – Lehre – Hochschulmanagement – Dritte Mission 
– Agenten des Wandels 

Transformation of the higher education system towards sustainable regional 
development (“empirical illustrations”)

Abstract
This chapter focuses on the transformation processes towards sustainable develop-
ment of selected Higher Education Institutions (HEIs) in Germany and Austria. By 
means of four case studies (University Augsburg, University of Freiburg, Johannes 
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Kepler University Linz and the University of Applied Sciences Darmstadt) it is illustrat-
ed which organizational-institutional framework conditions shape HEIs, what the dif-
ferent motivations are as well as what kind of contributions HEIs can make for sustain-
able regional development. The University of Applied Sciences Darmstadt is the only 
one, which appears as “change agent”. In the other investigated HEIs the transforma-
tion processes are dependent on “windows of opportunity”, the high engagement of 
individual employees as well as the readiness of the regional environment for sustain-
ability issues. It is concluded that the regional transition path is case-specific and 
states a unique interplay of the HEIs and the societal and politically engaged environ-
ment.

Keywords
Higher Education Institution (HEI) – sustainable regional development – transforma-
tion – windows of opportunity – case studies – research – teaching – university man-
agement – third mission – change agents

1 Einleitung

Der gegenständliche Fallstudien-Beitrag baut auf dem konzeptionell-theoretischen 
Beitrag von Schiller/Kanning/Pflitsch et al. (in diesem Band) auf und hat das Ziel, das 
Potenzial der Mehrebenenperspektive (Multi-Level Perspective MLP) als Heuristik für 
die Transition des Hochschulsystems und damit den Beitrag von Hochschulen zu einer 
nachhaltigen Regionalentwicklung an empirischen Fallstudien auszuloten.

Bereits seit den 1990er Jahren wird den Hochschulen eine besondere Verantwortung 
in der Gestaltung nachhaltiger Entwicklungsprozesse zugeschrieben. Ihr konkreter 
Beitrag wurde dabei häufig in Form von Beispielen guter Praxis empirisch erhoben, 
jedoch kaum konzeptionell erfasst (Stephens/Graham 2010). Für die Untersuchung 
von Transformationen zur nachhaltigen Entwicklung hat sich in der Transforma-
tions-Forschung das Analyseraster der MLP etabliert (Geels 2002; 2004; Markard/
Raven/Truffer 2012) (siehe Schiller/Kanning/Pflitsch et al. in diesem Band). Das Er-
kenntnisinteresse liegt dabei auf der Frage, inwiefern das Zusammenwirken von Dy- 
namiken auf der Landschafts-, der Regime- und der Nischenebene zur Etablierung ra-
dikaler neuer Technologien oder sozialer Innovationen beiträgt. Während die Land-
schaftsebene die tieferliegenden Strukturen, die von den Akteuren nicht direkt beein-
flusst werden können, umfasst, stellt die Regimeebene die zentrale Ebene in der MLP 
dar. Geels (2004) definiert sie als die Konfiguration von institutionellen und materiel-
len Elementen und entsprechenden Akteursnetzwerken in einem spezifischen sozio-
technischen System. Die Nischenebene hingegen stellt einen vorwiegend relationalen 
Raum mit wenig ausgeprägten Strukturen dar. Diese Nischen erlauben das Experimen-
tieren mit neuen sozialen Praktiken und sind damit das „Saatbeet für systemische Ver-
änderungen“ (Geels 2002).

Wie im Beitrag Schiller/Kanning/Pflitsch et al. (in diesem Band) herausgearbeitet, er-
möglicht die Übertragung des Analyserasters der MLP auf das Hochschulsystem, 
hochschulinterne Entwicklungen und innovative Tendenzen zu analysieren und gleich-
zeitig den Kontext, in den diese Entwicklungen eingebettet sind, systematisch zu er-
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fassen. Die Landschaftsebene, umfasst dabei beispielsweise die Freiheit von Lehre 
und Forschung, die „Sustainable Development Goals“ der Vereinten Nationen, aber 
auch die Hochschulfinanzierung. Der Regimebegriff bezieht sich darauf, wie das Hoch-
schulsystem aktuell funktioniert. Dabei weist das Hochschulsystem weniger Homoge-
nität auf als andere soziotechnische Systeme (siehe auch Schiller/Kanning/Pflitsch et 
al. in diesem Band). Dies liegt neben den genannten Aspekten, wie beispielsweise der 
Freiheit in Forschung und Lehre und damit einhergehenden begrenzten Steuerungs-
möglichkeiten der Hochschulleitung, auch in den räumlichen Variationen von Regimen 
(Späth/Rohracher 2012), deren raum- und regionsbezogenen Unterschieden. Die Be-
rücksichtigung des Hochschulumfeldes wird dem „open system“-Charakter von 
Hochschulen gerecht (Scott 2001; Pinheiro 2011); demnach stehen sie in permanen-
tem Austausch mit ihrem Umfeld und werden von demselben beeinflusst. Die Einfluss-
faktoren sind dabei auf der Ebene des organisationalen Feldes sowie der Sitzregion 
vorzufinden. Perkmann/Tartari/McKelvey et al. (2013) betonen die Einmaligkeit der 
Hochschule–Region-Konstellation, aus welcher auch die herausragende Rolle des re-
gionalen Umfeldes für die Transformation der Hochschule und deren Hinwendung zur 
nachhaltigen Regionalentwicklung ableitbar ist.

Die zuvor erwähnte Heterogenität der Regimeebene greifen Strambach/Pflitsch 
(2018) auf und weisen darauf hin, dass besonders kreative und reflektierende Akteure 
graduelle Veränderungen anstoßen können, die über die Zeit zu einem fundamentalen 
Wandel des Pfades einer Region führen. Innerhalb der Hochschule können diese Ak-
teure einzelne Pioniere unter den Forschenden sein, aber auch auf der Ebene einzelner 
Fachbereiche und des Hochschulmanagements, welche mit nachhaltigen Praktiken 
experimentieren oder Managementpraktiken, Organisationsabläufe und Wertekultur 
dem Paradigma der nachhaltigen Entwicklung anpassen (Stephens/Graham 2010). Im 
Detail (und wie auch im Beitrag Schiller/Kanning/Pflitsch et al. in diesem Band darge-
stellt) können Hochschulen über die Sub-Regime Lehre, Forschung, Third Mission, 
Betrieb und Governance Einfluss entfalten. Das aktuell vorherrschende Hochschulre-
gime ist jedoch nicht darauf ausgerichtet, dass Hochschulen im Regelfall zu „change 
agents“ einer regionalen Nachhaltigkeitstransition werden. Daher ist davon auszuge-
hen, dass dafür erst einmal Voraussetzungen innerhalb der Hochschulen geschaffen 
werden müssen.

Die beschriebene Heterogenität der Regimeebene des Hochschulsystems einerseits, 
die Einzigartigkeit der Hochschule–Region-Konstellation andererseits sowie der Ein-
fluss des regionalen Umfeldes auf die Rolle und Wirkung der Hochschule im regionalen 
Transformationsprozess untermauern die Bedeutung von Fallstudienuntersuchun-
gen. Vor diesem Hintergrund leitet das gegenständliche Fallstudienkapitel, basierend 
auf dem Beitrag Schiller/Kanning/Pflitsch et al. (in diesem Band), nachfolgende kon-
zeptionelle Leitfragen ab, und erweitert damit die konzeptionellen Grundüberlegun-
gen um empirische Befunde. Die konzeptionellen Leitfragen, welche der Untersu-
chung der Fallstudien zugrunde gelegt werden, lauten:

1 Welche organisationsinternen Transformationsprozesse in Richtung Nachhaltig-
keit (in den Sub-Regimen Lehre, Forschung, Third Mission, Betrieb und Gover- 
nance) ermöglichen es Hochschulen, einen Beitrag zur regionalen Nachhaltig-
keitstransition zu leisten? 
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2 Wie nutzen Akteure auf der Nischenebene die Besonderheiten des Hochschulsys-
tems (z. B. Freiheit von Forschung und Lehre, schwach ausgeprägte Hierarchien, 
lose Kopplung zwischen den einzelnen Organisationseinheiten), um Wandel in der 
Hochschule anzustoßen?

3 Welches sind die Faktoren auf Seiten der Region und des organisatorischen Feldes 
sowie innerhalb der Organisation, die den Beitrag der Hochschule zu einem regio-
nalen Transformationsprozess in Richtung Nachhaltigkeit beeinflussen?

4 Welche Herausforderungen gehen für Hochschulen mit der Rolle als „change 
agent“ in regionalen Nachhaltigkeitstransitionen einher?

2 Auswahl der Fallstudien und methodische Vorgehensweise

Der Auswahl der Fallbeispiele liegt die Überlegung zugrunde, ein möglichst breites 
Spektrum an Hochschulen abzudecken, welche eher in den Bereich der „normal 
practice“ von nachhaltigkeitsbezogener Aktivität fallen. Vor allem in Hinblick auf die 
Ableitung praxisorientierter Implikationen lassen die Ergebnisse dieser Hochschulen 
ein hohes Maß an Anschlussfähigkeit für andere Hochschulen erwarten. Damit wer-
den dezidiert Hochschulen von den nachfolgenden Betrachtungen ausgeschlossen, 
die als „international best practice“-Beispiele (z. B. Leuphana Universität Lüneburg, 
Karl-Franzens-Universität Graz) gehandelt werden. Es werden deshalb vier Fallbei-
spiele ausgewählt, welche die nachfolgenden Kriterien erfüllen:

 > Homogenität in Bezug auf die Größe der Standortgemeinde (Mittelstadt) sowie 
der Hochschule (gemessen an den Studierendenzahlen)

 > Heterogenität in Bezug auf das Alter, den Typ, das Fächerspektrum

Homogenität in ausgewählten hochschulinternen Kriterien lässt sowohl auf vergleich-
bare Kapazitäten und Potenziale für interne Transformationsprozesse als auch für re-
gionales Engagement schließen. Mittelstädte erlauben es zudem – im Gegensatz zu 
Großstädten –, die Interaktionen zwischen Hochschule und Region besser zu erken-
nen und sichtbar zu machen, da die Anzahl der handelnden Akteure und Interaktionen 
überschaubar ist. Eine weitere Gemeinsamkeit zwischen den gewählten Fallstudien ist 
ihre Vergangenheit als Industrieregion und damit verbundene Herausforderungen für 
eine nachhaltige Regionalentwicklung. Die Gemeinsamkeiten in den genannten Berei-
chen erlaubt es, den Einfluss anderer Faktoren (wie Alter, Typ und Fächerspektrum 
der Hochschule) auszuloten. Es werden hierbei Erkenntnisse aus der Literatur berück-
sichtigt, wonach der regionale Bezug von Hochschulen und ihr regionales Engage-
ment wesentlich von diesen organisationsbezogenen Faktoren beeinflusst werden. 
Diese Faktoren wurden bereits im vorangegangenen Beitrag herausgearbeitet (siehe 
Schiller/Kanning/Pflitsch et al. 2019 in diesem Band).
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Neben drei Fallbeispielen aus Deutschland wird auch ein Fallbeispiel aus Österreich 
angeführt, um damit auch den unterschiedlichen Rahmenbedingungen auf der Land-
schaftsebene und deren Einfluss Rechnung zu tragen. Da in der Kürze der Fallstudien-
darstellungen nicht alle Facetten dieser unterschiedlichen Rahmenbedingungen auf 
Landschaftsebene (z. B. Hochschulen im Kompetenzbereich der Bundesebene, Hoch-
schulfinanzierung, Hochschulgesetzgebung) im Detail herausgearbeitet werden, 
möchten wir an dieser Stelle auf die Publikationen von Radinger-Peer/Pflitsch (2017) 
sowie Pflitsch/Radinger-Peer (2018) verweisen. Tabelle 1 gibt einen ersten Überblick 
über die gewählten Fallstudien.

Universität Gründung Anzahl  
Studierende 

2016/2017

Anzahl  
Mitarbeiter/

-innen

Einwohnerzahl 
Standort- 
gemeinde 

(31.12.2016)

Fächer- 
spektrum

Universität 
Augsburg (D)

1970 20.386 3.842 289.584
Volluniversität, 
staatlich

Albert-Ludwigs- 
Universität  
Freiburg (D)

1457 25.439 6.760 227.590
Volluniversität, 
staatlich

Johannes Kepler 
Universität Linz 
(AT)

1966 19.170 2.709 203.957
(Stand: 01.01.2017)

noch keine 
Volluniversität 
(Humanisti-
sche Fakultät 
fehlt), staatlich

Hochschule 
Darmstadt (D)

1971 16.603 967 157.437

Hochschule für 
Angewandte 
Wissenschaf-
ten, staatlich

Tab. 1: Übersicht der ausgewählten Fallbeispiele / Quelle: Statistische Ämter und Webseiten der betref-
fenden Hochschulen

Die Untersuchung der Fallbeispiele stützt sich auf ein breites Spektrum an Quellen: 
Daten aus einschlägigen Forschungsprojekten und Forschungsarbeiten (Dissertati-
on), Beobachtungen und ‚Wissen’ als Mitglied der jeweiligen Institution sowie zusätzli-
che Erhebungsarbeiten primärer und sekundärer Natur. In den Fallbeispielen Linz und 
Augsburg wurden zudem Experteninterviews mit Vertretern der Hochschulen (Wis-
senschaft als auch Management) sowie Schlüsselakteuren in der Region geführt (für 
nähere Informationen siehe Radinger-Peer/Pflitsch 2017 und Pflitsch/Radinger-Peer 
2018). Generell wurden im Rahmen von Sekundärdatenerhebungen und -analysen 
nachfolgende relevante Quellen berücksichtigt, ohne dass diese im Regelfall geson-
dert ausgewiesen werden: Jahresberichte, Entwicklungspläne, Pressemitteilungen 
der Hochschulen, Newsletter der Hochschulen, Pressemitteilungen, Zeitungsartikel, 
Daten der statistischen Ämter sowie bestehende Forschungsarbeiten.
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Aus den konzeptionell-theoretischen Leitfragen, welche in der Einleitung formuliert 
wurden, wird nachfolgende Gliederung für die Darstellung der Fallstudien abgeleitet:

 > Nachhaltige Regionalentwicklung in der jeweiligen Stadt bzw. Region

 > Hochschulen und wissenschaftliche Einrichtungen in der jeweiligen Stadt bzw.  
Region

 > Entstehung und Entwicklung der Nachhaltigkeitsthematik an der Hochschule –  
organisatorische und institutionelle Veränderungen

 > Interaktion zwischen Hochschule und Region

 > Wirkung der Hochschule in die Region / Beitrag der Hochschule zur regionalen 
Nachhaltigkeitstransition

 > Zusammenfassende Betrachtung

Unter Berücksichtigung der konzeptionell-theoretischen Leitfragen endet das Kapitel 
mit einer komparativen Zusammenschau und Interpretation der Ergebnisse aus den 
gewählten Fallstudien.

2.1 Hochschulen und nachhaltige Regionalentwicklung in Freiburg

Nachhaltige Regionalentwicklung in Freiburg
Freiburg im Breisgau wird innerhalb Deutschlands und auch international oft mit einer 
ausgeprägten Lebensqualität, hohem Freizeitwert und einer landschaftlich besonders 
attraktiven Umgebung in Verbindung gebracht. Die Stadt ist ein Oberzentrum, das 
etwa 225.000 Einwohner zählt (Statistisches Landesamt Baden-Württemberg 2017). 
Aufgrund seiner starken Position innerhalb der Wissensökonomie und Wissensgesell-
schaft (mit Schwerpunkten u. a. im Bereich der erneuerbaren Energien und insbeson-
dere Solartechnik) wird der Großraum Freiburg perspektivisch als eine Region ange-
sehen, die wettbewerbsfähig erscheint und für die ein wirtschaftliches und demo- 
graphisches Wachstum prognostiziert wird. Die Attraktivität und Beliebtheit von Frei-
burg hat dazu geführt, dass die Stadt als eine sogenannte „Schwarmstadt“, von der 
sich junge Menschen im Alter zwischen 20 und 35 Jahren stark angezogen fühlen, be-
zeichnet wird und eine bedeutende Destination für den Städtetourismus darstellt. Im 
Rahmen der Trinationalen Metropolregion Oberrhein wird zudem die Integration und 
Vernetzung von Freiburg in einem europäischen Kontext vorangetrieben.

Als „Green City“ und als Vorreiterin im Bereich der nachhaltigen Stadtentwicklung hat 
Freiburg in den vergangenen Jahren auf nationaler Ebene wie auch im internationalen 
Rahmen eine sehr große Sichtbarkeit erlangt (Buehler/Pucher 2011; Späth/Rohracher 
2011). So wurde Freiburg von der Deutschen Umwelthilfe zur „Bundeshauptstadt im 
Klimaschutz 2010“ ernannt und von der britischen Academy of Urbanism für vorbildli-
che Stadtplanung als „European City of the Year 2010“ ausgezeichnet (Haag/Köhler 
2012). In diesem Zusammenhang sind unter anderem auch die viel beachtete Vorbild-
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funktion der Freiburger Energiestandards (Fastenrath 2015) und die Präsenz der 
Stadt als „Green City“ mit eigenem Pavillon im Rahmen der Weltausstellung EXPO 
2010 in Shanghai zu erwähnen. Vor Ort wird der Ursprung eines ausgeprägten Um-
welt- und Nachhaltigkeitsbewusstseins rückblickend gern in der Protestbewegung ge-
gen die Errichtung des geplanten Kernkraftwerks in Wyhl (1975) gesehen. Auch wenn 
dies als eine Form der Legendenbildung kritisiert wird und nicht als bloße Pfadabhän-
gigkeit verstanden werden sollte, so ist der Nachhaltigkeitsgedanke in der Stadt sehr 
präsent und bleibt im Bewusstsein ihrer Entscheidungsträger und zahlreicher Bürge-
rinnen und Bürger fest verankert (Mössner 2016). Eine besondere Rolle kommt dabei 
dem bereits 1977 gegründeten Freiburger Öko-Institut e. V. zu und ferner auch dem 
ebenfalls in der Stadt ansässigen Europäischen Sekretariat von ICLEI – Local Govern-
ments for Sustainability. Auch auf stadtpolitischer und landespolitischer Ebene wurde 
die Umwelt- und Nachhaltigkeitsorientierung von Freiburg vorangetrieben. Denn im 
Jahr 2002 wurde der bis 2018 amtierende Dieter Salomon zum ersten „grünen“ Ober-
bürgermeister einer deutschen Großstadt gewählt und im Jahr 2011 wurde der in Ba-
den-Württemberg amtierende Winfried Kretschmann zum ersten „grünen“ Minister-
präsidenten in Deutschland ernannt. Weitere ausgeprägte Natur- und Umweltbezüge 
kennzeichnen Freiburg auf symbolischer und praktischer Ebene durch die enge Ver-
bindung zum Schwarzwald und die damit bestehenden Möglichkeiten für naturnahe 
Outdoor-Aktivitäten. So wird Freiburg sowohl „aus sich selbst heraus“ als auch durch 
vielfältige externe Einflüsse und Rahmenbedingungen in besonderer Weise ökologisch 
geprägt und mit einem Umwelt- und Nachhaltigkeitsbewusstsein verknüpft.

Als treibende Kräfte für die ökologische Profilierung von Freiburg sind zunächst Ak-
teure aus der Zivilgesellschaft und der lokalen Politik hervorgetreten (Kronsell 2013). 
Bereits 1996 hat die Stadt Freiburg mit der Unterzeichnung der Charta von Aalborg 
beschlossen, die Agenda 21 auf lokaler Ebene umzusetzen. Kurz darauf wurde das 
Agenda-21-Büro für Nachhaltigkeit in Freiburg eingerichtet. Später folgten u. a. der 
städtische Nachhaltigkeitsrat (2008), das Cluster Green City Freiburg (2009) und die 
städtische Stabstelle Nachhaltigkeitsmanagement (2011). Besondere Beachtung wur-
de in diesem Zusammenhang auch den beiden Freiburger Stadtteilen Rieselfeld und 
Vauban sowie dem städtischen Mobilitätskonzept entgegengebracht (Stadt Freiburg 
2010). Im Vergleich mit Freiburg erscheinen die meisten Gemeinden der umliegenden 
Region deutlich weniger stark profiliert im Bereich der nachhaltigen Entwicklung. Es 
entsteht der Eindruck, dass es Freiburg weniger gut gelungen ist, das Umwelt- und 
Nachhaltigkeitsbewusstsein in die Region zu übertragen als vielmehr die Stadt selbst 
entsprechend im Wettbewerb zu profilieren und mit dieser Etikette zu vermarkten 
(Mössner/Freytag/Miller 2018).

Hochschulen und wissenschaftliche Einrichtungen in Freiburg
Die Freiburger Hochschulen verzeichneten im Wintersemester 2015/16 rund 32.000 
Studierende (Statistisches Landesamt Baden-Württemberg 2017). Neben der Al-
bert-Ludwigs-Universität (24.596 Studierende im Wintersemester 2015/16), an der 
mehr als 80 % der Studierenden an öffentlichen Hochschulen in Freiburg immatriku-
liert sind, gibt es die Pädagogische Hochschule (4.493 Studierende), die Katholische 
Hochschule (1.819 Studierende), die Evangelische Hochschule (944 Studierende) und 
die Staatliche Hochschule für Musik (503 Studierende). Weiterhin sind in Freiburg 
zahlreiche Forschungsinstitute ansässig; darunter fünf Institute der Fraunhofer-Ge-
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sellschaft, zwei Institute der Max-Planck-Gesellschaft, ein Institut der Leibniz-Gemein-
schaft und mehrere Institute anderer Träger (z. B. das bereits genannte Öko-Institut 
Freiburg e. V.) sowie das Europäische Sekretariat von ICLEI – Local Governments for 
Sustainability. Die Universität und das Universitätsklinikum, die weiteren Hochschulen 
und die Forschungsinstitute sind für die Stadt Freiburg und ihr Umland sehr bedeuten-
de Arbeitgeber und sie stellen auch einen beachtlichen lokalen und regionalen Wirt-
schaftsfaktor dar. Darüber hinaus entfaltet „Eucor – The European Campus“ (als stra-
tegischer Verbund der Universitäten Freiburg, Basel, Haute-Alsace und Strasbourg 
sowie des Karlsruher Instituts für Technologie (KIT)) seine Wirkung als Impulsgeber 
und als Rahmen für grenzüberschreitende Kooperationen in einem weiter gefassten 
regionalen Kontext.

Entstehung und Entwicklung der Nachhaltigkeitsthematik an der Hochschule – 
organisatorische und institutionelle Veränderungen
Die auf Umwelt und Nachhaltigkeit bezogene Aktivität der Albert-Ludwigs-Universität 
Freiburg und der übrigen ansässigen Hochschulen ist weniger früh entstanden und 
insgesamt bisher weniger stark ausgeprägt als die langjährigen Aktivitäten seitens der 
Stadt Freiburg und der Freiburger Zivilgesellschaft. Mit einem Fokus auf die Universi-
tät Freiburg soll im Folgenden skizziert werden, wie und weshalb es zu einem verstärk-
ten Engagement im Bereich von Umwelt und Nachhaltigkeit gekommen ist und welche 
Rolle dabei die wechselseitigen Beziehungen zwischen der Stadt und der Universität in 
Freiburg gespielt haben.

Nachdem umwelt- und nachhaltigkeitsbezogene Forschung und Lehre an der Univer-
sität Freiburg über lange Zeit vorwiegend dem Engagement und der Verantwortung 
einzelner Professuren und deren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern überlassen wa-
ren, deren gemeinsame Tätigkeiten zum Teil durch die Kooperation im Rahmen uni-
versitärer Zentren (z.  B. Zentrum für Erneuerbare Energien, Freiburger Material- 
forschungszentrum und Freiburger Zentrum für interaktive Werkstoffe und bioinspi-
rierte Technologien) gefördert wurden, konnte dieses Feld auf gesamtuniversitärer 
Ebene in den internen Strategie- und Entwicklungsplan 2014-2018 integriert und als 
übergeordnetes strategisches Ziel definiert werden (Universität Freiburg 2013). An 
der Universität wurde bereits 2013 die vormalige Fakultät für Forst- und Umweltwis-
senschaften zur neuen „Fakultät für Umwelt und Natürliche Ressourcen“ ausgebaut 
und in ihrer fachlichen Profilierung stärker auf umwelt- und nachhaltigkeitsbezogene 
Themen ausgerichtet (Freytag/Pregernig/Detten 2014). Weiterhin haben die Univer-
sität und die in Freiburg ansässigen Fraunhofer-Institute im Jahr 2015 das „Leistungs-
zentrum Nachhaltigkeit Freiburg“ gegründet. Ebenfalls 2015 wurde das Institut für 
Nachhaltige Technische Systeme (INATECH) an der Technischen Fakultät der Univer-
sität errichtet. Neben den vielfältigen Forschungsaktivitäten richtet sich auch ein Teil 
der Ausbildung in den Studiengängen und der Lehrangebote der Universität auf um-
welt- und nachhaltigkeitsbezogene Aspekte. Hinsichtlich des universitären Betriebs 
und der Bewirtschaftung hat sich die Universität Freiburg bereits im Jahr 2003 in ih-
rem Strategiepapier dem Leitbild einer „Nachhaltigen Universität“ verpflichtet. Die 
seit 2007 bestehenden Umweltleitlinien der Universität formulieren die CO2-neutrale 
Universität als visionäres Ziel, zu dessen Verwirklichung u. a. die universitäre Stabs- 
stelle Umweltschutz durch ihre laufende Arbeit beitragen soll (FWTM 2017: 4).
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Interaktion zwischen Hochschule und Region
In den vergangenen Jahren hat die umwelt- und nachhaltigkeitsbezogene Interaktion 
zwischen den ansässigen Hochschulen und der Region an Bedeutung gewonnen. Die-
ser Prozess wurde und wird wesentlich durch einzelne Akteure getragen, die zur wech-
selseitigen Vernetzung und Kooperation beitragen. Als begünstigend erweist es sich 
dabei, dass ein gemeinschaftliches Engagement für umwelt- und nachhaltigkeitsbezo-
gene Belange im regionalen Kontext als positiv und erstrebenswert erachtet wird und 
dass (u. a. im Rahmen von Interreg) attraktive Programme und geeignete Fördermaß-
nahmen existieren, um eine europäische territoriale Zusammenarbeit von Hochschu-
len und Praxispartnern zu unterstützen.

Wirkung der Hochschule in die Region / Beitrag der Hochschule zur regionalen 
Nachhaltigkeitstransition
Maßnahmen im Rahmen der Third Mission wurden an der Universität Freiburg in den 
vergangenen Jahren zwar immer wieder und in zunehmendem Maße durchgeführt 
(z. B. Lehrforschungsprojekte in Masterstudiengängen, Projekte im Rahmen der Real-
labor-Förderung des Landes Baden-Württemberg oder Initiativen im Rahmen der 
BMBF-Projektausschreibung Zukunftsstadt), aber es ist bislang noch nicht zu einer 
systematischen Koordination dieser vielfältigen Aktionen von universitären und  
außeruniversitären Kooperationspartnern gekommen. Zudem erscheint es z.  T. als 
eine Herausforderung, die mit der Third Mission verbundenen Ziele und Initiativen mit 
dem Anspruch und Ziel einer internationalen Spitzenforschung, Exzellenz und ent-
sprechender Sichtbarkeit in Einklang zu bringen. Denn mit einem transdisziplinären 
Engagement im regionalen Umfeld wird in der Binnen- und Außenwahrnehmung der 
Universität nicht immer Spitzenforschung und Wissenschaftlichkeit bzw. wissen-
schaftliches Renommee assoziiert, und die hochschulpolitischen Steuerungsmecha-
nismen verankern die forschungsbezogenen Leistungsanreize bislang sehr viel stärker 
im internationalen als im regionalen Umfeld der Universitäten. Es bleibt also in Frei-
burg wie auch an vielen anderen Hochschulstandorten ein Desiderat und eine wichtige 
Herausforderung, die internen und externen Rahmenbedingungen für ein verstärktes 
Engagement im Rahmen der Third Mission dauerhaft herzustellen.

Zusammenfassende Betrachtung
Das Beispiel Freiburg verdeutlicht, dass Hochschulen nicht immer per se als Triebkraft 
für eine nachhaltige Regionalentwicklung wirken. Vielmehr haben sich in Freiburg ver-
schiedene zivilgesellschaftliche und stadtpolitische Akteure sowie mit dem Freiburger 
Öko-Institut e. V. ein außeruniversitäres Forschungsinstitut als Vorreiter im Bereich 
von Umwelt und Nachhaltigkeit erwiesen. Abgesehen von dem Engagement einzelner 
Professuren und Zentren hat die Universität entsprechende Ziele zunächst in die be-
triebliche Bewirtschaftung aufgenommen und verglichen mit der Stadt Freiburg und 
dem zivilgesellschaftlichen Engagement vor Ort erst relativ spät begonnen, diese für 
Forschung und Lehre im gesamtuniversitären Rahmen zu stärken und profilbildend 
einzusetzen. Die Universität wurde in ihrem regionalen Umfeld also bisher nicht pri-
mär als „change agent“ der Transformation wahrgenommen, sondern teilweise ist die 
Universität einem Trend gefolgt, der in erster Linie von außeruniversitären Akteuren 
entwickelt und vorangetrieben wurde. Ungeachtet der bestehenden Hindernisse auf 
dem Weg zur Verwirklichung einer nachhaltigen Universität ist es offensichtlich, dass 
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die Third Mission für die Universität Freiburg und ihre Partner aus dem lokalen und 
regionalen Umfeld ebenso wie für die übrigen in Freiburg ansässigen Hochschulen 
eine attraktive Zukunftsperspektive darstellt. Die ansässigen Bildungs- und For-
schungseinrichtungen können eine wichtige Rolle dabei spielen, die nachhaltige Regi-
onalentwicklung zu stärken und ein umwelt- und nachhaltigkeitsbezogenes Bewusst-
sein innerhalb der Region und weit darüber hinaus zu unterstützen.

2.2 Hochschulen und nachhaltige Regionalentwicklung in Augsburg

Nachhaltige Regionalentwicklung in Augsburg 
Augsburg ist nach München und Nürnberg mit 295.895 Einwohnern die drittgrößte 
Stadt im Freistaat Bayern (Stand 2017; Stadt Augsburg 2019). Der Wirtschaftsraum, 
der sich aus der Stadt und den beiden umliegenden Landkreisen Augsburg und 
Aichach-Friedberg zusammensetzt, war lange Zeit ein klassischer Produktionsstand-
ort mit einer ressourcenintensiven Industrie. In den 1980er und 1990er Jahren hat die 
Region jedoch mit Unterstützung des Landes Bayern einen Strukturwandel durchlau-
fen. Die Region wird heute als attraktiver Arbeitsstandort mit hoher Lebensqualität 
und guten Zukunftsperspektiven in der Wissensökonomie unter dem Label A³ ver-
marktet (Thiel/Joel/Dallner 2015). Auch das Bundeswirtschaftsministerium zählte 
Augsburg 2014 zu den Top-Fünf-Innovationsregionen in Deutschland, insbesondere 
aufgrund der engen Kooperationsnetzwerke zwischen Unternehmen, Hochschulen 
und Intermediären, u. a. im Bereich der Ressourceneffizienz und Umwelttechnologie 
(BMWi 2014). Heute konzentrieren sich in Augsburg Hersteller und Anwender von 
Umwelttechnologien sowie Unternehmen aus dem Bereich der Mechatronik und Au-
tomation, Luft- und Raumfahrt, Faserverbund- sowie Informations- und Kommunika-
tionstechnologie (Thiel/Joel/Dallner 2015).

Augsburg hat sich jedoch nicht nur im Bereich der Umwelttechnologien einen Namen 
gemacht. Die Stadtverwaltung und vor allem Augsburgs Zivilgesellschaft wurden in 
den vergangenen Jahren mehrfach für ihre Aktivität im Bereich Nachhaltigkeit und 
Bürgerschaftliches Engagement ausgezeichnet. 2010 erhielt die Stadt das Fair Trade 
Siegel (Kampagne Fairtrade-Towns 2017). 2011 wurde Augsburg außerdem mit dem 
„Preis für Ziviles Engagement“ ausgezeichnet, um das bundesweit überdurchschnittli-
che ehrenamtliche Engagement der Augsburger Bürgerschaft zu würdigen (Prognos 
AG/AMB Generali Holding AG 2009). 2013 erhielt die Stadt Augsburg den deutschen 
Nachhaltigkeitspreis. In der Begründung der Jury wurde insbesondere das Engage-
ment im Bereich des Klimaschutzes sowie des wirtschaftlichen und demographischen 
Wandels hervorgehoben. Beispielhaft dafür sind in diesem Kontext die erarbeitete 
Biodiversitätsstrategie, das Umweltbildungsnetzwerk, die CO2-Reduktionsstrategie 
oder das Weißbuch Integration. Besondere Beachtung schenkte die Jury dem Loka-
len-Agenda-21(LA-21)-Prozess, der seine Wurzeln in der Zivilgesellschaft hat und heu-
te als Stabsstelle im städtischen Büro für Umwelt, Nachhaltigkeit und Integration an-
gesiedelt ist (Stiftung Deutscher Nachhaltigkeitspreis 2013). Neben dem oben 
erwähnten stärker technologieorientierten Wandel stützt sich die durch die LA-21 
vorangetriebene Transformation auf ein breites Nachhaltigkeitsverständnis, welches 
ökologische, ökonomische, soziale und auch kulturelle Aspekte umfasst. Diese wur-
den in Form von Leitlinien und Zielen konkretisiert und bilden die Grundlage für die 
Arbeit des städtischen Nachhaltigkeitsbeirates (Stamm 2015). 



187T r a n s fo r m aT i o n s pr oz e s s e i m H o cH s cH u l s y s T e m

Hochschulen und wissenschaftliche Einrichtungen in Augsburg 
Die Universität Augsburg, die Anfang der 1970er Jahre gegründet wurde, gilt als Re-
formuniversität. Bei der Konzeption waren bereits eine praktische Ausrichtung und 
die gesellschaftliche Relevanz der Studiengänge sowie die Einführung eines berufsbe-
gleitenden Kontaktstudiums vorgesehen (Lengger o. J.; Universität Augsburg 2017). 
Die zunächst rein sozial- und wirtschaftswissenschaftlich ausgerichtete Universität 
wurde kurz nach der Gründung im Jahr 1970 um eine juristische, eine pädagogische 
und eine philosophisch-theologische Fakultät erweitert. In den 1980er Jahren kam 
dann eine naturwissenschaftliche Fakultät hinzu, die in den 1990er Jahren schnell ex-
pandierte (Lengger o. J.). Der nahe der Stadt gelegene Campus der Universität zählt 
inzwischen über 20.000 Studierende (Universität Augsburg 2017). Neben der Univer-
sität verfügt Augsburg zudem über eine Hochschule für Angewandte Wissenschaften, 
die 1971 mit den Fachrichtungen Technik und Gestaltung gegründet wurde. Zusam-
men mit dem von der Stadt Augsburg und dem Land Bayern Anfang der 1990er Jahre 
eingerichteten Bifa Umweltinstitut bildete die Hochschule einen wichtigen Pfeiler für 
die Entwicklung der Umweltindustrie in Augsburg. Im Rahmen des kürzlich gegründe-
ten Innovationsparks wurden zudem drei Fraunhofer-Institute (Funktionsintegrierter 
Leichtbau, Ressourceneffiziente Mechanische Verarbeitungsmaschinen, Wirtschafts-
informatik) sowie das Deutsche Luft- und Raumfahrtzentrum (DLR) für Leichtbau-
produktionstechnologie nach Augsburg geholt. Die Vernetzung der Akteure aus Wirt-
schaft, Politik und Wissenschaft im Bereich der Umweltkompetenz und Ressour- 
ceneffizienz wird unter anderem durch das Kompetenznetzwerk für Umwelttechnolo-
gien Augsburg Schwaben (Kumas), das Umweltcluster Bayern und die regionale Wirt-
schaftsförderung A3 vorangetrieben (Thiel/Joel/Dallner 2015). Die folgenden Ausfüh-
rungen konzentrieren sich vor allem auf die Universität Augsburg und deren Rolle im 
regionalen Nachhaltigkeitsprozess.

Entstehung und Entwicklung der Nachhaltigkeitsthematik an der Hochschule – 
organisatorische und institutionelle Veränderung
Bei genauer Recherche lässt sich die Umweltthematik an der Universität bis in die 
1980er Jahre zurückverfolgen. Damals gab es Bemühungen in Richtung Umwelt-
schutz, die allerdings zunächst losgelöst von den Entwicklungen in der Stadt bzw. Re-
gion waren. Erste Aktionen gingen von der Studierendenvertretung aus, die zwei 
Umwelttage an der Universität ausrichtete. Auch die Einführung des Wahlfachs Um-
weltökonomie an der Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Fakultät, welches 
zum Wintersemester 1991/92 zum ersten Mal studiert werden konnte, ging auf eine 
studentische Initiative zurück, die durch den Umweltbeauftragten der Fakultät unter-
stützt wurde. In diesem Kontext entstand auch ein Arbeitskreis, der sich mit Umwelt-
fragen im Betrieb der Universität beschäftigte, inzwischen aber nicht mehr existiert. 
1991 wurde schließlich das Institut für Umweltrecht eingerichtet, welches vor allem 
auf das Initiative einzelner Professorinnen und Professoren zurückzuführen war. Rela-
tiv früh wurde der Umweltaspekt auch bei den Ökonomen im Kontaktstudium Ma-
nagement integriert. Bekannt ist zudem, dass ein Professor aus der Physischen Geo-
graphie bereits in den 1990er Jahren ein Seminar in Kooperation mit dem Umweltlabor 
des Gesundheitsamtes der Stadt zum Thema Umwelthygiene und Stadtökologie ange-
boten hat. Die Geographie war auch die erste Disziplin, die sich explizit mit dem Nach-
haltigkeitskonzept auseinandergesetzt hat. Diese Aktivität in den unterschiedlichen 
Disziplinen führten schließlich dazu, dass die Universität die Umweltausrichtung 1990 
in den Entwicklungsplan aufnahm (Universität Augsburg 1990). 
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Im Jahr 2000 kam es dann zur Gründung des Anwenderzentrums Material und Umwelt 
(AMU) und des Wissenschaftszentrum Umwelt (WZU). Durch das WZU ist die Nach-
haltigkeitsthematik organisatorisch innerhalb der Universität verankert worden. So 
haben die Akteure im Umfeld des WZU von Anfang an ein holistisches Nachhaltigkeits-
verständnis verfolgt, welches z. B. in dem durch das WZU konzipierten Ansatz der 
„Stoffgeschichten“ zum Ausdruck kommt. Diese inhaltliche Ausgestaltung ist auf den 
Geschäftsführer und einzelne Professoren aus den Wirtschafts- und Naturwissen-
schaften zurückzuführen, die sich bereits im Vorfeld mit verwandten Themen be-
schäftigt hatten und zudem Impulse aus der Geographie aufgenommen haben. Letz-
tere ist auch heute noch am stärksten im WZU vertreten. Die Universitätsleitung hat 
diese Aktivitäten laut Aussage der Interviewpartner unterstützt, war aber hier nicht 
federführend. Das WZU hat im Laufe der Zeit zu einer weiteren Diffusion der Nachhal-
tigkeitsthematik in andere Disziplinen an der Universität beigetragen bzw. einzelne 
bereits bestehende Aktivitäten in Lehre und Forschung gebündelt und besser sichtbar 
gemacht (Pflitsch/Radinger-Peer 2018). So sind seit der Gründung des WZU weitere 
organisatorische Veränderungen innerhalb der Universität erfolgt, in Form von neuen 
Studiengängen, Arbeitskreisen, Lehrstühlen und einem neuen Forschungszentrum. 
Der Arbeitskreis (AK) Nachhaltigkeit, der durch Mitarbeiter des WZU ins Leben geru-
fen wurde, hat auch erste Veränderungen im Betrieb der Universität angestoßen (z. B. 
die Zertifizierung mehrerer Gebäude durch Ökoprofit oder das Angebot von Fair- 
Trade-Produkten in der Mensa). Diese wurden teilweise auch in Zusammenarbeit mit 
der städtischen LA-21 umgesetzt. 2015 erhielt der AK Unterstützung durch das von 
Studierenden organisierte „Green Office“, welches inzwischen auch offiziell in die  
LA-21 eingebunden ist. 2009 ist zudem das Institut für Materials Ressource Manage-
ment (MRM) entstanden. Das Institut bringt die Lehrstühle für Finanzwirtschaft, Ma-
terialwissenschaft und Ressourcenstrategien zusammen und ist im neuen Innovati-
onspark der Stadt angesiedelt, in direkter räumlicher Nähe zu Unternehmen und 
städtischen Akteuren. Im Gegensatz zum WZU verfolgt das MRM einen technologie- 
und innovationsorientierten Ansatz.

Interaktion zwischen Hochschule und Region
Eine Interaktion zwischen Universität und Region im Bereich der Umweltthematik 
wurde erstmals innerhalb der sogenannten „Augsburger Zukunftswerkstatt“ anvi-
siert, einer 1989 begonnenen Gemeinschaftsveranstaltung der Stadt und der Univer-
sität zu den Zukunftsperspektiven Augsburgs. 1996 wurde im Entwicklungsplan der 
Universität dann explizit das Ziel formuliert, die Zusammenarbeit mit lokalen Einrich-
tungen in diesem Bereich zu suchen (Universität Augsburg 1996). Zu einer stärkeren 
Interaktion zwischen Universität und Region kam es allerdings erst im Jahr 2000 mit 
der Ernennung Augsburgs zur Umweltkompetenzregion seitens der Bayerischen Lan-
desregierung. Zusammen mit Kumas konzipierte die Hochschulleitung die oben er-
wähnten angewandten Forschungsinstitute im naturwissenschaftlich-technischen 
Bereich (AMU und WZU), für die jedoch auch eine interdisziplinäre Vernetzung mit 
sozial- und geisteswissenschaftlichen Disziplinen vorgesehen war. Für die Finanzie-
rung standen in den ersten Jahren Gelder aus der Bayerischen High-Tech-Initiative 
bereit. Während sich der Fokus des AMU auf den für die regionale Industrie zuneh-
mend bedeutsamen Bereich der Material- und Umweltforschung und den zügigen 
Transfer von Forschungsergebnissen aus der Physik in die Industrie richtete, hat das 
WZU von Anfang an einen stärker wissenschaftlichen und interdisziplinären Ansatz 
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verfolgt. Das WZU und das AMU wurden kurz nach ihrer Gründung in das bestehende 
regionale Netzwerk integriert, vor allem durch die Einbindung in das Kompetenznetz-
werk Kumas und den von der LA-21 organisierten Nachhaltigkeitsbeirat der Stadt. 
Über diese Aktivitäten hinaus haben sich einzelne Wissenschaftler (insbesondere aus 
der Geographie) zu unterschiedlichen Zeitpunkten in LA-21-Foren eingebracht. Dies 
beruhte jedoch immer auf eigener Initiative und persönlichem Engagement.

Wirkung der Hochschule in die Region / Beitrag der Hochschule zur regionalen 
Nachhaltigkeitstransition
Das WZU hat in Kooperationen mit unterschiedlichen Disziplinen an der Universität 
Forschungs- und Lehrprojekte zusammen mit regionalen Organisationen wie dem 
Landesamt für Umwelt (LfU), dem Landschaftspflegeverband, dem Umweltbildungs-
netzwerk, der LA-21 und anderen regionalen Akteuren durchgeführt. Diese Projekte 
haben auf unterschiedliche Weise in die Region gewirkt: Von der Legitimierung von 
Maßnahmen, wie z. B. die Einrichtung einer Umweltzone, über die Beratung der Stadt 
bei der Auswahl geeigneter nachhaltiger Technologien (z. B. durch die Erstellung eines 
Wärmeatlas) sowie dem Sichtbarmachen von Konflikten zwischen verschiedenen As-
pekten von Nachhaltigkeit und die kritische Reflexion von Maßnahmen (z. B. im Fall 
des Ressourceneffizienz-Leitbildes des Wirtschaftsraumes). Darüber hinaus muss vor 
allem die Bildungsarbeit in Schulen, aber auch durch öffentliche Ausstellungen in Mu-
seen oder Vortragsreihen, hervorgehoben werden, die das WZU (zum Teil in Koope-
ration mit der LA-21) geleistet hat und die langfristig zu einem institutionellen Wandel 
in der Region beiträgt. Das AMU und das MRM kooperieren hingegen eng mit Unter-
nehmen aus der Region, was sich durch die Einbindung in den kürzlich errichteten In-
novationspark der Stadt laut Einschätzung der Interviewpartner noch weiter intensi-
vieren wird. 

Zusammenfassende Betrachtung
Das WZU, welches trotz seiner recht geringen Größe (9 Mitarbeiter; Stand 2018) 
durch viele Projekte zu einer nachhaltigen Regionalentwicklung beigetragen hat, wird 
immer wieder als positives Beispiel von vielen Akteuren in der Region hervorgehoben. 
Insgesamt wird der Umfang des Engagements der Universität jedoch als eher gering 
eingestuft. Zwar wird auch das MRM, welches sehr eng mit der Industrie im Bereich 
der Material- und Ressourceneffizienz zusammenarbeitet, im Kontext der Nachhaltig-
keitsthematik erwähnt. Dies wird aber von einigen Akteuren an der Universität und der 
LA-21 aufgrund der – im Beitrag Schiller/Kanning/Pflitsch et al. (in diesem Band) the-
matisierten – engen Ausrichtung auf die Effizienzstrategie und der damit verbundenen 
möglichen Rebound-Effekte durchaus kritisch gesehen. Hier zeigt sich, dass der Nach-
haltigkeitsbegriff sehr unterschiedlich interpretiert wird. Soll eine Transformation zur 
Nachhaltigkeit gelingen, erscheint daher nach wie vor eine begriffliche Präzisierung 
und Verständigung über Ziele und Strategien zu einer nachhaltigen (Regional)ent-
wicklung sowohl in der Praxis als auch für die weitere Forschung unabdingbar.

Davon abgesehen zeigt das Beispiel Augsburg, dass eine Universität auch ohne starken 
Leadership seitens des Universitätsmanagements in den regionalen Nachhaltigkeits-
prozess involviert werden kann. Dies ist vor allem auf das hohe Engagement regionaler 
Akteure und einzelner Wissenschaftler zurückzuführen. Diese haben „windows of op-
portunity“ genutzt, um organisatorische und institutionelle Veränderungen an der 
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Universität anzustoßen. Hierbei wird deutlich, dass nicht nur die Universität in die 
Region gewirkt hat. Auch an der Universität wurden Impulse aus der Region aufge-
nommen und bestehende Strukturen (teilweise zusammen mit regionalen Akteuren) 
verändert. Gleichzeitig ist zu bemerken, dass ohne die wohlwollende finanzielle Unter-
stützung der Universitätsleitung und von Landesseite viele Dinge nicht möglich gewe-
sen wären und nicht langfristig aufrechterhalten werden können. So ist unklar, wie die 
bestehenden Aktivitäten weitergehen, wenn zentrale Akteure, die teilweise befristete 
Stellen haben, die Universität verlassen. Dennoch scheint in der Universität, bei der 
Universitätsleitung als auch in den einzelnen Teildisziplinen bereits ein Umdenken ein-
gesetzt zu haben. So ist man in der Region zuversichtlich, dass sich die Zusammenar-
beit im Kontext der Nachhaltigkeit in den nächsten Jahren weiter intensivieren wird 
(Pflitsch/Radinger-Peer 2018).

2.3 Hochschulen und nachhaltige Regionalentwicklung in Linz

Nachhaltige Regionalentwicklung in Linz
Linz ist die Hauptstadt Oberösterreichs und nach Wien und Graz mit 203.012 Einwoh-
nern (Stand 2017) die drittgrößte Stadt Österreichs. Die Region Linz-Wels (NUTS 3) 
gehört zu den wirtschaftlichen Zentren Österreichs und weist sowohl die höchste Be-
schäftigungsquote als auch das höchste Bruttoregionalprodukt Österreichs je Ein-
wohner auf (Statistik Austria 2014). Dies ist vor allem auf die Entwicklungen nach dem 
Ende des Zweiten Weltkrieges zurückzuführen, die gekennzeichnet waren von einer 
Modernisierungswelle mit einer hohen Anzahl an Industriegründungen (Forum OÖ 
Geschichte 2017). Bis in die 1970er Jahre entwickelten sich Oberösterreich und Linz 
im Speziellen zu führenden Industrieregionen. Kleine innovative Unternehmen wuch-
sen zu international renommierten, darunter Voestalpine, BMW-Motorenwerk Steyr, 
KTM, Bomardier-Rotax, Rosenbauer, Borealis AG, AMI. Dieses Wachstum bescherte 
nicht nur der Stadt Linz das Image einer grauen Industriestadt, sondern zog auch Um-
weltbelastungen in Form eines hohen und steigenden Energiebedarfs nach sich. In 
Linz und Oberösterreich wurden dementsprechend unterschiedlichste Anstrengun-
gen unternommen (z. B. Revitalisierung von Industriebrachen in Kulturprojekte, Ener-
gie als Thema der Politik und Forschung, Sozialprogramm für Linz, Diversifizierung der 
Wirtschaft in Richtung Handel und Tourismus). Für Linz führten diese dann zur Ernen-
nung als „Europäische Kulturhauptstadt 2009“. 

Linz sowie Oberösterreich sind und waren in einigen nachhaltigkeitsrelevanten Berei-
chen österreichweit Vorreiter: So war Linz beispielsweise die erste Gemeinde, die sich 
der internationalen ICLEI-Initiative (Local Governments for Sustainability) anschlos-
sen, die Diözese Linz war die erste, die auf 100 % Ökostromversorgung umstieg, die 
Johannes Kepler Universität war die erste in Österreich, die die Copernicus Charter 
unterzeichnete. Das Bundesland Oberösterreich war das erste österreichweit, wel-
ches Anfang der 1990er Jahre ein Nachhaltigkeitskonzept erstellte und welches eine 
umfassende Transformation des Energiesystems in Gang setzte.

Der Transitionsprozess Richtung Nachhaltigkeit wurde auf unterschiedlichen Ebenen 
(Organisation, Stadt, Land) durch dieselben internationalen und nationalen Entwick-
lungen ausgelöst: Das war einerseits die UN Konferenz in Rio de Janeiro 1992 und die 
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dadurch angeregte Erarbeitung eines Nationalen Umweltplans (NUP) in Österreich. 
Während die Stadt Linz, basierend auf dem Engagement von zwei Beamten der Um-
weltabteilung, einen autonomen, auf die Stadtverwaltung konzentrierten LA-21-Pro-
zess initiierte, wurden auf der Landesebene mit dem Nachhaltigkeitskonzept, der 
Nachhaltigkeitsstrategie sowie einem ersten Energiekonzept ein umfassender kogniti-
ver und normativer Wandel in Gang gesetzt. 

Während Nachhaltigkeit in einem umfassenden Verständnis einer ökologischen, sozi-
alen und ökonomischen Nachhaltigkeit den politischen Diskurs in den frühen 1990er 
Jahre prägte, sind um die Jahrtausendwende zwei Entwicklungen beobachtbar: Das 
ist auf der einen Seite eine Priorisierung auf das Thema Energie und auf der anderen 
Seite eine Verlagerung der Nachhaltigkeitsagenda hin zum ökonomischen Bereich. 
Dies mündete in die Gründung des Ökoenergie Clusters (2016 umbenannt in Clean-
tech-Cluster1) in Linz, einem Netzwerk von Unternehmen im Bereich erneuerbare 
Energie und Energieeffizienz. In der Folge wurden – mit Unterstützung des Landes – 
weitere Cluster, darunter auch das Umwelttechnologie-Cluster, gegründet; sie bilden 
gemeinsam die „Green Tech Region Oberösterreich“. Zudem wurde eine weitere Pha-
se des Energiekonzeptes „Energy 21“ beschlossen sowie das Umweltprogramm „Um-
welt 2030“ in einem breit angelegten Partizipationsprozess erstellt. Es beinhaltet Ziele 
zu einer Steigerung der Energieeffizienz, der Reduktion des Energieverbrauchs sowie 
der Entwicklung neuer Energietechnologien. Zur gleichen Zeit wurde auf der lokalen 
Ebene der Stadtverwaltung Linz und durch Veränderungen in der politischen Zusam-
mensetzung die zuvor dynamische LA-21 in eine unverbindliche „Linzer Agenda 21“ 
transformiert, welche in den Hintergrund der politischen Agenda rückte. Im letzten 
Jahr wurde der LA-21-Prozess in eine Smart-City-Initiative übergeführt. Zugleich ist 
das Thema Nachhaltigkeit von der Umweltabteilung der Stadtverwaltung in andere 
Bereiche diffundiert und wurde danach nicht immer unter dem Begriff der Nachhaltig-
keit gehandhabt. So wurde beispielsweise das „Linzer Sozialprogramm“ ins Leben ge-
rufen, welches vor allem die soziale Komponente von Nachhaltigkeit thematisiert. 
Auch in die örtliche Raumplanung wurde das Prinzip der nachhaltigen Stadtentwick-
lung unter anderem in Form der Priorisierung der Innenentwicklung vor der Außen- 
entwicklung aufgenommen. Die Darstellungen führen vor Augen, dass von den 1990er 
Jahren bis heute die Stadt Linz wie auch das Land Oberösterreich maßgeblich die re-
gionale Nachhaltigkeitstransition geprägt und angekurbelt haben. Die weiteren Aus-
führungen legen nun das Augenmerk auf die genannten Hochschulen in diesem Pro-
zess.

Hochschulen und wissenschaftliche Einrichtungen in Linz
Linz ist Sitz von acht Hochschuleinrichtungen, welche in der zweiten Hälfte des 20. 
Jahrhunderts gegründet wurden. Zu ihnen zählen öffentliche Universitäten, die Jo-
hannes Kepler Universität Linz (19.930 Studierende 2017/2018) sowie die Kunstuniver-
sität Linz (222; 2017/18); private Universitäten wie die Anton Bruckner Privatuniversi-
tät (871; 2017/18) und die Katholische Privatuniversität Linz (341; 2017/18); des 
Weiteren die Fachhochschule Oberösterreich (5.721; 2017/18) sowie die Fachhoch-
schule Gesundheitsberufe Oberösterreich (777; 2017/18) als auch zwei Pädagogische 
Hochschulen: die Pädagogische Hochschule Oberösterreich und die Private Pädago-

1  http://www.cleantech-cluster.at/ (15.05.2019).
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gische Hochschule der Diözese Linz. Da auf der Bundesebene für Linz ursprünglich 
keine Universität vorgesehen war, schlossen sich die Stadtverwaltung Linz und die 
Landesregierung Oberösterreich zusammen und gründeten den Linzer Hochschul-
fond, um die Gründung und Finanzierung der Johannes Kepler Universität (JKU) si-
cherzustellen. Diese für Österreich einzigartige Form der Universitätsgründung und 
anfänglichen Finanzierung prägte einerseits die Ausrichtung der JKU auf die regionale 
Industrie, andererseits die Kooperationskultur zwischen der Stadt- und Landesebene 
im Bereich des Hochschulwesens. Nach der Gründung der JKU im Jahr 1966 wurde im 
Jahr 2001, wiederum durch Kooperation der Stadt Linz und des Landes Oberöster-
reich, das Energieinstitut gegründet. Das Energieinstitut ist ein interdisziplinäres, auf 
die Belange der regionalen Industrie und des Landes Oberösterreich ausgerichtetes 
Forschungsinstitut. 

Entstehung und Entwicklung der Nachhaltigkeitsthematik an der Hochschule – 
organisatorische und institutionelle Veränderungen
Anfang der 1990er Jahre war es vor allem die Johannes Kepler Universität (JKU), die 
erste Schritte in Richtung einer nachhaltigen Entwicklung unternahm. Durch die Un-
terzeichnung der Copernicus Charter ist die Berücksichtigung der Nachhaltigkeit in 
der Gestaltung der Curricula sowie im Management der Organisation festgelegt. Des 
Weiteren wurden – mit finanzieller Unterstützung der Stadt Linz und des Landes Ober-
österreich – das Institut für Umweltrecht sowie das Institut für Betriebliche und regi-
onale Umweltwirtschaft und in weiterer Folge das Energieinstitut eingerichtet. Letzte-
res ist als Verein konstituiert und somit eine von der Universität unabhängige 
Organisationseinheit. 

Bezüglich der Lehre war die Johannes Kepler Universität (JKU) die einzige, die die 
gesamten Studienprogramme unter dem Dachbegriff der Nachhaltigkeit initiierte, 
und zwar das Masterprogramm „Betriebliches und regionales Umweltmanagement“, 
die Spezialisierung „Umweltrecht“ im Studiengang Recht und den weiterführenden 
Masterstudiengang „Energiemanagement“. Daneben findet sich das Thema Nachhal-
tigkeit in zahlreichen Lehrveranstaltungen an den unterschiedlichen Hochschulen wie-
der (z. B. Good Governance, Ökologische Nachhaltigkeit in der Moraltheologie, Solar- 
architektur, Mode und Nachhaltigkeit) wie auch in Studierendenprojekten (vor allem 
in den Fachhochschulen sowie der Kunstuniversität Linz). Vor allem Letztere finden 
häufig in inter- und transdisziplinären Settings statt. Die Inkorporation des Themas 
Nachhaltigkeit in die Lehre ist zum größten Teil auf das Interesse und Engagement der 
jeweiligen Universitätsangehörigen und deren persönliche Netzwerke in der Region 
zurückzuführen. Die Studierenden, ihr Nachhaltigkeitsbewusstsein und Wissen wer-
den als bedeutender Multiplikator gesehen. 

Was die Forschung betrifft, so ist Nachhaltigkeit auf der Agenda von einigen Institu-
ten. Während das Thema einerseits von engagierten Persönlichkeiten an den Hoch-
schulen in die Forschung eingebracht wurde, gab es auch andere Fälle, wo durch die 
Nachfrage der Landesregierung und damit einhergehende Auftragsforschung das 
Thema Nachhaltigkeit initiiert wurde. Die Forschungsthemen in diesem Bereich sind 
mannigfaltig und reichen von Klimawandel über Umwelttechnologien, Energierecht, 
nachhaltige Ernährung und Lebensstil, nachhaltiger Transport etc.
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Im Bereich Hochschulmanagement gibt es zwar einige punktuelle Aktivitäten – so hat 
sich das Rektorat der JKU zum Copernicus Charter bekannt sowie zur Graz Declarati-
on –, zugleich aber ist das Prinzip der Nachhaltigkeit nicht kontinuierlich in die Leitbil-
der und Entwicklungspläne eingeflossen. Die Katholische Privatuniversität hat als ein-
zige Hochschule den Betrieb der Universität unter das Prinzip der Nachhaltigkeit 
gestellt und sich einer EMAS-Zertifizierung2 unterzogen. Insgesamt stellt sich das Bild 
im Bereich Hochschulmanagement und Verwaltung so dar, dass es kein kontinuierli-
ches Engagement der Universitätsleitung über die letzten Jahrzehnte gegeben hat 
bzw. dasselbe nicht immer unter „Nachhaltigkeit“ kommuniziert wurde.

Bezüglich Third-Mission-Maßnahmen sind Einzelpersönlichkeiten und Institute an al-
len genannten Hochschulen aktiv: Dies beinhaltet die Teilnahme an öffentlichen jährli-
chen Veranstaltungen (z. B. Österreichische Umweltrechtstage), an österreichweiten 
Lehrveranstaltungen (z.  B. Future Lectures) sowie zahlreiche Präsentationen und 
Vorträge. Diese Aktionen, durch welche Hochschulen einen organisatorischen, aber 
vor allem auch kognitiven Wandel Richtung Nachhaltigkeit unterstützen, sind häufig 
punktuell bzw. zeitlich begrenzt und wenig institutionalisiert. 

Interaktion zwischen Hochschule und Region
Im Bereich der Lehre als auch über Third Mission Aktivitäten stehen die Hochschulen 
in regem Austausch mit dem lokalen und regionalen Umfeld. Beispiele sind Mitglied-
schaften in regionalen Gremien (z. B. im Beirat des Ökoenergie Clusters, dem Think 
Tank Zukunftsakademie), ehrenamtliches Engagement (z. B. als Umweltsprecher der 
Diözese Linz) bis hin zur Beteiligung in Arbeitsgruppen (z. B. im Rahmen der Erarbei-
tung des Umweltprogrammes Oberösterreich 2030). 

Im Bereich der Forschung weist das Energieinstitut den höchsten Regionalbezug auf. 
Dies trifft auch für das Institut für Umweltrecht an der JKU zu sowie die Fachhoch-
schule Oberösterreich. Die Katholische Privatuniversität und die Kunstuniversität Linz 
weisen einen generell niederen Regionalbezug in ihrer Forschungsaktivität im Bereich 
Nachhaltigkeit auf, eine Ausnahme stellen Forschungsarbeiten und Studierendenpro-
jekte im Bereich nachhaltige Holzkonstruktion dar. Bezüglich der Frage der Herkunft 
der Forschungsgelder spielen lokale Förderungen kaum eine Rolle. Von Bedeutung 
sind Auftragsforschung der regionalen Industrie, Förderungen des Landes Oberöster-
reich als auch österreichweite und internationale Forschungsförderungsmöglichkei-
ten. Wie im einleitenden Absatz zur Fallstudie Linz bereits beschrieben, nehmen auch 
politische Strategien der Landesregierung Oberösterreich, welche häufig mit Förder-
programmen einhergehen, Einfluss auf die Ausgestaltung von Forschung und Lehre an 
den Hochschulen. Beispiele dafür sind das landesweite Energiekonzept “Energy 21” 
sowie das “Landesumweltprogramm 2030“. In die Erstellung dieser Strategien und 
Programme werden die Hochschulen, meist über den Rektor, eingebunden. 

Die sonstigen genannten Interaktionen zwischen Hochschulen und Region im Bereich 
Nachhaltigkeit sind punktuell beziehungsweise zeitlich begrenzt und basieren vor-
nehmlich auf persönlichen Netzwerken.

2  „Eco-Management and Audit Scheme“ (= System für das Umweltmanagement und die Umwelt- 
betriebsprüfung).
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Wirkung der Hochschule in die Region / Beitrag der Hochschule zur regionalen 
Nachhaltigkeitstransition
Keine der behandelten Hochschulen in Linz sieht sich als „change agent“ im regionalen 
Transitionsprozess Richtung Nachhaltigkeit, jedoch leisten die Hochschulen durch 
vielfältige Aktivitäten in den Bereichen Lehre, Forschung und Third Mission einen Bei-
trag zum organisationalen und institutionellen Wandel. Es wird dabei evident, dass es 
sich nicht um ein Engagement der Hochschule als Organisation in ihrer Gesamtheit 
handelt, sondern meist sind es Einzelpersönlichkeiten, die sich im Bereich Lehre und 
Forschung zu Nachhaltigkeitsthemen engagieren und sich dann auch für Third-Missi-
on-Bereiche einsetzen (siehe auch Radinger-Peer/Pflitsch 2017). Diese Schlüsselper-
sonen („frontrunners“) haben meist Positionen als Institutsleitung, Rektor, Studien-
gangsleiter inne, die es ihnen ermöglichen, einen Organisationswandel anzuregen. 
Neben ihrer Position haben sich aber vor allem die persönlichen Netzwerke und Nah-
beziehungen zu regionalen privaten und öffentlichen Stakeholdern als bedeutend he-
rausgestellt. Das hohe Engagement für nachhaltigkeitsbezogene Themen in Lehre, 
Forschung und Third-Mission-Bereich ist einerseits in der persönlichen Überzeugung 
von der Wichtigkeit dieses Themas begründet, andererseits spielen auch strategische 
Überlegungen eine Rolle, die darin bestehen, dass künftige Finanzierungsquellen aus-
gelotet und gesichert werden. 

Einigkeit herrscht bei allen Hochschulen darüber, dass die Studierenden, deren Nach-
haltigkeitsbewusstsein und Wissen einen bedeutenden Multiplikator darstellen. Vor 
allem auch deshalb, weil der größte Teil der Studierenden nach ihrem Abschluss im 
regionalen Arbeitsmarkt verbleibt.

Zusammenfassende Betrachtung
Die in Linz angesiedelten Hochschulen zeigen mannigfaltige Anstrengungen und Bei-
träge zur Transformation der Region in Richtung Nachhaltigkeit. Dennoch spielen die 
Hochschulen in Linz eine (noch) reaktive Rolle in der regionalen Nachhaltigkeitstran-
sition. Das kann mitunter darin begründet sein, dass die bisherigen Maßnahmen der 
Hochschulen fragmentiert sind, das heißt, es findet bisher noch kaum Austausch, Ver-
netzung und Kapazitätsentwicklung (capacity building) zwischen den Hochschulen 
um das Thema Nachhaltigkeit statt, welches deren Sichtbarkeit und Rolle fördern 
könnte. Bisher fehlt an den untersuchten Hochschulen ein konsequentes Leadership 
der Hochschulleitung im Bereich Nachhaltigkeit. Dementsprechend sind die darge-
stellten organisationsinternen Transformationsprozesse, aber auch die Beiträge zu 
den regionalen Transformationsprozessen Richtung Nachhaltigkeit das Resultat von 
Top-down-Anreizen des Landes Oberösterreich und einer hohen Bottom-up-Motiva-
tion einzelner Universitätsangehöriger („frontrunner“).

2.4 Hochschulen und nachhaltige Regionalentwicklung in Darmstadt

Nachhaltige Regionalentwicklung in Darmstadt
Darmstadt ist nach Frankfurt am Main, Wiesbaden und Kassel mit knapp 160.000 Ein-
wohnern die viertgrößte Stadt Hessens und eines von zehn Oberzentren des Landes 
sowie Verwaltungssitz des Regierungsbezirks Darmstadt-Dieburg. Berücksichtigt man 
die wirtschaftlichen Verflechtungs- und Pendlerbeziehungen mit dem Umland, hat die 
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Stadtregion Darmstadt („larger urban zone“ gemäß EuroStat) etwas mehr als 431.000 
Einwohner. Ebenso wie Freiburg und Augsburg zählt auch Darmstadt zu jener Städte-
gruppe, die als Prototyp der (wissensbasierten) „Schwarmstadt“-Entwicklung gilt und 
die insbesondere von den jüngeren Alterskohorten als besonders attraktiv und le-
benswert bewertet wird. Bei verschiedenen Rankings der letzten Jahre hat Darmstadt 
hervorragend abgeschnitten, zumeist bei Indikatoren wie der demographischen Ent-
wicklungsperspektive, der Zahl der Unternehmen mit modernen Dienstleistungsange-
boten oder bei der Zukunftsfähigkeit von Wirtschaft und Stadtentwicklung. Stellver-
tretend sei auf den jährlichen (Groß-)Städtevergleich „Zukunftsindex 2030“ verwiesen, 
bei dem Darmstadt seit 2015 jeweils den ersten Platz belegt hat, noch vor Städten wie 
München, Stuttgart oder Karlsruhe. Dabei gilt unter dem Aspekt der wirtschaftlichen 
Zukunftsfähigkeit die Vorbereitung der Darmstädter Unternehmen auf das Zeitalter 
von Industrie 4.0 als bundesweit vorbildlich. In der Bildungsdimension zählt die Stadt 
zu jenen Kommunen mit der höchsten Abiturientenquote und den wenigsten Schulab-
gängern ohne Abschluss. Auch ist in keiner anderen Stadt Deutschlands der Anteil der 
Hochschulabsolventen in den sogenannten MINT-Fächern so groß wie in Darmstadt. 
Gegenwärtig hat zudem ein Viertel der Darmstädter Beschäftigten mindestens einen 
Hochschulabschluss, was bundesweit einen Spitzenwert darstellt, der nur von weni-
gen anderen Städten erreicht wird. 

Mit der Direktwahl eines Grünen zum Oberbürgermeister im Jahr 2011 hat auch die 
Entwicklung Darmstadts hin zu einer ökologisch nachhaltigen Stadt erheblich an Dy-
namik gewonnen. So kommt der Stadt mit ihrem Konzept der „Green-Smart-City“ eine 
Vorreiterrolle in Hessen zu. Es umfasst vorrangig Projekte, die die Verfügbarkeit IT-ba-
sierter Services zur Energieeffizienz und zur Elektromobilität steigern sollen, um auf 
diese Weise einen Mehrwert für eine nachhaltige Stadtentwicklung zu erzeugen. Wei-
tere Kernthemen sind die Förderung der intermodalen Mobilität, von Gesundheit und 
Bildung, der bereits angesprochene Wandel in Richtung Industrie 4.0 und IT-Sicher-
heit sowie Projekte zur Bürgerbeteiligung zwecks Erhöhung der Transparenz von Ver-
waltungsprozessen und städtischen Dienstleistungsangeboten. Die darin zum Aus-
druck kommende enge Verzahnung neuester digitaler Technologien mit Frage- 
stellungen der ökologischen und ökonomischen Zukunftsfähigkeit von Stadt und Regi-
on ist charakteristisch für Darmstadt und war mit ausschlaggebend dafür, dass die 
Stadt 2017 als Sieger aus dem vom Digitalverband Bitkom in Zusammenarbeit mit dem 
Deutschen Städte- und Gemeindebund veranstalteten Wettbewerb „Digitale Stadt“ 
hervorgegangen ist. Dem liegt die in weiten Teilen von lokaler Politik, Wirtschaft und 
Wissenschaft gemeinsam geteilte Einsicht zugrunde, dass nachhaltige Entwicklung 
und Ansätze digitaler Transformation eng miteinander verbunden sind.

Hochschulen und wissenschaftliche Einrichtungen in Darmstadt
Seit 1997 trägt Darmstadt den von der Landesregierung verliehenen Titel „Wissen-
schaftsstadt“, den sie zum einen ihren vier Hochschulen mit knapp 50.000 Studieren-
den (Technische Universität Darmstadt: 26.000, Hochschule Darmstadt: 16.000,  Wil-
helm Büchner Hochschule: 6.000, Evangelische Hochschule: 1.700 – Stand Dezember 
2017) verdankt. Zum anderen finden sich in der Stadt mehr als 30 Forschungseinrich-
tungen, darunter solche mit internationaler Reputation wie das Helmholtz-Zentrum 
für Schwerionenforschung (GSI), das Europäische Raumflugkontrollzentrum (ESA/
ESOC), die Europäische Organisation für die Nutzung meteorologischer Satelliten 
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(EUMETSAT) oder auch das Nationale Forschungszentrum für angewandte Cybersi-
cherheit (ATHENE). Hinzu kommen drei Institute der Fraunhofer-Gesellschaft sowie 
eine Reihe weiterer Institute in öffentlicher wie privater Trägerschaft (z. B. Öko-Insti-
tut Darmstadt, IWU-Institut Wohnen und Umwelt, Zentrum für Globale Nachhaltig-
keit). Auch sind in Darmstadt namhafte Firmen der Kommunikations- und IT-Branche 
(Deutsche Telekom, T-Systems, Software AG, Trust Center der Deutschen Post AG), 
der chemisch-pharmazeutischen Industrie (Merck KGaA), der Lebensmittelindustrie 
(Döhler GmbH), im Bereich von Maschinenbau und Mechatronik (Evonik Industries, 
Carl Schenck AG) sowie der Kosmetikbranche (Goldwell GmbH, Wella Professionals) 
angesiedelt. Sie betreiben angewandte Forschung und Entwicklung und sorgen für 
rund 130.000 Arbeitsplätze (davon bis zu 100.000 Einpendler), und sie tragen dazu 
bei, dass die lokale Wertschöpfung zu drei Viertel von technologiebasierten Branchen 
bestimmt wird. Für die Stadt ist dabei seit jeher eine enge Verbindung aus Wissen-
schaft, Wirtschaft und Forschung prägend, die auch das heutige Darmstadt mit seiner 
starken High-Tech-Orientierung kennzeichnet. Letzteres begründet Darmstadts Ruf 
als „Zentrum eines europäischen Silicon Valleys“ (Wirtschaftswoche 2017).

Interaktion zwischen Hochschulen und Region
Im Hinblick auf die treibenden Kräfte, die für den Entwicklungsverlauf Darmstadts in 
der jüngeren Vergangenheit verantwortlich zeichnen, kann auf ein dicht geknüpftes 
(Wissens-)Netzwerk verwiesen werden, dass durch eine enge Kooperation von Un-
ternehmen, wirtschaftlichen Interessenverbänden (z.  B. IHK Darmstadt), Stadtver-
waltung, zivilgesellschaftlichen Akteuren sowie den Hochschulen und Forschungsein-
richtungen vor Ort gekennzeichnet ist. Beispiele für diese enge Kooperation sind 
Vorzeigeobjekte wie das „Darmstadtium“ als Deutschlands erstes DGNB3-zertifizier-
tes, nachhaltiges Kongresszentrum, bei dem Stadt und Technische Universität ge-
meinsam als Bauherren fungierten. Die stadteigene HEAG AG als lokales Verkehrsun-
ternehmen und regionaler Energieversorger (in Gestalt der ENTEGA AG), der zu 
Deutschlands führenden Öko-Energieanbietern zählt, ist über gemeinsame energie-
wirtschaftliche Veranstaltungsreihen unter dem Motto „Energie für die Zukunft“ mit 
der Hochschule Darmstadt verbunden. Letztere leitet gemeinsam mit der IHK 
Darmstadt zudem das Netzwerk „Elektromobilität Darmstadt, Rhein, Main, Neckar“, 
das im Verbund mit Stadtverwaltung und HEAG die Darmstädter Tage der Elektromo-
bilität veranstaltet. 

Das an der Evangelischen Hochschule angesiedelte Institut für Zukunftsfragen der Ge-
sundheits- und Sozialwirtschaft (IZGS) verbindet mit seinem transdisziplinären An-
satz wissenschaftliches und praktisches Wissen, um auf dieser Grundlage gemeinsam 
mit Partnern aus Zivilgesellschaft, Wirtschaft und Politik spezifische Problemlösungen 
für Darmstädter Vereine, Verbände, Unternehmen sowie die kommunale Verwaltung 
zu erarbeiten. Auch wurde die von der Stadtverordnetenversammlung 1997 beschlos-
sene Aufstellung einer Lokale Agenda 21 von Beginn an durch die sogenannte Arbeits-
gemeinschaft Darmstädter Wissenschaftseinrichtungen (darunter Öko-Institut und 
IWU) begleitet, die mit dem Prozessmanagement und der Gesamtmoderation des 
Agenda-Prozesses betraut ist (Wissenschaftsstadt Darmstadt 2000). Entscheidend 
begünstigt werden solche Kooperationen zum einen durch eine enge personelle Ver-

3  Deutsche Gesellschaft für Nachhaltiges Bauen e.V.



197T r a n s fo r m aT i o n s pr oz e s s e i m H o cH s cH u l s y s T e m

flechtung. So war etwa ein Teil der aktuellen Darmstädter Führungspersonen in Politik 
und Wirtschaft vormals an einer der drei Hochschulen tätig oder sie sind es immer 
noch (z. B. der amtierende Oberbürgermeister oder auch der Vorstandsvorsitzende 
der HEAG). Zum anderen sorgen der ausgeprägte Anwendungsbezug ebenso wie die 
vermehrt interdisziplinäre (nicht selten sogar transdisziplinäre) Ausrichtung der For-
schungsaktivität, wie sie sich vor allem bei den ortsansässigen Hochschulen findet, für 
einen hohen Grad an praxisbezogener Anschlussfähigkeit, was den für gesellschaftli-
che Transformationsprozesse als bedeutsam anzusehenden, bidirektionalen Erkennt-
nistransfer zwischen Wissenschaft, Wirtschaft und (Zivil-)Gesellschaft in Darmstadt 
merklich erleichtert.

Entstehung und Entwicklung der Nachhaltigkeitsthematik an der Hochschule 
Darmstadt
Am stärksten findet sich das zuletzt genannte Profil an der Hochschule Darmstadt, die 
sich als ein wichtiger Impulsgeber im regionalen Innovationssystem zugunsten einer 
nachhaltigen Entwicklung versteht. Mit ihrem umfassenden Fächerspektrum, das von 
den Technik- und Naturwissenschaften über die Wirtschafts-, Geistes- und Sozialwis-
senschaften bis hin zu den Medienwissenschaften, der Architektur und der künstleri-
schen Gestaltung reicht, besteht ein breites Wissens- und Transferpotenzial. Auch 
zählt eine interdisziplinäre Verzahnung von technischen und naturwissenschaftlichen 
Fächern mit jenen der Sozial- und Kulturwissenschaften in verpflichtender Form und 
damit systematisch in sämtlichen Studiengängen zu den Profilmerkmalen der Hoch-
schule seit ihrer Gründung im Jahr 1971 (sog. Darmstädter Modell des Begleitstudi-
ums). Diese enge Verzahnung dient seit jeher dem Ziel, die Ausbildung in den Ingeni-
eur- und Naturwissenschaften um die Erfassung, interdisziplinäre Analyse und ethische 
Reflexion aktueller wie künftiger gesellschaftlicher Herausforderungen zu erweitern. 
Unter Einfluss der UN-Konferenz für Umwelt und Entwicklung in Rio de Janeiro 1992 
wurden die Lehrinhalte des Begleitstudiums zunehmend auch explizit auf Themen der 
nachhaltigen Entwicklung ausgerichtet, was 2014 zur Auszeichnung der Hochschule 
durch das Deutsche Nationalkomitee der UN-Dekade „Bildung für nachhaltige Ent-
wicklung“ führte.

Jenseits dessen wurden in der jüngeren Vergangenheit sowohl spezifische nachhaltig-
keitsorientierte Studiengänge (z. B. „Umweltingenieurwesen – Nachhaltige Siedlungs-
planung“, „Risk Assessment and Sustainability Management“) als auch in anderen 
Studiengängen entsprechende Schwerpunktsetzungen in Richtung Nachhaltige Ent-
wicklung implementiert. Das Bundesministerium für Bildung und Forschung gemein-
sam mit der Deutschen UNESCO-Kommission haben die Hochschule Darmstadt vor 
diesem Hintergrund im November 2017 als „herausragender Lernort für Nachhaltige 
Entwicklung“ prämiert und den zugrunde liegenden „Whole InstitutionApproach“ der 
beteiligten Akteure als „beispielgebend“ hervorgehoben. Zurückzuführen ist diese 
Ausrichtung weniger auf strategische Vorgaben der Hochschulleitung (top-down), 
sondern vielmehr auf eine hochschulinterne „Bürgerinitiative“ (bottom-up), die so-
wohl Personen aus den Reihen der Professorenschaft als auch der Studierenden und 
Beschäftigten des „Betriebs“ der Hochschule umfasst. Diese „Initiative: Nachhaltige 
Entwicklung in Lehre, Forschung und Betrieb“ (I:NE) ist als statusgruppenübergrei-
fender Zusammenschluss einmalig in der deutschen Hochschullandschaft. Die Initiati-
ve entstand aus dem Bedarf, im Hinblick auf die Herausforderungen nachhaltiger 
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Entwicklung, die unterschiedlichen disziplinären Perspektiven und Erfahrungen zu-
sammenzubringen, um einen entsprechenden Ideenaustausch zu initiieren mit dem 
Ziel, strukturbildend innerhalb der Hochschule zu wirken, aber auch nach außen als 
Impulsgeber und „change agent“ tätig zu sein.

Neben der Lehre wurde auch die Forschung an der Hochschule Darmstadt in den zu-
rückliegenden Jahren zunehmend auf die Bearbeitung von Problemstellungen nach-
haltiger Entwicklung ausgerichtet. Die Grundlage hierfür bildete eine durch das hoch-
schuleigene Zentrum für Forschung und Entwicklung (ZFE) verstärkt seit 2012 
vorgenommene Bündelung der Forschungstätigkeiten zu vier profilbildenden Schwer-
punkten: (1) Nachhaltige Prozesse und Verfahren, (2) Ressourceneffiziente Material- 
und Prozesstechnik, (3) Angewandte Informatik und IT-Sicherheit sowie (4) Digitale 
Kommunikation und Medien-Innovation. Beim ZFE handelt es sich um eine Selbstver-
waltungseinrichtung der Forschenden, an die Präsidium und Senat der Hochschule 
bereits 2001 eigene Kompetenzen der forschungsbezogenen Entwicklungsplanung 
abgetreten haben. 

Beitrag der Hochschule Darmstadt zur regionalen Nachhaltigkeitstransition
Ebenfalls auf die Eigeninitiative von Mitgliedern der genannten Forschungsschwer-
punkte unter Federführung des ZFE ist der Antrag „Systeminnovation für nachhaltige 
Entwicklung (S:NE)“ zurückzuführen, mit dem die Hochschule Darmstadt 2017 im 
Rahmen des von Bund und Ländern getragenen Förderprogramms „Innovative Hoch-
schule“ als Exzellenzinitiative für Hochschulen Angewandter Wissenschaften im Be-
reich des forschungsbasierten Wissens- und Technologietransfers erfolgreich war. Es 
kann zugleich als exemplarisch für den Beitrag der Hochschule Darmstadt zum nach-
haltigkeitsbezogenen Transformationsprozess in Stadt und Region gelten. Zentrales 
Element des Projekts ist die strategische Partnerschaft mit unter anderem der ortsan-
sässigen Schader-Stiftung, dem Öko-Institut Darmstadt, der Software AG oder auch 
dem Institut Wohnen und Umwelt (IWU), um gemeinsam eine sogenannte Innova-
tions- und Transformationsplattform (ITP) einzurichten. Die ITP soll dabei als „Com-
munity Organizer“ für Veränderungen in Richtung auf eine Nachhaltige Entwicklung 
fungieren (Kleihauer/Schenten/Führ et al. 2017). Mittels spezifischer Dialog-Formate 
als Bestandteil einer neuartigen Kommunikations- und Transferkultur soll von Anfang 
an – also beginnend mit der Problemformulierung – eine Rückkopplung mit den Pers-
pektiven, Bedarfen und Erwartungen eines breiten Kreises an betroffenen politischen, 
gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Akteuren gewährleistet werden. Um dabei 
frühzeitig die Bedarfe und Präferenzen erheben zu können, wird von der Hochschule 
Darmstadt ein „Bürger-Panel“ zu Themenfeldern wie einer nachhaltigen Stadt- und 
Siedlungsentwicklung in Darmstadt, der Entwicklung eines Konzepts zur vernetzten 
Bereitstellung und Nutzung regenerativer Energien im Mobilitätsbereich des Land-
kreises Darmstadt-Dieburg oder auch der Förderung nachhaltiger Konsum- und 
Produktionsstrukturen am Beispiel ausgewählter regionaler Branchen wie der Che-
mie- und Textilindustrie eingerichtet. Die in den genannten Themenfeldern durchzu-
führenden Transformationsprojekte werden zudem einer begleitenden Evaluierung 
unterzogen, die in Kooperation mit dem Institut für sozial-ökologische Forschung 
(ISOE) in Frankfurt am Main erfolgt und die zur Verbesserung der „Transformations-
kompetenz“ der beteiligten Akteure im Umgang mit solchen Veränderungsprozessen 
beitragen soll.
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Vor allem in Zusammenarbeit mit der Schader-Stiftung sind schon im Vorfeld eine 
Reihe zukunftsweisender Initiativen entstanden, an die bei der Antragstellung zur „In-
novativen Hochschule“ angeknüpft werden konnte. Zu den bereits erprobten innova-
tiven Formaten zählen etwa die gemeinsam veranstalteten „Salon-Gespräche“ zur 
energetischen Sanierung im Quartier, in deren Rahmen regionale Akteure aus Woh-
nungswirtschaft und Finanzinstituten, Architekten, Planer, aber auch Studierende und 
Forschende der Hochschulen der Region sich konkreten, in der Praxis aufgetretenen 
Problemkonstellationen annahmen, um Sanierungs-Hemmnisse zu identifizieren so-
wie konkrete Problemlösungen zu erarbeiten. Die Salon-Gespräche hat der hoch-
schulweite Arbeitskreis „Transdisziplinarität in der Lehre“ initiiert. Ebenfalls mit der 
Schader-Stiftung haben Forschende der Hochschule weitere Dialog- und Veranstal-
tungs-Formate erprobt, so etwa den „Public Value Ansatz“ der Hochschule oder unter 
dem Motto „Fit für die Industrie 4.0“ in Kooperation mit Unternehmen der Region. Die 
an der Hochschule Darmstadt ansässige „Mittelstand 4.0-Agentur“ unterstützt dabei 
regional wie deutschlandweit Multiplikatoren (Kammern, Verbände, Wirtschaftsför-
derer) sowie Führungskräfte kleiner und mittelständischer Unternehmen bei der digi-
talen Transformation. Diesem Zweck dient auch das „Wirtschaftsforum“ der Hoch-
schule Darmstadt, welches vom hochschuleigenen Zentrum für nachhaltige Wirt- 
schafts- und Unternehmenspolitik gemeinsam mit Studierenden organisiert wird und 
das in 2018 dem Thema „Nachhaltigkeit 4.0 – neue Potentiale durch die digitale Trans-
formation“ gewidmet war. Parallel hierzu bietet das Zentrum zudem aktuell die Veran-
staltungsreihe „Wirtschaft im Dialog zu: Nachhaltige Entwicklung W:NE“ für Akteure 
aus Unternehmen, Politik, interessierter Öffentlichkeit und Wissenschaft an. Die bei-
spielhaft genannten Projekte verdeutlichen, dass die Hochschule Darmstadt eine akti-
ve Rolle im Rahmen der Nachhaltigkeitsprozesse vor Ort spielt.

Zusammenfassende Betrachtung
Das Darmstädter Beispiel der Rolle der ortsansässigen Hochschulen im Zuge eines 
nachhaltigkeitsorientierten Transformationsprozesses ist sowohl durch eine inhaltli-
che als auch eine motivationale Besonderheit gekennzeichnet. In inhaltlicher Hinsicht 
ist dies zweifelsohne das Vorherrschen eines Nachhaltigkeitsverständnisses bei den 
handlungsrelevanten Akteuren vor Ort, das durch eine enge Verknüpfung von techno-
logischer und ökologischer Entwicklung als notwendiger Voraussetzung für die Ge-
staltung einer zukunftsfähigen Stadt- und Regionalentwicklung geprägt ist. Die beiden 
vor allem mit einem Technik-Schwerpunkt versehenen Hochschulen (Technische Uni-
versität Darmstadt, Hochschule Darmstadt), aber auch die in überwiegender Zahl in-
genieurs- und informationstechnisch ausgerichteten Wissenschaftseinrichtungen 
und Unternehmen in Darmstadt dürften hierzu maßgeblich beitragen.

In motivationaler Hinsicht – besonders auf die WissenschaftlerInnen an der Hoch-
schule Darmstadt – kann die Besonderheit im bestehenden Selbstverständnis als  
„change agent“ gesehen werden, die sich nicht allein darin erschöpft, Lehre, For-
schung und Betrieb inhaltlich wie prozedural verstärkt am Nachhaltigkeitsziel auszu-
richten. Vielmehr besteht der Anspruch, wie das Transfer-Projekt „Systeminnovation 
für nachhaltige Entwicklung“ der Hochschule Darmstadt zeigt, aktiv an der Gestaltung 
von lokalen wie regionalen Transformationsprozessen mitzugestalten. Hierbei erweist 
sich nicht zuletzt das vor Ort akkumulierte Sozialkapital im Sinne des vorhandenen 
engen persönlichen Netzwerks von Politik-, Wirtschafts- und Hochschulakteuren als 
besonders förderlich.
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3 Fallstudienübergreifende Interpretation und Zusammenfassung

Das gegenständliche Kapitel hat zum Ziel, die zu Beginn formulierten theoretisch-kon-
zeptionellen Fragen zu beantworten. Diese beziehen sich auf:

1 die für einen Beitrag zur regionalen Nachhaltigkeitstransition erforderlichen orga-
nisationsinternen Transformationsprozesse in den Sub-Regimen (Lehre, For-
schung, Third Mission, Betrieb und Governance) der Hochschule,

2 die Treiber eines solchen Wandels auf der Nischenebene (und deren Interaktion 
mit Regime- und Landschaftsebene),

3 die Einflussfaktoren von Seiten der Region und des organisatorischen Feldes so-
wie innerhalb der Organisation, die den Beitrag der Hochschule zu einem regiona-
len Transformationsprozess Richtung Nachhaltigkeit beeinflussen,

4 die mit der Rolle als „change agent“ in regionalen Nachhaltigkeitstransitionen ver-
bundenen Herausforderungen.

Die empirischen Beispiele (Freiburg, Augsburg, Linz und Darmstadt) im vorherigen 
Abschnitt machen Gemeinsamkeiten und Unterschiede in Bezug auf grundlegende 
Charakteristika der Regionen und der untersuchten Universitäten, die Entstehung und 
Entwicklung der Nachhaltigkeitsthematik an den Universitäten, die Interaktion zwi-
schen Universitäten und Regionen sowie die Beiträge der Universitäten zur regionalen 
Nachhaltigkeitstransition deutlich. Aus einer vergleichenden Analyse der Fallstudien 
lassen sich nun erste Schlussfolgerungen in Bezug auf die eingangs erwähnten konzep-
tionellen Fragen ziehen.

(1) Die Fallstudien unterstützen die Vermutung, dass ein umfassenderer Beitrag der 
Hochschule zur regionalen Nachhaltigkeitstransition zunächst einmal institutionelle 
und organisatorische Veränderungen innerhalb der Hochschule erforderlich macht. 
In allen untersuchten Fallstudien kam es bereits in den frühen 1990er Jahren, noch vor 
einer Interaktion mit regionalen Akteuren, zu ersten Institutionalisierungen des Um-
weltgedankens oder sogar Nachhaltigkeitsprinzips. In den meisten Fällen wurde das 
Prinzip der Nachhaltigkeit zunächst im Rahmen der Lehre sowie in einschlägigen Stu-
dienangeboten umgesetzt. Während in Darmstadt das Prinzip der Nachhaltigkeit un-
ter anderem in Form eines verpflichtenden Begleitstudiums in alle Studiengänge inte-
griert wurde, wurden in den anderen Fallstudien einschlägige Institute eingerichtet 
und mit diesem Schwerpunkt betraut. Die Forschung betreffend wurden in den Uni-
versitäten in Augsburg und Freiburg interdisziplinäre nachhaltigkeitsorientierte For-
schungsleistungen erbracht und strukturell durch Zentren oder Plattformen veran-
kert. Ersteres gilt auch für die Hochschule Darmstadt, jedoch steht hier noch eine 
strukturelle Verankerung bevor. In Linz wurde das Energieinstitut als interdisziplinäres 
Forschungsinstitut eingerichtet, welches rund um das Thema Energie die Kompetenz-
felder Wirtschaft, Recht und Technologie verbindet. Abgesehen davon bleiben die 
Forschungsleistungen im Bereich Nachhaltigkeit hier jedoch auf die einzelnen Institute 
fragmentiert. 
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Institutionelle und organisatorische Veränderungen innerhalb der Hochschule sind 
teilweise auch in den Bereichen Betrieb und Governance vorzufinden. So wurden z. B. 
in Freiburg schon Anfang der 2000er Jahre Umweltleitlinien und eine Stabsstelle Um-
weltschutz eingerichtet. 

(2) Ein Auslöser für diese hochschulinternen Entwicklungen in Richtung Nachhaltig-
keit waren häufig einzelne Akteure innerhalb der Hochschule, die Ereignisse auf der 
Landschaftsebene, wie z. B. die UN-Konferenz für Umwelt und Entwicklung in Rio de 
Janeiro 1992, aufgegriffen haben und in den lokalen Kontext übertragen haben. Da-
durch entsteht erste Nischenaktivität in verschiedenen Fachbereichen innerhalb der 
Hochschule. Dies ist insbesondere in Freiburg, Darmstadt als auch Augsburg zu beob-
achten. Hier wurde einerseits von Seiten der ProfessorInnen und MitarbeiterInnen das 
Thema Nachhaltigkeit in Lehre und Forschung aufgegriffen, aber auch von Seiten der 
Studierendenvertretung, welche diesbezügliche Veranstaltungen (z. B. Umwelttage 
Augsburg) organisierte und einschlägige Lerninhalte einforderte. Meist waren diese 
Projekte aber noch unverbunden und ohne weitreichendere Sichtbarkeit. Da sie je-
doch oft nur auf das hohe Engagement einzelner MitarbeiterInnen zurückzuführen 
waren, sind sie teilweise auch wieder verschwunden. Dies unterstützt die im konzepti-
onellen Teil geäußerte Annahme, dass Besonderheiten des Hochschulsystems (z. B. 
Freiheit von Forschung und Lehre auf der Landschaftsebene und lose Kopplung von 
Einheiten und flache Hierarchien auf der Regimeebene), ein hohes Bottom-up-En-
gagement und Nischenaktivität ermöglichen. Gleichzeitig werden aber auch die im 
konzeptionellen Kapitel angesprochenen Hemmnisse für ein Up-Scaling dieser Aktivi-
täten sichtbar. Die lose Kopplung von Organisationseinheiten in der Hochschule er-
schwert die Bündelung von Nischenaktivität zunächst. Erst durch eine Unterstützung 
durch die Hochschulleitung und die Einrichtung interdisziplinärer Institute werden 
diese Bemühungen stabilisiert. In Darmstadt sieht man, was durch eine Bündelung von 
Nischenaktivität möglich ist. 

Neben diesen bottom-up getriebenen Aktivitäten werden aber auch direkte Reaktio-
nen des Hochschulmanagements/der Hochschulleitung auf Entwicklungen auf der 
Landschaftsebene sichtbar, wie beispielsweise die Unterzeichnung der Copernicus 
Charter, die Aufnahmen des Leitbildes der Nachhaltigen Universitäten in das Strate-
giepapier, die Formulierung von Umweltleitlinien oder auch die Einrichtung einer uni-
versitären Stabsstelle Umweltschutz, wie im Beispiel Freiburg. 

(3) Die Frage, wie es von diesen anfänglichen hochschulinternen Entwicklungen zu 
einer verstärkten Interaktion mit dem regionalen Umfeld gekommen ist, kann auf un-
terschiedliche Weise beantwortet werden. Es zeigt sich, dass hier Faktoren auf allen 
drei Ebenen (regionales Umfeld, organisatorisches Feld und innerhalb der Organisati-
on) eine Rolle spielen. Sie beeinflussen nicht nur den Beginn, sondern auch im weite-
ren Verlauf die Art und den Umfang der Interaktion von Hochschulen mit ihrem Um-
feld (Pflitsch/Radinger-Peer 2018). Vor allem was den Beginn der Interaktion angeht, 
spielen die jeweiligen Landesregierungen als Vermittler (facilitator) eine beachtliche 
Rolle. In Augsburg hat sich beispielsweise durch die Ernennung zur Umweltkompe-
tenzregion durch die Landesregierung ein Window of Opportunity geöffnet. In der 
Folge wurden ausgewählte Universitätsinstitute in bestehende regionale Netzwerke 
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integriert. Im Fall von Freiburg kommt der besonders starken Sichtbarkeit der Stadt 
als Green City sowie der internationalen Einbindung in die Trinationale Metropolregi-
on Oberrhein und den Fördermöglichkeiten für grenzüberschreitende Zusammenar-
beit (z. B. in den Interreg-Programmen) eine wichtige Bedeutung zu. In Linz waren es 
vor allem die politischen Strategien und sich daraus ergebende Auftragsforschungsar-
beiten, welche von Seiten der Landesregierung an Institute der Julius Kepler Universi-
tät (JKU) herangetragen wurden und den Fokus auf Nachhaltigkeitsprojekte in der 
Region richteten. Des Weiteren wurde das Energieinstitut als transdisziplinäre For-
schungseinrichtung mit dem expliziten Auftrag gegründet, die Politik und regionale 
Industrie in der Energiewende zu unterstützen. Für die Hochschule Darmstadt ent-
steht der Eindruck, dass die Auseinandersetzung mit Themen der Nachhaltigkeit ei-
nerseits auf institutional thickness, das heißt die enge Verknüpfung einzelner Akteure 
in Wissenschaft, Politik und Wirtschaft, zurückzuführen ist. Nicht außer Acht zu las-
sen ist in diesem Zusammenhang die Geschichte der Fallstudienregionen als Indust-
riestandorte mit den entsprechenden Herausforderungen für die Umwelt- und Le-
bensqualität. Dies und die strukturelle Veränderung hin zu Städten bzw. Regionen mit 
hoher Lebensqualität hat zu einer Sensibilisierung für das Thema Nachhaltigkeit beige-
tragen. 

Weiterer Einfluss geht vom Typ der Hochschule aus, welcher – basierend auf dem ge-
setzlichen Auftrag – das Selbstverständnis der Hochschule gegenüber ihrer Sitzregion 
prägt sowie auch die Interaktion mit den regionalen Akteuren. Am Beispiel Darmstadt 
zeigt sich der starke Anwendungsbezug von Lehre und Forschung, wodurch ein enger 
Kontakt mit den Akteuren in der Region gegeben ist und darüber hinaus zu einer aus-
geprägten Ausrichtung auf die Erarbeitung von spezifischen Problemlösungen für 
konkrete gesellschaftliche Herausforderungen führt. Die bestehenden interdisziplinä-
ren Vernetzungen in vielen Studiengängen schaffen günstige Voraussetzungen für die 
Bearbeitung von Fragen der nachhaltigen Entwicklung. 

Allen vier Fallstudien ist zudem gemein, dass das Nachhaltigkeits- und Umweltbe-
wusstsein bereits politisch und/oder zivilgesellschaftlich in der Region verankert war, 
bevor die Universitäten aktiv wurden. Insbesondere in Freiburg hatte sich die Stadt 
bereits einen Namen im Bereich der Nachhaltigkeit gemacht, so dass es für die Hoch-
schulen relativ leicht war, Fördermittel zu akquirieren und sich an Projekten zu beteili-
gen. Auch in Augsburg gab es bereits auf den Nachhaltigkeits- und Umweltbereich 
ausgerichtete Netzwerke, über die Kooperationen vermittelt wurden. Am Beispiel 
Augsburg zeigt sich zudem, dass als Treiber hochschulinterner Veränderungen auch 
(Nischen-)Akteure aus dem regionalen Umfeld in Betracht gezogen werden müssen: 
so waren es zum Teil auch Akteure aus der LA-21, die institutionelle und organisatori-
sche Veränderungen in der Universität mit angestoßen oder zumindest unterstützt 
haben. In Linz hat die Landesregierung eine Institutionalisierung des Nachhaltig-
keitsprinzips innerhalb der JKU vorangetrieben in Form der Unterstützung der Grün-
dung des Energieinstitutes, aber auch anderer Institute durch konkrete Auftragsfor-
schungsarbeiten, welche die weitere thematische Ausrichtung und Schwerpunktsetzung 
dieser Institute über Jahrzehnte prägten.
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Im Umfeld der Hochschulen spielt die lokale Politik eine bedeutende Rolle. Besonders 
hervorzuheben ist die Position des Oberbürgermeisters aber auch engagierter Ange-
höriger der Stadtverwaltung. Die Rolle der Zivilgesellschaft, welche Einfluss auf das 
Engagement der Hochschulen nimmt bzw. mit diesen in Verbindung steht, ist unter-
schiedlich ausgeprägt. Während in Freiburg und Augsburg die Zivilgesellschaft eine 
erhebliche Rolle für den regionalen Nachhaltigkeitstransformationsprozess einnimmt, 
spielt sie in Linz beispielsweise eine untergeordnete Rolle. Vor allem in Darmstadt wird 
die Bedeutung von Netzwerken von Unternehmen, wissenschaftlichen Interessenver-
bänden, der Stadtverwaltung, zivilgesellschaftlichen Akteuren sowie den Hochschu-
len und Forschungseinrichtungen vor Ort hervorgehoben, welche auch im Einzelnen 
wirken, jedoch besonders durch Interaktion und Kooperation.

Innerhalb der Hochschulen wird sogenannten institutional entrepreneurs eine wichti-
ge Rolle für den Beitrag der Hochschule zu regionalen Nachhaltigkeitstransitionen zu-
geschrieben. Diese sind einzelne Professoren und Professorinnen, welche aufgrund 
ihrer Position und den ihnen zur Verfügung stehenden Ressourcen in der Lage sind, 
Veränderungsprozesse anzustoßen. Aber auch das berufliche und private Engage-
ment einzelner Hochschulangehöriger ist zu erwähnen. Inwiefern dieses hochschulin-
terne Engagement auf die Hochschulleitung und deren Bekenntnis zur Nachhaltigkeit 
zurückzuführen ist, kann aus den untersuchten Beispielen nicht eindeutig beantwor-
tet werden. Einerseits wird die Rolle und Verantwortung der Hochschulleitung in der 
strategischen Verankerung der Nachhaltigkeitsagenda gesehen: von ihr wird ein kog-
nitiver Wandel innerhalb der Hochschule erwartet. Auch vertritt diese die Hochschule 
nach außen in regionalen, nationalen und internationalen Gremien und Plattformen. 
Andererseits wurde vor allem in den Beispielen Linz, Augsburg und Darmstadt heraus-
gearbeitet, dass ein Engagement der Hochschulleitung keine zwingende Vorausset-
zung für das Mitwirken der HochschulmitarbeiterInnen im regionalen Transitionspfad 
Richtung Nachhaltigkeit ist. 

Oftmals ist die Motivation, als „change agent“ aktiv zu werden, intrinsisch und somit 
auf der Ebene der Einzelakteure verortet – so beispielsweise in der interdisziplinären 
Initiative Nachhaltige Entwicklung in Lehre, Forschung und Betrieb an der Hochschule 
Darmstadt. Teilweise ist es aber schwierig festzustellen, inwieweit dieses Engagement 
von Einzelpersonen in der Hochschule rein intrinsisch motiviert/rein privater Natur 
war oder durch das organisatorische Feld motiviert war, zum Beispiel durch das nor-
mative Rollenverständnis. Letzteres bezieht sich vor allem auf das Selbstverständnis 
der WissenschaftlerInnen und dem damit einhergehenden Pflichtbewusstsein, einen 
Beitrag zur nachhaltigen Entwicklung zu leisten. Des Weiteren wird unter den Motiven, 
Drittmittel einzuwerben, einerseits die Notwendigkeit angeführt, aber auch der exter-
ne Druck, den die übergeordneten politischen Ebenen durch ihre gegenüber den 
Hochschulen geäußerten Erwartungshaltungen ausüben. 

(4) In allen vier Fallstudien zeigt sich ein Beitrag der jeweiligen Hochschulen zu regio-
nalen Transformationsprozessen Richtung Nachhaltigkeit, wobei nur die Hochschule 
Darmstadt explizit als „change agent“ auftritt. In den anderen Fällen waren es insbe-
sondere „windows of opportunities“, welche häufig von der Politik eröffnet wurden, 
das hohe Engagement einzelner Hochschulangehöriger, aber auch die Bereitschaft 
und kognitive Basis für das Thema Nachhaltigkeit in der Region. 
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Als explizite Herausforderung lässt sich aus den untersuchten Beispielen die hohe Ab-
hängigkeit der Projekte von Einzelpersonen und deren Engagement benennen. Diese 
Einzelpersönlichkeiten befinden sich meist auf einer fortgeschrittenen wissenschaftli-
chen Karrierestufe und haben gewisse persönliche, strategische und finanzielle Frei-
heiten, wodurch sie die Fokussierung auf das Nachhaltigkeitsthema befördern konn-
ten. Durch diese Abhängigkeit von Einzelpersonen ist eine Kontinuität in Lehre, 
Forschung und Third-Mission-Aktivitäten häufig nicht gegeben. Damit einher gehen 
Veränderungen auf der Landschaftsebene des Wissenschaftssystems, welche Ent-
wicklungen in Richtung internationale Forschungs- und Publikationstätigkeiten gegen-
über einem regionalen Fokus begünstigen. Dies findet im Weiteren auch Eingang in die 
organisationsbezogenen Leitlinien und Strategien. Auch der zunehmende Bedarf an 
Drittmitteln steht regionalen Kooperationen mit zivilgesellschaftlichen Akteuren, wel-
che häufig nicht über die notwendige Finanzierung verfügen, entgegen. Neben not-
wendigen Entwicklungen auf der Landschaftsebene (wie sie durch die WBGU 2011 
schon vorgezeichnet werden) können auf der Organisationsebene Angebote geschaf-
fen werden, die das Engagement einzelner Akteure institutionell und organisatorisch 
verankern bzw. Ressourcen dafür bereit stellen.

Eine weitere Herausforderung wurde am Beispiel Augsburg deutlich, wo es unter-
schiedliche Nachhaltigkeitsverständnisse innerhalb der Universitäten und der Region 
gibt. Am Beispiel Linz zeigt sich zudem, dass das Engagement der unterschiedlichen 
Hochschulen in der Region fragmentiert ist. Gerade in der unterschiedlichen Ausrich-
tung der Hochschulen könnten aber Potenziale liegen. 

Dahingehend stellte sich der regionale Transitionspfad Richtung Nachhaltigkeit in allen 
Fallstudien als fallspezifisches und einmaliges Wechselspiel der Hochschule mit dem 
zivilgesellschaftlich und politisch engagierten Umfeld dar, an welches sie Impulse ab-
gibt, aber von dem sie auch solche empfängt. 
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Kurzfassung
Untersucht wurden räumliche Implikationen der zunehmenden Drittmittelorientie-
rung in der Deutschen Wissenschaftspolitik seit Ende der 1990er Jahre. Die empiri-
schen Ergebnisse legen nahe, dass jenseits der Faktoren, die den Förderumfang aus 
den unmittelbaren Förderzielen der Drittmittelgeber heraus determinieren – der wis-
senschaftlichen Exzellenz und disziplinären Ausrichtung eines Fachgebiets –, auch das 
innovative Milieu der Hochschulregion sowie die Größe der Universität zu einer er-
folgreichen Einwerbung von Forschungsdrittmitteln beitragen. Da es sich bei Hoch-
schulregionen mit großen Universitäten und ausgeprägtem innovativem Milieu über-
wiegend um strukturstarke Regionen handelt, ergibt sich ein Zielkonflikt zwischen der 
zunehmenden Exzellenzorientierung in der Wissenschaftspolitik und den Zielen einer 
ausgleichsorientierten Regionalpolitik.
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Spatial implications of increased external funding orientation in university  
financing

Abstract
The article investigates spatial implications of the recent shift towards merit-based 
public research funding in German science policy since the late 1990s. The empirical 
results presented indicate advantages for regions with an encompassing innovative 
milieu and larger overall university size. The factors directly targeted by the research 
funding – excellence and disciplin of the researcher – also contribute to the amount of 
funding. Since regions with larger universities and intensive innovative milieus are in 
general regions with higher economic prosperity, the recent shift towards merit-based 
public-research funding in science policy does not contribute to the objective of re-
gional convergence. 

Keywords
Science policy – regional effects – public research funding – Exzellenzinitiative

1 Veränderungen in der deutschen Wissenschaftspolitik

Mit der zunehmenden Orientierung auf Wettbewerb und „Exzellenz“ ist seit Ende der 
1990er Jahre ein Paradigmenwechsel in der deutschen Wissenschaftspolitik festzu-
stellen, der sich insbesondere im Bereich der universitären Forschungsförderung aus-
wirkt. Das am stärksten sichtbare Element dieser Veränderung war die Exzellenzinitia-
tive des Bundes und der Länder zur Förderung von Wissenschaft und Forschung an 
deutschen Hochschulen mit ihrer ersten Ausschreibung im Jahr 2005 (vgl. Kehm 
2006; Enders 2016). Aber auch jenseits dieser Initiative ist ein grundlegender Wandel 
des Systems der bundesdeutschen Hochschulfinanzierung von einer eher bedarfs- 
und lehrorientierten Alimentierung der Hochschulen in den Nachkriegsjahrzehnten 
hin zu einer zunehmend stärker werdenden wettbewerbs- und forschungsorientier-
ten Mittelvergabe in den letzten beiden Dekaden erkennbar.

Von 1995 bis 2010 stieg der Anteil der Drittmittelfinanzierung an der Gesamtfinanzie-
rung deutscher Hochschulen aus Grundfinanzierung, Drittmitteln und Verwaltungs-
einnahmen von 8,4 % auf 14,3 % an; die Drittmitteleinnahmen verdreifachten sich in 
diesem Zeitraum annähernd, während die Grundfinanzierung nur um ein Drittel an-
wuchs (Statistisches Bundesamt 2013). Bezogen auf die Forschungsausgaben der 
deutschen Universitäten ist der Anteil der Drittmittelfinanzierung im gleichen Zeit-
raum sogar von 29 % auf 47 % angewachsen (vgl. Winterhager 2015). Die dadurch 
ausgelösten Veränderungen an den Hochschulen sind aus verschiedenen Perspekti-
ven kontrovers diskutiert worden (vgl. z. B. Münch 2006; Vogt 2014; Bogumil/Joch-
heim/Gerber 2015), jedoch hat die regionale Dimension dieser Veränderungen – mit 
Ausnahme der Beiträge von Postlep/Blume (2009) sowie König/Brenner/Bünstorf 
(2017) – in dieser Diskussion bislang kaum Aufmerksamkeit gefunden. Im Hinblick auf 
den inzwischen recht gut belegten positiven Beitrag von Hochschulen zur wirtschaft-
lichen Entwicklung der eigenen Hochschulregion (vgl. Drucker/Goldstein 2007 für ei-
nen Überblick) ist dies durchaus erstaunlich, da ja die Frage nach den räumlichen Ef-
fekten – den Verlierer- und Gewinnerregionen – solch eines fundamentalen Wandels 
im System der Hochschulfinanzierung naheliegt.
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An dieser Forschungsfrage setzt der vorliegende Beitrag an. Für insgesamt 69 kreis-
scharf und funktional abgegrenzte Hochschulregionen1 mit einer oder mehreren Mit-
gliedshochschule(n) der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG), die in mindes-
tens einem der Jahre 1999-2012 DFG-Fördermittel im Umfang von 500.000 Euro und 
mehr eingeworben hat bzw. haben, wird untersucht, wie sich regionale Verteilung und 
Konzentration von Forschungsdrittmitteln2 verschiedener Drittmittelgeber (wie z.B. 
DFG, Bund, EU) im Zeitraum von 1999 bis 2012 entwickelt haben. Der Beitrag bleibt 
nicht beim empirischen Nachzeichnen der räumlichen Verteilungsmuster stehen, son-
dern fragt zugleich, welchen Einfluss forschungskontextbezogene Faktoren auf diese 
Entwicklung hatten. Dabei bezieht sich der Begriff „Forschungskontext“ einerseits auf 
organisationale Faktoren wie etwa das Alter oder die Größe einer wissenschaftlichen 
Einrichtung), die weder direkten Einfluss auf die Forschungsleistung individueller For-
schender haben noch unmittelbar von diesen beeinflussbar sind. Andererseits gehö-
ren auch regionalpolitisch relevante Merkmale der Hochschulregion wie etwa deren 
Siedlungsstruktur oder Wirtschaftskraft zum (regionalen) Kontext der Forschung. 
Eine unter dem regionalpolitischen Ausgleichsziel relevante Fragestellung ist hier, ob 
die in der Regel auf strukturschwächere Regionen konzentrierten universitären Neu-
gründungen der 1960er und 1970er systematische Nachteile bei der Einwerbung von 
Forschungsdrittmitteln haben. Solche Nachteile könnten sich sowohl aus dem organi-
sationalen als auch aus dem regionalen Forschungskontext ergeben.

Um derartigen nicht intendierten Zusammenhängen zwischen Wissenschafts- und Re-
gionalpolitik nachgehen zu können, ist der vorliegende Beitrag wie folgt strukturiert: 
Zunächst wird in einem theoretischen, hypothesenbildenden Teil nach möglichen Zu-
sammenhängen zwischen dem Forschungskontext, den eine Hochschule bieten kann, 
und den Erfolgschancen der Hochschule bei der Einwerbung von Forschungsdrittmit-
teln gefragt. In einem darauf aufbauenden empirischen Teil werden die räumliche Ver-
teilung der Drittmittel seit 1999 einerseits und hochschulbezogene Erklärungsmuster 
für diese Entwicklung andererseits untersucht. Ein sich daran anschließender Blick auf 
die Zusammenhänge zwischen forschungskontextbezogenen Merkmalen einer Hoch-
schule und regionalpolitisch relevanten Merkmalen der jeweiligen Hochschulregion 
ermöglicht es, im Schlussteil des Beitrags auf Implikationen einzugehen, die sich aus 
dem institutionellen Wandel in der Forschungsförderung der letzten beiden Dekaden 
für eine nachhaltige Ausgestaltung der Regional- und Wissenschaftspolitik in Deutsch-
land ergeben.

1  Grundlage dieser funktionalen Abgrenzung sind die insgesamt 270 Arbeitsmarktregionen für die 
Zwecke der Gemeinschaftsaufgabe zur Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur in der Ab-
grenzung aus dem Jahr 2007 (Binder/Schwengler 2006). Der aus demselben Forschungsvorhaben 
hervorgegangene englischsprachige Beitrag von König/Brenner/Bünstorf (2017) nutzt ebenfalls 
diese Abgrenzung. 

2  Der in diesem Beitrag synonym zum Drittmittelbegriff verwendete Begriff Forschungsdrittmittel 
schließt nicht aus, dass die eingeworbenen Drittmittel auch anderen Zwecken zugutekommen, wenn 
z. B. Großgeräte neben der Forschung ebenfalls in der Lehre eingesetzt werden.
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2 Forschungskontextbezogene Erfolgsfaktoren von Hochschulen 
 bei der Einwerbung von Forschungsdrittmitteln – Ausgangslage 
 und theoretische Überlegungen 

2.1 Räumliche Konzentration von Forschungsdrittmitteln als 
 Ausgangspunkt 

Primäre Zielsetzung einer sachgerechten Forschungsförderung ist es, exzellente, ge-
sellschaftlich bedeutsame Forschungsprojekte herausragender Wissenschaftlerinnen 
und Wissenschaftler zu fördern. Merkmale der Hochschule oder gar der Hochschulre-
gion, in der sich die antragstellende Person befindet, spielen dabei als explizites Krite-
rium für die Bewilligung eines Forschungsantrags üblicherweise keine oder nur eine 
sehr nachgeordnete Rolle. Der Frage, in welchem Maße solch übergeordnete Merk-
male vermittelt über den jeweiligen Forschungskontext, in dem sich die Wissenschaft-
lerinnen und Wissenschaftler bewegen, jedoch implizit eine Bedeutung für den Erfolg 
einer Antragsbewilligung zukommt, wird im Folgenden nachgegangen. 

Abb. 1: Kumulierte Prozentanteile der DFG-Bewilligungssummen an Hochschulen für die Rangplätze 
1 bis 40 der Rankings in den Berichtszeiträumen 1991-2013 / Quelle: In Anlehnung an DFG 2012, 
DFG-Bewilligungen 1991-2013

Erste empirische Evidenz für das Gewicht dieser organisationalen und regionalen Kon-
textfaktoren bietet ein Blick auf die Entwicklung der Prozentanteile der 40 bewilli-
gungsstärksten Universitäten an den gesamten DFG-Bewilligungen in den Berichtspe-
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rioden der DFG seit 1991.3 Bereits in den ersten vier Berichtszeiträumen (1991-1995, 
1996-1998, 1999-2001, 2002-2004) entfallen zwischen 56 % und 58 % aller DFG-Bewil-
ligungen auf allein 20 Universitäten. In den drei Berichtszeiträumen (2005-2007, 2008-
2010, 2011-2013) seit Einführung der Exzellenzinitiative des Bundes und der Länder ist 
dieser Wert nun auf fast 62 % angestiegen. Wie Abbildung 1 zeigt, profitieren von 
dieser Konzentration die zehn bewilligungsstärksten Universitäten noch etwas mehr 
als die danach folgenden Hochschulen. Bei den Rangreihen 1991-2004 vereinen sie ein 
knappes Drittel aller DFG-Bewilligungen an Hochschulen auf sich. Bei den Rangreihen 
2005-2013 sind es über 37 %.

2.2 Größe der Hochschule als organisationaler Kontextfaktor

Eine gängige Hypothese besteht darin, die beobachtbare Konzentration in der Mittel-
bewilligung nicht nur auf die Exzellenz der einzelnen Forscherinnen und Forscher an 
den entsprechenden Einrichtungen zurückzuführen, sondern auch der reinen Größe 
der Einrichtung einen eigenen Erklärungsbeitrag zuzumessen. Dezidiert in diese Rich-
tung äußert sich beispielsweise Münch (2006: 466-467), der ein „eklatantes Missver-
hältnis zwischen der Konzentration von Drittmitteln auf wenige Standorte, der Pro-
duktivität in der Einwerbung von Drittmitteln pro Wissenschaftler und dem Output an 
Publikationen pro Professor“ beklagt. Münch vermutet „Machtkartelle, Monopole 
und Oligarchien“ (ebd., S. 467) hinter diesen Mustern, konkret die überproportionale 
Vertretung der großen Universitäten in den Ausschüssen der DFG sowie die Zunahme 
koordinierter DFG-Programme gegenüber der Mittelvergabe im Normalverfahren. 
Aufgrund des Ortsprinzips der DFG bevorteilten diese Programme die großen Hoch-
schulen, da sie eher die notwendige kritische Masse für einen Antrag in den koordi-
nierten Programmen erreichen. Dieses Problem werde mit der Exzellenzinitiative wei-
ter verstärkt (Münch 2006). 

Postlep/Blume (2009) führen an, dass in kleineren und mittelgroßen Universitäten 
entweder die Breite des Fächerspektrums – und damit der interdisziplinäre Baukasten 
zum Aufbau zukunftsorientierter Problemlösungskompetenz – begrenzt ist oder bei 
breiterem Fächerspektrum die fächerweise Ausstattung jeweils nur untere Grenzen 
im Sinne gängiger Ausstattungsstandards an Professuren und Mitarbeiterstellen er-
reicht. Dies bedeute, dass vielfach die für einen Drittmittelerfolg in koordinierten For-
schungsvorhaben notwendige Größe disziplinärer Forschungsverbünde nicht erreicht 
werde. Das Herstellen der notwendigen Größe durch eine interdisziplinäre Auswei-
tung des Verbundes führe regelmäßig zu Nachteilen in den Begutachtungsverfahren, 
wenn die Begutachtungsgruppen in ihrer Zusammensetzung die interdisziplinäre Brei-
te des Verbundes nur unzureichend widerspiegeln: „Stärker interdisziplinär aufgestell-
te Verbünde stellten und stellen hier auch heute noch keine gleichwertige Alternative 
dar, werden sie doch nach wie vor in den Evaluierungsverfahren des Einwerbungs-
wettbewerbs nicht gleich behandelt“ (ebd.: 138).

3  Eine entsprechende Darstellung für den Zeitraum 1991-2010 findet sich im Förderatlas der Deut-
schen Forschungsgemeinschaft (DFG 2012), für die Zwecke dieses Beitrags wurden noch die Daten 
für den Berichtszeitraum 2011-2013 aus dem Förderatlas 2015 ergänzt.
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Auspurg/Hinz/Güdler (2008) untersuchen ökonometrisch die individuellen Bewilli-
gungschancen von Antragstellern im DFG-Normalverfahren (Einzelförderung). Sie 
finden insgesamt eher geringe Effekte der Hochschulgröße auf die Erfolgswahrschein-
lichkeit im betrachteten Normalverfahren. Jedoch wird die Größe der Hochschule 
nach 1999 signifikant bedeutsamer. Daneben zeigt die Arbeit von Auspurg/Hinz/ 
Güdler (2008), dass die Antragsaktivität mit der Größe der Hochschule zunimmt und 
negative Skaleneffekte auf Fachbereichsebene allenfalls bei sehr großen Einrichtun-
gen zu verzeichnen sind. 

2.3 Alter, Tradition und Prestige der Hochschule als organisationale   
 Kontextfaktoren

Auspurg/Hinz/Güdler (2008) stellen – bei Kontrolle für eine Reihe von Faktoren auf 
der Individual- und der Organisationsebene sowie Urbanisierungsvorteilen – eine sig-
nifikant erhöhte Förderwahrscheinlichkeit für „Traditionsuniversitäten“ (gegründet 
vor 1945) fest. Der zugrundeliegende Gedanke ist hier, dass die lange Geschichte einer 
Einrichtung hilft, Forschungsreputation – etwa durch den Verweis auf Nobel- oder 
Leibnizpreise der Vergangenheit – aufzubauen, und diese „Tradition berühmter Na-
men“ exzellente Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler der Gegenwart dazu be-
wegt, ebenfalls an dieser renommierten Institution zu forschen.

Auch Postlep/Blume (2009) betonen den Einfluss dieses Kontextfaktors. Sie gehen 
ergänzend zu dem bereits skizzierten Argument des erhöhten Forschungsrenomees 
älterer Universitäten davon aus, dass die neu gegründeten Universitäten der 1960er 
und 1970er Jahre häufig konzeptionell so aufgestellt wurden, dass sie heute Nachteile 
im Wettbewerb um Forschungsdrittmittel – zumindest auf dem Feld der Grundlagen-
forschung – haben. Als Eckpunkte des Leitbilds einer Universität der 1960er und 
1970er Jahre nennen sie Interdisziplinarität, Praxisnähe und Transferorientierung. 

Nach Schneidewind (2007) sind die Universitätsgründungen der 1960er und 1970er 
Jahre in der Regel gekennzeichnet durch Forschungsexzellenz in definierten Profilbe-
reichen und eine hohe Bedeutung des (regionalen) Wissenstransfers. Dass von den 
jungen mittelgroßen Universitäten in der ersten Runde der Exzellenzinitiative nur die 
Universität Konstanz sowie die inhaltlich im Spektrum sehr eng fokussierte Universität 
Mannheim und die Medizinische Hochschule Hannover reüssieren konnten, führt er 
darauf zurück, dass diese Gruppe von Universitäten trotz ihrer quantitativen Bedeu-
tung für das Angebot von Studienplätzen im deutschen Hochschulsystem oft unter 
einer Defizitperspektive in der Forschung betrachtet wird.

2.4 Lebensqualität der Hochschulregion als regionaler Kontextfaktor

Die Fähigkeit von Hochschulen, herausragende Forscherinnen und Forscher zu attra-
hieren, kann neben der Tradition einer Universität auch von Merkmalen des universi-
tären Umfelds als „weichen Standortfaktoren“ beeinflusst werden, wie sie in der Lite-
ratur zur Mobilität hochqualifizierter Arbeitskräfte üblicherweise benannt werden: 
Wohnumfeld, Umweltqualität, Freizeitwert, Qualität der Bildungseinrichtungen und 
Kulturangebot (vgl. hierzu etwa Grabow/Henckel/Hollbach-Grömig 1995).
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Hafner/von Streit (2010) zeigen in einer Untersuchung für München, dass die Wahl 
des Lebensmittelpunkts von Wissensarbeiterinnen und Wissensarbeitern nicht allein 
von einem ihrem Qualifikationsniveau entsprechenden Arbeitsangebot abhängt, son-
dern auch vom kulturellen Angebot der Region, den Freizeit- und Erholungsmöglich-
keiten sowie den landschaftlichen Reizen des Umlandes. Faktoren wie Multikulturali-
tät, Offenheit für Minderheiten und Internationalität, die von Richard Florida (2002) 
als wichtige Standortfaktoren von US-amerikanischen Städten für kreative Milieus 
genannt werden, haben ebenfalls einen Einfluss, aber einen deutlich geringeren als die 
zuvor genannten Faktoren. 

Je mehr die Lebensqualität der Hochschulregion als Kontextfaktor die Standortwahl 
exzellenter Forscherinnen und Forscher beeinflusst, desto weniger läge es in der Hand 
der einzelnen Hochschulen, die Grundlagen für die Einwerbung wettbewerblicher For-
schungsdrittmittel über ihre Berufungspolitik und die Qualität des unmittelbaren For-
schungsumfeldes zu gestalten. 

Auspurg/Hinz/Güdler (2008) verwenden die Größe einer Hochschulregion gemessen 
an der Einwohnerzahl als Näherungsgröße für kulturelle Attraktivität und ver-
kehrstechnische Erreichbarkeit, finden allerdings für dieses Maß der Lebensqualität 
einer Region eine negative und keine positive Korrelation mit der Höhe eingeworbener 
Forschungsdrittmittel.

2.5 Innovatives Milieu als regionaler Kontextfaktor

Von unmittelbarer Relevanz für die Einwerbung von Forschungsdrittmitteln könnte 
auch der Besatz einer Hochschulregion mit außeruniversitären Forschungseinrich-
tungen und wirtschaftsstarken Industriepartnern sein, da viele Förderprogramme auf 
kooperative Verbundvorhaben mit solchen Institutionen zielen. Die Tatsache, dass 
bestimmte Formen des Wissens (tacit knowledge) zuerst regional – im Rahmen von 
Netzwerken – entwickelt und genutzt werden, wird in der Regionalökonomik mit dem 
Begriff „innovativer“ oder „kreativer Milieus“ umschrieben (vgl. Camagni 1991; From-
hold-Eisebith 1995). Unterstellt werden dabei (externe) Skalenerträge durch die 
räumliche Konzentration von privaten und öffentlichen Forschungseinrichtungen so-
wie Synergie- und Lernprozesse in regionalen Netzwerken mit entsprechend positiven 
Netzwerkexternalitäten. 

Die ungleiche Verteilung außeruniversitärer Forschungsinstitutionen im Raum ist his-
torisch gewachsen. Das Fehlen solcher Institutionen, die eng mit den Universitäten 
kooperieren und damit deren wissenschaftliche und infrastrukturelle Basis ergänzen 
und vergrößern, kann beim Einwerben von qualifizierten Drittmitteln zu Ergebnissen 
führen, die nicht nur die Forschungsstärke der Universität widerspiegeln, sondern 
auch die des regionalen wissenschaftlichen Umfelds. Ein Ortsprinzip in der Förderung 
führt hier zu Wettbewerbsverzerrungen, die aus der ungleichen räumlichen Vertei-
lung der außeruniversitären Forschungsinstitutionen resultieren. Universitäten ohne 
entsprechendes Umfeld haben schlechtere Chancen, an der Forschungsförderung zu 
partizipieren, als Universitäten mit entsprechendem Umfeld.
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Ähnliches gilt möglicherweise für den regionalen Besatz mit forschungsintensiven pri-
vaten Unternehmen. Die Akkumulation von Wissen und dessen Diffusion in Form 
technologischer externer Effekte wird in der neuen Wachstumstheorie (Grossman/
Helpman 1991; Rivera-Batiz/Romer 1991; Paqué 1995) vornehmlich dadurch erklärt, 
dass das von Unternehmen und auch von Wissenschaftseinrichtungen wie Hochschu-
len und Forschungsinstituten generierte Wissen in Netzwerken ohne monetäres Ent-
gelt von den jeweils anderen Partnern genutzt werden kann. Da Stabilität und Intensi-
tät dieser Netzwerke durch räumliche Nähe begünstigt werden, hätten solche 
Hochschulen Nachteile bei der Einwerbung von Forschungsdrittmitteln, in deren Um-
feld relativ weniger forschungsintensive private Unternehmen ihren Sitz haben als in 
anderen Hochschulregionen.

3 Forschungskontextbezogene Erfolgsfaktoren von Hochschulen bei  
 der Einwerbung von Forschungsdrittmitteln – Empirische Evidenz

3.1 Die räumliche Verteilung von Forschungsdrittmitteln verschiedener  
 Drittmittelgeber in der zeitlichen Entwicklung

Bevor untersucht wird, welche Bedeutung die im vorangegangenen Abschnitt darge-
stellten organisationalen und regionalen Forschungskontextfaktoren für die räumli-
che Verteilung von Forschungsdrittmitteln haben, wird zunächst ein deskriptiver Blick 
auf die räumliche Konzentration unterschiedlicher Drittmittelarten in der zeitlichen 
Entwicklung geworfen. Die verwendeten Daten zu den von deutschen Universitäten 
im Zeitraum 1999-2012 eingeworbenen Drittmitteln von Deutscher Forschungsge-
meinschaft (DFG), Bundesministerien (BUND), privaten (PRIVGG) und internationa-
len Geldgebern (INTGG) sowie die Drittmittelsumme insgesamt (DSUMME) lassen 
sich der amtlichen Statistik (Destatis) entnehmen und wurden auf der Ebene von Ar-
beitsmarktregionen in der Abgrenzung aus dem Jahr 2007 aggregiert (zu dieser Ab-
grenzung siehe Fußnote 1). Dabei ist zu beachten, dass „Hochschulfördergesellschaf-
ten“ als Drittmittelgeber erst ab dem Jahr 2005 gesondert in der Statistik ausgewiesen 
werden. Um eine durchgehende zeitliche Betrachtung für den Zeitraum 1999-2012 zu 
ermöglichen, wurde diese Position (mit einem Umfang von nur einem Prozent der 
gesamten Drittmitteleinwerbungen) aus dem Datensatz herausgenommen und in ih-
rem Umfang ab dem Jahr 2005 zu jeweils 50 % der Position Drittmittel der Deutschen 
Forschungsgemeinschaft und der Position Private Geldgeber zugerechnet.4 Die Posi-
tion Internationale Geldgeber (INTGG) enthält Drittmittel von internationalen Orga-
nisationen und der EU. Daten zu Universitätskliniken sind aufgrund struktureller Un-
terschiede nicht enthalten.

Abbildung 2 zeigt die regionale Verteilung des Drittmittelaufkommens für die 69 be-
trachteten Arbeitsmarktregionen für das Jahr 2006. Aus der Grafik wird ersichtlich, 
dass Berlin und München die Regionen mit dem größten Drittmittelaufkommen sind. 
Beide Regionen beherbergen jeweils mehr als eine Universität. Eine Konzentration von 
Drittmitteln kann auch im Südwesten Deutschlands beobachtet werden. Abbildung 3 

4  Die im Folgenden präsentierten empirischen Ergebnisse sind robust bezüglich der Zurechnung 
dieser Mittel zu 100 % oder auch 0 %.
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beleuchtet die regionale Konzentration des Drittmittelaufkommens genauer. Sie zeigt, 
dass der GINI-Koeffizient (mit bei einigen Drittmittelarten steigender und bei anderen 
Drittmittelarten fallender Tendenz) in allen Jahren für alle betrachteten Drittmittelar-
ten (Drittmittel der Deutschen Forschungsgemeinschaft, der Ressortforschung des 
Bundes, von privaten Geldgebern und von internationalen Organisationen) weit vom 
Wert Null des GINI-Koeffizienten entfernt ist, wie er sich bei einer vollständig gleich-
mäßigen Verteilung der Drittmittel über alle 69 untersuchten Hochschulregionen er-
geben würde. Dies verwundert nicht, da es sich bei den untersuchten Hochschul- 

Abb. 2: Die regionale Verteilung von Drittmitteln für das Jahr 2006 für die betrachteten 69 deutschen 
Hochschulregionen / Quelle: Eigene Darstellung. Die Fläche der Tortendiagramme entspricht dem 
regionalen Drittmittelaufkommen
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regionen um Regionen mit Hochschulen unterschiedlicher Größe handelt und eine 
größere Einrichtung mit entsprechend mehr Professuren und wissenschaftlichen Be-
diensteten natürlich auch ein höheres Drittmittelaufkommen generieren kann als eine 
kleinere Hochschule mit weniger Fachgebieten. Dass sich die Drittmittel insgesamt 
(DSUMME) räumlich gleichmäßiger verteilen als die nach Drittmittelgebern differen-
zierten Summen deutet darauf hin, dass es unterschiedliche, zum Teil komplementäre 
„Profile“ von Universitäten in der Drittmitteleinwerbung gibt (z. B. stärker grundlagen-
orientiert vs. stärker anwendungsorientiert), die dazu führen, dass die eingeworbe-
nen Gesamtsummen näher beieinanderliegen als die geberspezifischen Summen. Da 
in diesem Beitrag interessiert, ob und wenn ja in welchem Maße Kontextfaktoren jen-
seits der Ausstattung einer Universität zum Erfolg in der Drittmitteleinwerbung bei-
tragen (und in einem zweiten Schritt, wie dann diese Faktoren mit regionalpolitisch 
relevanten Merkmalen der Hochschulregion korrelieren), wird im Folgenden in der 
Regel auf die eingeworbenen Drittmittel je Professur abgestellt. 

Abb. 3: Die regionale Konzentration von Drittmitteln für die Jahre 1999-2012 in Form von GINI-Koeffizi-
enten für die betrachteten 69 deutschen Hochschulregionen / Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung 
an König/Brenner/Bünstorf (2017)

Wie Tabelle 1 zeigt, schwanken auch die mit der Anzahl der Professuren in einer Hoch-
schulregion standardisierten Drittmitteleinnahmen im Beobachtungszeitraum der 
Jahre 1999 bis 2012 sichtbar. Der niedrigste Wert der in einem Jahr eingeworbenen 
Drittmittelgesamtsumme je Professur in einer Hochschulregion liegt bei rund 12.000 
Euro, während der höchste Wert ein Niveau von rund 487.000 Euro erreicht. Die Stan-
dardabweichung um den arithmetischen Mittelwert von rund 98.500 Euro liegt bei 
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59.000 Euro, wobei das Verhältnis von Standardabweichung zu Mittelwert für die ver-
schiedenen Drittmittelarten zeigt, dass die Mittel je Professur und Jahr von privaten 
Geldgebern zwischen den betrachteten Hochschulregionen am stärksten ungleich 
verteilt sind und die Mittel der Deutschen Forschungsgemeinschaft am wenigsten va-
riieren.

VARIABLEN (1) (2) (3) (4) (5)

N mean sd min max

DFG/Prof 966 32.520 21.887 574,2 144.549

PRIVGG/Prof 966 22.333 22.939 0 190.799

INTGG/Prof 966 8.533 7.046 -1.035 54.176

BUND/Prof 966 22.080 17.624 0 133.240

DSUMME/Prof 966 98.531 59.099 12.029 486.809

Tab. 1: Deskriptive Statistiken der verwendeten Variablen zu den eingeworbenen Drittmitteln pro Pro-
fessur der Jahre 1999-2012 differenziert nach Deutscher Forschungsgemeinschaft, Bund, privaten und 
internationalen Geldgebern / Quelle: Eigene Berechnung; die Tabelle zeigt den arithmetischen Mittel-
wert (mean), den Minimalwert (min), den Maximalwert (max) jeweils in Euro und die Standardabwei-
chung (sd) der Variablen für das verwendete Sample von 69 Hochschulregionen für die Jahre 1999-
2012 (N)

Abbildung 4 betrachtet die regionale Konzentration von Drittmitteln je Professur für 
die Jahre 1999 bis 2012. Die Konzentration der Forschungsdrittmittel fällt in dieser 
normierten Betrachtungsweise für alle Drittmittelgeber geringer aus als bei einer Be-
trachtung des absoluten regionalen Drittmittelaufkommens (vgl. Abb. 3).5 Auffallend 
ist jedoch, dass auch in dieser Zeitreihe alle betrachteten Drittmittelarten weit vom 
Wert Null des GINI-Koeffizienten entfernt sind.

Dieser Befund eröffnet zwar die in Abschnitt 2 entwickelte Perspektive, dass jenseits 
der personellen Ausstattung einer Hochschule forschungskontextbezogene Faktoren 
bei der Einwerbung von Forschungsdrittmitteln relevant sein könnten, sagt uns aller-
dings zunächst nur, dass sich die drittmittelstarken Wissenschaftlerinnen und Wissen-

5  Eine Alternative zu dieser professurbezogenen Normierung der eingeworbenen Drittmittel stellt die 
Bezugsgröße der wissenschaftlichen und künstlerischen Beschäftigten (inkl. der Professuren) dar, 
wobei die Datenverfügbarkeit der Kennziffer Drittmittel je Professur besser ist und sich die in die-
sem Papier präsentierten Ergebnisse (soweit aufgrund der Datenverfügbarkeit überprüfbar) nicht 
substanziell verändern, wenn auf die Variable Drittmittel je wissenschaftlichen und künstlerischen 
Beschäftigten anstelle der Variable Drittmittel je Professur zurückgegriffen wird. Durch den Fokus 
auf Drittmittel pro Professur wird auch das potenzielle Endogenitätsproblem vermieden, das sich 
aus der Berücksichtigung drittmittelfinanzierter Mitarbeiterstellen ergibt.
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schaftler nicht gleichmäßig über die betrachteten Hochschulstandorte verteilen, 
sondern es eine sichtbare räumliche Konzentration entsprechend erfolgreicher For-
scherinnen und Forscher an bestimmten Hochschulstandorten gibt. In welchem Maße 
diese regionalen Unterschiede in rein personen- oder fachgebietsbezogenen Merkma-
len begründet sind (wissenschaftliche Exzellenz, Infrastruktur des Fachgebiets) oder 
auch forschungskontextbezogene Faktoren wie Größenvorteile der Hochschule oder 
die Attraktivität der Hochschulregion eine Rolle spielen, wird im folgenden Abschnitt 
betrachtet.

Abb. 4: Die regionale Konzentration von Drittmitteln je Professur für die Jahre 1999-2012 in Form von 
GINI-Koeffizienten für die betrachteten 69 deutschen Hochschulregionen / Quelle: Eigene Darstellung

Abbildung 5 akzentuiert die schon in den Abbildungen 2 und 3 erkennbare unter-
schiedliche Dynamik der räumlichen Konzentration verschiedener Drittmittelarten 
je Professur im zeitlichen Verlauf, in dem nun auf die jährliche Veränderung der 
GINI-Koeffizienten abgestellt wird (mit dem auf 1 indizierten Ausgangsjahr 1998) und 
nicht mehr auf die absolute Höhe der GINI-Koeffizienten in jedem Jahr. Ersichtlich 
wird, dass die räumliche Konzentration von Forschungsdrittmitteln aus der Ressort-
forschung des Bundes, von privaten Geldgebern und von internationalen Organisatio-
nen je Professur im betrachteten Zeitraum der Jahre 1999-2012 tendenziell abgenom-
men hat. Diese lagen 2012 jeweils mindestens 8 % unter dem Wert des betrachteten 
Ausgangsjahres 1999. Hingegen ist die räumliche Konzentration von Forschungsdritt-
mitteln der Deutschen Forschungsgemeinschaft je Professur in der letzten Dekade 
nur um rund 1 % gesunken; seit dem Jahr 2002 ist ein kontinuierlicher Anstieg der 
Konzentration dieser Mittel zu beobachten. 
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Abb. 5: Die jährliche Veränderung der regionalen Konzentration von Drittmitteln pro Professur für die 
Jahre 1999-2012 für die betrachteten 69 deutschen Hochschulregionen / Quelle: Eigene Darstellung

3.2 Zum Zusammenhang forschungsbezogener Kontextfaktoren 
 und Drittmitteleinwerbungen 

Die in Abschnitt zwei entwickelten Hypothesen zum möglichen Zusammenhang for-
schungskontextbezogener Faktoren von Hochschulen oder Hochschulregionen einer-
seits und den Forschungsdrittmitteleinwerbungen der Hochschule andererseits wer-
den anschließend wie folgt operationalisiert: Die Größe der Hochschule (GROESSE- 
UNI) wird über die laufenden Grundmittel der Hochschule erfasst, wobei einige Hoch-
schulregionen wie München und Berlin über mehr als eine forschungsstarke Mitglieds- 
universität der Deutschen Forschungsgemeinschaft verfügen. Um die laufenden 
Grundmittel für die Hochschulregion zu bestimmen, wurden (wie auch bei den restli-
chen Hochschuldaten) Daten von allen Hochschulen der Region zusammengefasst, in 
der mindestens in einem der Jahre 1999-2012 DFG-Fördermittel im Umfang von 
500.000 Euro und mehr eingeworben wurden. Die an einigen Hochschulstandorten 
angegliederten Universitätskliniken wurden nicht in die Betrachtung einbezogen, da 
sich die Mittel dieser Einrichtungen zum überwiegenden Teil auf Aufgaben der Patien-
tenversorgung beziehen. Alle monetären Variablen sind inflationsbereinigt.
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In Anlehnung an die Untersuchung von Auspurg/Hinz/Güdler (2008) werden Alter, 
Tradition und Prestige der Universität mit einer Dummy-Variablen (TRADITION) er-
fasst, die zwischen Traditionsuniversitäten mit einem Gründungsjahr vor 1945 einer-
seits und Nicht-Traditionsuniversitäten mit einem Gründungsjahr nach 1945 anderer-
seits unterscheidet. Gegenüber der alternativen Qperationalisierung dieses Merkmals 
durch das Gründungsjahr der Universität hat diese zunächst sehr grob erscheinende 
Differenzierung den Vorteil, dass für die in Abschnitt 2.3 entwickelte Hypothese zum 
Einfluss von Alter, Tradition und Prestige einer Institution sicherlich die Wahrnehmung 
einer Einrichtung als „Traditionsuniversität“ mit längerer Geschichte entscheidend ist, 
nicht aber, ob sie nun 1457 (Freiburg) oder 1870 (Aachen) gegründet wurde. Für die 
gedankliche Abgrenzung spielt dann wiederum eine besondere Rolle, ob die Universi-
tät dem Typus einer Neugründung der 1960er und 1970er entspricht. Genau diese 
Unterscheidung wird mit einer Dummy-Variablen adressiert, die den Wert 1 erhält, 
wenn das Gründungsjahr der Universität vor 1945 liegt und den Wert 0, wenn die Uni-
versität nach 1945 gegründet wurde (was sich dann im betrachteten Sample mit we-
nigen Ausnahmen auf Gründungsdaten in den 1960er und 1970er Jahren bezieht).

VARIABLEN (1) (2) (3) (4) (5)

N mean sd min max

PUBLIKATIONEN 966 1,453 1,101 0,00111 5,717

MINT- 
STUDIERENDE

966 0,436 0,186 0 1

GROESSE UNI 966 2,160e+08 1,972e+08 1,137e+07 1,244e+09

TRADITION 966 0,725 0,447 0 1

BAULAND 966 130,4 97,92 8,072 746,4

GROESSE REGION 966 234.572 249.565 29.533 1,205e+06

PATENTE 966 0,00946 0,0146 0,000250 0,0982

MINT-SEKTOR 966 1.792 2.838 0 18.195

Tab. 2: Deskriptive Statistiken der verwendeten Variablen zu Forschungsexzellenz, fachlicher Ausrich-
tung und Forschungskontext / Quelle: Eigene Berechnung; die Tabelle zeigt den arithmetischen Mittel-
wert (mean), den Minimalwert (min), den Maximalwert (max) und die Standardabweichung (sd) der 
Variablen für das verwendete Sample von 69 Hochschulregionen für die Jahre 1999-2012 (N)
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Zur Operationalisierung der Lebensqualität einer Hochschulregion wird zum einen auf 
die durchschnittlichen Kaufwerte für Bauland (insgesamt) in Euro je m² (BAULAND) 
als Indikator abgestellt.6 Nach einer Untersuchung von Büttner/Ebertz (2007) eignen 
sich die Kaufwerte für Bauland nämlich in besonderer Weise, um die Unterschiede in 
der Lebensqualität zwischen den Regionen in Deutschland statistisch abzubilden. 90 % 
der regionalen Unterschiede in den durchschnittlichen Baulandpreisen der Jahre 2001 
bis 2004 lassen sich danach durch die räumliche Varianz vorhandener statistischer 
Indikatoren zur Lebensqualität in einer Region erklären wie den Übernachtungen je 
Einwohner, der Sonnenscheindauer in Stunden pro Jahr, dem Anteil der Wasser- und 
Waldfläche in Prozent der Gesamtfläche, der Verkehrsanbindung, der Kriminalitätsra-
te, den Arbeitsmarktperspektiven, den Industrieemissionen in Tonnen je km² und dem 
Besatz mit Bildungseinrichtungen. Zum anderen wird analog zum Schätzansatz von 
Auspurg/Hinz/Güdler (2008) die Größe der Arbeitsmarktregion (GROESSEREGIO) 
als Indikator für die Attraktivität einer Region herangezogen. Diese wird im Folgenden 
mit der Anzahl der regional Beschäftigten anstelle der Einwohnerzahl gemessen, um 
zugleich den regionalen Markt der Universität abzubilden und dem Argument Rech-
nung zu tragen, dass sich wesentliche Aspekte von Urbanität wie die Vielfalt ökonomi-
scher Aktivitäten besser durch eine beschäftigungsbasierte Messgröße darstellen 
lassen (Jacobs 1961).

Ein gängiger Indikator für das sowohl im privaten als auch öffentlichen Sektor regional 
vorhandene Forschungs- und Entwicklungspotenzial, das innovative Milieu der Hoch-
schulregion im Allgemeinen, ist der jährliche regionale Anteil der Patentanmeldungen 
verortet nach dem Erfindersitz (PATENTE).7 Ein weiterer Indikator für das innovative 
Milieu, der stärker auf den Besatz in der Region mit außeruniversitären Forschungs-
einrichtungen abstellt, ist die Anzahl der regionalen Beschäftigung im Bereich der For-
schung und Entwicklung in den MINT-Wissenschaften (MINTSEKTOR).8

Als Basisvariablen, die sich gerade nicht auf den organisationalen und regionalen For-
schungskontext im Sinne der in Abschnitt 2 entwickelten Hypothesen beziehen, son-
dern auf den eigentlichen Gegenstand der Forschungsförderung: die wissenschaft- 
liche Exzellenz mit ihren jeweils disziplinabhängigen Ausstattungserfordernissen, wer-
den die Anzahl der Publikationen je Professor (PUBLIKATIONEN) der Universitäten im 
Web of Science (SCI und SSCI) verwendet, (bei mehreren Autor/innen anteilig) regi-

6  Daten zu dem Kaufwert wurden basierend auf der Kaufsumme und der veräußerten Baulandfläche 
auf der Ebene von Arbeitsmarktregionen aggregiert. Bei fehlenden Werten wurde der Wert aus der 
Vorperiode genommen, war dieser nicht vorhanden, der Wert der nachfolgenden Perioden.

7  Enthalten sind alle Patente der Patentdatenbank PATSTAT (April 2016) des Europäischen Patent- 
amts.

8  Verwendet wurde die Klassifikation der Wirtschaftszweige (NACE Rev. 1.1: „Forschung und Entwick-
lung im Bereich Natur-, Ingenieur-, Agrarwissenschaften und Medizin“). Bei der Interpretation die-
ser Variablen ist zu beachten, dass diese nicht nur außeruniversitäre Forschungseinrichtungen wie 
u. a. Max-Planck-Institute oder Institute der Fraunhofer-Gesellschaft umfasst, sondern auch private 
Unternehmen mit Forschung und Entwicklung im Bereich der Natur-, Ingenieur-, Agrarwissenschaf-
ten und Medizin. 



223R äu m l i ch e i m pl i k at i o n en v eR s tä R k t eR D R i t t m i t t elo R i en t i eR u n g

onalisiert nach der Adresse der Autor/innen9 sowie der Anteil der regionalen Studie-
renden in den MINT-Fächern (MINTSTUDIERENDE). Letztgenannter Indikator ist eine 
Näherungsgröße für die fachliche Ausrichtung der jeweiligen Universität, die beson-
deren Ausstattungserfordernisse der technisch-naturwissenschaftlichen Fächer (der 
sich auch im Umfang der jeweils beantragten Drittmittel widerspiegelt) und die insge-
samt höhere Drittmittelaffinität dieser Fächer.
Wie Tabelle 3 zeigt, korrelieren fast alle ausgewählten Variablen im betrachteten Un-
tersuchungszeitraum von 1999 bis 2012 auf einem 99-prozentigen Signifikanzniveau 
mit der Höhe der insgesamt eingeworbenen Forschungsdrittmittel je Professur 
(DSUMME/Prof). Ausnahmen stellen die beiden Indikatoren für die Lebensqualität 
der Region dar (Beschäftigtenbasis der Arbeitsmarktregion und Baulandpreise), die 
vollständig unkorreliert sind. Im Hinblick auf die einzelnen Drittmittelquellen der 
Hochschulen fällt auf, dass die Korrelationen der Variablen zu Forschungsexzellenz, 
disziplinärer Ausrichtung und Forschungskontext mit den eingeworbenen For-
schungsdrittmitteln der Deutschen Forschungsgemeinschaft (mit Ausnahme der 
MINT-Ausrichtung der Hochschule) stärker ausfallen als mit den eingeworbenen For-
schungsdrittmitteln anderer Drittmittelgeber. Dies deutet daraufhin, dass die in Ab-
schnitt 2 entwickelten Hypothesen zum Zusammenhang von Forschungskontext und 
Drittmitteleinwerbungen eine höhere Relevanz für die grundlagenforschungsorien-
tierten Mittel der Deutschen Forschungsgemeinschaft haben, während bei den stär-
ker anwendungsorientierten Drittmittelkategorien insbesondere die Expertise einer 
Hochschule auf einem bestimmten Anwendungsgebiet (hier nur grob abgebildet 
durch die MINT-Ausrichtung der Hochschule) eine Rolle spielt. Trotz dieses sichtbaren 
Unterschieds zwischen stärker anwendungsorientierten und stärker grundlagenori-
entierten Drittmittelquellen zeigen 20 der insgesamt 24 Korrelationskoeffizienten 
auch für die in der Regel stärker anwendungsorientierten Drittmittel von Ministerien 
sowie privaten und internationalen Geldgebern einen signifikanten Zusammenhang 
mit den hier ausgewählten Variablen zu Forschungsexzellenz, disziplinärer Ausrich-
tung und Forschungskontext einer Hochschule an, wobei der Zusammenhang zwi-
schen Lebensqualität der Region (BAULAND, GROESSREGIO) und eingeworbenen 
Bundesmitteln (BUND/Prof) ein negatives Vorzeichen trägt.

Um den Zusammenhang forschungsbezogener Kontextfaktoren und Drittmittelein-
werbungen genauer zu untersuchen, wird für die 69 Hochschulregionen i und die Jah-
re t (1999-2012) eine OLS-Regression der folgenden Form geschätzt:

Die eingeworbenen Forschungsdrittmittel je Professur Dit bilden die zu erklärende 
Variable (in mehreren Schätzungen differenziert nach DFG, Bund, privaten und inter-
nationalen Geldgebern). Die acht Variablen zu Forschungsexzellenz, disziplinärer Aus-
richtung und Forschungskontext Fit-1 gehen als erklärende Variablen in die Schätzung 

9  Die Autoren dieser Arbeit sind sich der Beschränktheit des Indikators Publikationen als Maß für den 
Forschungs-Output bewusst. Aufgrund disziplinspezifischer Unterschiede im Publikationsverhalten 
werden bei einer zeitschriftenbasierten Publikationsvariablen Forschungstätigkeiten zwischen ver-
schiedenen Disziplinen nicht gleichmäßig gemessen. Durch die Einbeziehung der Mint-Spezialisie-
rung der Hochschule als weiterer Variablen wird diese Verzerrung im Folgenden zumindest zu Teilen 
kontrolliert.
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ein; εit repräsentiert die unerklärte Reststreuung. Mit dieser Spezifikation werden die 
bereits aus Tabelle 3 ersichtlichen Zusammenhänge nun in einem multivariaten Kon-
text untersucht. 

VARIABLEN DFG/ 
Prof

PRIVGG/
Prof

INTGG/
Prof

BUND/
Prof

DSUMME/
Prof

PUBLIKATIONEN 0,4895*** 0,2557*** 0,0959*** 0,1332*** 0,3825***

MINT- 
STUDIERENDE

0,3295*** 0,5023*** 0,2376*** 0,3623*** 0,4734***

GROESSE UNI 0,3557*** 0,1345*** 0,1722*** 0,1432*** 0,2319***

TRADITION 0,3007*** 0,1558*** 0,0946*** 0,2089*** 0,2360***

BAULAND 0,1108*** 0,0581* -0,0428 -0,1259*** 0,0067

GROESSE REGION 0,0284 -0,0161 0,0154 -0,0673** -0,0467

PATENTE 0,1445*** 0,1399*** 0,078** 0,009 0,1000***

MINT-SEKTOR 0,2338*** 0,0864*** 0,1463*** 0,1040*** 0,1559***

Tab. 3: Bravais-Pearson-Korrelation (R²) der Forschungsdrittmittel pro Professur der Jahre 1999-2012 
differenziert nach Drittmittelgebern mit den Variablen zu Forschungsexzellenz, fachlicher Ausrichtung 
und Forschungskontext / Quelle: Eigene Berechnung für das verwendete Sample von 69 Hochschulregi-
onen für die Jahre 1999-2012; ***, ** oder * zeigen an, dass der entsprechende Korrelationskoeffizient 
auf einem 99, 95- bzw. 90-prozentigen Niveau signifikant von Null verschieden ist

Alle Variablen (außer TRADITION sowie Jahresdummies und Bundeslanddummies) 
gehen in logarithmierter Form in das Modell ein. Aufgrund des Logarithmierens der 
abhängigen und erklärenden Variablen lassen sich die Ergebnisse als Elastizitäten in-
terpretieren. Bei der Interpretation der Ergebnisse muss berücksichtigt werden, dass 
sich die ß-Koeffizienten nur dann als Maß eines ursächlichen Einflusses interpretieren 
lassen, wenn keine wesentlichen Einflussvariablen im Modell fehlen, die Variablen zu 
Forschungsexzellenz, disziplinärer Ausrichtung und Forschungskontext exogen sind 
und keine umgekehrte Kausalität angenommen werden kann. Für einige Variablen wie 
das Gründungsdatum der Universität und die regionalen Kaufwerte für Bauland ist 
schwer vorstellbar, wie die eingeworbenen Forschungsdrittmittel der Hochschule auf 
diese Variablen zurückwirken könnten; diese Variablen können also als im Modell exo-
gen bzw. unabhängig, das heißt nicht von der abhängigen Variablen beeinflusst ange-
sehen werden. Da die Größen der regionalen Patente, der regionalen Gesamtbeschäf-
tigung und der regionalen Beschäftigung in den MINT-Wissenschaften für die 
Hochschulregion insgesamt (also für den gesamten öffentlichen und privaten Sektor) 
gebildet werden, ist auch hier wahrscheinlich, dass die eingeworbenen Drittmittel der 
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Hochschule keinen gewichtigen Einfluss im Sinne umgekehrter Kausalität haben, ob-
wohl aus Drittmittelprojekten heraus natürlich vereinzelt Patente entstehen können. 
Gewichtiger ist das Problem umgekehrter Kausalität für die Anzahl der Publikationen, 
die laufende Grundfinanzierung der Hochschule und den Anteil der Studierenden in 
den MINT-Fächern, da aus Drittmittelprojekten heraus regelmäßig Publikationen ent-
stehen, die Summe eingeworbener Drittmittel in einigen Bundesländern als Indikator 
für die Bemessung der laufenden Grundfinanzierung einer Hochschule herangezogen 
wird und die besondere Drittmittelstärke der MINT-Fächer zu einem Kapazitätsaufbau 
in diesem Bereich führen kann. Um das Problem umgekehrter Kausalität unter Berück-
sichtigung der Bewilligungszeiten von Drittmittelprojekten, die im Regelfall zwölf Mo-
nate nicht überschreiten sollten, zu verringern, gehen alle unabhängigen Variablen um 
jeweils eine Periode zeitlich verzögert in das Modell ein. Es wird mit Jahresdummies 
für hochschulübergreifende zeitliche Effekte kontrolliert und mit Bundesländerdum-
mies für die Tatsache, dass die Bundesländer in Deutschland umfassende gesetzgebe-
rische Kompetenzen für die Hochschulen in ihrem Bundesland haben. In allen Model-
len werden die Standardfehler auf Regionsebene gebündelt.

Wie Tabelle 4 zeigt, korrelieren neben den Variablen zu Forschungsexzellenz und fach-
licher Ausrichtung auch im multivariaten Schätzmodell einige der Variablen zum For-
schungskontext mit den eingeworbenen logarithmierten Forschungsdrittmitteln je 
Professur DSUMME/Prof im betrachteten Untersuchungszeitraum von 1999 bis 2012. 
Im Sinne der in Abschnitt 2 entwickelten Hypothesen sind dies die Forschungsexzel-
lenz gemessen an der Anzahl von Publikationen und das innovative Milieu der Hoch-
schulregion (hier gemessen an der regionalen Beschäftigung im Bereich der For-
schung und Entwicklung in den MINT-Wissenschaften (MINTSEKTOR)). Weder Größe 
und Tradition der Hochschule im Sinne der unter 2.2 und 2.3 entwickelten Hypothe-
sen noch die Lebensqualität der umliegenden Hochschulregion scheinen dagegen ei-
nen positiven Einfluss auf die Drittmittelstärke der Hochschule insgesamt zu haben, 
wobei die Vorzeichen der hier ausgewählten Variablen zur Lebensqualität (bzw. Urba-
nität) der Hochschulregion – entgegen der unter 2.4 entwickelten Hypothese aber 
gleichgerichtet mit den Befunden von Auspurg/Hinz/Güdler (2008) – sogar einen ne-
gativen Zusammenhang andeuten. Eine Erklärung hierfür könnte sein, dass solitäre 
Hochschulen in dünner besiedelten Regionen originärer FuE-Partner sind, während in 
dicht besiedelten Regionen eine Vielzahl von Forschungseinrichtungen miteinander 
um Drittmittel konkurriert. 

In der Differenzierung zwischen den verschiedenen Drittmittelarten fällt zunächst der 
unmittelbar plausible Befund ins Auge, dass Forschungsexzellenz gemessen an der 
Anzahl von Publikationen insbesondere bei der Einwerbung von grundlagenorientier-
ten Mitteln der Deutschen Forschungsgemeinschaft bedeutsam ist, während die 
MINT-Ausrichtung einer Hochschule Vorteile bei der Einwerbung anwendungsnäherer 
Mittel privater Geldgeber hat. Obwohl die eingeworbenen Drittmittel mit der Normie-
rung je Professur bereits größenbereinigt sind, hat die Größe der Hochschule – wohl 
dann im Sinne der unter 2.2 entwickelten Hypothese – mit Ausnahme der Industrie-
mittel in allen separat betrachteten Drittmittelkategorien einen signifikanten Einfluss 
auf den Umfang der eingeworbenen Mittel je Professur. Das innovative Milieu der 
Hochschulregion – wohl dann ebenfalls im Sinne der unter 2.5 entwickelten Hypothe-
se – hat sowohl in seiner Ausprägung weiterer Forschungseinrichtungen als auch der 
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Patentaktivität positiven Einfluss auf die Höhe der eingeworbenen Forschungsdritt-
mittel bei den anwendungsnäheren Drittmitteln privater Geldgeber. Das innovative 
Milieu der Hochschulregion gemessen an der regionalen Ausprägung weiterer For-
schungseinrichtungen wirkt sich auch positiv auf die Einwerbung von in der Regel stär-
ker an der Grundlagenforschung orientierten Drittmitteln der DFG aus.

VARIABLEN (1)
DFG/ 
Prof
Pooled 
OLS

(2)
PRIVGG/
Prof
Pooled 
OLS

(3)
INTGG/
Prof
Pooled 
OLS

(4)
BUND/
Prof
Pooled 
OLS

(5)
DSUMME/
Prof
Pooled 
OLS

PUBLIKATIONEN 0,173**
(0,0684)

-0,197
(0,179)

-0,0770
(0,0874)

0,115
(0,0972)

0,0992**
(0,0412)

MINT- 
STUDIERENDE

-0,0312
(0,0679)

0,537*
(0,281)

0,121
(0,122)

0,107
(0,110)

0,0848
(0,0700)

GROESSE UNI 0,628***
(0,0852)

-0,132
(0,286)

0,936***
(0,324)

0,639***
(0,211)

0,182
(0,120)

TRADITION 0,216
(0,151)

-0,666
(0,719)

0,0851
(0,246)

0,236
(0,316)

0,0835
(0,112)

BAULAND -0,241**
(0,0990)

-0,440
(0,344)

-0,143
(0,228)

-0,237*
(0,142)

-0,189*
(0,104)

GROESSE REGION -0,547***
(0,116)

-0,819*
(0,412)

-0,588**
(0,236)

-0,475***
(0,173)

-0,441***
(0,129)

PATENTE 0,0755
(0,0862)

1,014**
(0,459)

-0,107
(0,199)

-0,0799
(0,170)

0,164
(0,122)

MINT-SEKTOR 0,116**
(0,0480)

0,485**
(0,197)

0,0156
(0,0716)

0,0893
(0,0697)

0,0906**
(0,0374)

Konstante 5,291**
(2,077)

26,52***
(8,695)

-1,615
(6,005)

3,369
(4,602)

14,19***
(2,731)

Beobachtungen 897 897 894 897 897

R2 0,723 0,333 0,238 0,325 0,588

Jahr FE YES YES YES YES YES

Bundesland FE YES YES YES YES YES

Tab. 4: Pooled-OLS-Regression mit den logarithmierten Forschungsdrittmitteln je Professur differen-
ziert nach Drittmittelgebern als abhängiger Variable für 69 deutsche Hochschulregionen und die einzel-
nen Jahre 1999-2012 / Quelle: Eigene Berechnung; die Tabelle zeigt die ß-Koeffizienten der Regression, 
die Zahlen in Klammern sind die Standardabweichungen. ***, ** oder * zeigen an, dass die geschätzten 
Parameter auf einem 99, 95- bzw. 90-prozentigen Niveau signifikant von Null verschieden sind



227R äu m l i ch e i m pl i k at i o n en v eR s tä R k t eR D R i t t m i t t elo R i en t i eR u n g

Die Kaufwerte für Bauland (BAULAND) und der Umfang der regionalen Gesamtbe-
schäftigung (GROESSEREGIO) als Näherungsgrößen für Lebensqualität und Urbanität 
der Hochschulregion sowie ein Gründungsdatum der Universität vor dem Jahr 1945 
(TRADITION) als Näherungsgröße für Alter, Tradition und Prestige der Hochschule 
haben in keiner Modellspezifikation einen positiven Einfluss auf den Umfang eingewor-
bener Forschungsdrittmittel. Somit findet sich keine Bestätigung der unter 2.3 und 2.4 
entwickelten Hypothesen. 

In der Gesamtschau deuten die Befunde an, dass neben der Forschungsexzellenz, ge-
messen an der Anzahl von Publikationen, vor allem der regionale Besatz an außer- 
universitären Forschungseinrichtungen von Bedeutung für eine erfolgreiche Dritt- 
mitteleinwerbung ist. Größere Universitäten profitieren überproportional von der öf-
fentlichen Drittmittelförderung und dies nicht nur absolut, sondern auch komparativ, 
da ja hier auf die eingeworbenen Drittmittel pro Professur abgestellt wurde.

4 Forschungskontextbezogene Erfolgsfaktoren von Hochschulen und  
 regionalpolitisch relevante Merkmale von Hochschulregionen 

Die empirischen Untersuchungen in Abschnitt 3 haben gezeigt, dass der Umfang ein-
geworbener Forschungsdrittmittel in den 69 deutschen Hochschulregionen mit 
DFG-Fördermittelzuweisungen im Umfang von 500.000 Euro und mehr in einem der 
Jahre 1999-2012 nicht allein von Exzellenz und Ausstattung der Forscherinnen und 
Forscher an diesen Hochschulen abhängt, sondern auch von Kontextfaktoren, die 
nicht mit dem unmittelbaren Förderzweck zusammenhängen: der Größe der Hoch-
schule und das innovative Milieu der Hochschulregion.

In diesem Abschnitt interessiert nun, wie diese relevanten Kontextfaktoren mit ande-
ren Strukturmerkmalen der jeweiligen Hochschulregion zusammenhängen, die aus 
regionalpolitischer Perspektive interessant sind. Im Einzelnen sind dies die Wirt-
schaftskraft der Region gemessen am Bruttoinlandsprodukt pro Kopf (BIPKOPF), die 
Siedlungsstruktur gemessen am Anteil der ländlichen Bevölkerung (LAENDLICH), die 
Einwohnerdichte (EINWDICHTE) der Arbeitsmarktregion und ein Indikator, der sich 
an der Abgrenzung strukturschwacher, förderbedürftiger Regionen im Rahmen der 
Gemeinschaftsaufgabe zur Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur (GRW) 
orientiert (GRW-INDIKATOR)10. Der GRW-Indikator basiert auf der regionalen Ar-
beitslosenquote, dem regionalen Durchschnittseinkommen, einem Infrastrukturindi-
kator sowie einer Prognose der regionalen Beschäftigungsentwicklung. Er dient der 
Abbildung der regionalen Beschäftigungs- und Lohnsituation sowie der Infrastruktur-
ausstattung in Deutschland (siehe Schwengler/Bennewitz 2013).

10 Aufgrund der Datenverfügbarkeit wurde für die Berechnung des GRW-Indikators die räumliche Ab-
grenzung der Arbeitsmarktregionen der Definition von 2012 (nicht 2007) verwendet. Dieses führt 
zu Ungenauigkeiten bei der Berechnung des Indikators bei fünf der 69 betrachteten Arbeitsmarkt- 
regionen (Chemnitz, Greifswald, Halle, Leipzig und Magdeburg).
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Aus Tabelle 5 wird deutlich, dass die für die Einwerbung von Drittmitteln günstigen 
Forschungskontextvariablen – Größe der Universität und innovatives Milieu – insbe-
sondere in strukturstarken verdichteten Räumen mit einem hohen Bruttoinlandspro-
dukt pro Kopf zu finden sind. Aus regionalpolitischer Perspektive heißt dies, dass Uni-
versitäten in ohnehin stärker prosperierenden Regionen bessere Voraussetzungen für 
die Einwerbung von Forschungsdrittmitteln haben als Universitäten in strukturschwä-
cheren, ländlicheren Regionen und eine Wissenschaftspolitik, die den Anteil der wett-
bewerblichen Finanzierung von Universitäten in Relation zur Grundfinanzierung er-
höht, einen entsprechend negativen Beitrag zum regionalen Ausgleichsziel (im Sinne 
gleichwertiger Lebensverhältnisse) leistet. Wie bereits in der Einleitung als Hypothese 
erwähnt, ist dieser Befund insbesondere deshalb plausibel, weil sich die meist kleine-
ren universitären Neugründungen der 1960er und 1970er – gerade begründet mit 
dem Ziel des regionalen Ausgleichs – in der Regel auf strukturschwächere Regionen 
mit einem entsprechend weniger ausgeprägten innovativen Milieu konzentrierten. Im 
Ergebnis deutet sich hier also ein klassischer Zielkonflikt zweier Politikbereiche an: Die 
Wissenschaftspolitik, die sich aus ihrer fachpolitischen Perspektive für ein Mehr an 
wettbewerblicher Finanzierung und Differenzierung in der Hochschullandschaft ent-
scheidet, leistet einen (nicht intendierten) negativen Beitrag zu einer am regionalen 
Ausgleichziel orientierten Wirtschaftspolitik, da Forscherinnen und Forscher an Uni-
versitäten in prosperierenden Ballungsräumen (aufgrund von Größenvorteilen ihrer 
Einrichtungen und Netzwerkexternalitäten des forschungsintensiven außeruniversitä-
ren Umfelds) eine c. p. signifikant höhere Chance haben, wettbewerbliche Mittel ein-
zuwerben als Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler anderer Universitäten.

VARIABLEN BIPKOPF LAENDLICH EINW.- 
DICHTE

GRW- 
INDIKATOR

GROESSE UNI 0,3649*** -0,4416*** 0,5122*** 0,2317*

TRADITION 0,0636 -0,3628*** 0,2417** 0,2478**

BAULAND 0,6153*** -0,4331*** 0,2872** -0,0507

GROESSE REGION 0,4540*** -0,4853*** 0,4599*** 0,2685**

PATENTE 0,4912*** -0,3882*** 0,3210*** 0,0381

MINT-SEKTOR 0,2695** -0,3935*** 0,4595*** 0,2532**

Tab. 5: Bravais-Pearson-Korrelation (R²) von Forschungskontextfaktoren der 69 betrachteten deut-
schen Hochschulregionen und regionalpolitisch relevanten Merkmalen der Region für das Jahr 2012 / 
Quelle: Eigene Berechnung; ***, ** oder * zeigen an, dass der entsprechende Korrelationskoeffizient 
auf einem 99, 95- bzw. 90-prozentigen Niveau signifikant von Null verschieden ist



229R äu m l i ch e i m pl i k at i o n en v eR s tä R k t eR D R i t t m i t t elo R i en t i eR u n g

5 Zusammenfassung und politische Implikationen 

Folgen für die regionale Entwicklung ergeben sich nicht nur aus dem Wechselverhält-
nis zwischen Hochschule und Hochschulregion, sondern auch aus der Ausgestaltung 
von Wissenschaftspolitik. Wie die meisten Fachpolitiken verfolgt Wissenschaftspolitik 
dabei ganz andere Ziele als die der Beeinflussung räumlicher Strukturen, hat aber auf-
grund des großen bewegten Mittelvolumens und der damit einhergehenden Allokati-
on von Forschungs- und Qualifizierungspotenzialen erhebliche räumlichen Wirkun-
gen. Für nachhaltige Regionalpolitik und Raumplanung ist es bedeutsam, auch die 
räumliche Inzidenz der öffentlichen Finanzströme jenseits der direkten regionalen 
Wirtschafts- und Infrastrukturförderung durch Bund, Länder und EU im Blick zu be-
halten, da diese direkten Mittel nur einen Bruchteil der öffentlichen Finanzströme ins-
gesamt ausmachen (vgl. Postlep/Blume 2005).

Im Rahmen dieses Beitrags wurden die räumlichen Wirkungen der zunehmenden Ori-
entierung auf wettbewerbliche Drittmittelförderung in der öffentlichen Hochschul- 
finanzierung untersucht, wie sie sich seit Ende der 1990er Jahre an einem Anstieg der 
Drittmittel an der Gesamtfinanzierung der Hochschulen und symbolisch an der Exzel-
lenzinitiative von Bund und Ländern ablesen lässt. Die präsentierten empirischen 
Schätzungen legen nahe, dass jenseits der Faktoren, die den Förderumfang aus den 
unmittelbaren Förderzielen der Drittmittelgeber heraus im engeren Sinne determinie-
ren – der wissenschaftlichen Exzellenz und disziplinären Ausrichtung eines Lehrstuhls 
– auch das innovative Milieu der die Universität umgebenden Hochschulregion sowie 
bei den öffentlichen Drittmittelgebern auch die Größe der Universität, an der sich 
diese Professur befindet, zu einer erfolgreichen Einwerbung von Forschungsdrittmit-
teln beitragen.

Zwei (mit der nötigen Vorsicht zu interpretierende) Zahlenbeispiele, um den Einfluss 
der beiden letztgenannten Forschungskontextvariablen zu verdeutlichen: Ein um eine 
Standardabweichung höherer FuE-Beschäftigtenbesatz im MINT-Sektor (= 2.838 Be-
schäftigte) führt dazu, dass die Professorinnen und Professoren an den Universitäten 
in dieser Hochschulregion etwa 13.109 Euro an Drittmitteln pro Kopf mehr einwerben 
als die universitären Fachgebiete in der Hochschulregion mit weniger ausgeprägtem 
innovativem Milieu. Eine Differenz im Grundetat zweier Universitäten in Höhe von ei-
ner Standardabweichung (= 197 Millionen Euro) führt dazu, dass die Professorinnen 
und Professoren an der größeren Universität jährlich rund 22.655 Euro an Drittmitteln 
pro Kopf mehr einwerben als die Lehrstühle der kleineren Universität, bei z. B. 500 
Professuren an der größeren Universität entspricht dies einem zusätzlichen Universi-
tätsetat von 11,3 Millionen Euro.

Mögliche Ursachen für den Einfluss dieser organisationalen und regionalen Kontextva-
riablen wie die geringere disziplinäre Breite kleinerer Universitäten, fehlende Größen-
vorteile in der Antragsunterstützung, Gutachterkartelle, ein Mangel an Kooperations-
möglichkeiten mit außeruniversitären Forschungseinrichtungen und weniger aus- 
geprägte Netzwerkexternalitäten in der Wissensgenerierung werden im Beitrag erör-
tert, wobei offen bleibt, welches Gewicht die verschiedenen Erklärungsmuster im De-
tail haben. Mit einiger Belastbarkeit gesagt werden kann jedoch, dass bei öffentlichen 
Drittmittelgebern die Größe der Universität und ein innovatives Milieu der Hochschul-
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region zur Höhe der Drittmitteleinwerbungen pro Professur beitragen, während sich 
Hypothesen zum positiven Einfluss von Alter, Tradition und Prestige der Hochschule 
sowie der Lebensqualität und Urbanität der umliegenden Hochschulregion nicht be-
stätigen lassen.

Unter dem Stichwort Hochschulen und nachhaltige Regionalentwicklung (vgl. auch 
Schiller/ Kanning/Pflitsch et al. in diesem Band) sind diese Befunde nun deshalb rele-
vant, weil die für die Einwerbung von Forschungsdrittmitteln günstigen Forschungs-
kontextvariablen – Größe der Universität und innovatives Milieu – insbesondere in 
verdichteten Räumen mit einem hohen Bruttoinlandsprodukt pro Kopf zu finden sind. 
Entsprechend tendiert der seit einigen Jahren zu beobachtende Wandel des Systems 
der bundesdeutschen Hochschulfinanzierung von einer eher bedarfs- und lehrorien-
tierten Alimentierung der Hochschulen hin zu einer stärker wettbewerbs- und for-
schungsorientierten Mittelvergabe dazu, die ohnehin prosperierenden Hochschulre-
gionen zu begünstigen. 

Inwieweit werden die aufgezeigten regionalökonomischen Rückwirkungen der Dritt-
mittelförderung durch die zunehmende Fokussierung auf wissenschaftliche Exzellenz 
und die erhöhte Bedeutung großer Verbundprojekte weiter verstärkt? Dieser Frage 
gehen König/Brenner/Bünstorf (2017) nach, indem sie ein Schätzmodell der regional 
aggregierten Drittmittelsummen der Deutschen Forschungsgemeinschaft verwen-
den und mittels Interaktionstermen betrachten, ob sich die Bedeutung regionaler 
Kontextfaktoren seit 2006 – dem Beginn der Förderung durch die Exzellenzinitiative 
– erhöht hat. Die Ergebnisse von König/Brenner/Bünstorf (2017) bestätigen zunächst 
die Erkenntnisse aus Tabelle 4, dass sowohl die Größe der Universitäten in der Region 
wie auch die Forschungsaktivitäten gemessen an den regionalen Publikationen einen 
signifikant positiven Effekt auf das regionale Drittmittelaufkommen von der Deut-
schen Forschungsgemeinschaft haben, nicht aber die MINT-Ausrichtung der Hoch-
schulen oder die Lebensqualität bzw. Urbanität der Hochschulregion. Darüber hinaus 
deuten einige der Ergebnisse von König/Brenner/Bünstorf (2017) darauf hin, dass sich 
die Vorteile von Regionen mit großen Universitäten seit Beginn der Exzellenzinitiative 
weiter verstärkt haben.11 

Auch wenn es angesichts der bislang vorliegenden Ergebnisse zu früh für eine ab-
schließende Bewertung scheint, gibt es doch Anzeichen dafür, dass (insbesondere 
öffentliche) Forschungsdrittmittel bevorzugt in Regionen mit größeren Universitäten 
und forschungsintensivem außeruniversitärem Umfeld fließen und, dass sich die Grö-
ßenvorteile seit Einführung der Exzellenzinitiative weiter verstärkt haben. Eine am re-
gionalen Ausgleichsziel orientierte Regionalpolitik müsste es vor dem Hintergrund 
dieser Befunde begrüßen, wenn sich die Schere von Grund- zu Drittmittelfinanzierung 
der Hochschulen, mit dem schon eingangs erwähnten Aufwuchs der ersten Finanzie-
rungsquelle im Zeitraum 1995 bis 2010 um ein Drittel bei gleichzeitiger Verdreifachung 
der zweiten Finanzierungsquelle, zukünftig nicht noch weiter öffnen würde.

11 Eine Tendenz hin zu einer erhöhten Ungleichverteilung zugunsten von bevölkerungsstarken Regio-
nen oder Regionen mit Traditionsuniversitäten lässt sich dagegen nicht empirisch belegen. Bezüg-
lich der Näherungsgrößen für das innovative Milieu einer Region kommen König/Brenner/Bünstorf 
(2017) zu uneinheitlichen Ergebnissen.



231R äu m l i ch e i m pl i k at i o n en v eR s tä R k t eR D R i t t m i t t elo R i en t i eR u n g

Literatur

auspurg, K.; hinz, T.; Güdler, J. (2008): Herausbildung einer akademischen Elite? In: Kölner Zeitschrift 
für Soziologie und Sozialpsychologie 60 (4), 653-685.
Binder, J.; schwengler, B. (2006): Neuer Gebietszuschnitt der Arbeitsmarktregionen im Raum Berlin 
und Brandenburg. Kritische Überprüfung der bisher gültigen Arbeitsmarktregionen und Vorschläge für 
einen Neuzuschnitt. Nürnberg. = IAB-Forschungsbericht Nr. 4/2006.
Bogumil, J.; Jochheim, L.; Gerber, s. (2015): Universitäten zwischen Detail- und Kontextsteuerung: 
Wirkungen von Zielvereinbarungen und Finanzierungsformeln im Zeitvergleich. In: Bungarten, P.; 
John-Ohnesorg, M.: Hochschulgovernance in Deutschland. Berlin, 55-78.
Büttner, T.; ebertz, a. (2007): Lebensqualität in den Regionen: Erste Ergebnisse für Deutschland. 
In: ifo Schnelldienst 15, 13-19.
camagni, R. (1991): Local ‘milieu’, Uncertainty and Innovation Networks: Towards a New Dynamic 
Theory of Economic Space. In: Camagni, R. (Hrsg.): Innovation Networks: Spatial Perspectives. 
London, New York, 121-144.
DfG – Deutsche forschungsgemeinschaft (2012): Förderatlas Deutschland 2012. Kennzahlen zur 
öffentlich finanzierten Forschung in Deutschland. Bonn.
Drucker, J; Goldstein, h. (2007): Assessing the regional economic development impacts of universi-
ties: A review of current approaches. In: International Regional Science Review 30, 20-46.
enders, J. (2016): Differenzierung im deutschen Hochschulsystem. In: Simon, D; Knie, A.; Hornbostel, 
S.; Zimmermann, K. (Hrsg.): Handbuch Wissenschaftspolitik. Wiesbaden, 1-14.
florida, R. (2002): The rise of the creative class and how it is transforming work, leisure, community 
and every day life. New York.
fromhold-eisebith, m. (1995): Das „kreative Milieu“ als Motor der regionalwirtschaftlichen Entwick-
lung. Forschungstrends und Erfassungsmöglichkeiten. In: Geographische Zeitschrift 1, 30-47.
Grabow, B.; henckel, D.; hollbach-Grömig, B. (1995): Weiche Standortfaktoren. Stuttgart.
Grossman, G. m.; helpman, e. (1991): Innovation and Growth in the Global Economy. Cambridge.
hafner, s.; streit, a. von (2010): Die Ansprüche Münchner kreativer Wissensarbeiter an ihre Stadt. In: 
Bachinger, M.; Pechlaner, H. (Hrsg.): Lebensqualität und Standortattraktivität. Berlin, 67-88.
Jacobs, J. (1961): The Death and Life of Great American Cities. New York.
Kehm, B. (2006): The German „Initiative for Excellence” and the Issue of Ranking. In: International Hig-
her Education 44, 20-22.
König, J.; Brenner, T.; Bünstorf, G. (2017): Regional Effects of University Funding: Excellence at the 
Cost of Regional Disparity? In: Review of Regional Research 37, 111-133.
münch, R. (2006): Wissenschaft im Schatten von Kartell, Monopol und Oligarchie. Die latenten Effekte 
der Exzellenzinitiative. In: Leviathan 34 (4), 466-486.
paqué, K.-h. (1995): Technolgie, Wissen und Wirtschaftspolitik – Zur Rolle des Staates in Theorien des 
endogenen Wachstums. In: Die Weltwirtschaft 3, 237-253.
postlep, R.-D.; Blume, L. (2005): Öffentliche Finanzen. In: Akademie für Raumforschung und Landes-
planung (Hrsg.): Handwörterbuch der Raumordnung. Hannover, 725-733.
postlep, R.-D.; Blume, L. (2009): Veränderungen der Hochschulfinanzierung aus regionalpolitischer 
Sicht. In: Mäding, H. (Hrsg.): Öffentliche Finanzströme und räumliche Entwicklung. Hannover, 135-146.
Rivera-Batiz, f. L.; Romer, p. (1991): Economic Integration and Endogenous Growth. In: Quarterly 
Journal of Economics 106, 531-556.
schiller, D.; Kanning, h.; pflitsch, G.; Radinger-peer, v.; freytag, T. (2019): Hochschulen als Agenten 
des Wandels für eine nachhaltige Regionalentwicklung? Hochschulen und nachhaltige Regionalentwick-
lung aus der Transition-Perspektive. In: Postlep, R.-D.; Blume, L.; Hülz, M. (Hrsg.): Hochschulen und ihr 
Beitrag für eine nachhaltige Regionalentwicklung. Hannover, 119-176. = Forschungsberichte der ARL 11.
schneidewind, u. (2007): Die Rolle mittelgroßer Universitäten im Hochschulsystem. In: hochschule in-
novativ 18, 4-5.
schwengler, B.; Bennewitz, e. (2013): Arbeitsmarkt- und Einkommensindikatoren für die Neuabgren-
zung des GRW-Regionalfördergebietes ab 2014. Gutachten im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ (GRW). Studie im Auftrag des Bundesministeriums 
für Wirtschaft und Technologie. Nürnberg, 211. = IAB-Forschungsbericht 13/2013.
statistisches Bundesamt (2013): Finanzen der Hochschulen, Fachserie 11, Reihe 4.5.
vogt, G. (2014): Der Druck wächst: Drittmittelfinanzierung der Hochschulen. In: Forschung und Lehre 
2, 96-98.
Winterhager, n. (2015): Drittmittelwettbewerb im universitären Forschungssektor. Wiesbaden.



232 11 _  H o cH s cH u l en u n d i H r B e i t r ag f ü r e i n e n acH H a lt i g e r eg i o n a l en t wi ck lu n g

Autoren

Lorenz Blume (*1971), Studium der Wirtschaftswissenschaften und Promotion an 
der Universität Kassel, Habilitation an der Philipps-Universität Marburg, seit 2011 
außerplanmäßiger Professor am Fachbereich Wirtschaftswissenschaften der Phil-
ipps-Universität Marburg, Mitglied der Akademie für Raumforschung und Landespla-
nung (ARL) und betraut mit der Geschäftsführung des Arbeitskreises „Hochschulen 
und nachhaltige Regionalentwicklung“, Forschungsschwerpunkte: Regionalökonomik, 
Institutionenökonomik und Finanzwissenschaft.

Thomas Brenner (*1968), Studium der Physik an der Universität Stuttgart, Promo- 
tion in Physik an der Universität Stuttgart, Promotion und Habilitation in Volkswirt- 
schaftslehre an der Friedrich-Schiller-Universität Jena. Seit 2007 Professor für Wirt-
schaftsgeographie und Standortforschung am Fachbereich Geographie der Philipps- 
Universität Marburg. Forschungsschwerpunkte: regionale und nationale Wachstums-
prozesse, Clusterbildung, Innovationsprozesse und Regionalpolitik.

Guido Bünstorf (*1968), Studium der Volkswirtschaftslehre und der Politikwissen-
schaft in Freiburg (Breisgau) und Amherst (University of Massachusetts), Promotion 
und Habilitation in Volkswirtschaftslehre an der Friedrich-Schiller-Universität Jena. 
Seit 2010 Professor für Wirtschaftspolitik, Innovation und Entrepreneurship an der 
Universität Kassel. Seit 2016 stellvertretender geschäftsführender Direktor des Inter-
nationalen Zentrums für Hochschulforschung (INCHER-Kassel). Gastprofessor an der 
Universität Göteborg. Arbeitsschwerpunkte: Industriedynamik, Innovations- und Wis-
senschaftsökonomik, Entrepreneurship und Regionalökonomik.

Johannes König (*1990), Studium der Wirtschaftswissenschaften (B.A.) und Econo-
mic Behavior and Governance (M.Sc.) an der Universität Kassel. Seit 2015 wissen-
schaftlicher Mitarbeiter am Institut für Volkswirtschaftslehre der Universität Kassel 
und Mitglied am INCHER-Kassel. Forschungsschwerpunkte: Wirtschaftspolitik, Inno-
vation und Entrepreneurship.



233D er B ei t r ag vo n H o cH s cH u l en z u r e i n B i n D u n g vo n r eg i o n en

Tom Brökel, Lars Mewes

Der BeiTrag von HocHscHuLen zur einBinDung von 
regionen in poLiTiscH inDuzierTe WissensneTzWerke

Gliederung

1 Einleitung
2 Hochschulen und Wissensnetzwerke
2.1 Hochschulen in der Regionalforschung
2.2 Hochschulen in geförderten Wissensnetzwerken
3 Empirische Daten und empirischer Ansatz
3.1 Verwendete Daten
3.2 Methoden der Datenauswertung
4 Empirische Resultate
4.1 Zentrale Regionen
4.2 Beitrag von Hochschulen zur Netzwerkeinbettung
4.3  Eigenschaften von Regionen mit großem Beitrag von Hochschulen  

zur Netzwerkeinbettung
5 Schlussbetrachtung
Literatur

Kurzfassung
Universitäten leisten aus verschiedenen Gründen einen wichtigen Beitrag zur Regio-
nalentwicklung. Neben ihrer Rolle als Ausbildungsort für hochqualifiziertes Personal 
und als Erzeuger von neuem Wissen sind Universitäten auch ein wichtiger Akteur in 
regionalen und überregionalen Wissensnetzwerken. Für Unternehmen stellen sie ei-
nen wichtigen Kooperationspartner dar, durch den neues, tendenziell grundlagenori-
entiertes Wissen in die private Wirtschaft fließt. Die Diffusion von Wissen in Netzwer-
ke wird durch die öffentliche Forschungsförderung von Verbundprojekten aktiv 
unterstützt. Die Einbettung innerhalb solcher Netzwerke bestimmt dabei, in welchem 
Ausmaß Akteure zur Wissensdiffusion beitragen und von ihr profitieren. Inwieweit 
Universitäten die Einbindung von Regionen im Netzwerk beeinflussen, ist jedoch bis-
her weitestgehend unbekannt. In der vorliegenden Studie wird daher die Bedeutung 
von Universitäten für die regionale Einbindung in überregionale Wissensnetzwerke 
analysiert. Hierfür wird die Position von 399 Landkreisen und kreisfreien Städten in 
geförderten Forschungsnetzwerken zwischen 2010 und 2014 untersucht. Mithilfe ei-
ner Netzwerkanalyse wird identifiziert, inwieweit Universitäten die strukturelle Positi-
on von Regionen in überregionalen Wissensnetzwerken beeinflussen. Die Ergebnisse 
zeigen, dass Universitäten maßgeblichen Einfluss auf die strukturelle Position im Netz-
werk haben, dass dieser jedoch zwischen Regionen sehr stark variiert und zudem ab-
hängig von der jeweiligen Größe der Universität ist.
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The contribution of universities to the integration of regions into politically-in-
duced knowledge networks

Abstract
Universities play an important role for regional development for various reasons. 
First, highly-skilled individuals required in the private sector as critical production fac-
tors are trained at universities. Second, universities generate new knowledge, which is 
fundamental for economic growth. Third, knowledge diffuses in networks and univer-
sities are an essential actor in intra-regional and inter-regional knowledge networks. 
More precisely, collaborations between universities and industry facilitates knowl-
edge diffusion into private organizations. University-industry collaboration, however, 
is likely to fall short of a social optimum. That is the reason why collaborative projects 
in research and development (R&D) are subject to federal innovation policy. The em-
beddedness in knowledge networks influences how actors contribute to and benefit 
from knowledge diffusion within these networks. The role of universities for the em-
beddedness of regions in inter-regional knowledge networks, however, is largely un-
known. In this contribution we analyze the importance of universities for the embed-
dedness in inter-regional knowledge networks, which have been subsidized by the 
German federal government between 2010 and 2014. We estimate the influence of 
universities on the structural position of 399 regions in inter-regional networks by 
relying on methods from network science. The results indicate that universities have a 
significant influence on the embeddedness of regions in knowledge networks. The 
influence, however, varies between regions and is dependent on the size of the univer-
sity.

Keywords
Regional knowledge networks – knowledge diffusion – innovation – regional devlop-
ment – joint R&D projects

1 Einleitung

Die Bedeutung von Hochschulen für die Regionalentwicklung wurde bereits umfang-
reich untersucht (Blume/Fromm 2000; Fromhold-Eisebith 1992). Es ist unbestritten, 
dass sie wichtige Akteure in regionalen Innovationsprozessen sind und maßgeblich die 
Innovationsaktivität von Unternehmen in ihrer Region fördern können (Beise/Stahl 
1999; Fritsch/Slavtchev 2007; Jaffe 1989). Neben der Bereitstellung von Humankapi-
tal, innovationsrelevanter Infrastruktur und als Inkubator von Unternehmen spielen 
sie eine wichtige Rolle für die Struktur regionaler Wissensnetzwerke und insbesonde-
re für die Anbindung regionaler Innovationssysteme an regionsübergreifende Wis-
sensnetzwerke (Graf/Krüger 2009; Graf/Henning 2009). Häufig ist es diese Anbin-
dung, die über den langfristigen Erfolg von Regionen entscheidet, da die Anbindung 
des raumwirtschaftlichen Systems essenziell für den Zugang zu komplementären und 
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nichtredundantem Wissen ist und die Innovationsmöglichkeiten regionaler Unterneh-
men bedeutend erweitern kann (Bathelt/Malmberg/Maskell 2004). In diesem Sinne 
spielen Hochschulen auch eine entscheidende Rolle für die nachhaltige Regionalent-
wicklung (vgl. auch Schiller/Kanning/Pflitsch et al. in diesem Band). Durch ihre interre-
gionalen und internationalen Kontakte können sie nicht nur Wissenszugänge bieten, 
die für die Umsetzung des regionalen Strukturwandels hin zu nachhaltigeren Wirt-
schaftssystemen nötig sind. Sie können auch helfen, Kontakte zu potenziellen Unter-
stützern von außerhalb der Region aufzubauen. Vor diesem Hintergrund möchte die 
vorliegende Studie den Beitrag, den Hochschulen zur Einbindung raumwirtschaftli-
cher Systeme in überregionale Wissensnetzwerke leisten, genauer quantifizieren. Da-
mit soll verdeutlicht werden, wie wichtig Hochschulen generell in vielen Regionen in 
dieser Funktion sind, aber auch wie wichtigs sie für die Transformation zu nachhalti-
gen Wirtschaftsstrukturen sind. So sind Anregungen und Kompetenzen zur Umset-
zung von nachhaltigen Lösungen häufig nicht in ausreißendem Maße lokal vorhanden. 
Damit ist der Zugang zu regionsexternen Akteuren in vielen Fällen eine entscheidende 
Voraussetzung für die regionale Transformation oder er fungiert als Katalysator. 

Die vorliegende Studie konzentriert sich auf überregionale Netzwerke, die durch die 
Politik im Rahmen der Forschungsförderung initiiert bzw. durch diese unterstützt 
werden. Durch die Teilnahme an geförderten Verbundprojekten partizipieren Organi-
sationen in interaktiven, kollektiven Lernprozessen, in denen nicht nur Wissen kreiert, 
sondern auch geteilt und somit verbreitet wird. Mit anderen Worten, FuE-Verbund-
projekte binden Organisationen in interorganisationale und interregionale Wissens-
netzwerke ein (Scherngell/Barber 2009; Balland 2011). Die kooperative FuE-Förde-
rung unterstützt FuE-Aktivitäten daher nicht ausschließlich monetär. Vielmehr wird 
auch die (überregionale) Wissensdiffusion längerfristig beeinflusst. Ein Aspekt, der in 
der etablierten Evaluation der FuE-Projektförderung bisher häufig vernachlässigt wur-
de (Broekel 2015). Das beinhaltet auch die Wissensdiffusion von nachhaltigkeitsorien-
tiertem Wissen.

Ein Großteil dieser Förderung kommt Hochschulen zugute (Broekel/Graf 2012) und 
somit hängt die Einbindung von regionalen Raumwirtschaftssystemen in diese Netz-
werke auch von der Präsenz und der Rührigkeit ihrer Hochschule ab. Doch wie hoch ist 
der Beitrag, den Hochschulen diesbezüglich tatsächlich leisten? Wie wichtig sind sie 
generell als „Gatekeeper“ (Graf 2011) und damit als Schlüsselakteur für den Zugang zu 
nachhaltigkeitsbezogenem und anderem Wissen von außerhalb der Region? Dieses 
versucht der Beitrag zu beantworten. Damit trägt er nicht nur zur wachsenden For-
schung über öffentlich geförderte Wissensnetzwerke bei (Balland 2011; Scherngell/
Barber 2009; Breschi/Cusmano 2004; Broekel/Brachert/Duschl et al. 2017), sondern 
erweitert die Perspektive früherer Studien, die der Rolle von Universitäten bisher we-
nig Aufmerksamkeit gewidmet haben (für eine Ausnahme siehe Strotebeck 2014). 
Gleichzeitig erweitert der Beitrag das Verständnis für die Bedeutung von Hochschulen 
für die nachhaltigkeitsorientierte, weil wissensbasierte Regionalentwicklung.

In der vorliegenden Studie wird für 399 Kreise in Deutschland (NUTS-3-Regionen) die 
Einbindung in die Netzwerke evaluiert, die durch die Verbundförderung des Bundes-
ministeriums für Bildung und Forschung (BMBF) zwischen 2010 und 2014 entstanden 
sind. Mithilfe der Methoden der Sozialen Netzwerkanalyse wird dabei insbesondere 
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der Frage nachgegangen, wie sich die strukturelle Position (Zentralität) einer Region 
(im Folgenden als Synonym für regionales Raumwirtschaftssystem verwendet) durch 
die Beteiligung ihrer Hochschulen an der Verbundprojektförderung des BMBF verbes-
sert. Damit lässt sich der Beitrag bestimmen, den Hochschulen zum Zugang zu regi-
onsexternem Wissen leisten. Ergänzt wird dieses um die Ermittlung von Eigenschaften 
von Regionen, in denen dieser Beitrag besonders hoch ausfällt.

Die Studie zeigt, dass der Beitrag von Hochschulen zur Einbindung von Regionen in 
Wissensnetzwerke, die aus der Förderung von Verbundprojekten entstehen, durch-
aus relevant ist. Die Einbindungsgüte von Regionen würde im Schnitt um 20 % sinken, 
wenn Hochschulen sich nicht an subventionierten Verbundprojekten beteiligen wür-
den. Die Varianz, mit der sich der Zugang zu dem Wissen in diesen Netzwerken für 
andere regionale Organisationen verschlechtern würde, ist dabei aber erheblich. So 
gibt es sehr viele Regionen, in denen die Hochschulen die Einbindungsgüte kaum be-
einflussen, und eine signifikante Anzahl von Regionen, in denen sie dafür maßgeblich 
sind. Erwartungsgemäß erhöhen große Hochschulen in Regionen die Einbindung in 
überregionale Netzwerke. Allerdings bezieht sich dieser Einfluss primär auf die direkte 
Einbindung, das heißt die Anzahl der Regionen, mit denen kooperiert wird. Die globa-
le Einbindung, das heißt der Zugang zu den Wissensflüssen im Gesamtnetzwerk, wird 
durch die Größe der Hochschulen nicht beeinflusst. Dieses gelingt eher Hochschulen 
in großen Regionen, das heißt Hochschulen, die über ein entsprechendes Renommee 
und Prestige sowie die nötige Kapazität verfügen, strategisch neue Kontakte in ent-
fernteren Regionen zu etablieren. 

Die Studie ist wie folgt aufgebaut; Im nachfolgenden Kapitel werden die theoretischen 
Grundlagen der Analyse vorgestellt sowie die Forschungsfrage hergeleitet. Kapitel 3 
präsentiert die verwendeten Daten und den empirischen Ansatz. Die empirischen Er-
gebnisse der Studie sind Inhalt von Kapitel 4. Kapitel 5 schließt die Untersuchung mit 
einer kurzen Zusammenfassung und Diskussion der Ergebnisse.

2 Hochschulen und Wissensnetzwerke

2.1 Hochschulen in der Regionalforschung

Hochschulen, als ein wichtiger öffentlicher FuE-Akteur, setzen sich in Deutschland pri-
mär aus Universitäten und Fachhochschulen zusammen (Beise/Stahl 1999). Ihre we-
sentlichen Aufgaben bestehen darin, neues Wissen zu erzeugen und Humankapital 
auszubilden. Davon profitiert häufig die Region, in der sie ansässig sind. So bleibt bei-
spielsweise ein Großteil der Hochschulabsolventen in der Region, in der sie ihren Ab-
schluss gemacht haben; die Hochschule fördert damit die Humankapitalbasis der Re-
gion (Legler/Licht/Egeln 2001; Mohr 2002). Auch bieten Hochschulen Unterstützung 
für Business-Stiftungen, Berater, Einsatz von Laborgeräten und sind eine wichtige 
Quelle für Ausgründungen (spin-offs) (Nerlinger 1998; ISI 2000). 

Gemeinsam mit außeruniversitären Forschungsorganisationen stehen Hochschulen 
weiterhin für etwa ein Drittel der gesamten FuE-Kapazitäten in Deutschland (ISI, 
2000). Das durch sie generierte Wissen kann in Form von Spillovern lokalen Firmen 
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zugutekommen. So diffundiert das Wissen beispielsweise durch verschiedene Mecha-
nismen, wie Kooperation, Masterarbeiten, Praktika, Mitarbeiterbewegungen und for-
male Kontakte zwischen Mitarbeitern an Hochschulen und Unternehmen, von den 
Hochschulen in die regionale Wirtschaft. Hochschulen stellen in diesem Zusammen-
hang häufig zentrale Knoten in formalen und informellen regionalen Netzwerken dar, 
die den Fluss von Wissen und Informationen erleichtern (Dybe/Kujath 2000).

Allerdings wird darauf hingewiesen, dass neben der regionalen Wissensbasis, die über 
Wissenskanäle wie Arbeitnehmermobilität oder informelle Interaktionen erschlossen 
werden kann, der Zugang zu regionsexternem Wissen häufig ebenso essenziell ist. 
Bathelt/Malmberg/Maskell (2004) haben diese Dualität als „local buzz“ und „global 
pipelines“ bezeichnet, was die Relevanz von externen Faktoren für den Innovationser-
folg von Organisationen verdeutlicht. Das Etablieren von regionsübergreifenden Wis-
senszugängen ist jedoch nicht einfach, da die geographische Distanz das Identifizieren 
von geeigneten Kontakten, die Organisation von Treffen und den Aufbau von Vertrau-
en behindert (Feldman 1994). Auch ist die Suche nach Interaktionspartnern zuguns-
ten regionaler Wissensquellen verzerrt (Broekel/Binder 2007). Aus diesem Grund ist 
der überregionale Austausch von Wissen häufig unterentwickelt, was entsprechend 
negative Effekte auf die Innovationsfreudigkeit und die allgemeine technologische 
Entwicklung hat.

Durch ihre Vielzahl an Kooperationen und Interaktionen mit Partnern außerhalb der 
Region haben aber gerade Hochschulen Zugang zu einer größeren Wissensvielfalt als 
viele lokale Firmen, denen die entsprechende absorptive Kapazität und die nötigen 
Ressourcen für Kooperationen fehlen (Beise/Stahl 1999; Petruzzelli 2011). Damit leis-
ten Hochschulen einen entscheidenden Beitrag zur wissensbasierten Regionalent-
wicklung, denn sie können über ihre Forschung und regionsexternen Kontakte die re-
gionale Wissensbasis entscheidend erweitern (Mewes/Broekel 2017). 

Hochschulen spielen häufig die Rolle von sogenannten „regionalen Gatekeepern“ 
(Morrison 2008; Graf 2011). „Gatekeeper“ stellen über ihre Netzwerkeinbindung ei-
nen indirekten Zugang zu Wissen für andere Organisationen bereit, die ihrerseits, aus 
verschiedenen Gründen, keinen Zugang zu diesem Netzwerk haben. Sie üben somit 
eine Brückenfunktion aus und verbinden (Teil-)Netzwerke, die ohne ihre Existenz 
nicht oder nur schwach verbunden wären. In der wirtschaftsgeographischen For-
schung stehen insbesondere die Identifikation und Untersuchung von Organisationen 
im Mittelpunkt, die simultan über regionsexterne und regionale Kontakte verfügen 
(Morrison 2008). Diese Organisationen haben damit die Möglichkeit, das Wissen aus 
regionsübergreifenden Netzwerken (global pipelines) in regionale Diffusionskanäle 
zu transferieren. Da gerade internationale Kontakte nicht leicht zu etablieren sind und 
mit signifikanten Kosten verbunden sein können, sind es vor allem große Unterneh-
men, große Hochschulen und große außeruniversitäre Forschungseinrichtungen, de-
nen diese Rolle zukommt. Davon profitieren primär kleinere und mittlere Unterneh-
men (KMU), die nur wenige oder keine internationalen Kontakte haben, aber enge 
Beziehungen zu diesen großen regionalen Organisationen unterhalten (Graf/Krüger 
2009; Graf/Henning 2009). Insbesondere für Regionen mit ausgeprägter KMU-Land-
schaft kann somit die Existenz einer solchen Gatekeeper-Organisation von entschei-
dender Bedeutung sein.
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Damit stellt sich die Frage, wie stark Hochschulen dazu beitragen, dass ihre Regionen 
in solche überregionalen Wissensnetzwerke eingebunden sind. Insbesondere wenn 
sie als Gatekeeper-Organisationen fungieren, hängt der Zugang der regionalen Wirt-
schaft zu regionsexternem Wissen und damit letztlich ihr Innovationspotenzial stark 
von Hochschulen ab. Doch die Frage ist, wie hoch ist dieser Beitrag?

2.2 Hochschulen in geförderten Wissensnetzwerken

Organisationen generell und Hochschulen im Besonderen sind in eine Vielzahl von 
verschiedenen Wissensnetzwerken eingebunden. Im Folgenden stehen allerdings 
Wissensnetzwerke im Vordergrund, die aus der projektbasierten Forschungsförde-
rung entstehen.

Die Politik unterstützt die Innovationsaktivitäten von Organisationen auf vielfältige 
Weise (für eine Diskussion siehe Broekel 2016). Ein wichtiger werdendes Instrument, 
um private Investitionen in FuE zu steigern, stellt die direkte Subvention von FuE-Pro-
jekten dar, die sogenannte Projektförderung. In Deutschland entfallen darauf inzwi-
schen fast 7 Mrd. Euro, wovon etwa die Hälfte vom BMBF stammt (BMBF 2014).

Durch die Projektförderung erhofft die öffentliche Hand, private FuE-Anreize zu sti-
mulieren und sie auf ein gesellschaftlich akzeptables Niveau zu heben, da die Subven-
tionierung die FuE-Kosten der Unternehmen senkt. Das soll diese dazu anhalten, mehr 
zu forschen oder aber in riskantere und damit pozentiell ertragreichere Forschungs-
vorhaben zu investieren. Dieses wird als Additionalitäts-Hypothese bezeichnet (Luuk-
konen 2000). Allerdings kann es auch zu Mitnahmeeffekten kommen. Mitnahmeeffek-
te bedeuten, dass eine Organisation die Forschung auch ohne Subventionen im 
gleichen Umfang durchgeführt hätte, sie sich aber einen Teil der dafür nötigen Inves-
titionen durch die Förderung erspart. Dies entspricht der Substitutions-Hypothese 
(David/Hall/Toole 2000; Zúñiga-Vicente/Alonso-Borrego/Forcadell et al. 2014). Dane-
ben kann dieses Instrument genutzt werden, um die inhaltliche Ausrichtung privater 
Forschungsaktivität zu beeinflussen. Ob der Effekt der Förderung positiv ist und zu 
mehr Innovationen führt oder von Mitnahmeeffekten dominiert wird, ist in der For-
schung noch umstritten. Die Mehrheit der Studien in diesem Bereich legt aber eher 
einen positiven Effekt nahe (Zúñiga-Vicente/Alonso-Borrego/Forcadell et al. 2014).

Um die vielen Vorteile von Kooperationen auszunutzen (Hagedoorn/van Kranenburg/
Osborn 2003; Hagedoorn 2002), wurde das Instrument der Projektförderung in den 
letzten Jahren allerdings so verändert, dass zunehmend Verbundprojekte gefördert 
werden. Das lässt sich z. B. an der Zunahme der Förderung von Verbundprojekten als 
Teil der generellen Förderung von Forschungsprojekten durch das BMBF darstellen. 
Abbildung 1 zeigt die Veränderung des Anteils der Verbundprojekte an den insgesamt 
geförderten Projekten des BMBF über die Zeit. Ab Mitte der 1980er Jahre nimmt die-
ser Anteil auf ein aktuelles Niveau von über 30 % stetig zu. In den EU-Forschungsrah-
menprogrammen (EU-FRP) werden sogar ausschließlich Verbundvorhaben geför-
dert. 
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Abb. 1: Anteil der Verbundprojektförderung an der Projektförderung des BMBF / Quelle: Eigene Berech-
nungen 

Diese subventionierten Verbundvorhaben sind insbesondere für interregionale Ko-
operationen relevant, da die Förderung von interorganisationalen Kooperationen die 
nötigen Impulse und Ressourcen geben kann, Kontakte jenseits der eigenen Region zu 
suchen, die in ihrer Etablierung und Erhaltung deutlich aufwendiger sind als regionale 
Kontakte.

Dieses gilt nicht zuletzt auch für Hochschulen. In zunehmendem Maße erfolgt die Fi-
nanzierung der Hochschulforschung über projektbasierte (Verbund-)Forschungsför-
derung. Motiviert wird dies durch die Hoffnung auf eine effizientere Allokation der 
Mittel, da die Projektförderung im Regelfall in Form von wettbewerblichen Verfahren 
vergeben wird (Aschhoff 2008). Entsprechend sollen die Mittel primär den Akteuren 
zugutekommen, die mit guten Projektanträgen und ausgewiesenen „track-records“ 
eine sehr hohe Wahrscheinlichkeit für erfolgreiche Forschung besitzen. Weiterhin er-
möglicht die projektbasierte Forschungsförderung, bestimmte politisch gewollte For-
schungsbereiche selektiv zu fördern, da die Ausschreibung der Projekte themenspezi-
fisch erfolgt (Aschhoff 2008; Broekel 2016). Um die Wissensdiffusion zwischen der 
privaten und der öffentlichen Forschung zu stimulieren, sind Kooperationen zwischen 
Hochschulen und Unternehmen im Rahmen dieser Projektförderung ausdrücklich er-
wünscht und finden auch relativ häufig statt (siehe Broekel/Graf 2012).

Durch die Teilnahme an geförderten FuE-Verbundprojekten werden Organisationen in 
überregionale Wissensnetzwerke eingebunden und erhalten Zugang zu dem Wissen, 
das in ihnen diffundiert (Broekel/Graf 2012; Scherngell/Barber 2009). Wie Broekel/
Graf (2012) sowie Roesler/Broekel (2017) zeigen, sind Hochschulen zentrale Akteure 
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in Wissensnetzwerken, die aus der Verbundprojektförderung hervorgehen. Die Rele-
vanz dieser geförderten Wissensnetzwerke für die Innovationsaktivität von Unterneh-
men und Regionen zeigen u. a. die Studien von Broekel, Brachert und Duschl et al. 
(2017), Broekel (2015) und Fornahl, Broekel und Boschma (2011). Die Transformati-
on von regionalen Raumwirtschaftssystemen zu stärker nachhaltigen Wirtschafts-
strukturen kann nur durch Innovation erfolgen, die entweder regionale Akteure selber 
hervorbringen oder die sie von anderen übernehmen. Für beides ist Wissen entschei-
dend, das oftmals nicht in Gänze lokal vorhanden ist. Zugänge zu überregionalen Wis-
sensnetzwerken sind daher essenziell, um diese Transformation erfolgreich zu meis-
tern. Allerdings fehlen vielen kleinen und mittleren Firmen die nötigen Ressourcen, 
Fähigkeiten und Erfahrungen, um diese zu etablieren und auszunutzen (Bell/Giuliani 
2007). Sie sind daher oftmals auf indirekte Zugänge über regionale Hochschulen und 
andere Akteure mit entsprechenden Kapazitäten angewiesen (Graf 2011). Trotz zu-
nehmender Forschung in diesem Bereich gibt es bisher kaum Studien, die den Beitrag 
von Hochschulen zur Einbettung von Regionen in überregionale Wissensnetzwerke 
und damit ihre Wichtigkeit als regionale Gatekeeper quantifizieren. Anders ausge-
drückt, es ist bisher nicht untersucht worden, wie stark der Zugang einer Region zu 
nachhaltigkeitsbezogenem und anderem Wissen in überregionalen Wissensnetzwer-
ken von der Präsenz und Aktivität von Hochschulen abhängig ist. Dies gilt insbesonde-
re für die zunehmend wichtiger werdenden Wissensnetzwerke, die aus der projektba-
sierten Verbundförderung der öffentlichen Hand hervorgehen. Der vorliegende 
Beitrag möchte diese Lücke in der Literatur schließen.

3 Empirische Daten und empirischer Ansatz

3.1 Verwendete Daten

Die Projektförderung erfolgt im Regelfall im Rahmen von Förder- bzw. Fachprogram-
men. Dazu veröffentlichen die entsprechenden Ressorts eine Förderrichtlinie bzw. 
Programmausschreibung. Organisationen können sich dann um eine zeitlich befriste-
te projektspezifische Förderung im Rahmen dieser Programme bewerben. Dieses 
Prinzip gilt sowohl für die EU-FRP als auch für die Projektförderung durch die Bundes-
regierung.

Die erste Datengrundlage bildete die PROFI-Datenbank (Projektförder-Informations-
system) des BMBF, welche den Großteil der nationalen Forschungsförderung in 
Deutschland enthält. Diese ist über einen Webauftritt frei zugänglich und listet über 
204.000 Fördertatbestände für FuE-Projekte seit 1965 auf. Die Daten beinhalten Infor-
mationen zur geförderten Organisation, zu ihrer sektoralen Zugehörigkeit1, ihrem 
Ort, dem Förderzeitraum mit Beginn und Abschluss, der Höhe der Zuwendung, einer 
technologischen Kategorisierung2, eine Unterscheidung in Zuwendungsempfänger 
und ausführende Stelle und ob es sich um ein Einzelprojekt oder Verbundprojekt han-
delt. Eine ausführliche Beschreibung der Daten findet sich in Broekel und Graf (2012).

1  2-stellige Wirtschaftszweignummern.

2  Dies bezieht sich auf die sogenannte Leistungsplansystematik.
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Die Auswertungen konzentrieren sich auf den Zeitraum 2010 bis 2014, was bedeutet, 
dass alle Projekte berücksichtigt werden, die in diesem Zeitraum mindestens einen 
Tag gefördert wurden. Die Anzahl der individuellen Zuwendungen beläuft sich auf ins-
gesamt 59.058, die primär durch das BMBF und das Bundesministerium für Wirtschaft 
und Energie (BMWi) unterstützt wurden. Davon werden in der vorliegenden Studie 
allerdings nur 43.327 Zuwendungen berücksichtigt, da nur für diese zu diesem Zeit-
punkt Informationen zum Ort der ausführenden Stelle und zum Organisationstyp vor-
liegen. Eine stichpunktartige Durchsicht der nicht berücksichtigten Fälle lässt keine 
systematische Verzerrung erkennen, so dass mit den vorhandenen Daten repräsenta-
tiv gearbeitet werden kann.

7.854 Zuwendungsempfänger profitierten von der Förderung, die sich wiederum auf 
21.362 „Ausführende Stellen“ unterteilen lassen. Insgesamt wurden 24.822 Projekte in 
diesem Zeitraum gefördert. In Anlehnung an Broekel und Graf (2012) werden die Zu-
wendungsempfänger nicht als relevante Akteure angesehen, da besonders große Un-
ternehmen häufig in unterschiedlichen Regionen aktiv sind und diese Betriebsstätten 
im Regelfall in Bezug auf die FuE-Projektförderung weitestgehend eigenständig agie-
ren. Diesen Autoren folgend, werden individuelle Akteure aus der Kombination des 
Namens des Zuwendungsempfängers, z. B. Siemens AG, und dem Kreisschlüssel der 
aufgeführten „Ausführenden Stelle“ (z. B. Aachen: 5.334), definiert. Entsprechend 
wird zwischen 8.684 individuellen Akteuren unterschieden. Dabei wird die zugegebe-
nermaßen sehr vereinfachende Annahme getroffen, dass diese Akteure Wissen, das 
sie über eine Kooperation erwerben, zumindest potenziell im Rahmen einer anderen 
Kooperation weitergeben (können). Im konkreten Fall bedeutet dieses, dass Erkennt-
nisse und Kontakte, die z. B. das geographische Institut einer Hochschule im Rahmen 
einer Kooperation erwirbt, gleichmäßig allen anderen Instituten der Hochschule zur 
Verfügung steht. Dieses ist natürlich unrealistisch, allerdings erlauben die verfügbaren 
Daten momentan keine feingliedrige Aufschlüsselung der Akteure (insbesondere 
Hochschulen, große Firmen), so dass die Ergebnisse der Studie unter Vorbehalt dieser 
Annahme zu bewerten sind.

Das Balkendiagramm in Abbildung 2 stellt die absolute Anzahl von Fördertatbestän-
den im untersuchten Zeitraum als Verteilung über die beteiligten Organisationstypen 
(Hochschulen, außeruniversitäre Forschungseinrichtungen, Unternehmen, Sonstige) 
dar. 

Beim Vergleich der absoluten Zahlen ist festzustellen, dass auf die Hochschulen die 
größte Zahl der Fördertatbestände entfällt. Das ist umso bemerkenswerter, da es 
deutlich weniger geförderte Hochschulen als Unternehmen gibt. Das unterstreicht die 
Wichtigkeit von Hochschulen für dieses Förderinstrument.

Interregionale Kooperationen bestehen zwischen Organisationen in verschiedenen 
NUTS-3-Regionen. Insgesamt dominieren interregionale Kooperationen mit einem 
Anteil von fast 92 % an allen geförderten interorganisationalen Kooperationen.

Um zu ermitteln, in welchen Regionen Universitäten einen besonders großen Einfluss 
auf den Einbindungsgrad haben, werden folgende regionale Eigenschaften auf ihren 
Erklärungsgehalt hin untersucht. Zur Approximation der Größe der regionalen Hoch-
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schulen wird die Anzahl der Studierenden (STUDIERENDE), ihr Gesamtbudget (BUD-
GET) sowie ihr Drittmittelaufkommen (DRITTMITTEL) berücksichtigt. Als nicht 
hochschulspezifische Eigenschaften werden weiterhin die Größe der Region mit der 
Zahl der Einwohner (EINWOHNER) und ihr ökonomischer Wohlstand durch das Brut-
toinlandsprodukt je Beschäftigten (BIP) approximiert. Die Daten stammen vom Sta-
tistischen Bundesamt und vom Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung 
(BBSR) und wurden als Mittelwerte der Jahre 2010 und 2011 berechnet, um jährliche 
Schwankungen auszugleichen.

Abb. 2: Verteilung der Projektförderung (Einzel- und Verbundprojekte) auf Organisationstypen in 2014 / 
Quelle: BMBF 2017; eigene Darstellung und Berechnung

3.2 Methoden der Datenauswertung

Im Kern basieren Wissensnetzwerke darauf, dass nicht nur direkte Beziehungen zwi-
schen Organisationen relevant sind, sondern auch indirekte Beziehungen eine wichti-
ge Rolle spielen (siehe auch Broekel 2016). Zwei Organisationen A und B können bei-
spielsweise voneinander lernen, (ohne jemals kooperiert zu haben), wenn sie 
individuell mit einer dritten Organisation C kooperieren. Diese dritte Organisation 
‚überbrückt’ somit die ‚Lücke’ zwischen den beiden nichtverbundenen Organisatio-
nen. Über diese Verbindung kann Wissen zwischen den Unternehmen fließen. Wis-
sensnetzwerke stellen die Gesamtheit aller bilateralen Interaktionen (Links) innerhalb 
einer Gruppe von Organisationen (Knoten) dar, die dem Austausch von Wissen die-
nen. Im Kontext des vorliegenden Beitrages stehen dabei Kooperationen innerhalb 
geförderter FuE-Verbundprojekte im Vordergrund.



243D er B ei t r ag vo n H o cH s cH u l en z u r e i n B i n D u n g vo n r eg i o n en

Die Konzeptualisierung von geförderten Kooperationen als konstituierende Teile von 
Wissensnetzwerken eröffnet eine neue Perspektive der Analyse (Netzwerkanalyse) 
von Verbundförderprogrammen. Unter der Annahme, dass Wissen nicht nur über di-
rekte Interaktionen (Kooperationen), sondern auch mittels indirekter Beziehungen 
im Netzwerk diffundiert, spielt die strukturelle Position (Einbindungen in das gesamte 
Beziehungsgeflecht), die ein Knoten im gesamten Netzwerk einnimmt, eine wichtige 
Rolle.3 Die prominenteste Möglichkeit, diese Einbindung zu beschreiben, ist die Netz-
werk-Zentralität. Zentralität beschreibt den Umfang der direkten (und indirekten) Be-
ziehungen eines Netzwerkknotens. Im Kontext von Wissensnetzwerken stellt sie ein 
Maß dafür dar, inwieweit ein Knoten Zugang zum Wissen anderer Knoten im Netzwerk 
hat. Je zentraler ein Knoten in einem Wissensnetzwerk ist, desto eher lernt er das 
Wissen, das im Netzwerk diffundiert, das also zwischen den beteiligten Organisatio-
nen ausgetauscht wird. 

Studien belegen, dass die Position (Zentralität) in Wissensnetzwerken eine wichtige 
Erklärung für ihren Innovationserfolg ist (Maggioni/Uberti/Nosvelli 2014). So zeigen 
beispielsweise Boschma und ter Wal (2007) anhand einer Untersuchung eines Wis-
sensnetzwerkes in einer süditalienischen Region, dass Firmen, die eine zentrale Positi-
on im Netzwerk innehaben, innovativer sind als Firmen, die eher in der Peripherie des 
Netzwerkes verortet sind. Zu ähnlichen Ergebnissen kommen Powell, Koput und 
Smith-Doer et al. (1999) und Powell, Koput und Smith-Doer et al. (1996).

In der Forschung zu Wissensnetzwerken werden nicht nur Organisationen als Knoten 
konzipiert, sondern häufig auch Regionen bzw. regionale Raumwirtschaftssysteme 
(Scherngell/ Barber 2009; Scherngell/Barber 2011; Broekel/Hartog 2013). Dieser An-
satz bietet sich für den vorliegenden Beitrag ebenfalls an, da hierüber die Intensität 
der Einbettung einer Region in überregionale Wissensnetzwerke modelliert werden 
kann. Entsprechend wird das der Untersuchung zugrunde liegende Wissensnetzwerk 
als interregionales Wissensnetzwerk konzipiert, in dem 399 Landkreise und kreisfreie 
Städte (NUTS-3-Regionen) die Netzwerkknoten darstellen. Sie sind verlinkt, wenn 
mindestens zwei ihrer Organisationen an einem gemeinsamen Verbundprojekt parti-
zipieren, das in der beschriebenen Datenbank enthalten ist. Die gemeinsame Partizi-
pation an einem geförderten FuE-Verbundprojekt ermöglicht es den beteiligten Orga-
nisationen, Wissen gemeinsam zu generieren und auszutauschen. So sind zum Beispiel 
die Teilnehmerinnen und Teilnehmer an BMBF geförderten Verbundprojekten ver-
traglich verpflichtet, relevantes Wissen sowie Forschungsergebnisse im Rahmen des 
Verbundprojektes zu teilen (Broekel/Graf 2012; BMBF 2008). Es ist allerdings davon 
auszugehen, dass häufig im Zuge der Kooperation darüber hinausgegangen wird und 
es auch zum Austausch von Wissen kommt, das in anderen (kooperativen) Projekten 
erworben wurde. In diesem Fall spielen auch indirekte Beziehungen für die Wissensdif-
fusion im Netzwerk eine Rolle, da diese es ermöglichen, Wissen zu erwerben, das der 
eigene Kooperationspartner von einem anderen Akteur im Rahmen eines weiteren 
Projektes erworben hat.

3  Es wird vereinfachend davon ausgegangen, dass alle Akteure eines Raumwirtschaftssystems gleich-
mäßig Zugang zum Wissen haben, dass Hochschulen über lokale Interaktionen in das regionale Wis-
sensnetzwerk ‚einspeisen’.
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Natürlich stellt die Einbindungsintensität in die hier berücksichtigten Wissensnetz-
werke nur einen Ausschnitt der tatsächlichen Eingebundenheit regionaler Akteure in 
überregionale Netzwerke dar. Nichtgeförderte Kooperationen, Arbeitnehmermobili-
tät, der Austausch von kodifiziertem Wissen seien hier nur als drei Beispiele alternati-
ver Wissenszugänge und Diffusionsmodi genannt (für eine ausführliche Diskussion sei 
auf Broekel 2016 verwiesen). Ihre Berücksichtigung geht allerdings über den Rahmen 
der vorliegenden Studie hinaus.

Zur Bewertung der Intensität des Zugangs von Knoten in einem Netzwerk zum Wissen, 
das im Netzwerk diffundiert, wird auf Methoden der Sozialen Netzwerkanalyse zu-
rückgegriffen. Die Soziale Netzwerkanalyse ist in den letzten Jahren ein wichtiges 
Werkzeug in den verschiedensten Disziplinen geworden (siehe z. B. ter Wal/Boschma 
2008). Im vorliegenden Beitrag wird dabei auf die Berechnung der sogenannten „Zen-
tralitäten“ zurückgegriffen, die quantitative Maße für die Güte der Einbindung in Netz-
werke repräsentieren.4

Die erste Zentralität, die im Beitrag genutzt wird, ist die sogenannte „Degree“-Zentra-
lität. Dieses Maß entspricht der Anzahl der direkten Links eines Knotens. Im Kontext 
des Beitrags zeigt es an, in wie vielen Regionen die Projektpartner eines betrachteten 
regionalen Raumsystems ansässig sind.5 Dieses Maß stellt somit die direkte und lokale 
Einbindung einer Region dar. Systeme mit vielen Partnern in verschiedenen Regionen 
sind stärker ins Netzwerk eingebunden und haben damit einen besseren direkten Zu-
gang zum Wissen in anderen Regionen sowie insgesamt eine robustere Netzwerkein-
bindung. Letzteres bedeutet, dass wenn Kooperationspartner aus dem Netzwerk aus-
scheiden (z. B. indem ihre Organisationen bei der Projekteinwerbung nicht erfolgreich 
waren), die betrachtete Region immer noch stark in das Netzwerk eingebunden bleibt, 
da sie noch über (viele) Links zu anderen Partnern in anderen Regionen verfügt.

In Wissensnetzwerken wird die Anzahl an Knoten, die das Wissen weitergeben müs-
sen, damit es von einem Ursprungs- zu einem Zielknoten diffundiert, als Entfernung 
bzw. Weg bezeichnet. Ein langer „Weg“ ist tendenziell mit hohen Diffusionswiderstän-
den bzw. großen Wissensverlusten verbunden, denn jeder Zwischenschritt bedeutet, 
dass ein Knoten willens und fähig ist, das Wissen (oder entsprechend auch nur Teile 
davon) aufzunehmen und an seine Links weiterzuleiten. Da sich Knoten diesbezüglich 
unterscheiden, ist die Wahrscheinlichkeit am größten, dass das Wissen über den kür-
zesten Weg diffundiert, das heißt über den Weg mit den wenigsten Zwischenschrit-
ten. 

Diese kürzesten Wege sind die Basis für das zweite hier verwendete Zentralitätsmaß: 
die „Betweenness“-Zentralität. Wenn man davon ausgeht, dass jeder Knoten im Netz-
werk potenziell Wissen in das Netzwerk einspeist, was die anderen Knoten (oder zu-
mindest ein Teil von ihnen) noch nicht haben, ist es entsprechend vorteilhaft, wenn 
ein Knoten auf möglichst vielen kürzesten Wegen zwischen den Knoten im Netzwerk 
liegt. In diesem Fall ist die Wahrscheinlichkeit hoch, dass er schnell und mit relativ 

4  Für eine ausführliche Einführung in die Soziale Netzwerkanalyse sei auf Wasserman und Faust 
(1994) verwiesen.

5  Das entspricht der Definition der ungewichteten Degree-Zentralität.
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wenigen Zwischenschritten mit diesem Wissen in Berührung kommt. Auf je mehr kür-
zesten Wegen ein Knoten liegt, wird er im Schnitt früher von dem auf diesen Wegen 
diffundierenden Wissen erfahren und dieses wird (noch) relativ vollständig sein. Die 
sogenannte Betweenness-Zentralität entspricht genau dieser Anzahl. Sie stellt ein 
Maß dafür dar, wie gut ein Knoten in die globale Struktur des Netzwerkes eingebunden 
ist und wie wahrscheinlich es damit wird, dass er relativ früh mit dem relativ vollstän-
digen Wissen im Netzwerk in Kontakt kommt.

Es soll allerdings auch darauf hingewiesen werden, dass mit solchen zentralen Positio-
nen (hohe Degree- und Betweenness-Zentralität) auch ein gewisses Risiko einher-
geht. So besteht im Kontext der Wissensnetzwerke die Gefahr, dass sich das eigene 
Wissen sehr schnell im Netzwerk (ungewollt) ausbreitet und somit wettbewerbs- 
relevante Wissensvorsprünge verloren gehen (siehe für eine ausführlichere Diskussi-
on Broekel 2016). Allerdings scheinen die Vorteile zu überwiegen (Boschma/ter Wal 
2007; Powell/Koput/Smith-Doer et al. 1999).

Im Folgenden wird die ungewichtete Version der Degree-Zentralität verwendet. Sie 
entspricht der Anzahl der Regionen, zu denen Organisationen einer bestimmten Regi-
on Kontakt haben. Bei der Betweenness-Zentralität ist die Verwendung der gewichte-
ten Version sinnvoll, da sie stärker die Güte des Zugangs zur netzwerkinternen Wis-
sensdiffusion beschreibt. In diesem Fall werden die Links im Netzwerk mit der Anzahl 
der gemeinsamen Projekte zwischen zwei Regionen gewichtet. Mehr gemeinsame 
Projekte bedeuten hierbei eine engere Beziehung und mehr Kanäle für die interregio-
nale Wissensdiffusion. Für eine bessere Vergleichbarkeit wird zusätzlich die normali-
sierte Betweenness-Zentralität verwendet, diese ist der Quotient aus der tatsächlich 
beobachteten Betweenness-Zentralität und ihrem Maximum.

Um den Einfluss zu ermitteln, den Hochschulen auf die Einbettung ihrer Regionen ha-
ben, wird die regionale Degree- und Betweenness-Zentralität einmal unter Berück-
sichtigung der Links, die aus der Beteiligung ihrer Hochschule an geförderten Projek-
ten hervorgehen, berechnet (Degree und Betweenness) und einmal ohne diese 
Beteiligung (Degree-Hoch und Betweenness-Hoch) („leave-one out centrality“). Das 
heißt, für die Berechnung der zweiten Zentralitätswerte werden alle Projektbeteili-
gungen von Hochschulen aus dieser Region ignoriert. Die Projektbeteiligungen der 
Hochschulen in anderen Regionen werden weiterhin berücksichtigt, um die generelle 
Struktur des Netzwerkes so wenig wie möglich zu verändern. Die Differenzen zwi-
schen den Zentralitäten mit und ohne Berücksichtigung der Hochschulen (DEGREEDIFF 
und BETWEENNESSDIFF) stellt den Beitrag dieser zur Netzwerkeinbindung der Regio-
nen dar. Diese Differenzen werden in einem ersten Schritt analytisch interpretiert. In 
einem zweiten Schritt wird ihre interregionale Varianz mittels einer Regressionsanaly-
se untersucht. 

Das zu Beginn verwendete lineare Regressionsmodell wird auf räumlich autokorrelier-
te Residuen getestet, die z. B. durch Stadt-Land-Unterschiede entstehen können. Der 
entsprechende Test bleibt insignifikant.6 Da die abhängige Variable auf Netzwerkbe-

6  Der Moran’s I Autokorrelationskoeffizient unter Verwendung einer räumlichen Gewichtungsmatrix, 
basierend auf direkten Nachbarn, beträgt: 0.001 (p-Wert: 0.48).
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ziehungen zwischen Regionen aufbaut, kann es allerdings zu sogenannter Netz-
werk-Autokorrelation kommen (Leenders 2002; Broekel/Graf 2012). Um dieses zu 
überprüfen, wird bei der Berechnung des Autokorrelationskoeffizienten nach Moran, 
die räumliche Gewichtungsmatrix durch die invertierten Werte der Netzwerkentfer-
nungen ersetzt. Das Ergebnis deutet auf das Vorliegen von Netzwerk-Autokorrelation 
hin, da der Test einen kleinen, aber signifikanten Wert ausweist.7 Aus diesem Grund 
verwenden wir ein modifiziertes „räumliches“ Regressionsmodell, bei dem im Regres-
sionsfehler diese Netzwerkabhängigkeiten berücksichtigt werden („spatial simulta-
neous autoregressive error model“) (Anselin/Bera 1988; Anselin 1988). Netzwerkab-
hängigkeiten werden dabei über die invertierten Netzwerkentfernungen von Regionen 
(Kreisen) modelliert.8 Die Netzwerk-Autokorrelation ist allerdings so schwach, dass 
der Lambda-Wert in den Regressionsmodellen insignifikant bleibt. Weiterhin werden 
alle Variablen logarithmiert, was die Modellgüte verbessert und die Interpretation als 
Elastizitäten ermöglicht.

4 Empirische Resultate

4.1 Zentrale Regionen

Insgesamt wurden in 335 NUTS-3-Regionen Projekte des BMBF und BMWi im Zeit-
raum zwischen 2010 und 2014 gefördert. Abbildung 3 verdeutlicht, dass jedoch eine 
Vielzahl von Kreisen lediglich einstellige Beteiligungszahlen aufweisen.

Die Netzwerk-Zentralität (Betweenness und Degree) gibt Aufschluss darüber, wel-
chen Zugang Regionen zu Wissen haben. Regionen mit einer hohen Degree-Zentralität 
besitzen viele Verbindungen zu anderen Regionen und sind somit gut direkt ins Netz-
werk eingebunden. Diese „lokale“ Zentralität gibt an, wie stark eine Region auf Wissen 
in anderen (direkt verbundenen) Regionen zugreifen kann. Im Gegensatz dazu ist die 
Betweenness-Zentralität ein Maß für die „globale“ Einbettung. Je höher die Between-
ness-Zentralität einer Region, umso eher besteht Zugang zu dem Wissen, das im ge-
samten Netzwerk diffundiert, da diese Region besonders häufig auf den kürzesten 
Pfaden anderer Regionen liegt. Entsprechend kann die Region potenziell von gut aus-
geprägten (indirekten) Verbindungen zu anderen Regionen profitieren. Tabelle 1 und 
Tabelle 2 listen die zehn Regionen mit den höchsten Degree- bzw. Betweenness-Zent-
ralitäten auf. In der ersten Spalte wird die Anzahl der Organisationen in der Region 
angegeben. In den vier nachfolgenden Spalten (Firmen, Hochschulen, Institute, Sons-
tige) werden die Anteile der entsprechenden Akteurarten an diesen aufgeführt, in der 
Spalte „Projektbeteiligungen“, die Häufigkeit der Beteiligungen an geförderten Projek-
ten (Einzel- und Verbundprojekte) und in der letzten Spalte der Zentralitätswert der 
betrachteten Region.

7  Der Moran’s I Autokorrelationskoeffizient unter Verwendung der invertierten Netzwerkentfer-
nungsmatrix beträgt: 0.03 (p-Wert <0.001).

8  Es soll allerdings darauf hingewiesen werden, dass die hier präsentierten Regressionsmodelle nur 
eine geringe Verbesserung gegenüber den einfachen OLS-Regressionsmodellen darstellen (die Ver-
besserung des AIC ist weniger als 1 %).
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Abb. 3: Verteilung der Projektbeteiligungen über 399 Kreise / Quelle: BMBF 2017; eigene Darstellung 
und Berechnung

Die Netzwerk-Zentralität (Betweenness und Degree) gibt Aufschluss darüber, wel-
chen Zugang Regionen zu Wissen haben. Regionen mit einer hohen Degree-Zentralität 
besitzen viele Verbindungen zu anderen Regionen und sind somit gut direkt ins Netz-
werk eingebunden. Diese „lokale“ Zentralität gibt an, wie stark eine Region auf Wissen 
in anderen (direkt verbundenen) Regionen zugreifen kann. Im Gegensatz dazu ist die 
Betweenness-Zentralität ein Maß für die „globale“ Einbettung. Je höher die Between-
ness-Zentralität einer Region, umso eher besteht Zugang zu dem Wissen, das im ge-
samten Netzwerk diffundiert, da diese Region besonders häufig auf den kürzesten 
Pfaden anderer Regionen liegt. Entsprechend kann die Region potenziell von gut aus-
geprägten (indirekten) Verbindungen zu anderen Regionen profitieren. Tabelle 1 und 
Tabelle 2 listen die zehn Regionen mit den höchsten Degree- bzw. Betweenness-Zent-
ralitäten auf. In der ersten Spalte wird die Anzahl der Organisationen in der Region 
angegeben. In den vier nachfolgenden Spalten (Firmen, Hochschulen, Institute, Sons-
tige) werden die Anteile der entsprechenden Akteurarten an diesen aufgeführt, in der 
Spalte „Projektbeteiligungen“, die Häufigkeit der Beteiligungen an geförderten Projek-
ten (Einzel- und Verbundprojekte) und in der letzten Spalte der Zentralitätswert der 
betrachteten Region.
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Region Organi-
sationen

Firmen Hoch-
schulen

Institute Sonstige Projekt-
beteili-
gungen

Degree

Berlin 543 0,62 0,03 0,22 0,13 3.566 281

Stuttgart 136 0,68 0,03 0,18 0,11 1.447 262

Aachen 132 0,80 0,05 0,11 0,05 1.296 255

Dresden 146 0,69 0,06 0,18 0,06 1.445 252

München 192 0,67 0,04 0,23 0,06 1.330 233

Hamburg 204 0,72 0,07 0,14 0,07 1.147 220

Hannover 133 0,50 0,03 0,20 0,26 835 213

LK  
München

115 0,70 0,03 0,18 0,09 884 211

Braun-
schweig

48 0,65 0,04 0,23 0,08 588 194

Bremen 92 0,63 0,07 0,21 0,10 747 193

Tab. 1: Die 10 zentralsten Regionen (Degree-Zentralität) / Quelle: Eigene Darstellung und Berechnung

Tabelle 1 zeigt deutlich, dass besonders große Regionen und solche mit einer starken 
Forschungslandschaft über viele Verbindungen zu anderen Regionen verfügen (De-
gree-Zentralität). Berlin, Stuttgart, München, Hamburg, Hannover und Aachen fallen 
in diese Kategorie. Interessant ist die gute Platzierung von Dresden. Die ansässigen 
Akteure kooperieren auffallend häufig über die regionalen Grenzen hinweg. Ein ande-
rer interessanter Fall ist Braunschweig. Obwohl es hier nur relativ wenige Organisatio-
nen gibt, die sich an der Projektförderung beteiligen, kooperieren diese Akteure mit 
einer großen Zahl an anderen Regionen.

Die Liste der Top-10 der Regionen mit der höchsten Betweenness-Zentralität (Tab. 2) 
verdeutlicht, dass Berlin zwar viele Kooperationen zu anderen Regionen unterhält 
(Degree-Zentralität), aber insgesamt nicht dominant zentral im Netzwerk verortet ist. 
Die Region liegt erst auf Platz 13 der zentralsten Regionen (Betweenness-Zentralität). 
Im Gegensatz dazu hat Dortmund hier den Platz 7 inne, obwohl die Stadt nur Platz 20 
bei der Degree-Zentralität einnimmt. Das bedeutet, dass die Organisationen dieser 
Region relativ wenige Links in andere Regionen besitzen, diese aber dennoch dafür 
sorgen, dass die Region auf relativ vielen kürzesten Pfaden im Netzwerk liegt. Man 
könnte dieses als eine Art „Effizienz“ bewerten, da Kooperationsbeziehungen grund-
sätzlich mit Kosten verbunden sind. Entsprechend wenden Organisationen in Dort-
mund vergleichsweise weniger Kooperationsressourcen als Berlin auf und sind den-
noch global zentraler (im Sinne der Betweenness-Zentralität) ins Netzwerk einge- 
bunden. 



249D er B ei t r ag vo n H o cH s cH u l en z u r e i n B i n D u n g vo n r eg i o n en

Region Organi-
sationen

Firmen Hoch-
schulen

Institute Sonstige Projekt-
beteili-
gungen

Between-
ness

Aachen 132 0,80 0,05 0,11 0,05 1.296 1.883

Dresden 146 0,69 0,06 0,18 0,06 1.445 1.736

Stuttgart 136 0,68 0,03 0,18 0,11 1.447 1.536

München 192 0,67 0,04 0,23 0,06 1.330 1.470

Hannover 133 0,50 0,03 0,20 0,26 835 1.373

Ludwigs-
burg

80 0,72 0,02 0,09 0,16 334 1.326

Dortmund 85 0,64 0,02 0,26 0,08 313 1.292

Bremen 92 0,63 0,07 0,21 0,10 747 1.278

Karlsruhe 61 0,72 0,03 0,07 0,18 193 1.271

LK  
München

115 0,70 0,03 0,18 0,09 884 1.183

Tab. 2: Die 10 zentralsten Regionen (Betweenness-Zentralität) / Quelle: Eigene Darstellung und Berech-
nung

In beiden Tabellen sind die Regionen Aachen, Dresden, München, Stuttgart und Han-
nover hoch platziert. Dies sind eindeutig die zentralsten Regionen in Deutschland in 
Bezug auf das Netzwerk der geförderten FuE-Kooperationen. Natürlich hängt das 
auch damit zusammen, dass in diesen Regionen viele Organisationen gefördert wer-
den und entsprechend auch hohe Anzahlen an Projektbeteiligungen beobachtet wer-
den können. Diese Beziehung zeigt sich in der Korrelation der Degree-Zentralität mit 
der Anzahl der geförderten Organisationen in Höhe von 0,84***. Bei der Between-
ness-Zentralität liegt dieser Wert bei 0,82***. Je mehr sich regionale Organisationen 
in subventionierten Projekten engagieren, desto besser ist auch die strukturelle Posi-
tion ihrer Region im Netzwerk.

Die Anzahl der geförderten Organisationen ist dabei nicht nur durch die Größe einer 
Region bestimmt. Entsprechend der Einwohnerzahl müsste beispielsweise Hamburg 
auf Platz 2 und nicht auf dem sechsten Platz der Tabelle zur Degree-Zentralität liegen 
und Dresden auf Platz 12. Karlsruhe, Aachen und Ludwigsburg sind gemessen nach 
Einwohnern nicht einmal unter den Top-20 in Deutschland. Köln fehlt in dieser Liste, 
obwohl es die drittgrößte Stadt Deutschlands ist.

Die beiden Tabellen enthalten weiterhin Informationen zum Anteil an den geförderten 
Organisationen, der auf die vier verschiedenen Typen von Organisationen entfällt 
(Wirtschaft, Hochschulen, außeruniversitäre Forschungsinstitute, Sonstiges). Hier 
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zeigt sich eine recht hohe Varianz. So ist in München und Berlin der Anteil der außer- 
universitären Forschungsinstitute besonders hoch. Die Städte profitieren unter ande-
rem von der massiven Ansiedelung von Instituten der Max-Planck- und Fraunhofer-Ge-
sellschaft sowie der Leibniz-Gemeinschaft. In den kleinen Städten Aachen, Karlsruhe 
und Ludwigsburg sind es dagegen insbesondere private Firmen, die sich stark in ko-
operativen Forschungsverbünden engagieren und die sehr guten Netzwerkpositionen 
ihrer Regionen begründen.

4.2 Beitrag von Hochschulen zur Netzwerkeinbettung

In den Tabellen 1 und 2 ist deutlich zu erkennen, dass Hochschulen nur einen kleinen 
Anteil an den tatsächlich geförderten Organisationen haben (zwischen 0 % und 7 %). 
Damit stellt sich die Frage, ob sie die Einbindung in diese geförderten Netzwerke maß-
geblich beeinflussen.

Um den Einfluss von Hochschulen zu überprüfen, wird das Netzwerk für jede einzelne 
Region noch einmal neu berechnet und zwar so, dass alle Beteiligungen ihrer Hoch-
schulen (so vorhanden) unberücksichtigt bleiben (nicht aber in allen anderen Regio-
nen). Für diese regionsspezifischen Netzwerke werden wieder die Degree- und Bet-
weenness-Zentralitäten berechnet (Degree-Hoch und Betweenness-Hoch) und an- 
schließend die prozentuale Veränderung dieser Zentralitäten zu den Werten mit ihrer 
Berücksichtigung ermittelt.

Durch dieses Verfahren verringern sich sowohl die Anzahl der Projektbeteiligung, als 
auch die Degree- und Betweenness-Zentralität. Die Projektbeteiligung sinkt im Schnitt 
um 13 %, die Degree-Zentralität um 7,5 % und die Betweenness-Zentralität ebenfalls 
um 7,5 %. Dabei sind auch Regionen berücksichtigt, die über keine Hochschule verfü-
gen. Wenn sich nur auf die Regionen mit Hochschulen beschränkt wird, dann ist die 
prozentuale Abnahme für die Projektbeteiligung 36 %, für die Degree-Zentralität  
20,9 % und für die Betweenness-Zentralität 20,5 %. Die Projektbeteiligung geht deut-
lich stärker zurück als die Zentralitäten. Das lässt darauf schließen, dass viele Links, die 
aus der Projektbeteiligung von Hochschulen resultieren, relativ redundant sind bzw. 
Links von anderen regionalen Organisationen in die gleichen Zielregionen führen. 
Nichtsdestotrotz sinken die Zentralitäten zum Teil erheblich. So verringert sich die 
Betweenness-Zentralität für die Regionen Passau und Emden um 100 % sowie in Ahr-
weiler um über 94 %. Die Abbildungen 4 und 5 zeigen die Verteilungen der Zentrali-
tätsabnahmen. Die Abbildungen verdeutlichen, dass extreme Abnahmen eher die Aus-
nahme sind (aber durchaus vorkommen). Es ist anzumerken, dass es im Falle der 
Betweenness-Zentralität in einigen Fällen zu einer Zunahme der Zentralität einer Regi-
on kommen kann, wenn die Verbindungen ihrer Hochschulen ausgeschlossen werden. 
Dies liegt daran, dass durch den Ausschluss einer Hochschule nicht nur die Eingebun-
denheit ihrer eigenen Region, sondern auch die Eingebundenheit anderer, direkt und 
indirekt mit ihr verbundener Regionen beeinflusst wird. Dieses ist aber eher die Aus-
nahme.
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Abb. 4: Verringerung der regionalen Degree-Zentralitäten bei Nicht-Berücksichtigung der Hochschulen / 
Quelle: Eigene Darstellung und Berechnung

Abb. 5: Verringerung der Betweenness-Zentralität durch Nicht-Berücksichtigung der Hochschulen / 
Quelle: Eigene Darstellung und Berechnung
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Tabelle 3 stellt die Veränderung der Netzwerkeinbindung für die zehn zentralsten Re-
gionen (Degree-Zentralität) in Deutschland vor. Die Abnahme der Projektbeteiligun-
gen ist in diesen Regionen fast überall stärker als im Durchschnitt der Regionen mit 
Hochschulen (-36 %). Im Gegensatz dazu ist aber die Veränderung der Degree-Zent-
ralität, von Aachen und Hannover abgesehen, unterdurchschnittlich. Die Abnahme 
der Betweenness-Zentralität ist bei sechs der zehn Regionen überdurchschnittlich. In 
diesen Regionen sind die Hochschulen für überdurchschnittlich viele Projektbeteili-
gungen verantwortlich. Bei allen Regionen handelt sich um Regionen mit den Spitzen-
universitäten in Deutschland. Diese sind als Projektpartner gerne gesehen, da sie die 
nötige Reputation und Erfahrung mitbringen, erfolgreiche Projektanträge zu schrei-
ben. Entsprechend entfallen viele Projektbeteiligungen auf sie. Allerdings sind die Re-
gionen, mit denen ihre Hochschulen kooperieren, auch Partner in anderen Verbund-
projekten, zum Beispiel in Projekten mit außeruniversitären Forschungseinrichtungen. 
So sind viele Verbindungen der Hochschulen redundant zu den Verbindungen, die 
andere Akteure unterhalten. Das zeigt sich vor allem darin, dass die Degree-Zentrali-
täten tendenziell unterdurchschnittlich sinken, wenn die Hochschulen unberücksich-
tigt bleiben. Es sei aber angemerkt, dass Hochschulen eventuell die Beteiligung ande-
rer regionaler Akteure in Verbundprojekten stimulieren und somit indirekt auch für 
deren Kooperationsbeziehungen verantwortlich sind. Dieses sollte in zukünftiger For-
schung genauer untersucht werden. Der Einfluss der Hochschulen auf die Between-

Region Projektbe-
teiligungen 

ohne  
Hochschule

Degree 
ohne Hoch-

schulen

Between-
ness ohne 

Hoch- 
schulen

Verände-
rung Bet-
weenness

Verände-
rung  

Degree

Verände-
rung  

Projektbe-
teiligungen

Berlin 2004 251 782 -24,270 -10,676 -44

Stuttgart 770 220 1.319 -14,156 -16,031 -47

Aachen 493 202 1.271 -32,502 -20,784 -62

Dresden 672 213 1.258 -27,506 -15,476 -53

München 642 203 1.014 -30,972 -12,876 -52

Hamburg 525 191 1.066 -7,905 -13,182 -54

Hannover 325 156 1.450 5,642 -26,761 -61

LK  
München

525 181 1.279 8,134 -14,218 -41

Braun-
schweig

285 157 908 -20,905 -19,072 -52

Bremen 365 156 1.017 -20,385 -19,171 -51

Tab. 3: Veränderung der Netzwerkeinbindung der zehn (Degree-)zentralsten Regionen / Quelle: Eigene 
Darstellung und Berechnung
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ness-Zentralität der Top-10-Regionen in Deutschland ist uneinheitlich. In einigen Regi-
onen (Aachen, München, Dresden) tragen sie durch ihre prominente Rolle in der 
deutschen Forschungslandschaft erheblich zu dieser Netzwerkeinbindung ihrer Regi-
onen bei. In anderen Regionen (Stuttgart, Hamburg, Hannover) fällt ihr Beitrag eher 
schwächer aus.

4.3  Eigenschaften von Regionen mit großem Beitrag von Hochschulen 
zur Netzwerkeinbettung

Was charakterisiert Regionen, in denen Hochschulen einen erheblichen Beitrag zur 
Einbettung in überregionale Wissensnetzwerke leisten? Mittels multivariater Regressi-
onsmodelle wird dieses nachfolgend untersucht. Um eine faire Untersuchung zu ge-
währleisten, werden die Modelle nicht auf alle verfügbaren empirischen Beobachtun-
gen angewendet, da es für Regionen ausgeschlossen ist, dass sich ihre Einbindung in 
interregionale Wissensnetzwerke durch den Ausschluss ihrer Hochschulen ändert, 
wenn sie über gar keine Hochschulen verfügen oder keiner ihrer Akteure subventio-
nierte Projekte eingeworben hat. Entsprechend werden in der Untersuchung nur die 
199 Kreise berücksichtigt, die über Hochschulen verfügen und mindestens eine Pro-
jektbeteiligung aufweisen.

Variable Koeffizient  Std. Fehler z-Wert p-Wert

Konstante 55.100 35.482  1.55  0.1204 

Log (Degree)  -0.0523  0.1673  -0.31  0.7545

Log (PROJEKTBETEILIGUNGEN)  0.9200  0.1464  6.28  0.0000

Log (STUDIERENDE)  0.1302  0.0447  2.91  0.0034

Log (EINWOHNER)  -0.3988  0.1461  -2.73  0.0063 

Log (BIP)  -0.4016  0.2643  -1.52  0.1287

OST  -0.2305  0.1989  -1.16  0.2466

Lambda -0.0047, p-Wert: 0.624

Modellgüte AIC: 594.93

Beobachtungen 199

Tab. 4: Erklärung des Beitrages von Hochschulen zur regionalen DEGREE-Zentralität (DEGREE.DIFF) / 
Quelle: Eigene Darstellung und Berechnung
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Variable Koeffizient  Std. Fehler z-Wert p-Wert

Konstante -26.228 15.319  -1.71  0.0869

Log (BETWEENNESS)  0.0938  0.0359  2.62  0.0089

Log (PROJEKTBETEILIGUNGEN)  -0.1403  0.0545  -2.57  0.0100

Log (STUDIERENDE)  -0.0406  0.0268  -1.51  0.1832

Log (BUDGET)  0.0194  0.0238  0.81  0.4166

Log (EINWOHNER)  0.1696  0.0630  2.69  0.0071

 Log (BIP)  0.0679  0.1140  0.60  0.5514

 OST  0.0713  0.0855  0.83  0.4038 

Lambda -0.0077, p-Wert: 0.486

Modellgüte AIC: 258.67

Tab. 5: Erklärung des Beitrages von Hochschulen zur regionalen Betweenness-Zentralität (Between-
ness.DIFF) / Quelle: Eigene Darstellung und Berechnung

Tabelle 4 und Tabelle 5 präsentieren die Ergebnisse der Regressionsanalysen die den 
Beitrag von Hochschulen zur Degree-Zentralität (Tab. 4) und für ihren Beitrag zur 
Betweenness-Zentralität (Tab. 5) erklären. Um für etwaige Größeneffekte zwischen 
der Veränderung der Zentralitäten und ihrer absoluten Höhe zu kontrollieren, werden 
in den Modellen die beiden Zentralitäten selbst noch einmal berücksichtigt (DEGREE, 
BETWEENNESS). Der signifikant positive Koeffizient von BETWEENNESS in Tabelle 5 
unterstreicht die Relevanz solcher Effekte: die prozentuale Veränderung der Between-
ness-Zentralitäten hat eine signifikante positive Beziehung mit ihrer absoluten Größe.

Die drei Variablen, die zur Approximation der Größe von Hochschulen dienen (STU-
DIERENDE, BUDGET, DRITTMITTEL), sind stark korreliert, was zu Multikorrelations-
problemen führt. Aus diesem Grund wird nur eine von ihnen, STUDIERENDE, im Mo-
dell berücksichtigt.9 Der signifikante positive Koeffizient im Modell zur Degree- 
Zentralität (Tab. 4) bestätigt die Erwartung: Große Hochschulen leisten über mehr 
Projekteinwerbungen einen größeren Beitrag zur direkten Netzwerkeinbindung von 
Regionen als kleine Hochschulen. Im Gegensatz dazu ist kein Zusammenhang mit der 
globalen Einbindung festzustellen.

Die Kontrollvariable PROJEKTBETEILIGUNG wird in beiden Modellen signifikant. Aller-
dings mit einem unterschiedlichen Vorzeichen. In Bezug auf die Degree-Zentralität 
gilt: Je mehr Projekte in einer Region gefördert werden, desto höher ist tendenziell 
auch der Beitrag der Hochschulen zu dieser Netzwerkeinbindung. Das kann direkt auf 
die Projekteinwerbungen der Hochschulen zurückgeführt werden. Je stärker sie sich 
hier engagieren, umso mehr Projekte gibt es, die neue Beziehungen zu anderen Regi-

9  Die Verwendung der Variablen BUDGET und DRITTMITTEL führt zu keiner signifikanten Verände-
rung im ermittelten Modell.
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onen initiieren. Dabei ist aber auch zu beachten, dass gerade erfolgreiche Hochschu-
len attraktivere Projektpartner darstellen und tendenziell auch stärker von anderen 
Akteuren als Projektpartner eingeladen werden.

Im Gegensatz dazu wird der Koeffizient der Variablen signifikant negativ im Modell der 
Veränderung der Betweenness-Zentralität (Tab. 5). Das bedeutet, dass der Beitrag 
von Hochschulen zur Betweenness-Zentralität tendenziell geringer ist, wenn andere 
regionale Akteure viele Projekte einwerben. Diese Projekte und die durch sie entste-
henden interregionalen Kooperationen etablieren Beziehungen, die denen ihrer regi-
onalen Hochschulen ähneln. Anders ausgedrückt, obwohl Hochschulen die regionale 
Beteiligung an Verbundprojekten und damit auch die Anzahl der Wissensaustauschbe-
ziehungen zu anderen Regionen erhöhen, können andere regionale Akteure durch ver-
stärkte Projekteinwerbungen eine ähnliche Einbindung der Region in die globale Netz-
werkstruktur erreichen. 

Ost-West-Unterschiede sind in beiden Modellen nicht signifikant ausgeprägt. Der 
Koeffizient der Variablen OST bleibt insignifikant, was bedeutet, dass in beiden Teilen 
Deutschlands keine gravierenden Unterschiede darin bestehen, wie Hochschulen die 
Einbindung von Regionen in überregionale Netzwerke beeinflussen.

Die Variable EINWOHNER, welche die Größe einer Region approximiert, hat eine am-
bivalente Beziehung zum Beitrag von Hochschulen zur Netzwerkeinbindung. In Regio-
nen mit vielen Einwohnern tendiert der Beitrag von Hochschulen dahin, eher geringer 
zu sein, was die Anzahl der interregionalen Kooperationsbeziehungen anbelangt (DE-
GREE.DIFF). Gegeben, dass in diesen Regionen auch tendenziell mehr Akteure (keine 
Hochschulen) vorhanden sind, die sich in solchen Interaktionen engagieren können, 
fällt der Beitrag von Hochschulen relativ weniger ins Gewicht. Entsprechend wird ein 
negativer Koeffizient der Variable EINWOHNER in diesem Modell (Tab. 4) beobach-
tet. Interessanterweise gilt die umgekehrte Beziehung für den Hochschulbeitrag zur 
globalen Einbettung (BETWEENNESS.DIFF). Hier wird der Koeffizient von EINWOH-
NER positiv signifikant. Besonders in großen Regionen beeinflussen Hochschulen die 
strategische Einbindung positiv. Genauer gesagt verbessern Hochschulen den Zugang 
von regionalen Akteuren zu Regionen im Netzwerk, die ansonsten nur indirekt über 
lange (Netzwerk-)Wege erreichbar gewesen wären.

Das Bruttoinlandsprodukt je Erwerbstätigem (BIP) wird in keinem Modell signifikant. 
Das indiziert, dass Hochschulen in weniger und mehr wohlhabenden Regionen in etwa 
den gleichen Beitrag zur Wissensnetzwerkeinbindung leisten. Vermutlich hängt es da-
mit zusammen, dass in diesen Regionen die prominenten Hochschulen angesiedelt 
sind, die von Akteuren außerhalb der Region als besonders interessant und strategisch 
wertvoll angesehen werden. Gleichzeitig verfügen diese Hochschulen über die nötige 
Kapazität und die Erfahrung, um neue Verbindungen zu etablieren, welche die globale 
Einbettung der Region aufwerten. Solche Institutionen agieren häufig als sogenannte 
„Gatekeeper“ (Graf 2011) und eröffnen Beziehungen zu neuen Partnern, die nicht in 
der unmittelbaren (geographischen und technologischen) Nähe der Region zu finden 
sind und somit neue Möglichkeiten des Wissensaustausches und Kooperationen 
schaffen (Broekel/Mueller 2018).
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Zusammengefasst lässt sich feststellen, dass die Modelle signifikante und systemati-
sche Unterschiede zwischen Regionen hinsichtlich des Beitrages von Hochschulen zur 
Einbindung in überregionale Wissensnetzwerke, die aus subventionierten FuE-Ver-
bundprojekten entstanden sind, bestätigen. 

5 Schlussbetrachtung

Projektbasierte Verbundprojekte betten Organisationen in interorganisationale (ge-
förderte) Wissensnetzwerke ein. Dadurch haben sie Zugang zu Wissen, das in diesen 
Netzwerken diffundiert. Die positive Wirkung dieser Wissensnetzwerke auf die Inno-
vativität von Firmen und Regionen ist in mehreren Studien empirisch nachgewiesen 
worden (Maggioni/Uberti/Nosvelli 2014; Broekel/Brachert/Duschl et al. 2017; Broekel 
2015).

Im vorliegenden Beitrag wurde argumentiert, dass gerade Hochschulen einen ent-
scheidenden Beitrag leisten können, regionale Raumwirtschaftssysteme in diese über-
regionalen Wissensnetzwerke einzubinden. Dieses ist umso wichtiger, da oftmals Wis-
sen und Anreize für nachhaltigkeitsorientiertes Wirtschaften nicht in ausreichendem 
Maße lokal vorhanden ist. Hier spielen Hochschulen eine tragende Rolle, da sie attrak-
tive Kooperationspartner darstellen, die über die nötigen Ressourcen und Fähigkeiten 
verfügen, überregionale Wissenszugänge zu etablieren. Allerdings wurde bisher kaum 
untersucht, wie hoch ihr Beitrag tatsächlich ist und in welchen Regionen er besonders 
signifikant ausfällt. Die vorliegende Studie wendet sich dieser Forschungslücke zu, mit 
einer empirischen Studie am Beispiel der interregionalen Wissensnetzwerke, die sich 
aus der Verbundprojektförderung des BMBF und BMWi in den Jahren 2010-2014 in 
Deutschland ergeben.

Die Ergebnisse zeigen, dass Hochschulen einen nennenswerten Beitrag zur Einbin-
dung von regionalen Raumwirtschaftssystemen in geförderte Wissensnetzwerk leis-
ten. In einigen Fällen sind sie sogar fast alleinig für den Zugang verantwortlich. Im 
Durchschnitt liegt ihr Beitrag zur Einbindung in diese Wissensnetzwerke bei ca. 20 %. 
Das heißt, der Zugang zum Wissen, das in diesen Netzwerken diffundiert, würde sich 
ohne die Hochschule(n) deutlich verschlechtern. 

Die Höhe des Beitrages variiert systematisch zwischen Regionen und wird von einigen 
Faktoren beeinflusst. Beispielsweise ist der Beitrag in großen Regionen generell gerin-
ger, aber im Falle großer Hochschulen höher. Weiterhin können gerade renommierte 
Hochschulen in den städtischen Zentren den Zugang ihrer regionalen Raumwirt-
schaftssysteme zu überregionalen Wissensflüssen, den „global pipelines of knowled-
ge“ (Bathelt/Malmberg/Maskell 2004), verbessern. Hierin zeigt sich die häufig be-
schworene Wirkung von Hochschulen als „Gatekeeper“ (Graf, 2011) und wichtige 
Akteure der überregionalen Wissensdiffusion (Jaffe/Trajtenberg 1996). Dieses be-
trifft natürlich auch nachhaltigkeitsbezogenes Wissen, womit die Bedeutung von 
Hochschulen für die Transformation von Regionen zu nachhaltigeren Wirtschafts-
strukturen auch über ihre Rolle als Gatekeeper zu entsprechendem Wissen verdeut-
licht wird.
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Die vorliegende Studie hat eine Reihe von Schwächen, welche die Richtung für zukünf-
tige Forschung vorgeben. Die Studie ignoriert beispielsweise die Varianz der Einbin-
dung in Bezug auf verschiedene Technologien und Sektoren. Es wurde nur die generel-
le Einbindung dargestellt, die Ergebnisse fallen aber mit Sicherheit sehr unterschiedlich 
aus, wenn nur einzelne Technologien oder Industrien betrachtet werden.

Die empirische Analyse konzentriert sich weiterhin ausschließlich auf geförderte Ko-
operationen und die Wissensnetzwerke, die sich hieraus ergeben. Natürlich sind diese 
nicht die einzigen Kooperationen (wenn auch ein zunehmender Anteil), in denen 
Hochschulen involviert sind. Zukünftige Studien könnten hier mit einer anderen Da-
tenbasis, z. B. Patent- oder Publikationsdaten, komplementäre Erkenntnisse gewinnen 
und evaluieren, ob die Rolle, die Hochschulen für die Wissensnetzwerkeinbindung von 
Regionen spielen, für geförderte Wissensnetzwerke deutlich von der in nicht geför-
derten Wissensnetzwerken abweicht.
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Kurzfassung
In dem Beitrag geht es um eine systematisierte Aufarbeitung des Standes der For-
schung zur Frage der studentischen Mobilität. Dazu wird im zweiten Kapitel zunächst 
die räumliche Verteilung von Studierenden in Deutschland und danach der internatio-
nale Stand der Forschung zu den einzelnen Stationen studentischer Mobilität und den 
Auswirkungen auf die Regionalentwicklung dargestellt, der durch eine eigene regio-
nalstatistische Analyse zu den räumlichen Veränderungen der Studierendenzahlen 
und den Zusammenhängen zur Regionalentwicklung ergänzt wird. 

1  Der Beitrag entstand im engen Zusammenhang mit dem Zeitschriftenbeitrag: „Gareis, Philipp, Diller, 
Christian, Huchthausen, Henning (2018): Braindrain und Bologna-Drain – Räumliche Implikationen 
der Bologna-Reform und Auswirkungen auf ländliche Räume. Eine Analyse am Beispiel der Justus- 
Liebig-Universität Gießen. In: Raumforschung und Raumordnung | Spatial Research and Planning 
(RuR) 4/2018.“ Er weist eine Reihe von inhaltliche Überschneidungen mit diesem auf. Hier ist jedoch 
die eigene regionalstatistische Auswertung differenzierter dargestellt und vor allem wird der Aspekt 
der Auswirkungen auf die nachhaltige Regionalentwicklung hier stärker thematisiert.
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Daran anknüpfend werden im dritten Kapitel die möglichen Auswirkungen der Bolog-
na-Reformen auf die studentische Mobilität thematisiert und in ihren Folgen für eine 
nachhaltige Regionalentwicklung diskutiert. Demnach könnte die jahrzehntelange, re-
gional ausgleichsorientierte Hochschulpolitik auch durch die mit den Bologna-Refor-
men erhöhte studentische Mobilität konterkariert werden, da die Mobilität zu Lasten 
der entwicklungsschwächeren ländlichen Hochschulregionen geht. Für diese These 
werden erste mögliche Anhaltspunkte gesucht, bevor abschließend der weitere For-
schungsbedarf skizziert wird. 

Schlüsselwörter
Regionalentwicklung – Studierendenmobilität – ländliche Regionen – Bologna-Refor-
men

Spatial Aspects of Students Mobility. State of Research, Regional Statistic 
Analysis, the Assumption of the „Bologna-Drain“ and possible Impacts on a 
sustainable development of Higher Education and Regional Development

Abstract 
The aim of this article is a systematic preparation of the state of research to the ques-
tion of student mobility. For this purpose, the spatial distribution of students in Ger-
many and afterward the international state of research to the several stations of stu-
dents mobility and the impacts on regional development is depicted, completed by an 
own regional statistical analysis of the spatial shifts of student numbers and the con-
nections to regional development.

Tied on this, the possible impacts of the Bologna-Reforms on student mobility are 
discussed in their possible results for sustainable regional development. Thus, the re-
gional policy of the last decades could also be thwarted by the Bologna-Reforms with 
the aim of increased students-mobility, as this mobility charges the less developed 
rural higher education regions. Possible evidence for this thesis is discussed and fur-
ther demand for research is sketched.

Keywords
Regional development – student mobility – rural regions – Bologna-Reforms

1 Einleitung: Paradigmenwechsel in der Hochschul- und Strukturpolitik 

Die Hochschulpolitik der Bundesrepublik Deutschland war in den 1960er und frühen 
1970er Jahren durch die massive Bildungsexpansion und den Wandel zur Massenuni-
versität geprägt. Mit dem Motto „Bildung für alle“ war auch ein ausgleichsorientierter 
Regionalisierungsauftrag verbunden. Es galt die Hochschulen zu den Schülern zu brin-
gen. Dies fand den sichtbarsten Ausdruck vor allem in den Universitätsneugründun-
gen sowohl in ländlichen Regionen (insbesondere Bayern: u. a. Bayreuth, Regensburg, 
Passau) als auch in Industrieregionen (insbesondere Ruhrgebiet: Bochum, Dortmund, 
Essen). Damit waren nicht nur bildungs- sondern auch strukturpolitische Ziele verbun-
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den: es galt, dem „Brain-Drain“, also der Abwanderung potenzieller Hochqualifizierter 
aus den ländlichen Regionen in die prosperierenden Agglomerationen, entgegenzu-
wirken. Diese Politik setzte sich in den 1990er Jahren in den neuen Bundesländern 
durch Neugründungen und vor allem massive finanzielle Unterstützung fort. Gleich-
zeitig wurde seitdem auch die Rolle der Fachhochschulen als Scharnier zwischen Bil-
dung und Wirtschaftsentwicklung stärker betont. Insgesamt war dieses System der 
ausgleichsorientierten Hochschulpolitik, in der möglichst viele Schüler einen einfa-
chen Zugang zu Hochschulen in ihrer Heimatregion erhalten, Unterversorgungen ab-
gebaut und Unterschiede ausgeglichen werden sollten, über viele Jahrzehnte hinweg 
relativ stabil und es wurden die regionalen Bildungszugangsziele durchaus erreicht: 
Empirische Untersuchungen zeigten, dass sich die „Bildungssesshaftigkeit“ (Geißler 
1965: 67) bis in die frühen 1990er Jahre sogar noch verstärkte (Nutz 1991; Kramer/
Nutz 2006). Ein Ergebnis der finanziellen Unterstützung der ostdeutschen Bundeslän-
der war sogar ein deutlicher Anstieg der Studierendenzahlen – und dies auch bei deut-
lichem Bevölkerungsrückgang und schwacher Wirtschaftsentwicklung (Erdmenger/
Pasternack 2011:122; Fritsch/Pasternack/Titze 2015). Somit wurde in einigen periphe-
ren Regionen das Bildungsversorgungsziel sogar übertroffen. Jedoch blieben die 
strukturpolitischen Impulse, die mit der Unterstützung der Hochschulen erhofft wor-
den waren, zu gering. 

Seit den 1990er Jahren sind die hochschulpolitischen Diskurse zunehmend weniger 
durch das Paradigma der auch räumlichen Bildungschancen geprägt, sondern durch 
Begriffe wie internationaler und nationaler Wettbewerb (Kamm 2014), Autonomie 
und Exzellenz sowie Differenzierung und Profilbildung (Markova 2013). Analog gilt 
dies zumindest in der Tendenz für Teile der Struktur- und Raumentwicklungspolitik 
(Stichwort: Positionierung der Metropolregionen im internationalen Wettbewerb). 
Die Rolle der Hochschulen für ihre Region wird immer weniger im Sinne eines Bil-
dungsversorgungsauftrags als eines Impulsgebers der wirtschaftlichen Entwicklung 
verstanden (Burs 2013). Entsprechend hat auch die geographische Forschung zu 
Hochschulen heute inhaltlich stärker innovationsgeographische Ausrichtungen als es 
die klassische Bildungsgeographie hatte. Und auch forschungsmethodisch gab es Ver-
änderungen: In früheren Betrachtungen wurde der regionalökonomische Nutzen von 
Hochschulen und damit auch ihrer Studierenden noch weitgehend über Nachfrage- 
effekte definiert und ihre Rolle auf die als Nutzer regionaler Dienstleistungen reduziert 
(vgl. u. a. Fromhold-Eisebith 1992: 26; Glückler/Panitz/Wuttke 2015; Bredl/Liefner/Tei-
chert et al. 2014). Zunehmend werden dagegen jetzt sowohl die Chancen des regiona-
len Wissenstransfers durch Hochschulen als Forschungsressource oder durch 
Spin-off-Gründungen als auch der positive Effekt des personellen Wissenstransfers 
durch Hochschulabsolventen herausgestellt. 

Damit stellt sich neben der Frage, ob Schulabsolventen durch Universitäten in ihrer 
Heimatregion gehalten werden können, auch die Frage nach dem Verbleib der Studie-
renden in der Region nach dem Studium. Der Beitrag geht der Frage nach Anhalts-
punkten für Auswirkungen der tendenziell veränderten Hochschul- und Strukturpoli-
tik auf das Mobilitätsverhalten von Studierenden nach. Im Kapitel 2.1 werden zunächst 
die regionalen Unterschiede in der Studierendendichte in Deutschland dargestellt und 
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es wird ein Einblick in Forschungsarbeiten zur Frage des Zusammenhangs von Studie-
renden, Hochqualifizierten und der Regionalentwicklung gegeben. Um die (mögli-
chen) Wirkungen der Hochschulpolitik besser einschätzen zu können ist es sinnvoll, 
Umfang, Richtung und Ursachen der Mobilität von Studierenden im Laufe ihrer Bil-
dungsbiographie zu betrachten. Dazu wird in Kapitel 2.2 der internationale Stand der 
Forschung nach den einzelnen Stationen in der Bildungsbiographie ausführlicher dar-
gestellt. Aus der Darstellung werden zwei Hypothesen zur Frage der räumlichen Mobi-
lität von Studierenden abgeleitet, denen dann im Abschnitt 2.3 im Rahmen der eige-
nen regionalstatistischen Auswertung nachgegangen wird. Aufbauend auf den 
Befunden wird im Abschnitt 3 der Fokus auf einen aktuellen Aspekt der Hochschulpo-
litik gelegt, der das Mobilitätsverhalten von Studierenden besonders stark beeinflus-
sen könnte, nämlich die „Bologna-Reformen“. Es werden auch deren mögliche Auswir-
kungen für eine nachhaltige Hochschulpolitik diskutiert.

2  Mobilität von Studierenden und Regionalentwicklung:  
Nationaler und internationaler Stand der Forschung und eigene 
statistische Untersuchungen für Deutschland

2.1 Regionale Studierendendichte

Zum empirischen deskriptiven Einstieg in das Thema zeigt Abbildung 1 die Studieren-
dendichte in den deutschen Kreisen (Landkreise und kreisfreie Städte) gemessen am 
Anteil der Zahl der Studierenden an der jeweiligen Bevölkerung, dabei wird der Studi-
enort betrachtet, nicht ihr Wohnort. Die Karte verdeutlicht, es gibt die regionalen 
Unterschiede in der Studierendendichte, aber nur ein kleiner Teil der deutschen Kreise 
ist (aufgrund fehlender Hochschulen) ohne Studierende.

Das räumliche Muster erklärt sich nicht nur durch die Verteilung der Hochschulen, 
sondern auch durch die unterschiedlichen Zuschnitte der Kreise in den Bundeslän-
dern. Viele dieser Kreise mit hoher Studierendendichte sind durch traditionsreiche 
Universitäten geprägt. Auch abgesehen vom Sonderfall des bundesweiten rechneri-
schen Spitzenreiters Hagen mit seiner Fernuniversität fällt Nordrhein-Westfalen 
durch einige Kreise mit besonders hoher Studierendendichte auf, ebenso wie Bayern, 
Brandenburg und Baden-Württemberg. In der Flächendarstellung noch evidenter ist 
jedoch das Bundesland Hessen mit seinen drei Hochschulstandorten in ländlichen 
Kreisen: Kassel, Gießen und Marburg. Die Metropolen mit den absolut höchsten Stu-
dierendenzahlen Berlin, Hamburg, Köln, München und Frankfurt/Main fallen demge-
genüber in dieser Darstellung nicht ins Auge, da sich deren hohe Studierendenzahl 
durch die hohe Gesamteinwohnerzahl relativiert. Anders stellt sich das Bild allerdings 
dar, wenn nur der Anteil der Studierenden an allen Einwohnern aus der Altersgruppe 
der Bildungswanderer zwischen 18-28 Jahren ermittelt wird, worauf später noch ein-
gegangen wird (vgl. Abb. 3).
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Abb. 1: Studierendendichte in den deutschen Kreisen mit Hochschulen gemessen am Anteil an der 
Bevölkerung in % / Quelle: Eigene Darstellung; Datengrundlage: DESTATIS 2016/FDZ 2016
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Zur Frage des Zusammenhangs zwischen dem regionalen Qualifikationsniveau und 
der regionalen Wirtschaftsentwicklung liegt international eine Fülle von Studien vor. 
Trotz der Besonderheiten des föderativen Hochschulsystems in Deutschland sind die 
Befunde dieser Studien auch für Deutschland relevant. Die meisten von ihnen kom-
men zu dem Ergebnis, dass Regionen mit einem hohen Anteil hochqualifizierter Be-
schäftigter auch eine insgesamt günstige wirtschaftliche Entwicklung aufweisen. Al-
lerdings sind die Befunde und Interpretationen unterschiedlich, was die Rolle der 
Hochschulen in diesem Kontext angeht. Für bayerische Regionen stellen Kratz/Lenz 
(2015) fest, dass die regionalen Wissensspillover zu einem erheblichen Teil von Hoch-
schulen und anderen öffentlichen Forschungseinrichtungen ausgehen. Faggian/Mc-
Cann (2009) konnten dagegen in ihrer Untersuchung für Großbritannien weder einen 
Zusammenhang von Qualität der Hochschulen sowie kleinen Firmen und regionalem 
Innovationsoutput noch eine Relation zwischen Bevölkerungsdichte und Innovations-
output nachweisen. Sie konnten aber nachweisen, dass die Mobilität von Absolventen 
von qualitativ hochwertigen Universitäten positive Effekte auf den regionalen Innova-
tionsoutput in der Zuflussregion besitzt. Für die USA scheint der Effekt einer weiteren 
Polarisierung zugunsten den durch Wissenskapital besonders stark geprägten Städ-
ten in den 2000er Jahren gegenüber den 1990er Jahren sogar zurückgegangen zu sein 
(vgl. hierzu Berry/Glaeser 2005; Betz/Partridge/Fallah 2016). Andere Agglomerations-
vorteile scheinen demnach gegenüber hochqualifiziertem Wissen wieder an Bedeu-
tung gewonnen zu haben.

Zur Frage des Zusammenhanges zwischen der räumlichen Entwicklung von Studieren-
denzahlen und Indikatoren der regionalen Entwicklung liegt in Deutschland, aber auch 
international, eine Reihe von Studien vor: Für Deutschland wurde ein positiver Zusam-
menhang zwischen der Studierendenzahl und dem Wirtschaftswachstum bzw. dem 
Beschäftigungsniveau ermittelt (Tarazona 2010; Schubert/Kroll 2014). Zu ähnlichen 
Befunden kamen Studien für die USA (Berry/Glaeser 2005). In dem Modell zur Ab-
schätzung der regionalwirtschaftlichen Effekte der Universitäten in Baden-Württem-
berg für 2012 von Glückler/Panitz/Wuttke (2015) werden neben den Ausgaben der 
Hochschulbeschäftigten und zugehörigen Dienstleistern auch die geschätzten Ausga-
ben der Studierenden im Umfang von 2,15 Mrd. Euro berücksichtigt. Darüber hinaus 
gehen in das Modell auch Einkommenseffekte für die studentische Hilfskräfte als Uni-
versitätsbeschäftigte ein und zeigen den großen Einfluss von Hochschulen auf ihre 
Region. Bezogen auf den Indikator der Einwohnerentwicklung kam allerdings eine jün-
gere Untersuchung in Deutschland zu differenzierteren Ergebnissen (Fritsch/Piontek 
2015): Zwischen der absoluten Bevölkerungszahl und der Studierendenzahl besteht 
zwar eine hohe Korrelation, in den Entwicklungszahlen scheinen Bevölkerungs- und 
Studierendenzahlentwicklung jedoch nur lose miteinander verbunden. Zwischen der 
Bevölkerungsentwicklung und der Studierendenzahlentwicklung ist der Zusammen-
hang nur in den Regionen mit Verdichtungsansätzen sowie ländlichen Regionen posi-
tiv, in den Agglomerationen dagegen negativ. Das könnte dadurch zu erklären sein, 
dass Studierende in entwicklungsstarken Regionen z. B. aufgrund steigender Lebens-
haltungskosten weniger stark zuziehen. Grund für den hohen relativen Zuwachs der 
Hochschulen in ansonsten stagnierenden Regionen könnten die spezifischen Fächer-
profile und besseren Betreuungsausstattungen sowie mangelnde Zulassungsvoraus-
setzungen sein. 
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Zusammengefasst bedeutet dies: Während die regionale Wirtschaftsentwicklung eng 
mit der Frage des Qualifikationsniveaus von Beschäftigten verbunden ist, ist der Zu-
sammenhang zwischen der Studierendenentwicklung und der Regionalentwicklung 
deutlich loser: Zwar haben Studierende durchaus positive regionalwirtschaftliche Ef-
fekte. Vor allem in vielen ostdeutschen Bundesländern ist jedoch das Vorhandensein 
eines qualifizierten Studienangebots kein Garant für eine positive wirtschaftliche Ge-
samtentwicklung.

2.2 Vorliegende nationale und internationale Forschungsarbeiten zum  
 Mobilitätsverhalten von Studierenden

Daraus ergibt sich vor allem die Frage: Woher kommen die Studierenden und wohin 
gehen sie nach ihrem Studienabschluss? Die nachfolgend etwas ausführlicher darge-
stellten Untersuchungen vor allem für Deutschland, punktuell für die USA, Großbri-
tannien, die Schweiz und die Niederlande zur Frage der räumlichen Aspekte der Stu-
dierendenmobilität lassen sich recht gut nach den einzelnen Phasen bzw. Stationen 
von Studierendenlaufbahnen sortieren: vom Schulabschluss am Anfang bis zum Über-
gang ins Berufsleben am Ende und – seit der Einführung gestufter Studiengänge – zu-
sätzlich mit der Station des Übergangs vom Bachelor zum Master in der Mitte. Metho-
disch sind regionalstatistische Analysen von Befragungen zu unterscheiden. Abbil-
dung 2 verdeutlicht dies.

Für die einzelnen Stationen der Bildungslaufbahn lassen sich folgende Ergebnisse fest-
halten:

Übergang Schule-Hochschule (vgl. Pfeil 1 in Abb. 2)
Dass die räumliche Nähe zur Universität die Studienstandortwahl nach dem Schulab-
schluss beeinflusst, ist durch verschiedene Studien, insbesondere Schüler- und Studie-
rendenbefragungen, für mehrere Staaten belegt. Die Fächerwahl spielt dabei die 
wichtigste Rolle, dennoch sind auch räumliche Faktoren maßgeblich. Die Wahrschein-
lichkeit eine bestimmte Hochschule zu besuchen, nimmt mit ihrer Entfernung zum 
Schulort nicht nur linear, sondern sogar exponentiell ab. Vor allem in den Gesund-
heitswissenschaften/Medizin sowie Sprach- und Kulturwissenschaften lässt sich der 
Typ des „Heimatgebundenen Hedonisten“ identifizieren. Mit dem Bildungshinter-
grund nimmt auch die Mobilität für einen Ortswechsel für das Studium zu, auch 
scheint bei männlichen Studienanfängern die Mobilität höher zu sein als bei weibli-
chen. Wirksam sind neben den Entfernungskosten auch Peer-Effekte/Nachbarschafts-
effekte sowie emotionale Kosten. Dies alles spricht durchaus dafür, dass eine Hoch-
schulpolitik für den ländlichen Raum durchaus dazu beitragen kann, den „Brain-Drain“ 
nach dem Schulabschluss zumindest zu verringern. Dennoch ist die Bindungswirkung 
der Hochschulstandorte in Agglomerationsräumen höher als in kleineren ländlichen. 
Ferner sind Wanderungsgewinne der Stadtstaaten gegenüber ihren umgebenden Flä-
chenländern bei den Studienanfängern typisch (Brugger/Wolters 2012; Hachmeister/
Harde/Langer 2007; Falk/Kratz 2009; Lörz 2008; Denzler/Wolter 2010; McClelland/
Gandy 2012; Singleton/Wilson/O´Brien 2012). Eine ländergruppenspezifische Betrach-
tung für Deutschland kommt zu hohen (+25 %) positiven Wanderungssalden bei den 
Stadtstaaten, leicht positiven (+1 %) Wanderungssalden für die Jahre 2008/09 bei den 
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Abb. 2: Überblick Forschungsarbeiten 
zu Studierendenlaufbahnen und räum- 
licher Entwicklung / Quelle: Eigene 
Zusammenstellung
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großen westdeutschen Bundesländern Bayern, Baden-Württemberg und Nord-
rhein-Westfalen (NRW) und für alle anderen Bundesländer zu negativen Wande-
rungssalden (-6 %), wobei es keine Unterschiede zwischen kleinen westdeutschen und 
den ostdeutschen Ländern gab (Lischka/Rathmann 2011).

Übergang Bachelor–Master (vgl. Pfeil 2 in Abb. 2)
Die räumliche Mobilität nach dem Bachelor-Studium ist sehr hoch. Im Bericht der Bun-
desregierung zur Umsetzung der Bologna-Reformen (Deutscher Bundestag 2015a: 
10) wird ausgeführt: Von den neuen Masterstudierenden haben zwei Fünftel (41 %) 
die Hochschule gewechselt, von den (wenigen), die noch ein Masterstudium planen, 
sind es sogar mehr als vier Fünftel (83 %), die die Hochschule wechseln wollen. Eine 
fünf Jahre ältere Studie war noch zu deutlich geringeren Mobilitätszahlen gekommen 
(HRK 2008: 16). Die Option, das Masterstudium an einer anderen Art von Hochschule 
aufzunehmen, wird von den Bachelorabsolventen an Fachhochschulen (FH) deutlich 
häufiger genutzt als von denjenigen an Universitäten. Gut zwei Drittel der FH-Bache-
lorabsolventen, die sich für ein Masterstudium entschieden haben, nehmen dies an 
einer Fachhochschule auf; ein knappes Drittel der FH-Absolventen mit Masterent-
scheidung hat sich für ein universitäres Masterstudium entschieden. Für die Bachelor-
absolventen von Universitäten sind die Fachhochschulen für das Masterstudium nur in 
Ausnahmefällen eine Option. Untersuchungen für den Jahrgang 2009 in Deutschland 
kommen andererseits zu dem Ergebnis, dass Studierende aus Sprach-, Kultur- und 
Sportwissenschaften, Rechtswissenschaften sowie Sozial- und Wirtschaftswissen-
schaften sowohl räumlich als auch fachlich deutlich mobiler sind als Studierende der 
Natur- und Ingenieur- sowie Forst-, Agrar- und Ernährungswissenschaften (Briedis/
Minks 2011; Heine 2012). Als Mobilitätshindernisse werden Zugangsbeschränkungen, 
Zeitverluste und Probleme bei der Leistungsanerkennung, ferner finanzielle Proble-
me, und fehlende kompatible Studienangebote genannt (HRK 2008: 35; 42). Welche 
Rolle jedoch beim Wechsel vom Bachelor zum Master der Standort gegenüber der 
Fächerwahl spielt, scheint regional zu variieren. Einzelne Untersuchungen deuten da-
rauf hin, dass außerfachliche regionale Faktoren durchaus eine gewisse Rolle spielen. 
In welchem räumlichen Muster sich der Übergang vom Bachelor zum Master jedoch 
insgesamt vollzieht, insbesondere ob dieser eher zulasten der ländlichen Regionen 
geht, dazu gibt es keine gesicherten Befunde (Hasenberg/Schmidt-Atzert/Stemmler 
et al. 2011; Hildenbrand/Soviana 2015; De Boer/Kolster/Vossensteyn 2010; Krawietz 
2008; Montgomery 2002).

Übergang Hochschule–Beruf (vgl. Pfeile 3 in Abb. 2)
Krabel/Flöther (2014) ermittelten für Deutschland, dass zwei Drittel der Befragten 
(über alle Abschlüsse und Studienrichtungen) ihre Hochschulregion nach dem Ab-
schluss verließen. In den ostdeutschen Regionen lag 2008 die Verbleiberate von Ab-
solventen nach ihrem Studium in ihrer Region bei 67 %, in der Region Nord bei 80 %, in 
der Region Süd bei 87 % (Fabian/Minks 2008: 5). Besonders in Metropolen ist nach 
dem Studium ein geringes Maß an Mobilität für den Berufseinstieg nötig. Die Abwan-
derungen von vorher zugereisten Studierenden sind höher als von Einheimischen 
(Kratz/Lenz 2015). Je hochwertiger der Abschluss ist, desto höher ist die Mobilität 
nach dem Studium (Faggian/Corcoran/McCann 2013). Das für Großbritannien im be-
merkenswerten Umfang festgestellte Phänomen, dass Hochschulabsolventen nach 
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dem Studium zunächst in ihr Elternhaus zurückkehren, um von dort aus auf der Basis 
niedriger Lebenshaltungskosten den Berufseinstieg zu suchen (Sage/Evandrou/Fal-
kingham 2013), scheint in Deutschland weniger von Bedeutung zu sein. Wohin sich 
Hochschulabsolventen nach dem Studium orientieren, scheint eindeutig vor allem 
vom Niveau der angebotenen Arbeitsplätze abzuhängen.

Stationenübergreifende Betrachtung (vgl. Pfeile 4 in Abb. 2)
Die für die hier verfolgte Fragestellung interessanteste Untersuchung ist wohl jene 
von Flöther/Kooij (2012), da sie mehrere Stationen der Bildungsbiographie gleichzei-
tig betrachtet. Dabei wurden die Daten bundesweiter Absolventenbefragungen von 
2009-2011 sowohl daraufhin ausgewertet, wie viele Studierende von außerhalb des 
Hochschulstandortes attrahiert wurden, als auch wie viele Absolventen der Hoch-
schulstandorte an andere Regionen verloren gingen. Die Absolventen wurden nach 
ihrem Herkunftsort vor dem Studium und nach ihrem Verbleibsort nach dem Studium 
gefragt. Der Datensatz kann mit 99.000 Fällen als sehr aussagekräftig gelten. Betrach-
tet man zunächst nur die Regionen mit Hochschulen, so zeigt sich, dass die Metropo-
len der einzige Regionstyp sind, in den mehr Hochschulabsolventen ziehen, als Studi-
enanfänger kamen. Zudem können Schulabsolventen aus Metropolen einfacher an 
ihrem Heimatort studieren als Absolventen aus anderen Raumtypen. Vor allem in länd-
lichen Regionen, aber auch in verstädterten Räumen und ansatzweise sogar in den 
Agglomerationsräumen (außer den Metropolen) kann daher auch eine Hochschule 
den „Brain-Drain“ von SchulabsolventInnen in die Metropolen nicht ganz verhindern, 
was vermutlich vor allem an den dort vermehrt vorhandenen hochqualifizierten Ar-
beitsplätzen liegt. Bezieht man jedoch die Kreise ohne eigene Hochschule in die Be-
trachtung mit ein, so wird deutlich, dass das Vorhandensein einer Hochschule einen 
erheblichen Unterschied ausmacht: Kamen die Studierenden zu 58 % aus Regionen 
ohne Hochschule, so finden nur 36 % von ihnen nach dem Studium in Regionen ohne 
Hochschule einen Arbeitsplatz. Im Gesamtbild gelingt es somit auch den Hochschul-
standorten in ländlichen Regionen, ihr Hochqualifiziertenpotenzial weitgehend zu hal-
ten. Sie verlieren zwar Absolventen an die stärker verdichteten Regionstypen, aber es 
gelingt ihnen zumindest zum Teil, dies zu kompensieren, indem potenzielle Hochqua-
lifizierte aus dem ländlichen Umland der Hochschulen in der Hochschulregion gebun-
den werden.

Die Berufsperspektive für Hochschulabsolventen ist in Metropolen und Agglomerati-
onen besser (Flöther 2012), daher können also Hochschulen in ländlichen Regionen 
den „Brain-Drain“ in die verdichteteren Regionen nicht völlig aufhalten. Dennoch tra-
gen sie durchaus zur Stabilisierung der ländlichen Regionen insgesamt bei, indem zu-
mindest ein Teil der Hochqualifizierten in der ländlichen Hochschulregion gehalten 
werden kann und positive regionalökonomische Effekte entstehen. Vor diesem Hin-
tergrund ist bemerkenswert, dass es Hochschulen für angewandte Wissenschaften/
Fachhochschulen in ländlichen Regionen besser gelingt als Universitäten, ihre Absol-
venten in der Region zu halten. Bei städtischen Hochschulorten zeigen sich hingegen 
kaum Unterschiede zwischen Universitäten und Hochschulen für angewandte Wissen-
schaften/Fachhochschulen in den Abwanderungsquoten der Absolventen. Dies dürfte 
mit der engeren Vernetzung der Hochschule für angewandte Wissenschaften/Fach-
hochschulen mit der regionalen Wirtschaft zusammenhängen. Die bundesweite regi-
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onalstatistische Untersuchung (Ebene NUTS3-Regionen) von Jaeger/Kopper (2014) 
erbrachte vertiefte Erkenntnisse zu der Frage, inwieweit das an Hochschulen angebo-
tene Fächerprofil zu der Fächerstruktur der Hochqualifizierten in der Industrie der 
jeweiligen Region passt. Im Ergebnis variiert der „Fit-Index“ für die einzelnen Hoch-
schulen beträchtlich; er liegt für Fachhochschulen höher als für Universitäten. Fach-
hochschulen scheinen also zur jeweiligen regionalen Wirtschaft besser zu passen und 
tragen vermutlich daher stärker dazu bei, dass qualifizierte Absolventen in der jeweili-
gen Hochschulregion verbleiben, als Universitäten. Diese Befunde bestätigen die nicht 
zu überschätzende Rolle der Fachhochschulen für die „Third Mission“ des Hochschul-
systems: nämlich die enge Verzahnung von Hochschule und Gesellschaft bzw. Wirt-
schaft zum einen durch den Forschungstransfer, zum anderen aber auch durch Kon-
takte, die den Berufseinstieg von Absolventen verbessern (Borgwardt 2016: 37ff.).

2.3  Eigene regionalstatistische Analysen zur Studierendenentwicklung 
und -mobilität in Deutschland: raumtypenspezifische Entwicklungen

In der nunmehr vorgestellten eigenen regionalstatistischen Auswertung werden zwei 
Hypothesen untersucht, die sich aus den in Kapitel 2.2. dargestellten Auswertungen 
des Standes der Forschung ergeben. Diese Hypothesen beziehen sich auf zwei der 
oben genannten zentralen Stationen in individuellen Bildungsbiographien, nämlich 
erstens (Hypothese 1) den Übergang von der Schule zur Hochschule und zweitens 
(Hypothese 2) den Übergang von der Hochschule in den (hochqualifizierten) Beruf. 
Im Anschluss an die Überprüfung der Hypothesen werden die Variationen innerhalb 
der Raumtypen betrachtet.

Datengrundlage dieser regionalstatistischen Auswertung ist die laufende Raumbeob-
achtung des BBSR (INKAR 2015). Betrachtungsebene sind 402 Kreise und kreisfreie 
Städte in 2019; in diesen befand sich im Jahr 2013 mindestens eine Hochschule mit 
Studierenden. In Anlehnung an Flöther/Kooij (2012) ist hier, in Erweiterung der Raum-
typisierung des BBSR, die kleine Gruppe der deutschen Metropolen (Berlin, Hamburg, 
München, Köln, Frankfurt am Main) von den anderen Agglomerationsräumen unter-
schieden. Hinzu kommen noch die verstädterten Räume und die ländlichen Räume. 
Die letzten beiden Kategorien sind beim Thema Hochschulstandorte häufig gemein-
sam zu denken, denn Universitäten in verstädterten Räumen – hier meist in Mittelstäd-
ten oder kleinen Großstädten – fungieren häufig als Bezugspunkte für die daran an-
grenzenden ländlichen Räume.

Hypothese 1: Hochschulen in ländlichen Regionen binden ihr Potenzial zum Teil, sie 
können aber den „Brain-Drain“ aus den ländlichen Regionen nicht vollständig kompen-
sieren. 

Zur Überprüfung werden zunächst in allen Kreisen (Abb. 3, obere Reihe) der Anteil der 
Schulabsolventen mit Hochschulreife und die Studierendendichte (der Anteil der Stu-
dierenden an der Einwohnerzahl der 18-25-Jährigen) miteinander verglichen. Deutlich 
wird zunächst, dass sich die Metropolen, aber auch die Agglomerationsräume bereits 
durch den deutlich höheren Anteil der Schulabgänger mit Hochschulreife von den an-
deren Regionstypen abheben. Dem „Brain-Drain“ durch die Studienortwahl geht noch 
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immer ein Problem des Schulsystems voraus, dass in ländlichen Regionen, aber auch 
in den verstädterten Räumen die Wahrscheinlichkeit für einen Schüler, eine Hoch-
schulzugangsberechtigung zu erhalten, geringer ist als in stärker verdichteten Räu-
men.
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Abb. 3: Schulabsolventen, Studierende und Hochqualifizierte in den Kreisen nach Regionstypen 1999-
2013 (durchschnittliche Anteile). Obere Reihe: alle Kreise; untere Reihe: nur Kreise mit Hochschulen. 
Angaben in % / Quelle: Eigene Auswertung; Datengrundlage: INKAR (2015)

Vergleicht man nun die Studierendendichte mit dem Anteil der Absolventen mit Hoch-
schulreife, so fällt vor allem der Sprung der Metropolregionen (Berlin, Hamburg, Köln, 
München und Frankfurt am Main) im Vergleich zum Indikator Schulabsolventendichte 
ins Auge. Während Agglomerationsräume und verstädterte Räume ihr Potenzial hal-
ten können, fallen die ländlichen Regionen hier nochmal etwas ab. 
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Diese Unterschiede werden geringer, wenn nur die Kreise mit Hochschulstandorten 
betrachtet werden (Abb. 3 untere Reihe). Abgesehen von der Gruppe der fünf Metro-
polen sind hier die Unterschiede zwischen den anderen drei Gruppen sehr gering. Dies 
bedeutet: Wenn eine ländliche Region über eine Hochschule verfügt, verliert sie zwar 
dennoch Schulabgänger (vermutlich vor allem an die Metropolen), sie kann aber aus 
umliegenden Kreisen ohne Hochschule Schulabgänger binden. Rechnerisch haben da-
mit zumindest die ländlichen Kreise mit Hochschulen keinen „Brain-Drain“ zwischen 
Schule und Hochschule zu verzeichnen, sie können aber den „Brain-Drain“ ihres länd-
lichen Umlandes ohne Hochschule nicht vollständig kompensieren.

Tabelle 1 zeigt die Entwicklung der Varianzen innerhalb der einzelnen Regionstypen 
für die Bezugsjahre 1999 und 2013. Die Kreise der einzelnen Raumtypen sind durchaus 
sehr unterschiedlich homogen, ein eindeutiges Muster ist jedoch nicht erkennbar.

Durchschnittlicher Anteil 
Schulabsolventen  

mit Hochschulreife

Durchschnittlicher Anteil 
Studierende  

an Einwohnern 18-25 Jahre

Durchschnittlicher Anteil 
Hochqualifizierter  

Beschäftigter
Regions- 
typ

1 2 3 4 1 2 3 4 1 2 3 4

Alle Kreise

1999 1,90 7,11 7,31 7,42 28,68 56,07 40,52 31,12 2,45 3,85 3,37 2,52

2013 9,43 9,40 9,12 8,88 21,65 75,16 47,99 46,82 3,85 5,91 5,21 3,38

Nur Hochschulkreise

1999 1,90 7,34 7,53 6,78 28,68 68,43 48,46 40,60 2,45 4,29 4,00 2,53

2013 9,43 8,54 9,53 8,68 21,65 87,43 53,26 55,09 3,85 6,61 6,13 3,57

Regionstyp 1: Metropolen, Regionstyp 2: Agglomerationsräume, Regionstyp 3: verstädterte Räume,  
Regionstyp 4: ländliche Räume

Tab. 1: Anteile Schulabsolventen mit Hochschulreife, Studierende an allen Einwohnern 18-25 Jahre und 
Hochqualifizierte an allen Beschäftigten: Varianzen innerhalb der einzelnen Regionstypen / Quelle:  
INKAR (2015)

Hypothese 2: Der „Brain-Drain“ zu Lasten der ländlichen Regionen erfolgt vor allem 
nach dem Studium. 

Nach dem Studium sind die Absolventen hochmobil, ein der Qualifikation adäquater 
Arbeitsplatz stellt den entscheidenden Faktor beim Regionswechsel dar. Damit verlie-
ren die Hochschulstandorte Absolventen, wenn sie nicht die passenden Arbeitsplätze 
zur Verfügung stellen können, was in ländlichen Regionen weniger gelingt als in hoch-
verdichteten. Abbildung 3 zeigt beim Anteil Hochqualifizierter an allen Beschäftigten 
der Region ein kontinuierliches Stadt-Land-Gefälle. Bemerkenswert ist, dass sich hier 
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Unterschiede zwischen den Regionstypen nicht nivellieren, wenn nur die Regionen mit 
Hochschulen betrachtet werden. Für die ländlichen Regionen wird aber deutlich: Auch 
den Kreisen mit einer Hochschule gelingt es nicht, das Potenzial ihrer Hochschulab-
gänger in der Region zu halten. Ist die Studierendendichte in den ländlichen Hoch-
schulstandorten sogar noch höher als in verdichteten Regionen, so fallen sie bei den 
Hochqualifiziertenanteilen zurück. Zwar ist es für den Arbeitsmarkt einer ländlichen 
Region durchaus sinnvoll, über eine Hochschule zu verfügen: In den 83 ländlichen Krei-
sen ohne Hochschulen liegt der Anteil der Hochqualifizierten bei 6,3  %, in den 60 
ländlichen Kreisen mit Hochschulen dagegen bei 8,8 %. Dennoch kann auch die Exis-
tenz einer Hochschule den „Brain-Drain“ von Hochschulabsolventen aus der ländli-
chen Region nicht verhindern.

Im Vergleich der beiden Hypothesen lässt sich festhalten: Das Problem des „Brain-
Drain“ scheint nach dem Hochschulabschluss für die ländlichen Regionen deutlich 
größer zu sein als beim Übergang von der Schule zur Hochschule. Dieser Befund aus 
der regionalstatistischen Analyse bestätigt die Ergebnisse der in Abschnitt 3 genann-
ten Studie der bundesweiten Absolventenbefragung von Flöther/Kooij (2012).

Variationsbreiten innerhalb der Raumtypen
Hinausgehend über diese Befunde zu den Hypothesen können Erkenntnisse über die 
Heterogenität der Kreise innerhalb der einzelnen Raumtypen gewonnen werden. Un-
tersucht wird dazu der Zusammenhang zwischen der Studierendendichte und dem 
Anteil der Schüler mit Hochschulreife bzw. den Hochqualifizierten.

Tabelle 2 verdeutlicht die Pearson-R-Korrelationskoeffizienten zwischen Schulabgän-
gern und Studierenden einerseits und Studierenden und Hochqualifizierten anderer-
seits. 

Gleich ob alle Kreise oder nur jene mit Hochschulen betrachtet werden: Es sind vor 
allem die verstädterten Kreise, in denen ein hoher Anteil von Schulabgängern mit 
Hochschulreife mit hoher Wahrscheinlichkeit auch zu einer hohen Studierendendich-
te und einem hohen Anteil Hochqualifizierter führt. In den ländlichen Räumen und den 
Agglomerationen ist dieser Zusammenhang zwar auch signifikant, aber sichtbar gerin-
ger. Ein Faktor, der dies erklären könnte, sind die Hochschulbeschäftigten selbst. Ge-
rade in vielen Universitätsstandorten in verdichteten Regionen stellen die Hochschu-
len einen Großteil der Hochqualifizierten, daher korreliert die Absolventenzahl 
rechnerisch auch mit dem Hochqualifiziertenanteil. Gleichwohl zeigt sich für diesen 
Raumtypus wie auch für die Agglomerationsräume und die ländlichen Räume, dass es 
Variationen gibt, inwieweit es den Hochschulstandorten gelingt, Hochschulabsolven-
ten im eigenen regionalen Arbeitsmarkt unterzubringen.
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Metropolen Agglomera-
tionsräume

Verstädterte 
Räume

Ländliche 
Räume

Gesamt

Alle Kreise

Durchschnittlicher Anteil 
Schulabgänger mit Hochschul-
reife in den Jahren 1999-2013 
und durchschnittlicher Anteil 
Studierender an allen Einwoh-
nern 18-25 Jahre in den Jahren 
1999-2013

-0,703 0,452** 0,714** 0,559** 0,557**

Durchschnittlicher Anteil Stu-
dierender an allen Einwohnern 
18-25 Jahre und durchschnitt-
licher Anteil Hochqualifizierter 
1999-2013

0,608 0,489** 0,811** 0,621** 0,629**

Nur Kreise mit Hochschulen

Durchschnittlicher Anteil 
Schulabgänger mit Hochschul-
reife in den Jahren 1999-2013 
und durchschnittlicher Anteil 
Studierender an allen Einwoh-
nern 18-25 Jahre in den Jahren 
1999-2013

-0,703 0,450** 0,746** 0,657** 0,585**

Durchschnittlicher Anteil Stu-
dierender an allen Einwohnern 
18-25 Jahre und durchschnitt-
licher Anteil Hochqualifizierter 
1999-2013

0,608 0,482** 0,822** 0,679** 0,620**

Tab. 2: Zusammenhänge zwischen der Dichte von Schulabgängern mit Hochschulzugangsberechtigung, 
Studierenden und hochqualifizierten Beschäftigten in den Kreisen nach Regionstypen 1999-2013. Obere 
Reihe: alle Kreise; untere Reihe: nur Kreise mit Hochschulen. Pearson-R-Korrelationskoeffizienten / 
Quelle: Eigene Auswertung; Datengrundlage: INKAR (2015)

Gleich ob alle Kreise oder nur jene mit Hochschulen betrachtet werden: Es sind vor 
allem die verstädterten Kreise, in denen ein hoher Anteil von Schulabgängern mit 
Hochschulreife mit hoher Wahrscheinlichkeit auch zu einer hohen Studierendendich-
te und einem hohen Anteil Hochqualifizierter führt. In den ländlichen Räumen und den 
Agglomerationen ist dieser Zusammenhang zwar auch signifikant, aber sichtbar gerin-
ger. Ein Faktor, der dies erklären könnte, sind die Hochschulbeschäftigten selbst. Ge-
rade in vielen Universitätsstandorten in verdichteten Regionen stellen die Hochschu-
len einen Großteil der Hochqualifizierten, daher korreliert die Absolventenzahl 
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rechnerisch auch mit dem Hochqualifiziertenanteil. Gleichwohl zeigt sich für diesen 
Raumtypus wie auch für die Agglomerationsräume und die ländlichen Räume, dass es 
Variationen gibt, inwieweit es den Hochschulstandorten gelingt, Hochschulabsolven-
ten im eigenen regionalen Arbeitsmarkt unterzubringen.

3  Die Bologna-Reformen und ihre möglichen Auswirkungen für eine 
nachhaltige Hochschulentwicklung

3.1 Hintergrund und Plausibilität der Hypothese vom „Bologna-Drain“

Der Beschluss für ein zweigliedriges europäisches Hochschulausbildungssystem wur-
de vor 20 Jahren, am 19. Juni 1999, in Bologna gefasst. Der Bologna-Prozess ist sicher-
lich eine der auffälligsten Reformbewegungen des Hochschulsystems in den letzten 
Jahrzehnten überhaupt. Das Hauptziel der Bologna-Reform ist die Schaffung eines 
einheitlicheren europäischen Hochschulraums. Neben der stärkeren Praxisnähe und 
verbesserten Berufsfähigkeit, der Durchlässigkeit der Hochschulen untereinander 
und zum Arbeitsmarkt, größerer Sozialgerechtigkeit beim Hochschulzugang, der 
Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit und der Verkürzung der Studienzeiten ist die Er-
höhung der Studierendenmobilität eines der zentralen Ziele der Bologna-Reform (Ko-
negen-Grenier 2012: 10 ff.; Pietzonka 2014: 24 f.; Teichler 2014: 128). Mobilität ist da-
mit sowohl zwischen den Fächern gemeint, vor allem aber auch als räumliche Mobilität 
unter der Zielsetzung der Internationalisierung der europäischen Hochschulen. Ein 
zentrales Ziel war „die Beseitigung aller Hindernisse für die Freizügigkeit von Studie-
renden, Lehrenden, Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern und Verwaltungs-
personal“ (Prag Kommuniqué 2001) durch ein vereinheitlichtes Punkte- und Anerken-
nungssystem. 

Die Dynamik des Bologna-Prozesses war zumindest in Deutschland höher, als anfäng-
lich vielfach vermutet worden war (Eckardt 2005). Nach mittlerweile 15 Jahren kann 
der im Zuge der Bologna-Reform angestoßene Prozess der Einführung gestufter Stu-
diengänge in Deutschland weitgehend als abgeschlossen bezeichnet werden: Mit dem 
Wintersemester 2015/16 waren bundesweit 8.298 Bachelor- und 8.099 Master-Studi-
engänge an Hochschulen akkreditiert, die große Mehrzahl der Vorgängerstudiengän-
ge Diplom und Magister waren ausgelaufen. Abbildung 4 verdeutlicht, dass sich in den 
letzten 10 Jahren zwei Trends überlagerten: Zum Ersten der deutliche Anstieg der 
Studierendenzahlen insgesamt (ab 2008, der erst 2014 leicht an Dynamik verlor). Zum 
Zweiten die Einführung der neuen Studiengänge mit kontinuierlich wachsenden Antei-
len an allen Studierenden (mit besonders hohem Tempo 2005-2011 im Bachelor und 
zeitversetzt 2009-2014 im Master). Mit dem Wintersemester 2011/2012 waren erst-
mals über 50 % aller Studierenden Bachelor, mit dem Wintersemester 2014/15 über-
schritt der Anteil der Masterstudierenden erstmals die 15 %-Marke.
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Abb. 4: Entwicklung der Studierendenzahlen an deutschen Hochschulen nach Studiengangstypen 1999-
2014 / Quelle: Eigene Darstellung; Datengrundlage HRK (2015)

Die Hypothese vom „Bologna-Drain“ besagt nun, dass die Umstellung auf gestufte 
Studiengänge zu Lasten der Universitätsstandorte in weniger verdichteten Regionen 
geht, weil die arbeitsplatzorientierte Abwanderung aus der Heimatregion nunmehr 
bereits früher vollzogen wird. Dies geschieht vor allem aus zwei strukturellen Gründen 
und einem ergänzenden Grund:

 > Zum Ersten wegen der verkürzten Studienzeiten: Wenn auch nicht im erwünsch-
ten Umfang, so hat sich dennoch die Studiendauer gegenüber den alten Studien-
gängen deutlich verringert. 2010 betrug bundesweit für Absolventen, die einen 
Bachelor und Master unmittelbar konsekutiv studierten, die Gesamtstudiendauer 
durchschnittlich 11,2 Semester (davon 7 Semester Bachelor). Für das Jahr 2012 
sank diese Zahl weiter auf 10,8 Semester. Der Vergleichswert für Diplom- und Ma-
gister lag 2012 bei 12,8 Semestern (Deutscher Bundestag 2015a: 10). Damit ist 
der mögliche Einstieg in den Beruf nach dem Bachelor um drei Jahre und selbst 
nach dem Master gegenüber den alten Abschlüssen um ein Jahr nach vorne verla-
gert worden. Ein wichtiges Bologna-Ziel ist damit erreicht. Damit könnte jedoch 
verbunden sein, dass Hochqualifizierte ländliche Regionen auf der Suche nach ei-
ner Tätigkeit früher verlassen.

 > Zum Zweiten wegen des Überganges vom Bachelor zum Master: Im Unterschied 
zu den früheren Diplom- und Magisterstudiengängen, in denen „in einem Zug“ 
studiert wurde, sieht das Konzept gestufter Studiengänge eine systematische 
Zäsur zwischen den beiden Studienabschlüssen vor. Dazu wird den Studierenden 
im Alter von im Regelfall 21-22 Jahren eine strukturierte Wahlmöglichkeit in ihrer 
Biographie eingeräumt, die es bislang erst am Ende eines Magister- oder Diplom-
studienganges gab. Die in Abschnitt 3 dargestellten Untersuchungen zeigen, dass 
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das Ziel der Fächermobilität zwischen Bachelor und Master bereits insgesamt 
durchaus als erreicht angesehen werden kann, womit häufig auch eine räumliche 
Mobilität einhergeht. Von dem durch die Bologna-Reform beförderten veränder-
ten Studienstandortwahlverhalten, insbesondere im Hinblick auf die Masterstudi-
engänge, könnten, so die Vermutung, vor allem Agglomerationen, und hier insbe-
sondere die Metropolen profitieren. Denn zum Ersten können hier die Hoch- 
schulen ein breites Portfolio spezialisierter Masterstudiengänge anbieten, zum 
Zweiten haben hier die Absolventen nach dem Studium bessere Arbeitsmarkt-
chancen und zum Dritten sind die meisten der Großstädte attraktive Lebensorte. 
Es scheint häufig neben den Studienprofilen auch eine Präferenz für einem „Tape-
tenwechsel“ zu geben, was vor allem große Städte attraktiv macht. Die Hoch-
schulstandorte in ländlichen Regionen verlieren daher einen größeren Teil ihrer 
potenziellen Hochqualifizierten nicht erst nach dem Studium, sondern bereits 
beim Übergang vom Bachelor zum Master. Die Tatsache, dass FH-Studierende 
nach dem Bachelor mobiler sind, könnte dazu führen, dass vor allem die ländli-
chen Regionen mit Fachhochschulen negativ betroffen sind.

 > Hinzu kommt ein dritter Faktor: Wenngleich dies nicht das Ziel der Bologna- 
Reform war und Korrekturen zu erwarten sind, so sind zumindest bislang in 
Deutschland die Abbruchquoten in den Bachelorstudiengängen höher als in den 
alten Studiengängen (Deutscher Bundestag 2015a: 9). Diese daraus resultierende 
freiwillige oder unfreiwillige höhere potenzielle Mobilität der Studierenden könnte 
ebenfalls dazu führen, dass die Attraktivität der Metropolen/Agglomerationen ge-
genüber den periphereren Regionen in den Biographien noch früher zur Geltung 
kommt.

Studierende könnten also als Folge der Bologna-Reform veranlasst sein, ihre ländli-
chen Heimatregionen, auch wenn diese eine eigene Hochschule aufweisen, früher zu 
verlassen als bislang: Zum Ersten, weil sie deutlich früher ihr Studium abschließen (sei 
es mit berufsqualifizierendem Bachelor- oder mit Masterabschluss). Zum Zweiten und 
vor allem, weil sie zwischen Bachelor und Master systematisch eine auch raumbezoge-
ne Wahlentscheidung zu treffen haben, und ergänzend deshalb, weil zumindest im 
Bachelor derzeit noch die Studienabbruchquoten höher sind als in den alten Studien-
gängen. 

Diesen theoretischen Argumenten, die für die Hypothese vom „Bologna-Drain“ zu 
Lasten ländlicher Regionen sprechen, stehen auch andere Argumente gegenüber: Die 
lokalen Zulassungsbeschränkungen im Zuge der Ausdifferenzierung der Studiengänge 
haben an Bedeutung gewonnen (Heine 2011: 108). Diese dürften vor allem von den 
Hochschulen in den nachgefragten Metropolen/Agglomerationen genutzt werden. 
Zudem dürften sich die höheren Lebenshaltungskosten in den Metropolen/Agglome-
rationen nivellierend für das räumliche Muster der Studienplatznachfrage auswirken.

Gleichwohl erscheint es insgesamt intuitiv eher plausibel, dass sich die mobilitätsför-
dernden Intentionen der Bologna-Reform eher zu Lasten peripherer Standorte aus-
wirken. Was bedeutet dies für die politische Diskussion? Während z. B. die Exzellenz- 
initiative in der Forschung mehr oder minder explizit eine Polarisierung der For-
schungslandschaft (ungeachtet der räumlichen Implikationen) sogar fordert, ist die 
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Bologna-Reform, bezogen auf die Frage des Verhältnisses von Ausgleich vs. Innovati-
on, neutral formuliert: Es ist gewünscht, dass Mobilität sich generell zwischen allen 
Hochschulstandorten Europas erhöht – unabhängig von ihrer Exzellenz. Aber auch die 
möglichen nicht intendierten räumlichen Folgen des Bologna-Prozesses waren nicht 
erkennbarer Gegenstand der politischen Debatten. Auch in durchaus nicht unkriti-
schen Positionierungen (Landfried 2014; Kühl 2012) und umfangreichen wissen-
schaftlichen Diskursanalysen des Bologna-Prozesses (Maeße 2010) werden zumin-
dest für Deutschland keine Stimmen eingefangen, die sich zu den erwünschten oder 
unerwünschten räumlichen Folgen der so erhöhten Studierendenmobilität äußern. 
Zwar variierte das Tempo der Einführung zwischen den deutschen Bundesländern be-
trächtlich, was auf unterschiedliche politische Akzeptanz der Bologna-Reform hindeu-
tet: Während im Jahr 2010 in den Ländern Berlin, Brandenburg, Hamburg, Nieder-
sachsen, Rheinland-Pfalz und Schleswig-Holstein bereits über 90 % der angebotenen 
Studiengänge Bachelor- oder Masterstudiengänge waren, lag in Bayern, Mecklen-
burg-Vorpommern und dem Saarland der Anteil dieser Studiengänge noch bei unter 
65 % (Winter 2011: 232; Pietzonka 2014: 24f.). Die politischen Deklarationen lassen 
jedoch keine strukturpolitischen Argumente erkennen, warum die Bologna-Reformen 
anfänglich vor allem von Bayern skeptisch eingeschätzt wurden; es waren bildungs- 
und finanzpolitische Erwägungen, nicht etwa die vermuteten regional selektiven Wir-
kungen, die eine Rolle spielten (Mahner 2012).

Auch in den Bundestagsdebatten zur Bilanz der Bologna-Reform spielte die Frage der 
möglichen regionalen Folgen der erhöhten Mobilität keine Rolle. Zentral war vielmehr, 
warum die Bologna-Reform trotz relativ zügiger Umsetzung das Ziel der Erhöhung der 
internationalen Mobilität noch nicht wie gewünscht erreicht hat. Angesichts der Tat-
sache, dass sich bereits vor der Bologna-Reform die internationale Mobilität deutlich 
erhöht hatte, kann durchaus die Frage gestellt werden, ob die Bologna-Reform nicht 
sogar kontraproduktiv wirkte. Zumindest in den ersten Jahren nach der Einführung 
sprach einiges dafür, dass der erhöhte Studiendruck und die starke Spezialisierung der 
Master-Studiengänge die Mobilität sogar eher senkte als erhöhte; zumindest waren 
die internationalen Mobilitätsraten deutscher Studierender in den älteren Diplom- 
und Magisterstudiengängen deutlich höher als in Bachelor- und Masterstudiengängen 
(Hey 2012: 14; Brändle 2010: 122 f.). Vor diesem Hintergrund diskutierten 2015 die 
Fraktionen der Linken und der Grünen den Mobilitätsaspekt vor allem im internationa-
len Kontext. Sie kritisierten eher die noch mangelhafte Umsetzung und die zu hohen 
Zugangsbarrieren für ein Auslandsstudium vor allem unter dem Aspekt der Gerechtig-
keit und der noch zu hohen sozialen Selektivität der möglichen Mobilität (Deutscher 
Bundestag 2015b; 2015c). Die Fraktionen der Regierungsparteien wiesen allerdings 
sogar explizit auf den nationalen Aspekt hin, dass auch die Mobilitätshürden zum 
Wechsel zwischen Hochschulen innerhalb Deutschlands noch weiter verringert wer-
den müssten (Deutscher Bundestag 2015d). Strukturpolitische Bedenken struktur-
schwacher Bundesländer gegenüber der zentralen Forderung der Bologna-Reform 
nach erhöhter studentischer Mobilität waren auch in anderen politischen Arenen 
nicht erkennbar.
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3.2  Mögliche Auswirkungen der Bologna-Reformen auf die nachhaltige 
Entwicklung der Hochschulen und ihrer Regionen

Die durch die Bologna-Reformen deutlich veränderten Rahmenbedingungen des Stu-
diums sind im Hinblick auf die im Beitrag von Schiller/Kanning/Pfitsch et al. in diesem 
Band gemachten Überlegungen zum Thema der Nachhaltigkeit und Hochschulent-
wicklung sehr differenziert zu bewerten: Insbesondere, wenn man

 > die in dem Beitrag formulierte intragenerative Gerechtigkeit durch interregiona-
len Ausgleich, 

 > die Frage der Intergenerationsgerechtigkeit, 
 > das Integrationsgebot (ausgewogene ökonomische, soziale und ökologische Ent-

wicklungen) und 
 > das Partizipationsgebot

als Bewertungskriterien heranzieht.

Relativ einfach erscheint die Bewertung bezogen auf das vierte Kriterium, die Partizi-
pation. Durch die Bologna-Reformen werden zunächst die Studiengänge der europäi-
schen Studiengänge kompatibler gemacht, die Mobilität von Studierenden gefördert 
und Studiengangwechsel erleichtert. Zwar wirkten sich bei einigen der reformierten 
Studiengänge die Verdichtungen der Lehrpläne bei gleichzeitig sinkender Studiendau-
er zunächst eher hemmend auf die Nutzung von studentischen Mobilitätsfreiräumen 
während des Studiums aus. Gleichwohl deuten zumindest die kontinuierlich gestiege-
nen Austauschzahlen des Erasmus-Studienaustausch-Programms − Zahlen für regel-
rechte Studienwechsler liegen europaweit nicht vor − auf eine gestiegene internatio-
nale Studierendenmobilität hin (Erasmus 2019). Grundsätzlich wird damit die 
Partizipation der Studierenden an allen Hochschulangeboten Europas erleichtert, in-
sofern wird diesem Nachhaltigkeitskriterium genüge getan.

Deutlich schwieriger zu beurteilen sind die Auswirkungen der Bologna-Reformen auf 
die anderen Nachhaltigkeitskriterien. Sie können, in grundsätzlicher Ermangelung ge-
sicherter wissenschaftlicher Erkenntnis zu den Wirkungen von politischen Maßnah-
men auf die Entwicklung von Regionen, hier nur szenarisch angedeutet, nicht aber 
empirisch belegt werden:

Zum Aspekt der intragenerativen Gerechtigkeit besagt die Hypothese vom „Bolog-
na-Drain“, dass die Einführung gestufter Bachelor- und Master-Studiengänge dazu 
führen könnte, dass in Deutschland Universitäten in ländlichen Regionen für Studie-
rende gegenüber Universitäten in Metropolräumen/Agglomerationen an Bedeutung 
verlieren könnten. Die traditionelle, ausgleichsorientierte und regionalisierte Hoch-
schulpolitik wäre damit zum Teil konterkariert. Die Bologna-Reformen würden inso-
fern sogar dem Nachhaltigkeitskriterium des intragenerativen regionalen Ausgleichs 
zuwiderlaufen. Dadurch stünden sie auch dem Integrationsgebot der ausgewogenen 
ökonomischen, ökologischen und sozialen Entwicklung entgegen, da sie zu einer Ver-
stärkung der regionalen Disparitäten beitragen würden: Hochschulstandorte in peri-
pheren Regionen hätten einen vorgezogenen „Brain-Drain“ zu beklagen und wären im 
Hinblick auf ihre ökonomische Nachhaltigkeit geschwächt, während sich in den nach-
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gefragten Hochschulstandorten Agglomerationsüberlastungsprobleme mit entspre-
chenden ökologischen Auswirkungen verstärken könnten. Mittelfristig blieben die 
Hochschulen in den peripheren Regionen in der studentischen Nachfrage zurück, was 
langfristig sogar ihre Existenz gefährden könnte. Damit wären langfristig auch die Kri-
terien der sozialen Nachhaltigkeit und der intergenerativen Gerechtigkeit gefährdet, 
da Schulabsolventen in ländlichen Regionen weniger Gelegenheit hätten, ein Studium 
in ihrer Heimatregion aufzunehmen.

3.3 Erste empirische Anhaltspunkte

Lässt sich nun die Hypothese vom „Bologna-Drain“ regionalstatistisch belegen? Abbil-
dung 5 zeigt dazu die Entwicklung der Studierendenzahlen in den Kreistypen:
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Abb. 5: Entwicklung der Studierendenzahlen 1999-2013 in den deutschen Kreisen mit Hochschulen 
(N=231) nach Regionstypen / Quelle: Eigene Auswertung; Grundlage: INKAR (2015)

Darin wird deutlich, dass die ländlichen Regionen in der Entwicklung der Studieren-
denzahlen im vergangenen Jahrzehnt gegenüber den Regionen in den anderen drei 
Raumkategorien (Metropolen, Agglomerationsräume und verstädterte Räume) auf-
holen konnten. Seit dem Jahr 2012 wachsen jedoch die Studierendenzahlen in den 
ländlichen Regionen etwas schwächer als in den anderen Kategorien, vor allem in den 
verstädterten Räumen und den Agglomerationsräumen. Eine Trendwende lässt sich 
daraus zwar nicht ableiten, aber zumindest eine Vermutung für die weitere Beobach-
tung. Da in diesen Jahren auch die Masterstudierendenzahlen nochmals einen Wachs-
tumsschub erhielten (vgl. Abb. 4), könnte dies durchaus ein Indiz für die Hypothese 
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vom „Bologna-Drain“ sein. Allerdings waren es nicht die Metropolen, die in den letz-
ten Jahren besonders hohe Studierendenzuwächse erhielten, sondern vor allem die 
anderen Agglomerationsräume. Dies könnte jedoch dadurch zu erklären sein, dass in 
den Metropolen mehr Studiengänge Zulassungsbeschränkungen aufweisen. Vor allem 
aber drücken sich vermutlich darin die gerade in diesen Jahren besonders stark gestie-
genen Lebenshaltungskosten in den Metropolen aus.

Die Betrachtung der Zeitreihe kann die Hypothese vom „Bologna-Drain“ zu Lasten der 
ländlichen Hochschulregionen zwar nicht bestätigen, rechtfertigt es aber, weitere Un-
tersuchungen durchzuführen.

3.4 Weiterer Forschungsbedarf zur Untersuchung des „Bologna-Drains“

Zunächst muss die Entwicklung einige Jahre abgewartet werden, bis sich die Umstel-
lung auch vollständig vollzogen hat und die Masterstudiengänge weiter eingespielt 
haben. Vor allem erfordert die Beantwortung der Frage zur regionalstatistischen Be-
legung vom „Bologna-Drain“ weitere vertiefende Untersuchungen anstelle der bloßen 
Betrachtung der regionalen Studierendenzahlen. Es müssten zumindest die Über-
gangsquoten Bachelor-Master bzw. Wanderungsanalysen für die einzelnen Universi-
täten in unterschiedlichen Regionstypen in ausreichender Fallzahl vorliegen, um dar-
aus auch valide Folgerungen für die Hypothese des „Bologna-Drains“ zu ziehen. 

Hierbei zeigten einige der genannten Autoren Wege und Möglichkeiten auf. Flöther/
Kooij (2012) erstellten mit Hilfe der KOAB-Datenbank, welche auf Fragebögen ba-
siert, aussagekräftige Analysen zu Forschungsfragen zu den Bologna-Reformen. Vor-
teile sind hierbei die ganzheitliche Betrachtung der Studierenden vom Einstieg in das 
Studium bis hinein in die Erwerbstätigkeit. Nachteile der Befragungsdaten sind die 
nicht flächendeckende Verfügbarkeit und nicht immer sicherzustellende Rücklaufquo-
ten, um Hochschulen und die zugehörigen Regionen ganzheitlich abzubilden. Hier 
wäre eine Analyse von sekundären Mikrodaten zielführender. Mit Hilfe der Forschungs-
datenzentren der Statistischen Landesämter ist es nun möglich, die Studienbiographi-
en nachzuverfolgen (FDZ 2017): vom Einstieg in die Hochschule über Fachwechsel, 
Standortwechsel bei Bachelor und Master sowie auch den Abschlussnoten. Mittels 
Datenanalysen wäre es möglich, regionale Unterschiede, fachliche Differenzen im Mo-
bilitätsverhalten sowie auch Exzellenzkonzentrationen im Hinblick auf die vorhandene 
Wirtschaftsstruktur an den Universitätsstandorten genauer zu analysieren und dies-
bezüglich die Effekte der Bologna-Reform bei schneller und langsamer Umsetzung zu 
bewerten. Dies sollte der Fokus zukünftiger Forschung zur Fragestellung des „Bolog-
na-Drains“ und damit einhergehender Effekte sein.

4. Fazit und Diskussion

Sowohl die Auswertung des Forschungsstandes als auch die eigene Auswertung der 
Regionaldaten zu Schulabschlüssen, Studierenden und hochqualifizierten Beschäftig-
ten bestätigte zunächst die Vermutung, dass die Existenz einer Hochschule Agglome-
rationsnachteile von ländlichen Regionen bei der Attrahierung qualifizierter Beschäf-
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tigter zwar nicht vollständig, aber immerhin zum Teil ausgleichen kann. Die in 
Westdeutschland vor allem in den 1960er Jahren und im gesamten Bundesgebiet in 
den 1990er Jahren verfolgte Politik der Hochschulentwicklung in ländlichen Regionen 
und deren benachbarten verstädterten Regionen kann also insofern als erfolgreich 
bezeichnet werden, als sie in vielen Regionen zumindest dazu führte, dass der „Brain-
Drain“ in der Bildungs- und Berufsbiographie zeitlich verzögert werden konnte. Im 
vergangenen Jahrzehnt haben sich die Studierendenzahlen in ländlichen Regionen 
noch positiver entwickelt als in anderen Regionstypen. Vor allem bei statusniedrigeren 
Studierendengruppen sind die Nähe zum Elternhaus und die geringeren Lebenshal-
tungskosten nach dem Studienangebot die wichtigsten Gründe, eine Hochschule in 
ländlicheren Regionen zu wählen. Das Problem des „Brain-Drain“ für ländliche Regio-
nen stellt sich jedoch nach dem Studienabschluss. Hier verfügen die ländlichen Regio-
nen oft nicht über das passende Arbeitsplatzangebot für die Studierenden. Zum ei-
nen, weil insgesamt weniger hochqualifizierte Arbeitsplätze angeboten werden. Zum 
anderen deuten die Untersuchungen von Jaeger/Kopper (2014) darauf hin, dass es 
auch an der fachlichen Nichtübereinstimmung (mismatch) und vor allem den an Uni-
versitäten erzeugten hohen Qualifikationen mit den in der Region real nachgefragten 
Qualifikationen liegen kann, wenn Studierende nach dem Studium die ländliche Region 
verlassen müssen. Hervorzuheben ist hier allerdings die positive Rolle der Hochschu-
len für angewandte Wissenschaften/Fachhochschulen (Kratz/Lenz 2015): Ihnen ge-
lingt es besser als den Universitäten, auch die Absolventen bereitzustellen, die zum 
nachgefragten Hochqualifiziertenprofil der Regionen passen. Damit haben die Hoch-
schulen für angewandte Wissenschaften/Fachhochschulen vor allem in den ländlichen 
Regionen nicht nur aufgrund ihrer eigenen Beschäftigten, sondern auch als Produzen-
ten von Absolventen eine hohe regionalökonomische Bedeutung. Für den Übergang 
vom Bachelor zum Master zeigen die Untersuchungen eine recht hohe Mobilität so-
wohl bezogen auf das Fach als auch auf die Hochschule, vor allem in den Geistes- und 
Sozialwissenschaften. Diese ist in vielen Fällen auch mit einer räumlichen Mobilität 
verbunden. 

Nach den in Kapitel 3.1 formulierten Überlegungen würden die Bologna-Reformen, da 
ihre Auswirkungen räumlich selektiv sind, den ersten drei der im Beitrag von Schiller/
Kanning/Pfitsch et al. in diesem Band formulierten Desideraten nachhaltiger gesell-
schaftlicher Entwicklung eher zuwiderlaufen, das vierte Kriterium individueller Mobili-
tät und Partizipation dagegen erfüllen. Allerdings kann über diese Wirkungen letztlich 
nur spekuliert werden. Die entscheidende Voraussetzung für das Zutreffen dieser Ver-
mutungen ist zunächst, dass die Bologna-Reformen in Richtung einer räumlichen 
Selektivität wirken würden. Dazu lassen sich jedoch derzeit noch keine validen Befun-
de festhalten. Eine gewisse zeitliche Koinzidenz des Umstellungsgrades von Bachelor 
zum Master mit einem leichten Abschwächen des Aufholens der Universitäten in den 
ländlichen Räumen ist allerdings für die Zeit nach 2012 zu erkennen. Es wäre jedoch 
verfrüht, hier die Bestätigung für einen vermuteten Kausalzusammenhang zu formu-
lieren. Zum Ersten sind die räumlichen Wirkungen politischer Reformen generell erst 
in langen Zeiträumen erkennbar. Zum Zweiten wurde der Bologna-Prozess in einem 
vergleichsweise hohen Tempo absolviert und die Systemumstellung in Deutschland 
kann in den Grundzügen zwarals abgeschlossen bezeichnet werden; Indikatoren wie 
unerwünscht hohe Studienabbruchquoten und die hohe Dichte der Reakkreditierung 
von BSc- und MSc-Studiengängen zeigen jedoch, dass die Experimentierphase im De-
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tail noch nicht abgeschlossen ist. Weitere Forschungsarbeiten, deren Vorgehensweise 
oben beschrieben wurde, dürften ertragreich sein. Wenn Zeitreihen für die Absolven-
ten bis mindestens zum Jahr 2018 vorliegen, dürften Berechnungen nach dem hier 
skizzierten Vorgehen aussagekräftig genug sein.

Sollte es tatsächlich eine Folge der Bologna-Reformen sein, dass die erhöhte Studie-
rendenmobilität zum Nachteil für strukturschwächere Regionen führt, so kann es, 
selbst wenn damit die traditionelle ausgleichsorientierte Hochschulpolitik zum Teil 
konterkariert wäre, selbstverständlich nicht die politische Konsequenz sein, vom Bo-
logna-Ziel der erhöhten Studierendenmobilität Abstand zu nehmen. Die auf Individu-
en bezogene sozialpolitische Motivation der erhöhten Mobilität dürften räumliche 
sozioökonomische Argumentationen politisch immer überwiegen. Die wichtigste Auf-
gabe liegt daher in der Schnittstelle von Regional- und Hochschulpolitik und in der in-
tensiveren Verflechtung von universitärem Lehrangebot und regionaler Wirtschaft, 
um die Bindung der Hochqualifizierten an die Region auch nach dem Studium zu stär-
ken. Die Frage ist, wie die Hochschulen in ländlichen Regionen weiter den Match zwi-
schen ihrem Profil und der regionalen Wirtschaft verbessern können. Bereits der Ba-
chelor ist so berufsqualifizierend auszugestalten, dass er zu den Arbeitsplatzangeboten 
der Region passt. Hier können Universitäten von den Hochschulen für angewandte 
Wissenschaften/Fachhochschulen besonders lernen. Aber auch andere Politikfelder 
sind gefragt: In der Stadtentwicklungspolitik ist die Bereitstellung preisgünstigen 
Wohnraums für Studierende ein Dauerthema, was in den letzten Jahren sogar in eini-
gen Zentren der ländlichen Räume an Brisanz gewonnen hat, auch wenn diese deutli-
chen Lebenshaltungskostenvorteile gegenüber verdichteten Regionen aufweisen. 
Dazu muss in vielen Fällen die Verbesserung der sonstigen Infrastruktur und der Le-
bensqualität für Studierende kommen.
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Kurzfassung / abstract

Hochschulen und ihr Beitrag für eine nachhaltige Regionalentwicklung
Hochschulen sind unter ökonomischer Perspektive für ihre Standortregionen einer-
seits als Arbeitgeber und Nachfrager von Interesse, andererseits präsentieren sie sich 
als Wissensproduzenten, als „Wissensimporteure“ und als Bereitsteller von Humanka-
pital. Über welche Kanäle Hochschulen und Regionen miteinander verbunden sind, 
welche Hemmnisse und Erfolgsfaktoren beim Wissenstransfer zu beobachten sind 
und wie erfolgversprechende Governance-Strukturen zur Steuerung des Zusammen-
spiels geschaffen werden können – das sind Themen, die in dem vorliegenden Band 
ausführlich behandelt werden.

Zudem wird die „dritte Aufgabe“ (Third Mission) der Hochschulen und ihre gesell-
schaftliche Mitverantwortung für eine nachhaltige Regionalentwicklung in diesem 
Buch debatiert. Damit stellt sich zugleich die Frage, durch welche Veränderungen des 
Hochschulsystems und des Verhaltens von Hochschulen – etwa im Sinne des empi-
risch beobachtbaren Strukturtyps der „engagierten Hochschule“ – diesem Anspruch 
nachgekommen werden kann. Dieses Thema, wie auch die weitergehende Forderung, 
Hochschulen als Agenten für eine nachhaltige Entwicklung insbesondere im „Realla-
bor“ Region ins Blickfeld zu nehmen, ist ebenfalls Gegenstand von Beiträgen in diesem 
Band – illustriert anhand von Fallbeispielen.

Schließlich erfolgt eine Diskussion der eher unbeabsichtigt induzierten regionalen 
Wirkungen aktueller Wissenschaftspolitik. Die zunehmende Orientierung auf Wettbe-
werb und „Exzellenz“ in der Forschungsförderung, die Bologna-Reformen in der Leh-
re und die Netzwerkorientierung in der Innovationspolitik haben sichtbare Auswirkun-
gen auf die räumlichen Strukturen in Deutschland. Diese „sekundären“ Regional- 
effekte empirisch abzubilden und unter Nachhaltigkeits- und regionalen Ausgleichs-
zielen zu bewerten, ist Anliegen verschiedener Beiträge in diesem Band.

Schlüsselwörter
Hochschulen – Wissenstransfer – Governance – nachhaltige Entwicklung – Regional-
entwicklung – Third Mission

Universities and their contribution to sustainable regional development
The economic impact of universities on regional development can be due to their 
backward-linkages (e.  g. regional employment and demand) on the one hand and 
their forward linkages (e. g. transfer of knowledge and provision of human capital) on 
the other hand. Topics of the first chapter in this book are the variety of transfer chan-
nels between universities and regions, barriers to and determinants of knowledge 
transfer as well as governance modes for a successful cooperation between universi-
ties and their surrounding regions.

In recent years, the concept of the so called „third mission“ of universities (in addition 
to research and education) is often enhanced by the normative concept of sustainabil-
ity. From this point of view, universities are also responsible for a sustainable develop-
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ment of society. If politics wants to strengthen universities in this role, this might have 
significant implications on the higher education system as a whole as well as the stra-
tegic missions of university boards. This becomes evident in the empirically definable 
new structural type of „engaged universities“. These universities see themselves as 
agents for sustainable development, especially in their own region, which they treat as 
a kind of natural laboratory. Referring to case study evidence, the second chapter of 
this book deals with the contribution of universities to sustainable development.

Finally, the book presents research on the unintentional impacts of modern science 
policy on regional development. The recent shift towards excellence-oriented and 
merit-based research funding, the bologna reforms and the increased orientation on 
fostering knowledge networks in innovation policy all have significant spatial impacts. 
The empirical research of these impacts as well as the evaluation regarding regional 
development goals are the subject of the contributions in the third chapter of this 
book.

Keywords
Universities – knowledge transfer – governance – sustainable development – regional 
development – Third Mission
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Hochschulen sind unter ökonomischer Perspektive für ihre Standortregionen einerseits als Ar-
beitgeber und Nachfrager von Interesse, andererseits präsentieren sie sich als wissens- 
produzenten, als „wissensimporteure“ und als Bereitsteller von Humankapital. über welche 
kanäle Hochschulen und Regionen miteinander verbunden sind, welche Hemmnisse und er-
folgsfaktoren beim wissenstransfer zu beobachten sind und wie erfolgversprechende Gover-
nance-Strukturen zur Steuerung des Zusammenspiels geschaffen werden können – das sind 
themen, die in dem vorliegenden Band ausführlich behandelt werden.

Zudem wird die „dritte Aufgabe“ (third Mission) der Hochschulen und ihre gesellschaftliche 
Mitverantwortung für eine nachhaltige Regionalentwicklung in diesem Buch debatiert. Damit 
stellt sich zugleich die Frage, durch welche Veränderungen des Hochschulsystems und des Ver-
haltens von Hochschulen – etwa im Sinne des empirisch beobachtbaren Strukturtyps der 
„engagierten Hochschule“ – diesem Anspruch nachgekommen werden kann. Dieses thema, 
wie auch die weitergehende Forderung, Hochschulen als Agenten für eine nachhaltige entwick-
lung insbesondere im „Reallabor“ Region ins Blickfeld zu nehmen, ist ebenfalls Gegenstand von 
Beiträgen in diesem Band – illustriert anhand von Fallbeispielen.
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